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§ 1 Einleitung
A. Einfithrung

Der Umwelt- und Klimaschutz ist nicht nur Gegenstand gegenwirtiger gesell-
schaftspolitischer Diskussionen, sondern auch einer Vielzahl von Gerichtsverfah-
ren vor nationalen Gerichten. Insbesondere im europdischen Kontext finden sich
sog. Klimaklagen bereits seit Lingerem innerhalb der jeweiligen nationalen
Rechtsprechung wieder' und gewinnen auch in Deutschland zunehmend an Rele-
vanz.? Hierbei stehen vor allem die Folgen des anthropogen verursachten Klima-
wandels im Fokus des Diskurses. Eine besonders verheerende Bedrohung stellt in
diesem Kontext der Anstieg des Meeresspiegels infolge des voranschreitenden
anthropogenen Klimawandels dar, welcher fiir einige Staaten sogar existenzbe-
drohend ist.

I. Problemstellung

Der Anstieg des Meeresspiegels ist eine der bedeutendsten Auswirkungen des
anthropogen verursachten Klimawandels.> Aufgrund des Meeresspiegelanstiegs
sehen sich bereits viele Regionen und in einigen Fillen sogar ganze Staaten ge-
zwungen, lber eine dauerhafte Umsiedlung ihrer Bevolkerung nachzudenken. Zu
den am Stirksten durch den Meeresspiegelanstieg gefdhrdeten Staaten zdhlen die
Small Island Developing States (die sog. kleinen Inselentwicklungsldnder) und in
erster Linie die Atollstaaten im Pazifischen sowie im Indischen Ozean.* Eine
Reihe von Faktoren macht Atolle besonders anfillig fiir die Auswirkungen des
Klimawandels, darunter ihre geringe Grofle, geografische Isolation, hohe Bevol-

! Vgl. u.a. die erfolgreiche , Klimaklage“ der Umweltschutzorganisation Urgenda in
den Niederlanden; eine englische Ubersetzung des Beschlusses ist online abrufbar un-
ter: https://www.urgenda.nl/wp-content/uploads/ENG-Dutch-Supreme-Court-Urgenda-
v-Netherlands-20-12-2019.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

2 Siehe etwa https://www.sueddeutsche.de/politik/klimaklagen-bayern-nrw-branden
burg-umwelthilfe-1.5342781 (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022); vgl. hierzu auch die
folgende Pressemitteilung der Deutschen Umwelthilfe: https://www.duh.de/presse/pres
semitteilungen/pressemitteilung/deutsche-umwelthilfe-kinder-und-junge-erwachsene-rei
chen-fuenf-neue-klimaklagen-ein-gegen-bayern-br/ (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022);
weiterhin Wagner, Klimaschutz durch Gerichte, NJW 2021, S. 2256 ff.

3 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (259).

4 Ebd.
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kerungsdichte, begrenzte SiiBwasserversorgung sowie die Exposition gegeniiber
den Auswirkungen von Sturmfluten und Kiistenerosion.”

So gehort u.a. Kiribati, ein tief liegender Inselstaat im Pazifischen Ozean, zu
den Staaten, die von einer vollstindigen Uberschwemmung noch vor dem Ende
des 21. Jahrhunderts bedroht sind.® Die Folgen des Klimawandels verschirfen in
Kiribati und anderen Inselstaaten die Umwelt- und soziodkonomischen Probleme
und stellen einen Schubfaktor fiir eine verstirkte Migration auf die Hauptinsel
dar, wodurch die Urbanisierung erhoht und die Wirtschaft sowie die natiirlichen
Ressourcen zusitzlich belastet werden.” Schétzungen zufolge kénnten die klima-
wandelbedingten wirtschaftlichen Verluste und Schédden in Kiribati bis zum Jahr
2050 ca. 34 % des Bruttoinlandsproduktes (BIP) erreichen.® Die infolge der kli-
matischen Verdnderungen entstehenden Umweltschidden fiihren unmittelbar oder
mittelbar zu Migrationsbewegungen, der sog. Klimamigration bzw. Klimaflucht.’
Klimawandelbedingte Migration kann innerhalb desselben Staates (sog. Binnen-
migration) oder iiber internationale Grenzen hinweg erfolgen.'” Da eine Binnen-
migration innerhalb des Territoriums bedrohter Inselstaaten jedoch nur in be-
grenztem Umfang moglich sein wird, erscheint es wahrscheinlich, dass sich u.a.
die Einwohner*innen von Kiribati aufgrund der Auswirkungen des Meeresspie-
gelanstiegs irgendwann dauerhaft auf einem Territorium, welches auBerhalb des
Staatsgebietes von Kiribati liegt, werden niederlassen miissen.!' Die Regierung
von Kiribati hat deshalb bereits mit einer umfassenden Anpassungsstrategie und
der langfristigen Planung einer Umsiedlung begonnen.'?

5 Barnett/Adger, Climate Dangers and Atoll Countries, Climate Change (2003),
Band 61, Ausgabe 3, S. 321 (322); World Bank (Weltbank), Project Appraisal Docu-
ment on a Proposed Grant from the Global Environment Facility — Least Developed
Country Fund for the Kiribati Adaptation Program (2011), S. 2.

¢ Boncour/Burson, Climate Change and Migration in the South Pacific Region:
Policy Perspectives, Climate Change and Migration, S. 5 (11). Vgl. zum Fallbeispiel
Kiribati im Einzelnen unten unter § 1 B.IV. 1.

7 Locke, Climate Change-Induced Migration in the Pacific Region: Sudden Crisis
and Long-Term Developments, The Geographical Journal (2009), Band 175, Ausgabe
3,S.171.

8 World Bank (Weltbank), Project Appraisal Document on a Proposed Grant from
the Global Environment Facility — Least Developed Country Fund for the Kiribati
Adaptation Program (2011), S. 2.

° Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (530), wonach dies insbeson-
dere flir die Klimamigration als explizite Folge des anthropogenen Klimawandels gelte
und unerheblich sei, ob es sich um Binnen- oder transnationale Migration handele.

10" Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 314.

' Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (259).

12 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (260); World Bank (Weltbank), Project Appraisal
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Der Meeresspiegelanstieg stellt allerdings einen langsam einsetzenden Prozess
dar und wird voraussichtlich zu einer Reihe von Auswirkungen fiihren, durch
welche insbesondere sozial gefahrdete Gruppen unverhéltnismaBig stark belastet
werden.'? Ferner werden Verluste und Schiiden auch dann entstehen, wenn bereits
Minderungs- und Anpassungsstrategien umgesetzt wurden. Der Umfang der re-
sultierenden Verluste und Schiden ist jedoch stark von den politischen Entschei-
dungen in der Gegenwart abhingig.'* Im Rahmen der vorliegenden Forschungs-
arbeit sollen die Staatenverantwortlichkeit sowie die daraus resultierenden
Rechtsfolgen infolge des klimawandelbedingten Untergangs eines Staates ohne
Rechtsnachfolge im besonderen Kontext des Pariser Ubereinkommens'> unter-
sucht werden.

II. Gang der Untersuchung

Zunéchst gilt es die relevanten wissenschaftlichen Grundlagen zu determinie-
ren. Dies betrifft sowohl die naturwissenschaftlichen als auch die volkerrecht-
lichen Aspekte von umweltschiddigendem Verhalten und in besonderer Weise die
Ursachen und Auswirkungen des anthropogenen Klimawandels. AnschlieSend
wird das Vorliegen einer Staatenverantwortlichkeit fiir den klimawandelbedingten
Untergang eines Staates ohne Rechtsnachfolge untersucht, wobei die einschli-
gigen Tatbestandsvoraussetzungen im Einzelnen gepriift werden. Vordergriindig
stellt sich hierbei die Frage, ob sich eine relevante volkerrechtliche Verpflichtung
ergibt. Sollte eine Staatenverantwortlichkeit anzunehmen sein, stellt sich dariiber
hinaus die Frage, ob eine solche angesichts der fehlenden Rechtsnachfolge durch
den betroffenen Staat geltend gemacht werden konnte. Sollte eine Geltend-
machung der Staatenverantwortlichkeit méglich sein und durch den betroffenen
Staat erfolgen, ist abschlieBend fraglich, welche Rechtsfolgen eintreten.

B. Grundlagen

Einfithrend ist auf die Grundlagen der fiir diese Forschungsarbeit relevanten
naturwissenschaftlichen und volkerrechtlichen Erkenntnisse hinsichtlich Umwelt-
schiaden im Allgemeinen sowie solchen, die auf den klimawandelbedingt anstei-

Document on a Proposed Grant from the Global Environment Facility — Least Devel-
oped Country Fund for the Kiribati Adaptation Program (2011), S. 3.

3 Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 315.

14 Vgl. hierzu auch Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss
and damage from sea level rise in vulnerable communities, International Journal of
Global Warming (2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (2671.).

15 Im Original: Paris Agreement; UNTS vol. 3156, p. 88; UN Reg.-No. 54113; UN
Doc. FCCC/CP/2015/10/Add.1 (Decision 1/CP21) vom 29.01.2016. Im Folgenden als
Pariser Ubereinkommen bezeichnet, bei Verweis auf den Verabschiedungstext im glei-
chen Dokument wird auf Pariser Ubereinkommen, Adoption verwiesen. Vgl. erginzend
hierzu auch das Gesetz zu dem Ubereinkommen von Paris in der Bundesrepublik
Deutschland, 12.12.2015, BGBI. 2016, Teil II, S. 1082.
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genden Meeresspiegel zuriickzufiihren sind, im Besonderen einzugehen. Als be-
sonders relevant sind in diesem Zusammenhang die allgemeinen Prinzipien des
Umweltvolkerrechts einschlieBlich ihrer historischen Entwicklung anzusehen,
sodass sich die einfiihrenden Bemerkungen zunéchst hierauf konzentrieren. Die
Verantwortlichkeit von Staaten fiir die Folgen des anthropogenen Klimawandels
ist nicht zuletzt auch auf Grundlage ihrer Verantwortlichkeit fiir Umweltschdden
insgesamt zu beurteilen,'® sodass diese Grundsitze auch im Sinne der For-
schungsfrage zu beriicksichtigen sind. Anschlieend soll eine Zusammenfassung
hinsichtlich der naturwissenschaftlichen Grundlagen zum anthropogenen Klima-
wandel sowie seinen Folgen, insbesondere dem klimawandelbedingten Meeres-
spiegelanstieg sowie dem fiir diese Arbeit besonders relevanten Szenario, in wel-
chem ein Staat infolgedessen untergeht, erfolgen, wobei hinsichtlich der letzteren
Frage auch Fallbeispiele von einschldgig bedrohten Staaten genannt werden.

1. Grenziiberschreitende Umweltschiden

Das Umweltvolkerrecht enthélt bereits wichtige allgemeine Regelungen hin-
sichtlich der Rechte und Pflichten zwischen Staaten im Kontext von grenziiber-
schreitenden Umweltschidden.'” In diesem Sinne sind sowohl ein Verbot erheb-
licher Schadensverursachung auf fremdem Territorium (no harm rule) als auch
eine Praventionspflicht hinsichtlich grenziiberschreitender Umweltschdden im
Vélkerrecht anerkannt.'®

1. Verbot erheblicher grenziiberschreitender Umweltbelastungen
und Priventionspflicht

Das Verbot erheblicher grenziiberschreitender Umweltbelastungen (no harm
rule) betrifft eine praventive Verpflichtung von Staaten, sicherzustellen, dass Ak-
tivitdten, die vom eigenen Territorium ausgehen, nicht die Entstehung erheblicher
Umweltschiden auf dem Territorium anderer Staaten zur Folge haben.'® Dieses
Verbot verpflichtet die Staaten dazu, von solchen Aktivitdten abzusehen, die zu
einem erheblichen grenziiberschreitenden Schaden fithren wiirden. Diesbeziiglich
haben die Staaten auch die Durchfiihrung solcher Aktivititen durch private Per-
sonen bzw. Unternehmen oder Einrichtungen auf ihrem Hoheitsgebiet zu verhin-

16 Vgl. hierzu auch Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (530).

17" Frank/Schwarte, The International Law Association’s Legal Principles on Climate
Change and Climate Liability Under Public International Law, Climate Law, Band 4
(2014), S. 201 (202).

18 Birkner, in: Ipsen (2018), § 53, Rn. 32f. Zur Einordnung der Rechtsverbindlich-
keit einzelner umweltvolkerrechtlicher Prinzipien siehe unten unter § 2 A. 1L

19 Dies wird auch als ,mitigation” bezeichnet; vgl. hierzu Frank, Anmerkungen
zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016, S. 352 (353); Miller, Trail
Smelter Arbitration, Max Planck Encyclopedias of International Law, Rn. 9. Vgl. ferner
Proelf3, in: Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt, Rn. 8.
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dern.?® Unmittelbar mit der no harm rule verbunden ist auch der als Préventions-
prinzip bezeichnete Grundsatz der Vorbeugung im Sinne eines priventiven
Gebots, grenziiberschreitende Umweltbeeintrichtigungen zu vermeiden.?' Diese
beiden Begrifflichkeiten werden iiberwiegend als unterschiedliche Dimensionen
eines allgemeinen Nichtschidigungsgebotes angesehen.*

a) Inhaltliche Einordnung

Grundsitzlich wird die no harm rule als Sorgfaltspflicht (due diligence) ver-
standen.” Bei dieser handelt es sich um eine Verhaltens- (obligation of conduct)
und nicht um eine Ergebnispflicht (obligation of resulf), sodass ein Staat auf die-
ser Grundlage nicht fiir solche Schiden verantwortlich ist, die trotz angemessener
Bemiihungen, diese zu verhindern oder das Risiko zu minimieren, entstehen.?*
Dennoch verlangt diese volkerrechtliche Sorgfaltspflicht den Staaten eine Einhal-
tung der erforderlichen Sorgfalt sowie das Unterlassen der Durchfiihrung bzw.
Zulassung von Titigkeiten auf dem eigenen Hoheitsgebiet mit potenziell schid-
lichen grenziiberschreitenden Folgen ab. Ferner postuliert sie die Notwendigkeit
der Einfiihrung einschligiger nationaler Vorschriften, um relevante Mindeststan-
dards festzulegen, die zur Vermeidung eines grenziiberschreitenden Schadens-
eintritts beitragen, sowie einer adiquaten Uberwachung der Einhaltung dieser
Vorschriften und einer Ahndung von VerstoBen hiergegen.*

Eine solche Sorgfaltspflicht zur Vermeidung von Schiden wurde bereits in den
1940er-Jahren diskutiert. In diesem Sinne beinhaltete der Korfu-Kanal-Fall*® ei-
nen Disput iiber den Tod eines britischen Seemanns sowie die Beschiddigung bri-
tischer Kriegsschiffe, verursacht durch eine Minenexplosion in albanischen Ho-
heitsgewissern. Obwohl nicht festgestellt werden konnte, dass die albanische Re-
gierung die Minen ihrerseits platziert hatte, befand der Internationale Gerichtshof
(IGH), dass Albanien von diesen gewusst habe oder hitte wissen miissen und es
unterlieB, vor diesen zu warnen. Hierdurch habe Albanien seine Pflicht verletzt,
anderen Staaten keine Schidden zuzufiigen und wurde infolgedessen verpflichtet,
Grofibritannien fiir die eingetretenen Schiden sowie den Verlust von Leben zu

20 Simlinger/Mayer, Legal Responses to Climate Change, in: Mechler et al., Loss
and Damage from Climate Change (2019), S. 179 (187).

21 Proelp, in: Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt, Rn. 8 und 10.
22 So auch Proelf, in: Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt, Rn. 13f.

23 1CJ, Judgement, Pulp Mills on the River Uruguay (Argentina v. Uruguay), ICJ Re-
ports 2010, S. 14, Abs. 101.

24 Simlinger/Mayer, Legal Responses to Climate Change, in: Mechler et al., Loss
and Damage from Climate Change (2019), S. 179 (187).

25 Barron, After Chernobyl: Liability for Nuclear Accidents under International Law,
Columbia Journal of Transnational Law (1987), Band 25, Ausgabe 3, S. 647 (657).

26 1CJ, Judgement, Corfu Channel Case (UK v. Albania), ICJ Reports 1949, S. 4. Im
Folgenden als Korfu-Kanal-Fall bezeichnet.
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entschidigen.”” Das Unterlassen der albanischen Regierung stellte einen Verstof
gegen die volkerrechtliche Verpflichtung Albaniens im Sinne der no harm rule
dar.?® Der IGH hat eine volkergewohnheitsrechtliche Geltung der no harm rule
und demnach die volkerrechtliche Verantwortung von Staaten zur Vermeidung
von umweltschidlichen Aktivititen, die zu erheblichen grenziiberschreitenden
Schidden fithren konnen, seither mehrmals anerkannt.?’ Die Modalititen der
no harm rule werden allerdings im Einzelnen noch diskutiert, sodass es weiter-
hin schwierig erscheint, den konkreten Umfang dieser Pflicht eindeutig zu defi-
nieren.*°

Die Praventionspflicht wird hingegen als verhaltensbezogene Gewihrleistungs-
pflicht (obligation to ensure) verstanden. Besonders relevant fiir die Entwicklung
der Praventionspflicht im Umweltvolkerrecht war das Trail Smelter-Schiedsver-
fahren,’! in welchem die Verpflichtung von Staaten anerkannt wurde, entspre-
chend der no harm rule nationale Regelungen fiir umweltschadigende Aktivitidten
auf dem eigenen Gebiet zu treffen, um eine grenziiberschreitende Auswirkung
dieser Aktivitidten im Sinne eines Eintritts erheblicher Risiken fiir andere Staaten
auszuschlieBen.*? Die Priventionspflicht kann demnach als spezieller Bestandteil
der no harm rule verstanden werden.

27 1CJ, Judgement, Corfu Channel Case (UK v. Albania), ICJ Reports 1949, S. 4, insb.
S. 23. So befand der IGH, dass ,,nothing was attempted by the Albanian authorities to
prevent the disaster”. Vgl. hierzu auch Barron, After Chernobyl: Liability for Nuclear
Accidents under International Law, Columbia Journal of Transnational Law (1987),
Band 25, Ausgabe 3, S. 647 (652).

28 1CJ, Judgement, Corfu Channel Case (UK v. Albania), ICJ Reports 1949, S. 4 (23),
wonach ,,(t)hese grave omissions involve the international responsibility of Albania“.

2 Dies betrifft mindestens ein Gutachten sowie mehrere Entscheidungen, u.a. ICJ,
Advisory Opinion on the Legality of the Threat or Use of Nuclear Weapons, ICJ Re-
ports 1996, S. 226, Abs. 29: ,,The existence of the general obligation of states to insure
that activities within their jurisdiction and control respect the environment of other
states or of areas beyond national control is now part of the corpus of international law
relating to the environment“. Ferner zwei Urteile in diesem Sinne: I1CJ, Judgement, Gab-
cikovo-Nagymaros Project (Hungary v. Slovakia), ICJ Reports 1997, S.7, Abs. 53 und
ICJ, Judgement, Pulp Mills on the River Uruguay (Argentina v. Uruguay), ICJ Reports
2010, S. 14, Abs. 101.

30 Simlinger/Mayer, Legal Responses to Climate Change, in: Mechler et al., Loss
and Damage from Climate Change (2019), S. 179 (187).

31 Trail Smelter Arbitration, United States v. Canada, UN Reports of International
Arbitral Awards (UNRIAA), 1938/1941, Vol. III, S. 1905-1982. Im Folgenden als Trail
Smelter-Schiedsverfahren bezeichnet. Zur no harm rule vgl. insbesondere Trail Smelter-
Schiedsverfahren, S. 1966 ff.

32 Auf Grundlage der no harm rule wurde Kanada dazu verurteilt, eine Entschédi-
gung flir Schiden zu leisten, die auf dem Gebiet der Vereinigten Staaten von Amerika
(USA) aufgrund des AusstoBes von SO,-Abgasen durch ein kanadisches Unternehmen
entstanden waren. Auch fiir kiinftige, damit verbundene Umweltbeeintrachtigungen
habe Kanada auf Grundlage des Schiedsverfahrens auch ohne Verschulden einzustehen.
Kanada wurde ferner dazu verurteilt, addquate Vorkehrungen zu treffen, um kiinftig
grenziiberschreitenden Umweltschdden vorzubeugen; vgl. Trail Smelter-Schiedsverfah-
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Als weiterer Bestandteil der Schadensverhiitungspflicht wurde nach dem Reak-
torunfall in Tschernobyl® eine Verpflichtung zur rechtzeitigen Warnung anderer
Staaten vor den Folgen eines nuklearen Unfalls anerkannt, welche ihr Hoheits-
gebiet oder ihre Bewohner*innen zu gefdhrden drohen, damit diese die notwen-
digen SchutzmaBnahmen ergreifen konnen.’* Die letztgenannte Verpflichtung
wurde im Rahmen des Convention on Early Notification of a Nuclear Accident™
kodifiziert.*®

Die Verantwortlichkeit von Staaten gegeniiber Drittstaaten, grenziiberschreiten-
de Umweltschidden im Sinne der no harm rule zu vermeiden, wurde ferner von
der Volkerrechtskommission (International Law Commission, ILC) im Rahmen
der Draft Articles on the Prevention of Transboundary Harm from Hazardous
Activities®” aus dem Jahr 2001 aufgegriffen. In den Art. 2 lit a) und Art. 3
(Kommentar Nr. 11) der ILC-Prev. wird eine entsprechende Sorgfaltspflicht (due
diligence) erwihnt. Demnach bemisst sich der Grad der notwendigen Sorgfalt
nach dem Umfang der drohenden Schidden, sodass ein Staat eine umso gréfere
Sorgfalt zu beriicksichtigen hat, je grofer der potenzielle Schaden bzw. die
Wahrscheinlichkeit seines Eintritts ist.*® Bei diesem Dokument handelt es sich
allerdings um eine rechtlich unverbindliche Empfehlung der ILC, einem der UN-
Generalversammlung nachgeordneten Komitee, an die Generalversammlung zur
Verabschiedung als Rahmenvereinbarung. Dieser Vorschlag wurde bisher noch
nicht angenommen bzw. umgesetzt.>’

ren, S.1965: ,,No State has the right to use or to permit the use of its territory in such a
manner as to cause injury by fumes in or to the territory of another or the properties or
persons therein, when the case is of serious consequence and the injury is established
by clear and convincing evidence*. Vgl. hierzu auch Frank, Anmerkungen zum Pariser
Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016, S. 352 (353). Zu einer Definition von
environmental damage* nach Umweltvolkerrecht vgl. Sands/Peel, S. 741 ff.

3 Vgl. zum Reaktorunfall u.a. Hartke, The International Fallout from Chernobyl,
Dickinsin Jounal of International Law, 1987, Band 5, Ausgabe 2, S. 3191f.

34 Eine Verpflichtung zur rechtzeitigen Vorwarnung anderer Staaten vor potenziellen
Gefahren wurde bereits im Rahmen des Korfu-Kanal-Falls als Bestandteil der Schadens-
praventionspflicht anerkannt. Vgl. auch Barron, After Chernobyl: Liability for Nuclear
Accidents under International Law, Columbia Journal of Transnational Law (1987),
Band 25, Ausgabe 3, S. 647 (657).

35 Convention on Early Notification of a Nuclear Accident, International Atomic
Energy Agency (1986); UNTS vol. 1439, p. 275.

36 Barron, After Chernobyl: Liability for Nuclear Accidents under International Law,
Columbia Journal of Transnational Law (1987), Band 25, Ausgabe 3, S. 647 (657).

37 Draft Articles on Prevention of Transboundary Harm from Hazardous Activities,
With commentaries, in: Yearbook of the International Law Commission (2001), Vol. II,
Part Two, S. 144 1f.; im Folgenden als /LC-Prev. bezeichnet. Vgl. auch Douhan, Liability
for Environmental Damage, Max Planck Encyclopedias of International Law, Rn. 10.

38 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (353).

3 Vgl. Rao, International Law Commission, Max Planck Encyclopedias of Inter-
national Law, Rn. 26.
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Zu beriicksichtigen sind auch die von der International Law Association (ILA)
im Jahr 2014 verabschiedeten Legal Principles Relating to Climate Change,*® im
Rahmen derer die ILA feststellt, dass die allgemeinen Grundsitze des Umwelt-
volkerrechts auch fiir den Klimawandel Anwendung finden und die Staaten auch
diesbeziiglich einer Sorgfaltspflicht unterliegen, klimawandelbedingte Schidden
auBlerhalb des eigenen Territoriums und somit insbesondere auf dem Territorium
anderer Staaten zu vermeiden.*'

b) Rechtliche Einordnung

Im Kontext des Umweltvolkerrechts finden sich vielerlei Prinzipien und
Grundsétze, wobei im Folgenden noch auf diejenigen ausfiihrlich eingegangen
wird, die fiir diese Forschungsarbeit von besonderer Relevanz sind. Aus solchen
Bezeichnungen geht allerdings nicht hervor, ob diese jeweils als volkerrechtlich
verbindlich einzuordnen sind.** Um als Vélkergewohnheitsrecht anerkannt zu
werden, miissten objektiv eine einheitliche staatliche Praxis bzw. allgemeine
Ubung und subjektiv die iibereinstimmende Annahme der rechtlichen Verbind-
lichkeit dieses Grundsatzes (opinio iuris) vorliegen.*> Beide Bedingungen diirf-
ten im Falle des Verbots erheblicher grenziiberschreitender Umweltbelastungen
anzunehmen sein, sodass von einer volkergewohnheitsrechtlichen Geltung der no
harm rule in Féllen erheblicher bzw. nicht unwesentlicher Umweltschiden auszu-
gehen ist, wobei die Abgrenzung unwesentlicher von wesentlichen Einwirkungen
in der Praxis Schwierigkeiten bereiten vermag.** Auch hinsichtlich einer vélker-
gewohnheitsrechtlichen Geltung des Pridventionsprinzips kann festgestellt wer-
den, dass diesem als inhaltliches ,,Minus* gegeniiber der no harm rule erst recht
eine solche Geltung zugesprochen werden kann.*’

40 TLA, Legal Principles Related to Climate Change (2014), Text und Kommentar
online abrufbar unter: https://www.ila-hq.org/index.php/committees (zuletzt aufgerufen
am 05.11.2022). Im Folgenden als /LA-Rechtsgrundsditze zum Klimawandel bezeichnet.
Die ILA ist eine Nichtregierungsorganisation, ihre Texte entfalten keine unmittelbare
rechtliche Wirkung. Dennoch finden ihre Ver6ffentlichungen grole Beachtung, so wur-
den sie bereits u.a. von den Vereinten Nationen angenommen sowie von nationalen Ge-
richten, wie bspw. dem Supreme Court der Vereinigten Staaten, zitiert; vgl. Stein, Inter-
national Law Association, Max Planck Encyclopedias of International Law, Rn. 9f.

41 ILA, Legal Principles Related to Climate Change, Text und Kommentar, Art. 7A
Ziff. 1 und Ziff. 2, Kommentar Rn. 4; vgl. auch Frank/Schwarte, The International Law
Association’s Legal Principles on Climate Change and Climate Liability Under Public
International Law, Climate Law, Band 4 (2014), S. 201.

42 Proelf, in: Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt, Rn. 4.

4 Treves, Customary International Law, Max Planck Encyclopedias of International
Law, Rn. 8; Dorr, in: Ipsen (2018), § 19, Rn. 2.

4 Dies entspricht auch der herrschenden Literaturauffassung, vgl. insb. Proelf, in:
Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt, Rn. 10. So auch Verheyen, Climate Change
Damage and International Law, S. 153 und 191.

4 Umstritten; so jedenfalls Proelf, in: Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt,
Rn. 10 m.w.N. Ablehnend u.a. Heintschel von Heinegg, Gewohnheitsrechtliche Grund-
sitze und Regeln des Umweltvolkerrechts, in: Ipsen (2014), § 50, Rn. 21.
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¢) Anwendbarkeit auf den anthropogenen Klimawandel

Ein Schadenseintritt im Sinne der Forschungsfrage konnte den Untergang
eines Staates ohne Rechtsnachfolge zur Folge haben. Fraglich ist jedoch, ob die
no harm rule iiberhaupt auf den Klimawandel anwendbar ist. Der anthropogene
Klimawandel unterscheidet sich von den oben genannten Fiéllen insofern, dass
die klimawandelbedingten Schidden nicht aufgrund einer einzelnen Aktivitdt bzw.
infolge des Verhaltens eines einzelnen Staates, sondern aus einer Vielzahl an Ak-
tivitdten und aus dem gleichzeitigen Verhalten mehrerer Staaten resultieren. Fer-
ner sind diese Schidden nicht auf einen einzelnen Staat beschrinkt, sondern be-
treffen alle Staaten, wenn auch nicht in gleichem Umfang. SchlieBlich erwachsen
die Schiden infolge von Aktivitdten einer Vielzahl von Staaten iiber Jahrzehnte
hinweg.*®

Der IGH hat zu Umweltschdden, die durch das Verhalten mehrerer Staaten
entstehen, im Rahmen seines Rechtsgutachtens ,,Legality of the Threat of Use of
Nuclear Weapons“*” Stellung genommen. Hierbei unterschied der IGH nicht zwi-
schen vermittelten Schiaden und solchen, die durch kumulative Verursachung ent-
stehen, sondern implizierte, dass die no harm rule fiir beide gleichermalien
gelte.*® Auch der Klimawandel, der durch kumulatives Verhalten verursacht und
beschleunigt wird, wire demnach von der no harm rule umfasst. Eine Anwend-
barkeit der no harm rule auf Schadenseintritte infolge des anthropogenen Klima-
wandels ist grundsitzlich moglich bzw. nicht ausgeschlossen.

Angesichts der Schwere eines solchen Schadenseintritts, welcher Gebietsver-
luste zur Folge hitte, ist solchen Staaten, die entsprechende umweltschidigende
Aktivititen in besonders groBem Umfang betreiben oder auf ihrem Territorium
dulden, auch eine besonders umfangreiche Sorgfaltspflicht zuzuweisen. In der
Folge miissten diejenigen Staaten mit den grofiten Emissionsanteilen auch die
groftmogliche Sorgfalt mit Blick auf die Vermeidung oder Verminderung der
einschligigen Risiken beachten.*’

2. Verstof3 gegen umweltvilkerrechtliche Sorgfaltspflichten

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich aus dem Umweltvolkerrecht ein
gewohnheitsrechtlich anerkanntes Verbot erheblicher grenziiberschreitender Um-

4 Simlinger/Mayer, Legal Responses to Climate Change, in: Mechler et al., Loss
and Damage from Climate Change (2019), S. 179 (187f.).

47 ICJ, Advisory Opinion, Legality of the Threat or Use of Nuclear Weapons, ICJ
Reports 1996, S. 226.

48 ICJ, Advisory Opinion, Legality of the Threat or Use of Nuclear Weapons, ICJ
Reports 1996, S. 226, Abs. 35. Vgl. auch Simlinger/Mayer, Legal Responses to Climate
Change, in: Mechler et al., Loss and Damage from Climate Change (2019), S. 179 (188).

4 Vgl. hierzu auch Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher
Sicht, ZUR 2016, S. 352 (353).
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weltbelastungen (no harm rule) und in diesem Sinne auch eine Praventionspflicht
im Sinne einer Sorgfaltspflicht hinsichtlich erheblicher, grenziiberschreitender
Umweltschiden ergibt.’® Demnach darf kein Staat solche Aktivititen auf seinem
Hoheitsgebiet zulassen, durch welche erhebliche Umweltschidden auf dem Gebiet
eines anderen Staates entstehen konnen,” und muss auch entsprechende Aktivi-
titen von Privaten regeln bzw. unterbinden. Bereits das Trail Smelter-Schieds-
verfahren beinhaltete dariiber hinaus eine Auseinandersetzung mit einer weiteren
Dimension der volkerrechtlichen Verantwortlichkeit von Staaten fiir umweltscha-
digende Aktivititen, konkreter mit der Frage nach einer Haftung fiir dennoch
entstandene Schiden auf den Territorien anderer Staaten und die sich daraus er-
gebende — nachtrigliche — Pflicht zur Wiedergutmachung.>* Die Pflicht zur Wie-
dergutmachung grenziiberschreitender Umweltschidden im Sinne einer Haftung
fiir entstandene Schiden, die als erheblich einzuordnen sind, ist gemal der IGH-
Rechtsprechung als unbedingt einzuordnen.”® Demnach ist von einer unbedingten
Haftung fiir erhebliche, grenziiberschreitende Umweltschdden im Sinne des Um-
weltvélkerrechts auszugehen.>® Tritt ein erheblicher Schaden ein, ist insofern
auch eine Haftung anerkannt. Allerdings sind fiir Industrie- und Entwicklungs-
lander unterschiedliche Pflichten und Rechte zu beriicksichtigen.>

30 1CJ, Judgement, Pulp Mills on the River Uruguay (Argentina v. Uruguay), [CJ Re-
ports 2010, S. 14, Abs. 101; vgl. auch Proelf3, Klimaschutz im Voélkerrecht nach dem
Paris Agreement: Durchbruch oder Stillstand?, ZfU 2016, Sonderausgabe zur Pariser
UN-Klimakonferenz, S. 58 (66) sowie Proelfs, in: Internationales Umweltrecht, 3. Ab-
schnitt, Rn. 16. Vgl. ferner ICJ, Advisory Opinion, Legality of the Threat or Use of
Nuclear Weapons, ICJ Reports 1996, S. 226, Abs. 29, wonach ,,the existence of the gen-
eral obligation of States to ensure that activities within their jurisdiction and control
respect the environment of other States (...) is now part of the corpus of international
law relating to the environment*.

51 Siehe oben unter § 1 B.I.1. Vgl. ferner Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ
2019, S. 529 (531).

52 Dies wird auch als ,,loss and damage* bezeichnet; vgl. hierzu Frank, Anmerkun-
gen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016, S. 352 (353); Trail
Smelter-Schiedsverfahren, S. 1933 sowie S. 1965f.

33 Dies ergibt sich aus einem Umkehrschluss: Der IGH priift die Einhaltung von
»due diligence” im Sinne einer Sorgfaltspflicht allein in Bezug auf prozedurale Ver-
pflichtungen hinsichtlich der Schadenspridvention, nicht aber bei der haftungsrechtli-
chen Zurechnung von Umweltschéden, die sich grenziiberschreitend auswirken. Daraus
kann geschlossen werden, dass die Einhaltung einer ,,due diligence* irrelevant fiir Scha-
densersatzanspriiche ist. Es zéhlen alleine Kausalitit sowie Ausmaf} des Schadens. Vgl.
hierzu Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (532) sowie ICJ, Judge-
ment, Certain Activities Carried Out by Nicaragua in the Border Area (Costa Rica v.
Nicaragua) and Construction of a Road in Costa Rica along the San Juan River (Nica-
ragua v. Costa Rica), ICJ Reports 2015, S. 665 ff.

5% So auch Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (532).

3 Vgl. zum Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkei-
ten und jeweiligen Féhigkeiten insbesondere § 2 A. II. 3. Auch die ILC hat im Rahmen
der Erarbeitung der ILC-Prev. anerkannt, dass von Staaten mit geringeren wirtschaft-
lichen Kapazititen ein anderes Mal} an Sorgfalt erwartet wird, vgl. ILC-Prev., S. 144 ft.,
insbesondere Art. 3 Abs. 17 (S. 155).
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Da die aus der no harm rule ergebende Praventionspflicht als Grundsatz des
gewohnheitsrechtlich geltenden Umweltvolkerrechts hinsichtlich der Verantwort-
lichkeit fiir grenziiberschreitende Schidigungen auch in Fillen von Umweltscha-
den infolge des anthropogenen Klimawandels anwendbar ist,*® konnen sich Staa-
ten, die gegen diese Priventionspflicht verstoBen, haftbar machen.’” Im Sinne der
Forschungsfrage gilt es nunmehr zu analysieren, welche Folgen der Untergang
eines Staates ohne Rechtsnachfolge ausldst, soweit mindestens einen anderen
Staat hierfiir eine Staatenverantwortlichkeit trifft.>®

II. Anthropogener Klimawandel

Als naturwissenschaftlich gesichert gilt, dass es einen anthropogenen Einfluss
auf die globale Erderwirmung gibt.”® Diese Erwirmung hat bereits zu Verinde-

36 So auch Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht,
ZUR 2016, S. 352 (354). Hierfiir spreche insbesondere der Umstand, dass verschiedene
Inselstaaten bereits im Rahmen der Ratifikation des Rahmeniibereinkommens erklirten,
dass das Rahmeniibereinkommen und demnach auch das sich darauf stiitzende Klima-
schutzrecht ihrer Auffassung nach etwaige, nach allgemeinem Voélkerrecht begriindete
Anspriiche nicht tangiere; vgl. Erklarungen von Fiji, Kiribati, Nauru, Papua New Gui-
nea und Tuvalu, UN Treaty Collection, Chapter XXVII, 7. (Environment). Demnach
hieB es u.a.: ,,The government of Fiji declares its understanding that signature of
this convention shall, in no way, constitute a renunciation of any rights under the inter-
national law concerning state responsibility to adverse effects of climate change.”“ Es
wurde kein inhaltlicher Widerspruch gegen diese Auffassung seitens der Industrielander
vorgetragen.

57 Frank/Schwarte, The International Law Association’s Legal Principles on Climate
Change and Climate Liability Under Public International Law, Climate Law, Band 4
(2014), S. 201.

58 Hinzuweisen ist in diesem Sinne weiterhin darauf, dass auch die Autoren der Oslo
Principles on Global Climate Change Obligations (2015) eine klimarechtliche Verant-
wortung von Staaten bejahen, vgl. Oslo Principles on Global Climate Change Obliga-
tions, S. 3, online abrufbar unter: https://globaljustice.yale.edu/oslo-principles-global-
climate-change-obligations (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022); im Einzelnen dazu
Frank, Anmerkungen zu den ,,Oslo Principles®, NVwZ 2015, S. 1499 (1500).

% Dieser Arbeit liegen die Erkenntnisse des Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC) und insbesondere des Sixth Assessment Report (AR6) aus dem Jahr
2021 zugrunde, vgl. Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), Climate
Change 2021, The Physical Science Basis, Working Group I contribution to the WGI
Sixth Assessment Report (AR6) of the Intergovernmental Panel on Climate Change —
Technical Summary, online abrufbar unter: https://www.ipcc.ch/report/ar6/wgl/#Full
Report (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022). Da der Zusammenhang zwischen den an-
thropogenen TGH-Emissionen und dem Ansteigen der globalen Durchschnittstempera-
tur als gesichert gilt, wird dieser Zusammenhang im Rahmen dieser Arbeit nicht in
Zweifel gezogen. Vgl. hierzu insbesondere Intergovernmental Panel on Climate Change
(IPCC), Climate Change 2021, The Physical Science Basis, Working Group I contribu-
tion to the WGI Sixth Assessment Report (AR6) of the Intergovernmental Panel on
Climate Change, Summary for Policy Makers (SPM), A.1 und A.1.1, S. 5, online ab-
rufbar unter: https://www.ipcc.ch/report/ar6/wgl/downloads/report/IPCC_AR6_WGI_
SPM.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).
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rungen in Atmosphire, Ozeanen, Kryosphidre und Biosphire gefiihrt. Die beob-
achteten Zunahmen der Konzentrationen von gut durchmischten Treibhausgasen
(THG)® sind eindeutig auf menschliche Aktivititen zuriickzufithren.®! Dies lisst
sich insbesondere anhand der Verdnderungen infolge der Industrialisierung er-
kennen. Die globale Oberflachentemperatur lag in den ersten beiden Jahrzehnten
des 21. Jahrhunderts (2001-2020) jeweils um durchschnittlich 0,99 °C hoher und
zwischen 2011-2020 sogar um durchschnittlich 1,09 °C hoher als im Vergleichs-
zeitraum zwischen 1850-1900.%

Im Jahr 2019 waren die CO,-Konzentrationen in der Atmosphire hoher als je
zuvor in den letzten 2 Millionen Jahren und die Konzentrationen von CH, und
N,O hoher als in den letzten 800.000 Jahren. Seit dem Jahr 1750 iibersteigen die
Zunahmen der CO,-Konzentrationen (47 %) und CHy4-Konzentrationen (156 %)
den natiirlichen mehrtausendjéhrigen Verdnderungen zwischen Eis- und Zwi-
scheneiszeiten zumindest in den vergangenen 800.000 Jahren bei Weitem, wih-
rend die Zunahmen der N,O-Konzentrationen (23 %) den natiirlichen Verande-
rungen der letzten 800.000 Jahre dhneln.®® Zusitzlich wird prognostiziert, dass
eine fortschreitende globale Erwdrmung das Auftauen des Permafrosts und den
Verlust der saisonalen Schneedecke, des Landeises und des arktischen Meereises
weiter verstirken wird (sog. Tipping-Points bzw. Kipppunkte).**

Die globale Oberflachentemperatur wird selbst im Falle riickgingiger Emissio-
nen mindestens bis zur Mitte des Jahrhunderts weiter ansteigen. Die Temperatur-
grenzen von 1,5 °C und 2 °C werden voraussichtlich beide noch im 21. Jahrhun-
dert iiberschritten, soweit nicht eine drastische Reduktion der Emission von CO,
und anderen Treibhausgasen erfolgt.®> Die globale Oberflichentemperatur wird
im Zeitraum 2081-2100 voraussichtlich um 1,0 °C bis 1,8 °C im Falle eines Sze-
narios mit sehr niedrigen Treibhausgasemissionen und um 3,3 °C bis 5,7 °C im
Falle sehr hoher Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Durchschnittswert im
Zeitraum 1850-1900 ansteigen. Das letzte Mal, dass die globale Oberflichentem-
peratur bei oder iiber 2,5 °C hoher als derjenigen aus dem Zeitraum 1850-1900
lag, liegt iiber 3 Millionen Jahre zuriick.%®

% Das Kyoto-Protokoll nennt sechs Treibhausgase: Kohlendioxid (CO,), Methan
(CHy), Lachgas (N,O) und die fluorierten Treibhausgase (F-Gase). Seit 2015 wird zu-
sitzlich Stickstofftrifluorid (NF3) einbezogen. In Deutschland entfielen im Jahr 2020
87,1 % der Freisetzung von Treibhausgasen auf CO,, 6,5% auf CHy, 4,6 % auf N,O
und rund 1,7 % auf die F-Gase. Vgl. Umweltbundesamt: Nationales Treibhausgasinven-
tar (2021).

61 IPCC ARG (2021), WGL, SPM, A.1, S. 5 sowie Figure SPM.1 und Figure SPM.2.
62 IPCC AR6 (2021), WGL, SPM, A.1.2, S. 5.

63 IPCC ARG (2021), WGIL, SPM, A.2.1, S. 9.

64 IPCC ARG (2021), WGL, SPM, B.2.5, S. 20.

65 IPCC ARG (2021), WGI, SPM, B.1, S. 17.

66 TPCC ARG (2021), WGL, SPM, B.1.1, S.17.
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Bis zum Ende des 21. Jahrhunderts wiirden Szenarien mit sehr niedrigen und
niedrigen THG-Emissionen die Verdnderung mehrerer klimatischer Einflussfak-
toren stark begrenzen. Dies betrifft die Zunahme von extremen Meeresspiegel-
ereignissen, Starkniederschligen und pluvialen Uberschwemmungen sowie die
Uberschreitung gefihrlicher Hitzeschwellen, wihrend die Anzahl der Regionen,
in denen solche Uberschreitungen auftreten, relativ zu Szenarien mit héheren
Treibhausgasemissionen begrenzt wiirde. Dennoch wiirden Extremwetterereig-
nisse auch im Falle der Berlicksichtigung einer Temperaturgrenze von 1,5 °C
{iber der Durchschnittstemperatur in der vorindustriellen Zeit gehduft auftreten.®’
Grundsatzlich ist festzustellen, dass der Umfang der Emissionsreduktion erhebli-
chen Einfluss auf die Auswirkungen des Klimawandels hat.®® Trotz zunehmender
Sensibilisierung haben die TGH-Konzentrationen in der Atmosphére auch in den
vergangenen 10 Jahren stetig zugenommen. Eine Emissionsreduktion konnte in-
sofern bislang nicht erreicht werden.®® Je umfangreicher allerdings die weltweit
zumindest angestrebten Emissionsreduktionen wéren, desto wahrscheinlicher
wire eine Erwdrmung um hochstens 1,8 °C bis zum Jahr 2100, wohingegen von
einer Erwdrmung um 3,3 °C bis zu 5,7 °C auszugehen ist, sollten die Emissionen
wie bislang stetig ansteigen. Dem anthropogen verursachten Klimawandel und
seinen Folgen muss aufgrund seiner Dringlichkeit sowie den bereits in Gang ge-
setzten Prozessen und bereits auftretenden Folgen auf mehreren Ebenen begegnet
werden. Einerseits sind Emissionsreduktionen sowie eine finanzielle und tech-
nische Unterstiitzung der besonders betroffenen Staaten unbedingt erforderlich.
Andererseits gilt es angesichts der derzeitigen Erkenntnisse und Prognosen zu
analysieren, welche — nicht zuletzt auch volkerrechtlichen — Folgen aus diesen
klimawandelbedingten, globalen Veréinderungen erwachsen.””

II1. Klimawandelbedingter Meeresspiegelanstieg

Mit der voranschreitenden globalen Erwdrmung werden sich auch Extremwet-
terereignisse hdufen. Beispielsweise verursacht jede weitere globale Erwdrmung
im Umfang von jeweils 0,5 °C eine deutlich erkennbare Zunahme der Intensitét
und Hiufigkeit von Hitzeextremen, einschlielich Hitzewellen und Starknieder-
schldgen sowie in einigen Fillen landwirtschaftliche und 6kologische Diirren in
einigen Regionen.”' Der globale Meeresspiegel ist zwischen 1901 und 2018 be-
reits um durchschnittlich 0,20 m angestiegen. Hierbei betrug der durchschnitt-
liche Anstieg des Meeresspiegels zwischen 1901 und 1971 noch 1,3 mm pro
Jahr. AnschlieBend stieg dieser im Zeitraum zwischen 1971 und 2006 bereits um

67 IPCC ARG (2021), WGI, SPM, B.2.2, S. 19.
68 [PCC ARG (2021), WGI, SPM, D.2.4, S. 41.
% TPCC AR6 (2021), WGI, SPM, A.1.1, S. 5.

70 Vgl. hierzu auch Kehrer, S. 25.

71 TPCC AR6 (2021), WGI, SPM, B.2.2, S. 19.
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durchschnittlich 1,9 mm jahrlich an. Im Zeitraum zwischen 2006 und 2018 be-
trug der Meeresspiegelanstieg sodann durchschnittlich 3,7 mm pro Jahr. Dieser
Wert steigt weiterhin an. Hierbei ist der menschliche Einfluss als Hauptgrund fiir
diese Entwicklung insbesondere seit dem Jahr 1971 zu bewerten.”?

Die Erwarmung des Klimasystems hat bereits zu einem Anstieg des globalen
mittleren Meeresspiegels durch Eisverlust an Land und Wérmeausdehnung durch
die Erwirmung der Ozeane gefiihrt. Im Zeitraum 1971-2018 war die Wéarmeaus-
dehnung fiir 50 % des Anstiegs des Meeresspiegels verantwortlich, wihrend der
Eisverlust durch Gletscherschmelze 22 %, der Verlust von Eisschilden 20 % und
Verdnderungen in der Landwasserspeicherung 8 % beitrugen. Die Verlustrate der
Eisschilde hat sich zwischen 1992-1999 und 2010-2019 vervierfacht. Zusam-
mengenommen war der Verlust von Eisschild und Gletschermasse der dominante
Faktor fiir den Anstieg des globalen mittleren Meeresspiegels im Zeitraum 2006—
2018.7% Prognostiziert wird, dass mehrere hundert Millionen Menschen allein
dem klimawandelbedingten Meeresspiegelanstieg sowie der damit einhergehen-
den Kiistenerosion sowie Verschlechterung der Trinkwasserversorgung und son-
stiger Infrastruktur, aber auch Uberschwemmungen, Sturmfluten und anderen Ex-
tremwetterereignissen ausgesetzt sein werden, sodass der Meeresspiegelanstieg
eine groe Bedrohung insbesondere fiir die Bewohner*innen von Inseln und
Kiistengebieten darstellt.”*

AuBler Frage steht, dass der anthropogene Klimawandel zu irreversiblen Schi-
den wie dem Verschwinden zahlreicher Gletscher und eines grofen Teils der ark-
tischen Oberfliche fiihrt. Der IPCC prognostiziert als bestmogliches Szenario
einen Anstieg des Meeresspiegels um 17 bis 32 cm bis zum Jahr 20507 und 29
bis 59 cm bis zum Jahr 2100,7® solange die CO,-Emissionen insoweit gesenkt
werden, dass die durchschnittliche Erdtemperatur nicht das 2 °C-Temperaturziel
gegeniiber der vorindustriellen Zeit liberschreitet. Auf dieses Temperaturziel wird
auch im Kontext des Pariser Ubereinkommens abgestellt. Sollte diese Tempera-
turgrenze jedoch iiberschritten werden, droht eine Massenschmelze der Antarktis,
infolge derer der Meeresspiegel um 84 cm bis schlimmstenfalls iiber 2 Metern
ansteigen konnte.”” Eine Uberschreitung der 2 °C-Temperaturgrenze wiirde dem-

72 IPCC AR6 (2021), WGI, SPM, A.1.7, S. 6.

73 IPCC AR6 (2021), WGI, SPM, A 4.3, S. 14.

74 IPCC Special Report on the Ocean and Cryosphere in a Changing Climate (2019),
S. 5und S. 15ff.

7> Kulp/Strauss, New elevation data triple estimates of global vulnerability to sea-
level rise and coastal flooding, Nature (2019), S. 2, m.w.N.; IPCC Special Report on
the Ocean and Cryosphere in a Changing Climate (2019), S. 352.

76 Im Vergleich zum Zeitraum 1986-2005; vgl. IPCC Special Report on the Ocean
and Cryosphere in a Changing Climate (2019), S. 20, 56, 324, 327, 352.

7T Kulp/Strauss, New elevation data triple estimates of global vulnerability to sea-
level rise and coastal flooding, Nature (2019), S. 2, m.w.N.; IPCC Special Report on
the Ocean and Cryosphere in a Changing Climate (2019), S. 327.
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nach eine unmittelbare Gefahr fiir kleine Inselstaaten und insbesondere fiir In-
selentwicklungsldnder bedeuten, da diese mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit zu einem Anstieg des Meeresspiegels insoweit beitragen wiirde,
dass die Auswirkungen dieser Entwicklungen das Uberleben in diesen Regionen
erschweren oder unmdglich machen wiirden.

IV. Untergang eines Staates infolge des klimawandelbedingten
Meeresspiegelanstiegs

Der anthropogene Klimawandel fiihrt nicht nur zum Anstieg des Meeresspie-
gels, sondern u.a. auch zur Zunahme der Zerstérungskraft tropischer Wirbel-
stiirme sowie zur Ausbreitung von Diirren, sodass eine zunehmende Anzahl an
Menschen die eigene Heimat verlassen muss, um zu iiberleben. Diese Menschen
trifft sodann das Schicksal von sog. Klimamigrant*innen.”® So wie vom General-
sekretdr der Vereinten Nationen, Anténio Guterres, in seiner Er6ffhungsrede zur
Klimakonferenz in Kattowitz, Polen (COP 24) am 03. Dezember 2018 vorge-
bracht wurde, handelt es sich beim Klimawandel einschlieBlich seiner Folgen fiir
einige Volker, Regionen und Staaten demnach nicht nur um eine abstrakte gesell-
schaftspolitische Debatte, sondern um eine Frage des Uberlebens.”” Im Fol-
genden soll die praktische Relevanz dieser Herausforderungen insbesondere fiir
Inselstaaten im Zuge einer Darstellung zweier Fallbeispiele mit Blick auf die
Staaten Kiribati und Tuvalu verdeutlicht werden.

1. Fallbeispiel Kiribati

Als einer der ersten Staaten, die unmittelbar vom Untergang infolge des anstei-
genden Meeresspiegels bedroht sind, gilt der Inselstaat Kiribati.®* Kiribati besteht
aus derzeit 32 (ehemals 33) Koralleninseln, welche drei bis vier Meter {iber dem
Meeresspiegel liegen.®' Die Bevélkerung von Kiribati wird auf ca. 106.000 Per-

78 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529.

7 Guterres, Secretary Generals remarks at the opening of the COP 24 (2018). Im
Original: ,,For many peoples, regions and countries climate change is already a matter
of life and death”, online abrufbar unter: https://www.un.org/sg/en/content/sg/state-
ment/2018-12-03/secretary-generals-remarks-opening-cop-24 (zuletzt aufgerufen am
05.11.2022).

80 World Bank (Weltbank), Implementation Completion and Results Report on a Glo-
bal Environment Facility Grant to the Republic of Kiribati for an Adaptation Project
(2011), S.1; World Bank (Weltbank), Project Appraisal Document on a Proposed Grant
from the Global Environment Facility — Least Developed Country Fund for the Kiribati
Adaptation Program (2011), S. 2. So wird Kiribati mitunter als derjenige Inselstaat an-
gesehen, der zuerst klimawandelbedingt untergehen wird; vgl. auch online unter:
https://www.iberdrola.com/environment/kiribati-climate-change (zuletzt aufgerufen am
05.11.2022).

81 Regierung von Kiribati, Ministerium fiir Umwelt, Land und agrarkulturelle Ent-
wicklung, National Adaptation Program of Action, online abrufbar unter: https://un
fcee.int/resource/docs/napa/kir01.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).
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sonen geschitzt, von denen nur 18% iiber eine feste Anstellung und somit
gesicherte Einkiinfte verfiigen.®> Da der GroBteil des Territoriums Kiribatis aus
tief liegenden Korallenatollen besteht, fithrt der Meeresspiegelanstieg neben der
voranschreitenden Diirre und Versalzung der Boden sowie den an Intensitét zu-
nehmenden Sturmfluten zu einer erheblichen Bedrohung der essentiellen Infra-
struktur sowie zu einer Destruktion des Ackerlandes sowie der unterirdischen
SiiBwasserversorgung des Staates.®®

Dies fiihrt zu einer zunehmenden Binnenwanderung in die Hauptstadtregion
nach South Tarawa, die bereits jetzt unter zunehmendem Bevdlkerungsdruck
steht. Auch langfristig betrachtet wird die Bevolkerungsdichte auf den gréBeren
Inseln zunehmen, da aufgrund des Meeresspiegelanstiegs zunichst die kleineren
Inseln iiberschwemmt bzw. unbewohnbar zu werden drohen.®* Wihrend der Mee-
resspiegelanstieg alleine fiir einige Inseln bislang noch keine existenzbedrohende
Gefahr darstellt, ist die damit einhergehende Versalzung® fiir Kiribati bereits ein
ernsthaftes und flichendeckendes Problem, welches sich in Form eines Siilwas-
sermangels duBert und schwerwiegende Folgeprobleme mit sich bringt.®® Kiribati
hat aufgrund dieser Erfahrungen proaktive Anpassungsstrategien entwickelt, die
Mafnahmen wie ein verbessertes Wassermanagement, Schutz vor Kiistenerosion
und nationale und lokale MaBBnahmen zur Stirkung der Kapazititen und Unter-
stiitzung fiir die Verwaltung, Uberwachung und Bewertung von Fortschritten
umfassen.®” Obwohl diese Bemiihungen von geringem Umfang sind, kénnte das
Programm die Dringlichkeit der Umsiedlungsbemiihungen zumindest hinaus-

82 World Bank (Weltbank), Project Appraisal Document on a Proposed Grant from
the Global Environment Facility — Least Developed Country Fund for the Kiribati
Adaptation Program (2011), S. 1.

8 World Bank (Weltbank), Project Appraisal Document on a Proposed Grant from
the Global Environment Facility — Least Developed Country Fund for the Kiribati
Adaptation Program (2011), S. 2.

84 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (261f.).

8 Gemeint ist die Versalzung als Folge einer Kombination aus instabilen Nieder-
schlagsmustern, erhohten Temperaturen sowie dem Meeresspiegelanstieg, welche einer-
seits zu einer Verringerung der Grundwasserversorgung und andererseits zur Erh6hung
des Salzgehaltes im Grundwasser fithren.

8 Dieser Mangel an SiiBwasser bringt nicht zuletzt negative Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit, aber auch auf die landwirtschaftliche Produktivitdt mit sich;
vgl. World Bank (Weltbank), Project Appraisal Document on a Proposed Grant from the
Global Environment Facility — Least Developed Country Fund for the Kiribati Adapta-
tion Program (2011), S. 2.

87 World Bank (Weltbank), Implementation Completion and Results Report on a Glo-
bal Environment Facility Grant to the Republic of Kiribati for an Adaptation Project
(2011), S. 3f.; Donner/Webber, Obstacles to climate change adaptation decisions, Sus-
tainable Science, Band 9, Ausgabe 3 (2013), S. 331 (334).
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zogern.® Ferner hat die kiribatische Regierung Ackerland auf Fidschi gekauft,
um dort Getreide anbauen zu konnen und so die Nahrungsversorgung voriiber-
gehend sicherzustellen.

Als Reaktion auf die prognostizierten Folgen des Klimawandels hat die Regie-
rung von Kiribati allerdings auch eine langfristige Strategie zur Umsiedlung ent-
wickelt, um den Staatsbiirger*innen, die dies wiinschen, eine legale Migration zu
ermdglichen. Hierfiir sollen die Migration erleichtert und Migrationswillige un-
terstiitzt werden.”® So werden u.a. Schulungen fiir Personen angeboten, die in
Léander wie Australien oder Neuseeland auswandern mdchten. Diese Programme
sehen allerdings lediglich eine (freiwillige) Migration vor und tangieren eine
Aufnahmeverpflichtung anderer Staaten infolge einer etwaigen Staatenverant-
wortlichkeit insofern nicht. Ferner richten sich diese vornehmlich an junge Men-
schen, wohingegen eine Umsiedlung der gesamten Bevolkerung von Kiribati
trotz aller AnpassungsmaBnahmen in unmittelbarer Zukunft notwendig zu wer-
den droht.”!

2. Fallbeispiel Tuvalu

Auch im Falle des Inselstaates Tuvalu, einem kleinen Staat im Siidpazifik, der
aus Korallenatollen besteht,”> kann aufgrund naturwissenschaftlicher Erkennt-
nisse und einschldgiger Berechnungen vorausgesagt werden, dass der gesamte
Staat innerhalb der kommenden 50 bis 100 Jahre klimawandelbedingt unbewohn-
bar werden konnte.”> Die Einwohner*innen Tuvalus befiirchten jedoch, dass dies
schon deutlich friiher passieren wird.”* Aus der Perspektive Tuvalus stellen der
voranschreitende anthropogen verursachte Klimawandel und seine Folgen bereits

8 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (262).

8 Pressemitteilung der Regierung von Fidschi, Fiji supports Kiribati on Sea Level
Rise (2014), online abrufbar unter: http://www.climate.gov.ki/2014/02/20/fiji-supports-
kiribati-on-sea-level-rise/. Vgl. ferner online unter: https://www.iberdrola.com/environ
ment/kiribati-climate-change (beide Quellen zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

%0 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (263 f.).

ol Ebd.

92 Campbell/Warrick, Climate Change and Migration Issues in the Pacific, Bericht
fiir die United Nations Economic and Social Commission for Asia and the Pacific
(2014), S. 9, 14.

9 Tuvalu zéhlt auf Grundlage des Universal Vulnerability Index zu den verwundbar-
sten Landern in diesem Sinne, vgl. the Commonwealth Universal Vulnerability Index
(2021).

% Roy, ,,One day we’ll disappear*: Tuvalu’s sinking islands, The Guardian (2019),
online abrufbar unter: https://www.theguardian.com/global-development/2019/may/16/
one-day-disappear-tuvalu-sinking-islands-rising-seas-climate-change (zuletzt aufgerufen
am 05.11.2022).
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ein reales Problem dar, nachdem kleine Inseln bereits iiberflutet wurden und die
Umwelt, mit der die Einwohner*innen Tuvalus in enger Verbindung leben miis-
sen, um zu iiberleben, sich rasch und sichtbar verindert.”> Da diese Verinderun-
gen iiberwiegend auf das Verhalten anderer, geografisch entfernt liegender Staa-
ten und insbesondere der Industriestaaten zuriickzufiihren sind, appelliert Tuvalu
gemeinsam mit anderen Inselstaaten seit Jahren an die Staatengemeinschaft,
addquate Emissionsreduktionen vorzunehmen, um einen Anstieg der globalen
Durchschnittstemperatur bis 2 °C iiber dem vorindustriellen Niveau und dariiber
hinaus um jeden Preis zu vermeiden, da ein solcher bereits den Untergang fiir
mindestens einen Inselstaat bedeuten konnte.”®

Die bereits in Gang gesetzten Anpassungsbemiithungen diirften die Notwendig-
keit einer Umsiedlung zwar verzdgern, allerdings werden die Folgen des anthro-
pogen verursachten Klimawandels angesichts der globalen Emissionen insbe-
sondere fiir kleine Inselstaaten wie Kiribati und Tuvalu eine Umsiedlung der
gesamten Bevolkerung notwendig machen und somit enorme Auswirkungen auf
die Kultur, die Traditionen sowie die Sprache dieser Menschen haben.”” Insbe-
sondere die kleinen Inselentwicklungslinder erleben bereits jetzt die schwerwie-
genden Auswirkungen des Klimawandels, welche nicht nur die Versorgung der
Bevdlkerung deutlich erschweren, sondern auch einer nachhaltigen Entwicklung
dieser Staaten entgegenstehen und Konflikte fordern und verstirken und somit
auch sicherheitspolitische Fragen betreffen.”®

9 Jelemia, Premierminister von Tuvalu, A Threat To Our Human Rights: Tuvalu’s
Perspective On Climate Change, UN Chronicle (2007), online abrufbar unter: https://
www.un.org/en/chronicle/article/threat-our-human-rights-tuvalus-perspective-climate-
change (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

% Ebd.

T Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (264).

%8 Laloniu, Linkages between Climate Change and Challenges to Peacebuilding
and Sustaining Peace, Rede auf der Sitzung ,,7hematic Consultation organized by the
German and French Missions to the UN On the 2020 Review of the Peacebuilding
Architecture®.



§ 2 Staatenverantwortlichkeit fiir den
klimawandelbedingten Untergang eines Staates
im Kontext des Pariser Ubereinkommens

Die Staatenverantwortlichkeit ist als allgemeines Prinzip des Volkerrechts an-
erkannt und bezieht sich auf die Folgen von durch Staaten begangenen Verletzun-
gen volkerrechtlicher Verpflichtungen.! Zur vélkerrechtlichen Verantwortlichkeit
souverdner Staaten wurden einschldgige Regeln auf Grundlage des Artikelent-
wurfs der /LC fiir die Verantwortlichkeit von Staaten fiir volkerrechtswidriges
Handeln® entwickelt, welche nunmehr als Kodifizierung der vélkergewohnheits-
rechtlich anerkannten Staatenverantwortlichkeit gelten.> Auf Grundlage dieser
ILC-Artikel soll im Folgenden die Verantwortlichkeit von Staaten fiir den Unter-
gang eines anderen Staates ohne Rechtsnachfolge infolge des anthropogenen Kli-
mawandels im Kontext der Normen des Pariser Ubereinkommens untersucht wer-
den. In diesem Zusammenhang soll ferner eine Analyse der Regelungen selbst
erfolgen.

Eine volkerrechtliche Verantwortlichkeit entsteht gemil Art.1 ILC-Artikel
infolge volkerrechtswidrigen Verhaltens eines Staates. Die Staatenverantwort-
lichkeit fiir den klimawandelbedingten Untergang eines Staates setzt demnach
volkerrechtswidriges Verhalten im Sinne der Verletzung einer voélkerrechtlichen
Pflicht durch einen oder mehrere andere Staaten voraus. Unter welchen Voraus-
setzungen eine solche Verantwortlichkeit gegeben ist, regelt die Vorschrift des
Art. 2 ILC-Artikel. Danach ist der Tatbestand der Staatenverantwortlichkeit er-
fillt, wenn ein rechtserhebliches Verhalten im Sinne eines Handelns oder Unter-
lassens vorliegt, welches mindestens einem deliktsfahigen Staat zurechenbar ist
und gegen das flir diesen Staat geltende Volkerrecht verstoft, ohne dass dessen
Verhalten gerechtfertigt ist.* Im Rahmen dieses Kapitels wird zunichst unter-

' Graaff, S. 5. Zur Anerkennung der Staatenverantwortlichkeit als allgemeines Vol-
kerrechtsprinzip vgl. ferner Verdross, RdC, Bd. 30 (1929-V), S. 463.

2 International Law Commission (ILC), Draft Articles on Responsibility of States for
Internationally Wrongful Acts (2001), UN-Generalversammlung, 56. Sitzung, Supple-
ment No. 10, UN Doc. A/56/10. Im Folgenden als /LC-Artikel bezeichnet. Zur Bedeu-
tung der ILC-Artikel vgl. im Einzelnen Crawford, State Responsibility, S. 87.

3 Dérr, in: Ipsen (2018), § 29, Rn. 2f. sowie § 30, Rn. 1; vgl. auch Thiele, Das Ver-
héltnis zwischen Staatenverantwortlichkeit und Menschenrechten, Archiv des Volker-
rechts, Bd. 49 (2011), S. 343.

4 Dérr, in: Ipsen (2018), § 30, Rn. 2.
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sucht, ob sich aus dem volkerrechtlichen Klimaschutzsystem und insbesondere
aus dem Pariser Ubereinkommen eine vélkerrechtliche Pflicht ergibt, gegen wel-
che im Falle des Eintritts der Hypothese, nach der ein Staat infolge der Auswir-
kungen des Klimawandels auf die Umwelt untergeht, verstolen wiirde (Pflicht-
verletzung). Sollte eine solche einschlédgig sein, sind darauffolgend auch die wei-
teren Tatbestandsvoraussetzungen einer Staatenverantwortlichkeit zu priifen.

A. Pflichtverletzung

Gemif Art. 2 lit b) ILC-Artikel liegt volkerrechtswidriges Verhalten dann vor,
wenn sich das Handeln oder Unterlassen eines Staates bzw. eines Verhaltens,
welches dem Staat gemdl Art. 2 lit a) ILC-Artikel zurechenbar ist, als Verlet-
zung einer volkerrechtlichen Verpflichtung darstellt. Zunédchst miisste demnach
eine volkerrechtliche Verpflichtung bestehen, gegen welche im vorliegend re-
levanten Szenario verstoBen wiirde. Eine solche vdlkerrechtliche Verpflichtung
kann sich grundsétzlich sowohl aus einem volkerrechtlichen Vertrag als auch aus
Volkergewohnheitsrecht i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit a) und b) des Statuts des Inter-
nationalen Gerichtshofs® ergeben. Im Folgenden soll deshalb auf das volkerrecht-
liche Klimaschutzregime und seine Entwicklung sowie auf die ebenfalls relevan-
ten allgemeinen Grundsitze des Umweltvolkerrechts als Grundlage einschldgiger
volkerrechtlicher Verpflichtungen sowie auf eine mogliche Verletzung eingegan-
gen werden.

I. Das volkerrechtliche Klimaschutzregime

Das Pariser Ubereinkommen fiigt sich in das bestehende umweltvélkerrecht-
liche Regime zum Klimaschutz ein. Dieses Regime beruhte vor In-Kraft-Treten
des Pariser Ubereinkommens im Wesentlichen auf dem Rahmeniibereinkommen
der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen vom 09. Mai 1992° sowie dem
Kyoto-Protokoll vom 11. Dezember 1997.7 Zur Kontextualisierung der Regelun-
gen, die sich nunmehr aus dem Pariser Ubereinkommen ergeben, wird im Fol-
genden zundchst auf die Entwicklung dieses vdlkerrechtlichen Klimaschutz-
systems eingegangen.

5 Im Original: The Statute of the International Court of Justice (ICJ Statute); Annex
zur Charta der Vereinten Nationen vom 26.06.1945, 1 UNTS XVI. Im Folgenden als
IGH-Statut bezeichnet.

¢ Im Original: United Nations Framework Convention on Climate Change (UNF-
CCC); UNTS vol. 1771, p. 107. Im Folgenden als Rahmeniibereinkommen bezeichnet.

7 Im Original: Kyoto Protocol to the United Nations Framework Convention on Cli-
mate Change; UNTS vol. 2303, p. 162. Im Folgenden als Kyoto-Protokoll bezeichnet.
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1. Das Rahmeniibereinkommen der Vereinten Nationen
iiber Klimainderungen vom 09. Mai 1992

Bei dem Rahmeniibereinkommen handelt es sich um einen multilateralen vol-
kerrechtlichen Vertrag i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit a) IGH-Statut und demnach um
eine rechtsverbindliche Quelle des Volkerrechts.® GemidB Art.7 Abs. 1 des Rah-
meniibereinkommens wird als institutioneller Rahmen die sog. Konferenz der
Vertragsparteien® eingesetzt, welche auf Grundlage dieser Norm legitimiert wird,
Konkretisierungen oder Fortschreibungen dieser verbindlichen Ubereinkunft vor-
zunehmen. '’

a) Entstehung und Struktur

Mit Blick auf eine volkerrechtliche Regulierung des Klimaschutzes entschied
sich die Staatengemeinschaft auf Grundlage einer Resolution der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen aus dem Jahre 1990'!' fiir die Regelungssys-
tematik des Rahmeniibereinkommens, um gemeinsame Mafnahmen zur Be-
kdmpfung des anthropogenen Klimawandels sowie den infolgedessen entstehen-
den nachteiligen Auswirkungen zu ergreifen.'? Obgleich diese Resolution keine
spezifische Referenz zu Art. 13 UN-Charta'® aufweist, erfolgte die Ausarbeitung
auf Grundlage der Aufgaben und Befugnisse, die der Generalversammlung durch
Art. 13 Abs. 1 lit a) UN-Charta zugewiesen sind, wobei es sich bei der Erarbei-
tung des Rahmeniibereinkommens um einen Fall der Weiterentwicklung des Vol-
kerrechts im Sinne der Var. 2 der Norm handelte.'*

Nach Ausarbeitung eines Vertragsentwurfs durch den Intergouvernementalen
Verhandlungsausschuss fiir ein Rahmenabkommen iiber Klimaverinderungen'?
unterzeichneten 155 Staaten sowie die Europdische Union auf der United Na-
tions Conference on Environment and Development am 09. Mai 1992 in Rio de
Janeiro das Rahmeniibereinkommen der Vereinten Nationen iiber Klimaénderun-

8 Mit Blick auf ihre Rechtsverbindlichkeit ist grundsitzlich irrelevant, ob es sich um
eine Ubereinkunft allgemeiner oder besonderer Natur handelt, vgl. hierzu im Einzelnen
Pellet, in: Zimmermann/Tomuschat/Oellers-Frahm/Tams, The Statute of the Interna-
tional Court of Justice (2012), Art. 38, Rn. 208.

° Im Original: Conference of Parties (COP).

10Vgl. hierzu Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 50 sowie vertiefend zu sog. ,.kon-
kretisierendem Primérrecht im Volkerrecht Dérr, in: Ipsen (2018), § 21, Rn. 3.

11 'UN Doc. A/RES/45/212 vom 21.12.1990.

12 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 48.

13 Im Original: The Charter of the United Nations (UN Charter); Charta der Verein-
ten Nationen vom 26.06.1945, 1 UNTS XVI. Im Folgenden als UN-Charta bezeichnet.

14" Fleischhauer/Simma, in: Simma et al., The Charter of the United Nations, Art. 13,
Rn. 91.

15 Dieser wurde mit der Resolution UN Doc. A/RES/45/212 (21.12.1990) durch die
Generalversammlung der Vereinten Nationen ins Leben gerufen und mit dieser Arbeit
betraut. Vgl. hierzu auch Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 50.
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gen.'® Dem Rahmeniibereinkommen gehéren aktuell 198 Vertragsparteien an.'’
Aufgrund der grolen Anzahl an Vertragsparteien kann diesem universelle Gel-
tung zugesprochen werden.'® Die auf Grundlage von Art.7 Abs.1 Rahmeniiber-
einkommen eingesetzte Konferenz der Vertragsparteien ist gemél Abs. 2 Rah-
meniibereinkommen das oberste Gremium des Rahmeniibereinkommens sowie
seiner Nachfolgeinstrumente und soll gemid dem Abs. 4 Rahmeniiberein-
kommen jahrlich tagen. Neben der Konferenz der Vertragsparteien bilden das
in Art. 8 Rahmeniibereinkommen erwihnte Sekretariat und die Nebenorgane fiir
wissenschaftliche und technologische Beratung (Art. 9 Rahmeniibereinkommen)
sowie fiir die Durchfiihrung des Ubereinkommens (Art. 10 Rahmeniibereinkom-
men) den institutionellen Rahmen des Rahmeniibereinkommens, wobei es sich
beim International Panel on Climate Change (IPCC) nicht um ein Organ dessel-
ben, sondern um eine im Jahr 1988 geschaffene Einrichtung zur wissenschaft-
lichen Bewertung des Klimawandels handelt."®

Die Wahl der Systematik eines Rahmeniibereinkommens implizierte bereits
von Anfang an die Notwendigkeit einer Fortentwicklung der weltweiten Klima-
schutzmaBinahmen sowie der Konkretisierung des festgelegten Rahmens zur Er-
reichung der beschriebenen Ziele. Diese Vorgehensweise wurde im Rahmen der
ersten Konferenz der Vertragsparteien, welche im Jahr 1995 in Berlin stattfand,
durch Beschluss des sog. Berlin-Mandats®® festgelegt, bei welchem es sich in-
haltlich um eine rechtsverbindliche Konkretisierung des Rahmeniibereinkom-
mens handelt.’

b) Inhalt

Das Rahmeniibereinkommen enthilt aufgrund seiner Regelungsform in erster
Linie organisatorische sowie prozedurale Vorschriften, die einen Rahmen fiir spa-
tere inhaltliche Konkretisierungen geben. Gepridgt wird dieses hingegen durch
zwei grundlegende Aspekte: einerseits werden die bestimmenden Ziele und Prin-
zipen festgelegt, welche fiir die Umsetzung des Abkommens sowie fiir die wei-

16" Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 48.

17 Ratifikationsstand online abrufbar unter: https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails
[1.aspx?src=TREATY &mtdsg_no=XXVII-7&chapter=27& Temp=mtdsg3&clang=_en
(zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

18 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 48.

19" Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 50. Das IPCC wurde in Zusammenarbeit zwi-
schen der WMO und den UNEP geschaffen und von der Generalversammlung gebilligt,
vgl. UN Doc. A/RES/43/53 vom 06.12.1988.

20 Im Original: The Berlin Mandate; Dec. 1/CP.1, (07.04.1995), in COP Report No.1,
Addendum, UN Doc. FCCC/CP/1995/7/Add1 vom 06.06.1995.

21 Zur Moglichkeit der Konkretisierung und Fortschreibung vélkerrechtlicher Ver-
trage durch hierfiir eingesetzte Versammlungen der Vertragsparteien (Assembly of States
Parties, ASP) — hier die Konferenz der Vertragsstaaten (COP) — vgl. Dérr, in: Ipsen
(2018), § 21, Rn. 3.
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tere rechtliche Entwicklung ausschlaggebend sind, andererseits findet in diesem
Rahmen erstmalig das Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten eine Normierung.*?

Hauptziel des Rahmeniibereinkommens sowie ,,aller damit zusammenhéngen-
den Rechtsinstrumente, welche die Konferenz der Vertragsparteien beschlieft,
ist es gemélB Art. 2 Rahmeniibereinkommen, ,,die Stabilisierung der Treibhaus-
gaskonzentrationen in der Atmosphire auf einem Niveau zu erreichen, auf dem
eine gefahrliche anthropogene Stérung des Klimasystems verhindert wird“. An-
gestrebt wird dementsprechend eine langfristige Stabilisierung der Treibhausgas-
konzentration in der Atmosphére, um die Folgen des anthropogenen Klimawan-
dels abzumildern.”® Die Hauptverantwortung fiir eine erfolgreiche Durchsetzung
des Klimaschutzes im Sinne eines Entgegenwirkens auf den sog. Treibhausgas-
effekt liegt nach Auffassung der Generalversammlung vorrangig bei den Indus-
triestaaten aufgrund ihrer Stellung als Hauptverursacher klimatischer Verdnde-

rungen.**

Das konkrete Niveau, welches fiir die Erreichung dieser Zielsetzung notwendig
wire, wurde in diesem Kontext zwar noch nicht beschrieben,? allerdings zeigt
sich aus heutiger Sicht der Vorteil, welcher sich aufgrund der Regelungssyste-
matik des Rahmeniibereinkommens ergibt, da diese eine nachtrégliche Konkreti-
sierung des Niveaus sowie entsprechende Anpassungen ermdglicht, die den sich
fortwahrend verdndernden naturwissenschaftlichen Erkenntnissen geniigt.

¢) Grundsdtze

GemiB Art. 4 Abs. 1 Rahmeniibereinkommen sind alle Vertragsparteien aufge-
rufen, auf nationaler Ebene MaBinahmen zur Abmilderung des anthropogenen
Klimawandels zu ergreifen.”® Hierbei kommt den Industriestaaten gemiB Art. 4
Abs. 2 und 3 Rahmeniibereinkommen eine besondere Verpflichtung zu,>’ die-
jenigen Vertragsstaaten, welche Entwicklungslidnder sind, in finanzieller Hinsicht
zu unterstiitzen.”® Zu diesem Zweck wurde ein Finanzierungsmechanismus er-
arbeitet, welcher in Art. 11 Rahmeniibereinkommen geregelt ist. Dieser steht ge-
méfB des Abs.1 Rahmeniibereinkommen unter der Aufsicht der Konferenz der

22 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 48.
23 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 51.

24 Dies ergibt sich aus Abs. 8 der Einleitungsklauseln der Resolution (UN Doc. A/
RES/45/212 vom 21.12.1990). Vgl. auch Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 48.

25 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 49.
26 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 52.
27 Dort als ,,entwickelte Linder* bezeichnet.

2 Diese Verpflichtung kommt gemdf Art. 4 Abs. 2 Rahmeniibereinkommen auch
den Staaten zu, die sich im Ubergang zur Marktwirtschaft befinden bzw. befanden und
in der Anlage I des Rahmeniibereinkommens genannt werden, vgl. hierzu Birkner, in:
Ipsen (2018), § 54, Rn. 49.
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Vertragsparteien, welche daneben zur Aufgabe hat, materielle Verpflichtungen
sowie prozedurale Regelungen weiterzuentwickeln.>

Allgemeine Grundsitze wurden in Art. 3 Rahmeniibereinkommen statuiert und
umfassen insbesondere den Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten, das Vorsorgeprinzip sowie den
Grundsatz der Gerechtigkeit.>® Auf dieser Grundlage wurde nachfolgend im Rah-
men des Kyoto-Protokolls eine sog. positive Ungleichbehandlung der Entwick-
lungsldnder im Umweltvolkerrecht geregelt. GemalB Abs. 8 der Prdambel des
Rahmeniibereinkommens wird auf die UN-Charta verwiesen, wobei dem Grunde
nach anerkannt wird, dass die Staaten in diesem Sinne das Recht haben, ihre ei-
genen Ressourcen im Rahmen ihrer eigenen Umwelt- und Entwicklungspolitik
auszubeuten, allerdings auch die Verantwortung dafiir tragen, dass die Aktivita-
ten innerhalb ihrer Rechtsordnung bzw. Kontrolle der Umwelt anderer Staaten
oder von Gebieten auBlerhalb der Grenzen der nationalen Gerichtsbarkeit keinen
Schaden zufiigen.*!

d) Rechtliche Einordnung

Fraglich ist, ob die Grundsitze der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten sowie der sog. positiven Ungleich-
behandlung mit dem Prinzip der souverdnen Gleichheit in Art. 2 Ziff. 1 UN-
Charta®? vereinbar sind. Letzteres bezieht sich auf die Rechtsgleichheit von
Staaten im Sinne einer formell gleichen Rechtsposition von Staaten im Kontext
internationaler Organisationen sowie bei der Ausiibung von Beteiligungs- und
Stimmrechten, nicht jedoch im Sinne eines Anspruchs auf eine Herstellung fakti-
scher Gleichheit von Staaten.>® Diese Rechtsgleichheit, nach der grundsitzlich
alle Staaten zu behandeln sind, schlieft jedoch Ungleichbehandlungen nicht
grundsitzlich aus, insbesondere wenn sich diese auf Rechte beziehen, welche
sich nicht unmittelbar aus der staatlichen Souverdnitit oder auf Grundlage einer

2 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 50.

30 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 51. Zum Grundsatz der ge-
meinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhigkeiten
vgl. unter § 2 A.II.3. Zum Vorsorgeprinzip vgl. unter § 2 A.I.4. Zum Grundsatz der
Gerechtigkeit vgl. unter § 2 A.III. 1.¢c)cc).

31 Im Original: ,,States have, in accordance with the Charter of the United Nations
and the principles of international law, the sovereign right to exploit their own resour-
ces pursuant to their own environmental and developmental policies, and the respon-
sibility to ensure that activities within their jurisdiction or control do not cause damage
to the environment of other States or of areas beyond the limits of national juris-
diction.*

32 Im Original: principle of sovereign equality.

33 Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 260. Vertiefend zur souveridnen Gleichheit i.S.d.
Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta vgl. Fassbender, in: Simma et al., The Charter of the United
Nations (2012), Art. 2 (1), Rn. 46 ff.
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entsprechenden Zustimmung zu seinen Gunsten oder Ungunsten ergeben.** Dem-
nach widerspricht der u.a. im Rahmen des Rahmeniibereinkommens festgelegte
Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und
jeweiligen Fihigkeiten® als Ausprigung des Grundsatzes der sog. positiven Un-
gleichbehandlung dem Prinzip der souverdnen Gleichheit in Art. 2 Ziff. 1 UN-
Charta im Ergebnis nicht, da dieser nicht der vertraglichen Vereinbarung extra-
ordindrer Rechtspositionen entgegensteht und insoweit die Handlungsfreiheit der
Staaten Anwendung findet.*® Eine positive Ungleichbehandlung der Entwick-
lungsldnder im Sinne des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fihigkeiten im Umweltvolkerrecht ist viel-
mehr mit dem Prinzip der souverdnen Gleichheit in Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta ver-
einbar. Auf Grundlage der Rahmenkonvention werden demnach zwar grundsétz-
lich allgemeine Pflichten zum Zwecke Emissionsreduktion begriindet, welche
auch rechtsverbindlich sind, allerdings ergibt sich aus ihr keine konkretisierte
Verpflichtung zu einem Verhalten im Sinne der Forschungsfrage.®’

2. Das Kyoto-Protokoll vom 11. Dezember 1997

Im Rahmen der 3. Konferenz der Vertragsstaaten vom 11. Dezember 1997
wurde in Kyoto, Japan das Protokoll zum Rahmeniibereinkommen der Vereinten
Nationen iiber Klimainderungen, das sog. Kyoto-Protokoll, als Ubereinkommen
zur Konkretisierung der Ziele des Rahmeniibereinkommens beschlossen.”® Da
eine grofle Anzahl noch strittiger Punkte erst im Laufe der 7. Konferenz der Ver-
tragsstaaten aus dem Weg geriumt werden konnten, trat das Kyoto-Protokoll
erst am 16. Februar 2005 in Kraft.** Dem Kyoto-Protokoll gehoren aktuell 192
Vertragsparteien an. !

34 Bartenstein, in: Internationales Umweltrecht, 2. Abschnitt, Rn. 4.

35 Vgl. hierzu im Einzelnen unten unter § 2 A.I1.3.

36 Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 260. So auch Fassbender, Die souverine Gleich-
heit der Staaten, APuZ 2004, S.7 (12). Vgl. hierzu auch Bartenstein, in: Internationales
Umweltrecht, 2. Abschnitt, Rn. 37.

37 Vgl. hierzu im Einzelnen Kehrer, S. 203.

38 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 51 sowie Heintschel von Heinegg, in: Ipsen
(2014), § 49, Rn. 53.

39 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 53.

40 Vgl. Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 51; Heintschel von Heinegg, in: Ipsen
(2014), § 49, Rn. 53.

41 Ratifikationsstand online abrufbar unter: https://treaties.un.org/Pages/ViewDe
tails.aspx?src=TREATY &mtdsg_no=XXVII-7-a&chapter=27&clang=_en (zuletzt auf-
gerufen am 05.11.2022). Die Vereinigten Staaten von Amerika (USA), die das Kyoto-
Protokoll zunichst unterzeichnet, dieses allerdings nicht ratifiziert hatten, zogen sich
endgiiltig zuriick, vgl. Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 51. Zur Sonderstellung der
Vereinigten Staaten innerhalb des vdlkerrechtlichen Klimaschutzregimes siehe unten
unter § 2 A.L.3.
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Das Kyoto-Protokoll ist — als konkretisierendes Protokoll zum Rahmentiberein-
kommen — als multilateraler volkerrechtlicher Vertrag i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit a)
IGH-Statut rechtsverbindlich fiir die Vertragsstaaten. Inhaltlich formuliert es kon-
krete Ziele sowie MaBinahmen zur Verringerung der weltweiten Treibhausgas-
emissionen und statuiert spezifische Reduktionsverpflichtungen, jedoch gemal3
Art. 3 Abs. 1 Kyoto-Protokoll nur fiir die in seiner Anlage I aufgefiihrten Ver-
tragsparteien und infolgedessen nur fiir Industriestaaten sowie solchen, die sich
im Ubergang zur Marktwirtschaft befinden (sog. Schwellenlinder).** Diese sog.
Anlage-I-Staaten werden angehalten, sicherzustellen, dass die Gesamtmenge der
in Anlage A des Protokolls festgelegten Treibhausgase nicht iiberschritten wird.*?
Zu Gunsten der Entwicklungslander wird somit entsprechend des sich aus dem
Rahmentibereinkommen ergebenden Grundsatzes der gemeinsamen, aber unter-
schiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten eine positive Un-
gleichbehandlung statuiert,** der zufolge die Entwicklungslinder auf Grundlage
des Protokolls iiberhaupt keinen Reduktionsverpflichtungen unterliegen.*> Die
erste Verpflichtungsperiode umfasste die Jahre 2008 bis 2012. Der Umfang der
Gesamtemissionen aller im Sinne des Art. 3 Abs. 1 Kyoto-Protokoll verpflichte-
ten Staaten sollte wihrend dieses Zeitraums wenigstens um 5 % unter dem fest-
gelegten Vergleichsniveau von 1990 gesenkt werden, wobei die Anlage-I-Staaten
entsprechend der Anlage B des Protokolls in unterschiedlichem Malle zu dieser
Senkung beizutragen hatten.*®

Mit dem Kyoto-Protokoll wurden zwar erstmalig rechtsverbindliche Minde-
rungsverpflichtungen in Bezug auf den Treibhausgasausstofl beschlossen, aller-
dings waren viele grofie Emittenten aufgrund ihrer Zugehdrigkeit zur Gruppe der
Entwicklungsldnder von diesen Vorschriften ausgenommen. Ebenfalls von den
Verpflichtungen nicht betroffen waren auch die Vereinigten Staaten von Amerika
(USA), die das Kyoto-Protokoll nicht ratifiziert haben.*” Demnach war der prak-
tische Nutzen dieses volkerrechtlichen Vertrages mit Blick auf den globalen Kli-
maschutz begrenzt. Als relevanteste Schwiche des Protokolls im Hinblick auf die
praktische Umsetzung von Emissionsreduktionszielen offenbarte sich gerade die
auf Grundlage des Prinzips der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten entwickelte positive Ungleichbehand-

42 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 51.

4 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 54.

4 Zum Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten
und jeweiligen Féhigkeiten im Einzelnen unten unter § 2 A.1I.3.

4 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 51. Zur positiven Ungleichbehandlung zu
Gunsten der Entwicklungsldnder siehe ferner unten unter § 2 A.11.2.b).

4 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 54.
4 Morgenstern/Dehnen, Bine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131. Zur Sonderstellung der Vereinigten Staa-

ten von Amerika innerhalb des volkerrechtlichen Umweltschutzregimes siehe unten
unter § 2 A.L.3.
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lung, da hierdurch substanzielle Emissionen seitens wesentlicher Emittenten von
Treibhausgasen nicht beriicksichtigt wurden. Die fehlende Reduktionsverpflich-
tung gegeniiber den Entwicklungslidndern, zu welchen auch aufstrebende Volks-
wirtschaften wie die Volksrepublik China und die Republik Indien zdhlten, flihrte
zu einem erheblichen Interessenskonflikt innerhalb der Vertragsparteien und
stellte die weitere Zusammenarbeit im Rahmen der jahrlich stattfindenden Kon-
ferenz der Vertragsstaaten vor zunechmende Herausforderungen,*®

Trotz des Umstandes, dass das Kyoto-Protokoll erst im Jahr 2005 in Kraft trat,
versuchte die Staatengemeinschaft bereits im Jahr 2009 im Rahmen der Kopen-
hagener Konferenz ein neues Klimaschutzabkommen als Nachfolgeabkommen
zum Kyoto-Protokoll zu beschlieBen.* Dieses Vorhaben scheiterte allerdings
einerseits aufgrund eines weiterhin bestehenden Disputs hinsichtlich der Erwar-
tungen der Konferenzleitung an die KlimaschutzmalBnahmen, welche zum Teil
als zu ambitioniert betrachtet wurden, andererseits aufgrund der Weigerung eini-
ger Staaten, darunter der USA sowie China, weitergehende Reduktionsverpflich-
tungen hinzunehmen.”® So gelang es den Vertragsstaaten zunichst nicht, eine
volkerrechtlich verbindliche Folgeregelung fiir das Kyoto-Protokoll zu beschlie-
Ben.’! Als Abschlussdokument zur Kopenhagener Konferenz (COP 15) entstand
lediglich der Kopenhagener Akkord,>®> welcher nach lingerer Diskussion vom
Grofiteil der Staaten im Rahmen der COP 15 allerdings nur ,,zur Kenntnis ge-
nommen®, nicht jedoch formell unterzeichnet wurde und dementsprechend auch
keine Rechtsverbindlichkeit aufweist.

Da es auch in den Folgejahren an einem Konsens hinsichtlich der Statuierung
eines Nachfolgeabkommens fehlte, beschlossen einige Vertragsparteien des
Kyoto-Protokolls auf den UN-Klimakonferenzen in Canctin (2010), Durban
(2011) sowie Doha/Katar (2012) zunichst die Weiterfiihrung des Kyoto-Proto-
kolls,® wihrend andere Vertragsparteien ankiindigten, sich aus dieser volker-

48 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 51. Vgl. auch Morgenstern/Dehnen, Eine neue
Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016,
S.131.

49 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131.

30 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 60.

U Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 56.

52 COP Decision 2/CP.15, UN Doc FCCC/CP/2009/11/Add.1, S. 4. Im Original:
Copenhagen Accord. Vertiefend zur Kopenhagener Konferenz (COP 15) vgl. u.a. Osch-
mann/Rostankowski, Das Internationale Klimaschutzrecht nach Kopenhagen, ZUR
2010, Heft 2, S. 59 sowie Kment, Klimaschutzziele und Jahresemissionsmengen — Kern-
elemente des neuen Bundes-Klimaschutzgesetzes, NVwZ 2020, S. 1537.

33 The Canctiin Agreements: Outcome of the work of the Ad Hoc Working Group on
Further Commitments for Annex I Parties under the Kyoto Protocol at its fifteenth ses-
sion, Decision 1/CMP.6, UN Doc FCCC/KP/CMP/2010/12/Add.1; Durban: Confer-
ence of the Parties Decision 3/CP.17, UN Doc FCCC/CP/2011/9/Add.1; Doha Amend-
ment: Decision of the Conference of the Parties serving as the meeting of the Parties to
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rechtlichen Vereinbarung zuriickziehen zu wollen.>* SchlieBlich gelang eine Eini-
gung der Vertragsparteien, als diese im Rahmen der Doha-Konferenz im Jahr
2012 mit dem sog. Doha-Amendment>® eine Anschlussregelung zum Kyoto-Pro-
tokoll im Sinne einer Konkretisierung bzw. Anpassung der Geltungsdauer fiir den
Zeitraum 2013 bis 2030 beschlossen.’® Auf Grundlage dieser Regelung hitten
sich die sog. Annex-B-Staaten, die den Anlage-I-Staaten des Kyoto-Protokolls
entsprechen,”” im Sinne einer weiteren Verpflichtungsperiode im Vergleich zur
urspriinglichen Regelung des Kyoto-Protokolls zu einer Senkung ihrer Gesamt-
emissionen um 18 % gegeniiber dem Jahr 1990 verpflichtet.*® Parallel zum Rah-
meniibereinkommen ergibt sich allerdings auch aus dem Kyoto-Protokoll keine
volkerrechtliche Pflicht, deren Verletzung im Sinne der Fragestellung dieser Ar-
beit zu einer Staatenverantwortlichkeit infolge des Untergangs eines Staates fiih-
ren konnte. >

3. Das Ubereinkommen von Paris vom 12. Dezember 2015

Im Rahmen der 21. Konferenz der Vertragsparteien (COP 21) beschlossen die
Vertragsparteien des Rahmentibereinkommens am 12. Dezember 2015 infolge lang-
jahriger Verhandlungen schlieBlich das Ubereinkommen von Paris als Nachfolge-

the Kyoto Protocol, on the Doha Amendment, Decision 1/CMP.8, UN Doc FCCC/KP/
CMP/2012/13/Add.1, S. 2. Vgl. vertiefend hierzu ferner Heintschel von Heinegg, in:
Ipsen (2014), § 49, Rn. 60.

34 Kanada trat aus dem Kyoto-Protokoll mit Wirkung zum 15.12.2011 aus, vgl. die
Benachrichtigung des Generalsekretirs liber Kanadas Austritt: C.N.796.2011.TREA
TIES-1, online abrufbar unter: https://unfccc.int/files/kyoto_protocol/background/ap
plication/pdf/canada.pdf.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022). Auch Neuseelands
Regierung entschied, an der zweiten Verpflichtungsperiode ab 2013 im Rahmen des
Kyoto-Protokolls nicht teilzunehmen, vgl. das Statement des neuseeldndischen Minis-
ters fiir Fragen des Klimawandels, Tim Groser, vom 10.11.2012, online abrufbar unter:
https://www.beehive.govt.nz/release/new-zealand-commits-un-framework-convention
(zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

55 Im Original: Doha Amendment to the Kyoto Protocol vom 08.12.2012, in: Kyoto
Protocol, Meeting of the Parties Report No. 8, UN Doc. FCCC/KP/CMP/2012/13/
Add.1 (28.02.2013). Kanada, Japan und die Russische Forderation haben das Doha
Amendment nicht ratifiziert, siche den Ratifizierungsstatus des Doha Amendments, ab-
rufbar unter: https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY &mtdsg_no=
XXVII-7-c&chapter=27&clang=_en (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

6 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 56.

5T Cullet, Equity and Flexibility Mechanisms in the Climate Change Regime: Con-
ceptual and Practical Issues, Band 8, Ausgabe 2, Review of European, Comparative and
International Environmental Law (1999), S. 168.

8 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 56. Die angestrebte Anderung muss den Vor-
aussetzungen des Art. 20 und 21 des Kyoto-Protokolls geniigen, wonach drei Viertel der
Vertragsparteien und damit 144 Staaten eine solche Anderung annehmen miissen. Mit
Stand vom 31.12.2020 waren die Voraussetzungen fiir das In-Kraft-Treten erfiillt, Ra-
tifikationsstand online abrufbar unter: https://treaties.un.org/Pages/showDetails.aspx?
0bjid=0800000280346e7e&clang=_en (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

% Vgl. hierzu im Einzelnen Kehrer, S. 212.
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iibereinkommen zum Kyoto-Protokoll. Dieses konnte bereits am 04. November
2016 und demnach dreiBig Tage nach dem Beitritt von mindestens 55 Vertrags-
parteien des Rahmeniibereinkommens, welche fiir mindestens 55 % der weltwei-
ten Treibhausgasemissionen verantwortlich sind, in Kraft treten.®® Bisher wurde
das Pariser Ubereinkommen von 194 der insgesamt 198 Vertragsparteien des Rah-
meniibereinkommens ratifiziert und von insgesamt 195 Staaten unterzeichnet.®'

Als Nachfolgetibereinkommen zum Kyoto-Protokoll sowie als konkretisieren-
des Ubereinkommen zum Rahmeniibereinkommen ist das Pariser Ubereinkom-
men als multilateraler volkerrechtlicher Vertrag i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit a) IGH-
Statut — entsprechend dem Kyoto-Protokoll — rechtsverbindlich fiir die Vertrags-
staaten. Das Pariser Ubereinkommen fiigte sich formal als Zusatzprotokoll zum
Rahmeniibereinkommen und in diesem Sinne als Nachfolgeilibereinkommen zum
Kyoto-Protokoll in das volkerrechtliche Klimaschutzregime ein. Der Schritt hin
zur Verpflichtung aller Staaten zur Erreichung der Umsetzung bestimmter Klima-
schutzziele ist ein historisch bedeutender, da sich die Staatengemeinschaft so
erstmalig von der im Kyoto-Protokoll verankerten positiven Ungleichbehandlung
bestimmter Staaten abgewandt hat und nunmehr alle Staaten an der weltweiten
Emissionssenkung beteiligt.

Das Pariser Ubereinkommen wird somit als wegweisend fiir die internationale
Klimaschutzpolitik sowie fiir das Klimaschutzrecht im Rahmen des Umweltvol-
kerrechts angesehen, weil nicht nur alle Vertragsstaaten sich verpflichten, eigene
Minderungsziele festzusetzen und diese kontinuierlich zu steigern, sondern auch
die gemeinsame Zielsetzung des Klimaschutzes konkretisiert wird. Es beinhaltet
insbesondere die in Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen verankerte For-
mulierung des Ziels, die Erderwdrmung auf deutlich unter 2 °C gegeniiber dem
vorindustriellen Zeitalter zu begrenzen, aber auch das Ziel, gemeinsam die Treib-
hausgasneutralitit ab 2050 zu erreichen.?

Eine Sonderstellung nehmen auch an dieser Stelle die USA ein, die nach be-
reits erfolgter Ratifizierung des Ubereinkommens ihre wirtschaftlichen Interes-
sen nicht mehr hinreichend beriicksichtigt sahen und am 04. August 2017 ihre
Absicht, aus dem Pariser Ubereinkommen zuriicktreten zu wollen, gegeniiber
dem Generalsekretir der Vereinten Nationen bekanntgaben.®®> Gemif Art. 28

0 Online abrufbar unter: https://treaties.un.org/doc/Publication/CN/2016/CN.735.
2016-Eng.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

61 Ratifikationsstand online abrufbar unter: https://treaties.un.org/Pages/ViewDe
tails.aspx?src=TREATY &mtdsg_no=XXVII-7-d&chapter=27&clang=_en (zuletzt auf-
gerufen am 05.11.2022).

; 92 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131.

63 Absichtserkldrung im Original online abrufbar unter: https://treaties.un.org/doc/
Publication/CN/2017/CN.464.2017-Eng.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022); vgl.
hierzu insbesondere Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 57.
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Abs. 1 Pariser Ubereinkommen wurde der erklirte Riicktritt der Vereinigten Staa-
ten von Amerika aus dem Pariser Ubereinkommen am 04. November 2020 wirk-
sam, wobei dieser nicht auch den Riicktritt aus dem Rahmeniibereinkommen
bedeutete,®* wie sich aus einem Umkehrschluss hinsichtlich der Regelung des
Art. 28 Abs. 3 Pariser Ubereinkommen ergibt, wonach lediglich ein Riicktritt aus
dem Rahmeniibereinkommen auch einen solchen aus dem Pariser Ubereinkom-
men als Zusatzprotokoll dessen bedeuten wiirde. Auf Grundlage einer entspre-
chenden Beitrittserklarung vom 20. Januar 2021°° traten die USA dem Pariser
Ubereinkommen allerdings entsprechend dem Art. 21 Abs. 3 Pariser Uberein-
kommen dreiflig Tage nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der Beitrittsurkunde
und demnach mit Wirkung zum 19. Februar 2021 wieder bei.

In diesem Zusammenhang gilt es, das Vorhandensein einer volkerrechtlichen
Verpflichtung auf Grundlage des Pariser Ubereinkommens im Sinne der For-
schungsfrage zu iberpriifen. In diesem Sinne wird zunichst auf allgemeine
Grundsitze des Umweltvolkerrechts eingegangen, um eine ausfiihrliche Ausle-
gung der in Betracht kommenden Normen i.S.d. Art. 31f. des Wiener Uberein-
kommens iiber das Recht der Vertrige® unter Beriicksichtigung aller relevanten
Zielbestimmungen zu ermdglichen.

I1. Prinzipien des Umweltvolkerrechts

Das Pariser Ubereinkommen ist geprigt von umweltvdlkerrechtlichen Grund-
sdtzen bzw. Prinzipien, welche zum Teil sowohl in der Prdambel als auch im ope-
rativen Teil Einzug erhalten haben und deshalb einer niheren Betrachtung bediir-
fen, um eine zutreffende Auslegung der operativen Regelungen zu ermdoglichen.
Diese umfassen insbesondere den Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschied-
lichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten, welcher sich auf Grund-
lage des Verursacherprinzips sowie des Equity-Prinzips entwickelt hat. Daneben
ist auch das Vorsorgeprinzip fiir das Pariser Ubereinkommen von Bedeutung.

1. Das Verursacherprinzip

Im Kontext der Volkerrechtsordnung ist das Umweltvolkerrecht eine relativ
neue Entwicklung.®” Als dementsprechend vergleichsweise junger Bereich des
besonderen Volkerrechts wurde das Umweltvdlkerrecht mafigeblich in der Zeit

% Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 57.

95 Beitrittserklirung im Original online abrufbar unter: https://treaties.un.org/doc/
Publication/CN/2021/CN.10.2021-Eng.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022); Refe-
renz-Nr. C.N.10.2021. TREATIES-XXVIL.7.d.

% Im Original: Vienna Convention on the Law of Treaties vom 23.05.1969; UNTS
vol. 1155, p. 331. Im Folgenden als WVK bezeichnet.

7 Atapattu, Emerging Principles of International Environmental Law, S. 438.
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seit den 1970er-Jahren inhaltlich geformt.®® Wihrend sich Staaten urspriinglich
darauf beschrinkten, grenziiberschreitende Regelungen mit umweltrechtlichem
Bezug lediglich im unmittelbaren Nachbarschaftsverhiltnis zu vereinbaren, sa-
hen sie sich aufgrund der industrialisierungsbedingten Zunahme grenziiberschrei-
tender Auswirkungen zunehmend gezwungen, den sachlichen Anwendungsbe-
reich dieser Vereinbarungen auszuweiten, sodass sich infolgedessen allméhlich
eine Rechtsordnung der grenziiberschreitenden Umweltbeeintrachtigungen ent-
wickelte, welche jedoch weiterhin auf dem Grundsatz der Souverénitit beruhte.®
Eine besondere Bedeutung bei der Entwicklung umweltschiitzender Vorschriften
mit grenziiberschreitender Wirkung kam dem Verursacherprinzip zu.”

a) Entstehung

Im Vorfeld zur Einfiihrung des Verursacherprinzips (,,polluter pays principle*)
in das Umweltvolkerrecht wurde die Notwendigkeit einer gerechten Lastenvertei-
lung aufgrund von Umweltschdden nicht anerkannt, weil die weltweit vorhande-
nen natiirlichen Ressourcen nicht als schutzwiirdig und die Auswirkungen des
Treibhausgasausstofles als nur bedingt geeignet zur Verursachung nachhaltiger
Umweltschiden angesehen wurden.”' Da die Umwelt im Wesentlichen als Quelle
kostenloser Ressourcen sowie als einfache Moglichkeit der Abfallentsorgung
angesehen wurde, entwickelte sich lange Zeit kein Mechanismus zur Lastenver-
teilung im Hinblick auf den Umgang mit den Folgen sowie die Beseitigung der
entstandenen Umweltschiden.”? Bis in die 1970er-Jahre hinein wurden die Aus-
wirkungen des Treibhausgasausstoes auf andere Regionen der Erde und nicht
zuletzt auf die Umwelt selbst somit auBer Betracht gelassen.”® Dieser Umstand
filhrte zu einer rasanten Beschleunigung des anthropogenen Klimawandels und
zur gleichzeitigen Verstirkung seiner Folgen auf die Umwelt.

Schlieflich erkannte die Staatengemeinschaft an, dass die voranschreitenden
Umweltverdnderungen nicht linger auBler Acht gelassen werden konnten und
dass die Einfiihrung eines Lastenausgleichskonzeptes auf internationaler Ebene
notwendig war. Es wurde offensichtlich, dass die weltweiten Auswirkungen der
Umweltverschmutzung verinnerlicht und die Emittenten zur Ergreifung von ent-

% Epiney, Umweltvolkerrecht, JuS 2003, S.1066. So auch Heintschel von Heinegg,
in: Ipsen (2014), Einleitung 11. Kapitel, Rn. 1.

9 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), Einleitung 11. Kapitel, Rn. 2 ff.

70 Im Original: polluter pays principle.

7V Mamlyuk, Analyzing the Polluter Pays Principle through Law and Economics,
Southeastern Environmental Law Journal (2009), S. 39 (43).

72 Ebd. Vgl. auch Atapattu, Emerging Principles of International Environmental Law,
S. 438f. sowie Kellersmann, S. 35.

73 Atapattu, Emerging Principles of International Environmental Law, S. 438.
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sprechenden Gegenmalinahmen verpflichtet werden mussten, sodass auf diesem
Wege das Verursacherprinzip entwickelt wurde.”*

Insbesondere die Notwendigkeit einer effizienten Nutzung von Umweltres-
sourcen wurde im Zuge dessen anerkannt.”> Nachdem lange Zeit wenig oder gar
nicht im Sinne des Umweltschutzes gehandelt wurde, fingen die Staaten schlieB3-
lich an, die Umwelt wirtschaftlich zu bewerten. Auf dieser Grundlage wurde erst-
malig auch das Verursacherprinzip im vélkerrechtlichen Kontext relevant,”® wel-
ches zu diesem Zeitpunkt bereits auf nationaler Ebene zur Lastenverteilung im
Hinblick auf den Umweltschutz herangezogen wurde.”” Diesem Prinzip folgend
sollte nunmehr die Verantwortlichkeit fiir die Schadensbeseitigung dem Scha-
densverursacher zukommen.’® Die Einfithrung des Verursacherprinzips, welches
auf die Herbeifiihrung erheblicher wirtschaftlicher Opfer fiir Groemittenten ab-
zielte, bewirkte ein Umdenken unter den emittierenden Staaten und erwies sich
als duBerst effektiv in Bezug auf den Umweltschutz.”® Dieses befasste sich im
Wesentlichen mit der Kostenverteilung, der Kosteninternalisierung sowie der ge-
setzlichen Haftung fiir Umweltschidden und beruhte u.a. auf der Annahme, dass
emittierende Unternehmen die Verantwortung fiir die Vorbeugung sowie Beseiti-

74 Ebd. Danach wurde das Verursacherprinzip zwar urspriinglich als wirtschaftsbezo-
genes Prinzip entwickelt, das jedoch {iber die Stockholm-Deklaration sowie infolgedes-
sen liber den Grundsatz 16 der Rio-Deklaration seinen Weg in das Umweltvdlkerrecht
fand. Vgl. zur Rio-Deklaration unter § 2 Fn. 90.

5 Mamlyuk, Analyzing the Polluter Pays Principle through Law and Economics,
Southeastern Environmental Law Journal (2009), S. 39 (43).

76 Vgl. hierzu im Einzelnen Mamlyuk, Analyzing the Polluter Pays Principle through
Law and Economics, Southeastern Environmental Law Journal (2009), S. 39 (43) sowie
Atapattu, Emerging Principles of International Environmental Law, S. 437ff., welche
gleichermalien darauf hinweisen, dass das Verursacherprinzip mafigeblich durch die Or-
ganisation for Economic Cooperation and Development (OECD, frither OEEC) in den
frithen 1970er-Jahren geprdgt wurde und eines der iltesten Prinzipien des internatio-
nalen Umweltrechts verkorpert, allerdings erst durch seine Beriicksichtigung innerhalb
des Grundsatzes 16 der Rio-Deklaration mafigebliche Relevanz im Kontext des interna-
tionalen Umweltschutzrechts erlangte. Zur OECD siehe ferner Organization for Eco-
nomic Cooperation, Council Recommendation on the Implementation of the Polluter-
Pays Principle, OECD/LEGAL/0132.Vgl. zur Rio-Deklaration unter § 2 Fn. 90.

77 Die OECD hat das Verursacherprinzip im Jahre 1972 urspriinglich als Mittel zur
Finanzierung von Umweltschutzmafinahmen eingefiihrt, vgl. Organization for Eco-
nomic Cooperation and Development (OECD), Guiding Principles on the Environment,
International Legal Materials (1972), Band 11, Ausgabe 5, S. 1172 sowie Gaines, The
Polluter-Pays Principle: From Economic Equity to Environmental Ethos, 26 Texas Inter-
national Law Journal (1991), S. 463 (465f.).

78 Kellersmann, S. 35. Vgl. hierzu auch Kloepfer, Umweltrecht (2004), S.1891f;
Kahl/Gdrditz, § 4, Rn. 28; Sparwasser/Engel/Vofkuhle, § 2, Rn. 31. So auch Mamlyuk,
Analyzing the Polluter Pays Principle through Law and Economics, Southeastern En-
vironmental Law Journal (2009), S. 39 (41f.).

7 Atapattu, Emerging Principles of International Environmental Law, S. 439.
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gung etwaiger Umweltschiden tragen miissen und die daraus entstehenden Kos-
ten in der Folge auf ihre Verbraucher*innen umlegen konnen.*

Eine Grundlage fiir die Einfiihrung des Verursacherprinzips in das Umweltvol-
kerrecht wurde mit der Stockholmer Konferenz iiber die Umwelt des Menschen
von 1972 gesetzt, im Rahmen derer eine — rechtlich unverbindliche — Schluss-
erklarung®’ mit empfehlendem Charakter verabschiedet wurde.®* Gemi dem
Prinzip 21 der Stockholm-Deklaration®> wird den Staaten auf Grundlage des
Grundsatzes der territorialen Souveranitit® das Recht zuerkannt, weiterhin nach
Belieben iiber die sich auf dem eigenen Territorium befindlichen natiirlichen
Ressourcen zu verfiigen, allerdings nunmehr auch die Verantwortung auferlegt,
sicherzustellen, dass etwaige Handlungen, die von ihrem Einflussbereich ausgin-
gen, nicht zu Umweltschdden auf dem Territorium bzw. im Einflussbereich an-
derer Staaten sowie Gebieten auBerhalb nationaler Jurisdiktion fithren. Mit dem
Prinzip 21 der — rechtlich unverbindlichen — Stockholm-Deklaration wurde dem-
nach erstmalig auf internationaler Ebene festgelegt, dass das Rechtsgut der Um-
welt des Menschen fortan in gleichwertiger Weise neben die Prinzipien der terri-
torialen Souveranitit tritt.*>

Lange Zeit wurde in der einschlidgigen volkerrechtlichen Literatur allerdings
weiterhin davon ausgegangen, dass es unmoglich und unerwiinscht sei, Ver-
brauchsreduktionen von Menschen in Industrielindern zu erzwingen. Stattdessen
wurde gefordert, dass die nationalen Regierungen die eigene Bevdlkerung zu
umweltfreundlichem Verhalten bewegen sollten, indem bspw. Gemeinden dazu
angehalten wiirden, den Nahverkehr auszubauen, um einen Anreiz fiir die Redu-
zierung des Individualverkehrs zu setzen.®® Im Sinne des Verursacherprinzips

80 Mamlyuk, Analyzing the Polluter Pays Principle through Law and Economics,
Southeastern Environmental Law Journal (2009), S. 39 (44f.).

81 International Legal Materials (ILM) 1972, Band 11, Ausgabe 6, S. 1416; UN Doc.
A/Conf.48/14/Rev.1 (16.06.1972). Im Original: Declaration of the United Nations Con-
ference on the Human Environment vom 16.06.1972, UN Doc. A/Conf.48/14/Rev.1
(16.06.1972). Im Folgenden als Stockholm-Deklaration bezeichnet. Vgl. auch Atapattu,
Emerging Principles of International Environmental Law, S. 438.

82 Vgl. auch Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), Einleitung 11. Kapitel, Rn. 5.

8 Der Originalwortlaut des Principle 21 der Declaration of the United Nations Con-
ference on the Human Environment lautet: ,,States have, in accordance with the Charter
of the United Nations and the principles of international law, the sovereign right to
exploit their own resources pursuant to their own environmental policies, and the re-
sponsibility to ensure that activities within their jurisdiction or control do not cause
damage to the environment of other States or of areas beyond the limits of national
Jurisdiction.*

8 Dieses wird aus dem in Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta verankerten Prinzip der souveri-
nen Gleichheit der Staaten, das auch vélkergewohnheitsrechtlich gilt, abgeleitet, vgl.
u.a. Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 259.

85 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), Einleitung 11. Kapitel, Rn. 5.

8 So u.a. Dernbach, Sustainable Development as a Framework for National Gov-
ernance, Case Western Reserve Law Review (1998), Band 49, Ausgabe 1, S. 1 (481.).
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sollten die Staaten dennoch Regelungen treffen, nach denen emittierende Unter-
nehmen die Kosten ihrer Verschmutzung tragen miissten, anstatt diese Kosten
anderen Akteuren oder gar der Umwelt aufzuerlegen.®” Dabei sollte die Anwen-
dung des Verursacherprinzips zu einer hdheren Effizienz fithren. Das Verursa-
cherprinzip wiirde auch die unfreiwillige Umverteilung des Vermdgens verhin-
dern, die auftritt, wenn einige auf Kosten anderer profitieren.88 Zusammenfas-
send sollte sich die Wirtschaft nicht auf Kosten der sozialen Entwicklung oder
des Schutzes der natiirlichen Ressourcen weiterentwickeln.

Erst Jahrzehnte nach der Stockholm-Deklaration von 1972 verdnderte sich die
internationale Perspektive auf den Umweltschutz umfassend.®® Das Verursacher-
prinzip, welches dem Grunde nach bereits mit der Stockholm-Deklaration Ein-
gang in das Umweltvolkerrecht gefunden hatte, erfuhr mit seiner Aufnahme in
die — rechtlich ebenfalls unverbindliche — Rio-Deklaration iiber Umwelt und Ent-
wicklung® in den friihen 1990er-Jahren breitere Aufmerksamkeit.”! GeméiB dem
Grundsatz 16 der Rio-Deklaration sollte im Umweltvolkerrecht das Verursacher-
prinzip dergestalt gelten, dass ,,grundsétzlich der Verursacher die Kosten der Ver-
schmutzung zu tragen“ habe. Mangels Rechtsverbindlichkeit der Rio-Deklaration
hatte das nunmehr verschriftlichte Verursacherprinzip allerdings weiterhin ledig-
lich empfehlenden Charakter.

b) Inhaltliche Einordnung

Im Jahr 1992 wurde mithin anerkannt, dass die Auswirkungen des voranschrei-
tenden anthropogenen Klimawandels die Entwicklungsldnder ungleich hérter
treffen wiirden, wahrend als Hauptverursacher bereits zu diesem Zeitpunkt die
Industriestaaten auszumachen waren.””> So standen sich zum Zeitpunkt des In-
krafttretens des Rahmeniibereinkommens im Jahre 1992 einerseits der Grundsatz
der grundsitzlich gemeinsamen Verantwortlichkeit entsprechend dem Verursa-

87 Vgl. hierzu auch das Prinzip 16 der Rio-Deklaration. Im Original: ,,National
authorities should endeavor to promote the internalization of environmental costs and
the use of economic instruments, taking into account the approach that the polluter
should, in principle, bear the cost of pollution, with due regard to the public interest and
without distorting international trade and investment.“ Vgl. zur Rio-Deklaration unter
§ 2 Fn. 90.

8 Dernbach, Sustainable Development as a Framework for National Governance,
Case Western Reserve Law Review (1998), Band 49, Ausgabe 1, S.1 (59).

8 Atapattu, Emerging Principles of International Environmental Law, S. 437.

% UN Doc. A/CONF.151/26 (Vol. T) (12.08.1992). Diese wurde zum Abschluss der
Tagung der Konferenz der Vereinten Nationen iiber Umwelt und Entwicklung vom 03.
bis 14.06.1992 in Rio de Janeiro beschlossen; im Original: Rio Declaration on Environ-
ment and Development, U.N. Conference on Environment and Development. Im Folgen-
den als Rio-Deklaration bezeichnet.

oV Mamlyuk, Analyzing the Polluter Pays Principle through Law and Economics,
Southeastern Environmental Law Journal (2009), S. 39 (43).

92 Kellersmann, S. 142.
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cherprinzip und andererseits die Realitdt der ungerechten Folgenverteilung ge-
geniiber. Der daraus entstandene Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschied-
lichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten stellte einen ausgleichen-
den Kompromiss in diesem Sinne dar, da dieser unter Beriicksichtigung von Ge-
rechtigkeitserwigungen die Grundlage fiir eine positive Ungleichbehandlung der
Entwicklungslinder bildete.”® Da die durch das Verursacherprinzip vorgegebene
Verhaltenssteuerung auch dem Interesse kiinftiger Generationen dient, kann es
als Instrument der Generationengerechtigkeit qualifiziert werden.”* Auch der
Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und je-
weiligen Fahigkeiten unterschied sich nicht substanziell vom Verursacherprinzip,
sondern stellte vielmehr eine neue Dimension dessen dar, indem nunmehr sowohl
in der Vergangenheit liegende als auch gegenwirtige Beitrige zum anthropoge-
nen Klimawandel und in diesem Sinne Treibhausgasemissionen bei der Lasten-
verteilung zu beriicksichtigen waren.”” Diesem lag allerdings zusitzlich die An-
nahme zugrunde, dass sowohl der Beitrag zum voranschreitenden Klimawandel
als auch die individuellen nationalen Kapazititen zur Umsetzung von Umwelt-
schutzvorschriften ausschlaggebend sein miissen, um eine Differenzierung zwi-
schen einzelnen Staaten vorzunehmen.”®

¢) Rechtliche Einordnung

Fraglich ist mithin, ob das Verursacherprinzip dem Vdlkergewohnheitsrecht
i.S.v. Art. 38 Abs. 1 lit b) IGH-Statut zuzuordnen ist. Hierfiir miissten eine ein-
heitliche staatliche Praxis (allgemeine Ubung) sowie die {ibereinstimmende An-
nahme der rechtlichen Verbindlichkeit dieses Grundsatzes (opinio iuris) anzuneh-

9 Zum Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten
und jeweiligen Fahigkeiten vgl. im Einzelnen unten unter § 2 A.II.3. Zur Vereinbarkeit
dieses Grundsatzes mit dem Grundsatz der souverdnen Gleichheit der Staaten i.S.d.
Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta im Einzelnen oben unter § 2 A.1.1.d).

% Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S.75. Zur ge-
rechten Lastenverteilung auf Grundlage des Verursacherprinzips vgl. Epiney, ,,Gerech-
tigkeit* im Umweltvolkerrecht, APuZ 2007, S. 31, 34f. sowie Monien, S. 346 und 411.
Zum Grundsatz der Generationengerechtigkeit vgl. im Einzelnen unten unter § 2 A.III.
1.d)bb).

9 Cullet, Equity and Flexibility Mechanisms in the Climate Change Regime: Con-
ceptual and Practical Issues, Band 8, Ausgabe 2, Review of European, Comparative and
International Environmental Law (1999), S. 168 (169); im Einzelnen: ,,The link between
the CBDR principle and the polluter pays principle was highlighted in the Brazilian
proposal for a Fund in the negotiations for the Kyoto Protocol. According to this propo-
sal, countries which had taken on commitments and were in breach of their obligations
would have had to pay a fine' to an international fund, which in effect would have
constituted a penalty for emitting GHG in excess of their allotted share; an exposition
of the Brazilian proposal can be found in Implementation of the Berlin Mandate — Addi-
tional Proposals from Parties, UNFCCC Ad Hoc Group on the Berlin Mandate, 7" Ses-
sion, 31 July—7 August 1997, UN Doc. FCCC/AGBM/1997/MISC.1/4dd.3.*

% Rajamani, S. 252.
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men sein.”” Zwar ist das Verursacherprinzip nunmehr Bestandteil des Umwelt-
volkerrechts sowohl auf universeller als auch auf regionaler Ebene,”® sodass eine
allgemeine Ubung mithin nicht bereits von vornherein ausgeschlossen werden
kann.”® Fraglich ist jedoch, ob auch eine tibereinstimmende Annahme einer uni-
versellen Rechtsverbindlichkeit im Sinne einer opinio iuris besteht.

Trotz seiner Kodifikation in einschldgigen Normen des Umweltvolkerrechts
lasst sich eine entsprechende Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit nicht er-
kennen.'® Hierbei kann vordergriindig auf den Umstand abgestellt werden, dass
das Verursacherprinzip innerhalb der erwédhnten volkerrechtlichen Vertrage nicht
einheitlich, sondern vielmehr inhaltlich unterschiedlich konkretisiert wurde und
sich weiterhin durch eine inhaltliche Unbestimmtheit und Konkretisierungsbediif-
tigkeit auszeichnet.'®' Eine Rechtsverbindlichkeit lisst sich demnach mangels
inhaltlicher Konkretisierung bisweilen nicht bestitigen. Auch die iiberwiegende
Ansicht innerhalb der einschldgigen Volkerrechtsliteratur ordnet diesem Prinzip,
welches eine Kostenverteilung mit dem Ziel einer gerechten Lastenverteilung
vorsieht, bislang keine universelle volkergewohnheitsrechtliche Geltung zu.'*>

97 Treves, Customary International Law, Max Planck Encyclopedias of International
Law, Rn. 8; Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck Encyclopedias of
International Law, Rn. 16.

% So zdhlt auf regionaler Ebene Art. 191 Abs. 2 S. 2 AEUV das Verursacherprinzip
als einen Grundsatz der EU-Umweltpolitik auf, siche ABl. EU, C 326, 26.10.2012,
S. 132, wihrend es auf universeller Ebene mitunter im Rahmen des Art. 2 Abs. 2 lit b)
des OSPAR-Ubereinkommens (im Original: Convention for the protection of the marine
environment of the North-East Atlantic; UNTS vol. 2354, p. 67) sowie in Art. 2 Abs. 5
lit b) des UN/ECE-Gewdésseriibereinkommens (im Original: Convention on the Protec-
tion and Use of Transboundary Watercourses and International Lakes; UNTS vol. 1936,
p- 269) Erwédhnung findet.

9 Anders Epiney, Umweltvdlkerrecht, JuS 2003, S. 1066 (1068), wonach sich fiir das
Verursacherprinzip bereits ,.keine hinreichend konstante und verdichtete Praxis nach-
weisen (ldsst), die die Anerkennung dieser Grundsitze als Volkergewohnheitsrecht be-
griinden konnte*.

100 S0 hat auch der Stéindige Schiedshof (Permanent Court of Arbitration, PCA) im
Rhine-Chlorides-Fall festgehalten, dass es das Verursacherprinzip nicht als Teil des V&l-
kergewohnheitsrechts anerkennt, im Einzelnen: ,,the Tribunal does not view this prin-
ciple as being a part of general international law*, vgl. The Rhine Chlorides Arbitration
concerning the Auditing of Accounts (The Netherlands/France) vom 12.03.2014, § 103.

01 Proelf3, in: Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt, Rn. 49. Vgl. dort fiir ni-
here Ausfiihrungen hierzu. Vgl. insbesondere auch den Rhine-Chlorides-Fall, § 103.

102-So Proelf3, in: Graf Vitzthum/Proelf3, Vélkerrecht (2019), 5. Abschnitt, Rn. 113;
Ginzky/ Damian, Bergbau am Tiefseeboden — Standards und Verfahren fiir einen effek-
tiven Schutz der Umwelt, ZUR 2017, S. 323 (327) sowie Boyle, Polluter Pays, Max
Planck Encyclopedia of International Law, Rn. 2 ff., wonach nicht eindeutig festgestellt
werden konne, dass das Verursacherprinzip im Sinne von Volkergewohnheitsrecht recht-
lich verbindlich sei, sodass dieses eher als ,,soft law* einzuordnen wire. Ferner ableh-
nend: Birnie/Boyle/Redgwell, S. 322f.; Beyerlin/Marauhn, International Environmental
Law, S. 59; sowie Sands/Peel, S. 240 f. Skeptisch: Hobe, Grundstrukturen des internatio-
nalen Umweltrechts, JA 1997, S. 160 (165). Anders: Kettlewell, The Answer to Global
Pollution, Colorado Journal of International Environmental Law and Policy, Band 3,



A. Pflichtverletzung 49

d) Zwischenergebnis

Zusammenfassend regelt das Verursacherprinzip, dass Staaten die Beseiti-
gungs- bzw. Finanzierungskosten, welche durch innerstaatliche Akteure verur-
sacht werden, auf diese als Verursacher umzulegen haben und kann demnach als
Kostenverteilungsprinzip mit dem Ziel einer gerechten Lastenverteilung beschrie-
ben werden.'® Zwar wurde dieses Prinzip im Art. 16 der Rio-Deklaration veran-
kert, allerdings handelt es sich hierbei nicht um eine rechtsverbindliche vélker-
rechtliche Ubereinkunft i.S.d. Art. 38 Abs. I lit a) IGH-Statut. Bei dem Verursa-
cherprinzip handelt es sich auch nicht um Vélkergewohnheitsrecht i.S.v. Art. 38
Abs. 1 lit b) IGH-Statut.

2. Das Equity- bzw. Billigkeitsprinzip

Als weiterer relevanter Grundsatz des Umweltvolkerrechts ist das Billigkeits-
prinzip zu erwdhnen. Dieses kann im Volkerrecht zwei verschiedene Dimen-
sionen umfassen. In diesem Sinne ist die einzelfallbezogene Billigkeit, die auf
Wunsch der Streitparteien ex aequo et bono an die Stelle des Rechts tritt von der
Billigkeit intra legem, welche durch die Rechtsnorm selbst berufen ist, zu unter-
scheiden.'® Das Prinzip der Billigkeit ex aequo et bono im Sinne von Equity
dient als Methode zur Auslegung bestehenden Rechts und impliziert dem Grunde
nach ein Abwigungsgebot aus Gerechtigkeitserwigungen.'® Normativ beruht
das Billigkeitsprinzip auf der sich aus Art. 38 Abs. 2 IGH-Statut ergebenden Be-
fugnis des IGH, mit Zustimmung der Parteien eine einzelfallbezogene Billigkeit
bzw. Equity (ex aequo et bono) zu beriicksichtigen, durch welche die besonderen
Gegebenheiten der konkreten Streitigkeit sowie die speziellen Interessen der
Streitparteien in die Entscheidung mit einzubeziehen sind, wobei sich die Uber-
legungen auf Gerechtigkeitserwigungen stiitzen sollten.'*®

Das Billigkeitsprinzip findet jedoch — wie eingangs erwédhnt — nicht nur hin-
sichtlich der Rechtsanwendung im Sinne einer Herstellung von Einzelfallgerech-
tigkeit durch die Beriicksichtigung der besonderen Umsténde des Einzelfalls An-

Nr. 32 (1992), S. 429 (438), die von einer gewohnheitsrechtlichen Geltung ausgeht;
sowie Bowden, The Polluter Pays Principle in Canadian Agriculture, Oklahoma Law
Review, Band 59, Nr.1 (2006), S. 53 (57), die das Verursacherprinzip als ,,customary
norm‘ einordnet.

103 Birkner, in: Ipsen (2018), § 53, Rn. 37; Hermann et al./Umweltbundesamt, Ge-
rechtigkeit im Umweltrecht, S. 75, wonach dies bei richtiger Kalkulation der Kostenlast
eine Vermeidung bzw. Verringerung der Umweltbelastung durch den Urheber bewirke.

104 Dérr, in: Ipsen (2018), § 23, Rn. 9f.

105 Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S. 76 f.

16 Dérr, in: Ipsen (2018), § 23, Rn. 9; dies sei demnach auch mit dem Prinzip der
souverdnen Gleichheit, welches sich aus Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta ergibt, vereinbar, da
der IGH nur ex aequo et bono entscheiden darf, wenn die Parteien dem ausdriicklich
zustimmten. Vgl. zur Billigkeit als Korrektiv zur strikten Rechtsanwendung ferner
Czarnecki, S. 128 ff.
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wendung, sondern auch im Rahmen der Rechtsfortschreibung im Sinne einer Le-
gitimation fiir die Einfiihrung differenzierender Regelungen.'®” Damit wird eine
Billigkeit intra legem impliziert, sodass sich bereits aus der volkerrechtlichen
Norm selbst ein differenzierender Entscheidungsmafistab ergibt, um bei Bedarf
eine inhaltliche Abmilderung der Rechtsfolgen herbeifiihren zu konnen.'® Eine
solche differenzierende Regelung findet sich auch im Grundsatz der gemein-
samen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten
wieder.'®’ Letztgenannter Grundsatz wurde dementsprechend nicht nur durch das
Verursacherprinzip, sondern auch durch das Billigkeitsprinzip sowie der darauf
beruhenden Einsicht geprigt, dass den Entwicklungsldndern aufgrund ihrer be-
sonderen Bediirfnisse gewisse Privilegien bei der Durch- bzw. Ausfithrung vol-
kerrechtlicher Regelungen zum Klimaschutz einzurdumen sind.'"”

a) Rechtliche Einordnung

Das Billigkeitsprinzip stellt einen allgemeinen Rechtsgrundsatz i.S.d. Art. 38
Abs. 1 lit ¢) IGH-Statut dar und verhilt sich grundsitzlich subsididr gegeniiber
anderen Quellen des Voélkerrechts, insbesondere dem Volkervertragsrecht sowie
Volkergewohnheitsrecht i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit a) und b) IGH-Statut.''" Es fiigt
sich dartiber hinaus in ein Prinzipiengefiige ein, welches eine vordergriindig
allgemeinwohlorientierte Ausrichtung des Umweltvélkerrechts impliziert''? und
unter Beriicksichtigung dessen sich insbesondere der Kerngehalt des Grundsatzes
der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen
Fahigkeiten erst gezielt definieren ldsst. Demnach kann und muss dieses Prinzip
aufgrund seines Charakters als allgemeiner Rechtsgrundsatz zur Auslegung be-
stehender Vélkerrechtsnormen herangezogen werden.''® Dieses Prinzipiengefiige
beriicksichtigt den Umstand, dass nicht alle Staaten gleichermallen in der Lage
sind, auf den Umweltschutz hinzuwirken und will die formal bestehende Un-

07 Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S.76f. Vgl.
auch Beck, S. 199; ferner Glass, S. 218f.

108 Dgrr, in: Ipsen (2018), § 23, Rn. 10.

109 Auf diesen wird unter § 2 A.II. 3. im Einzelnen eingegangen.

110 Kellersmann, S. 35.

L So auch Graf Vitzthum, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 1. Ab-
schnitt, Rn. 142 sowie Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umwelt-
recht, S.76.

12 Glass, S. 327. Vgl. zum Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten im Einzelnen unter § 2 A.1IIL. 3.

113 Vgl. auch Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht,
S.76, wonach dieses ,,als Auslegungsmethode des bestehenden Rechts und damit als
,»Scharnier zwischen Recht und Gerechtigkeit (fungiert), ohne jedoch mit Hilfe be-
stimmter Kriterien ein bestimmtes Ergebnis vorzuschreiben®. Vgl. hierzu vertiefend
Czarnecki, S.122ff. Im Einzelnen zur Prigung des Equity-Prinzips durch das anglo-
amerikanische Case Law System vgl. Glass, S. 217.
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gleichheit zwischen den Staaten einer gerechten Losung zufiihren, indem auf die-
ser Basis asymmetrische Schutzpflichten eingefiihrt werden.!'® Dies ist auch mit
dem Prinzip der souverdnen Gleichheit i.S.d. Art. 2 Ziff. | UN-Charta vereinbar,
da eine solche Vereinbarung den Staaten im Sinne ihrer Handlungsfreiheit offen-
steht.!!?

b) Inhaltliche Einordnung

Das Equity-Prinzip korrigiert das Verursacherprinzip inhaltlich dahingehend,
dass es Staaten, die zwar Emittenten sind, allerdings nicht iiber die notwendigen
Ressourcen verfiigen, um das Gewicht der eigenen — auch in der Vergangenheit
produzierten — Emissionen zu tragen, eine geringere Verantwortung fiir den Um-
weltschutz zuweist. Andererseits tragen entwickelte Staaten, die auch in der Ver-
gangenheit auf Kosten nicht nur der Umwelt, sondern der Entwicklungs- und
Schwellenlédnder profitiert haben, eine proportional groBere Verantwortung als
lediglich auf Grundlage ihrer Emissionsmenge angedeutet werden konnte.

So soll eine gerechte Verteilung von Umweltschutzvorgaben erreicht werden,
indem bestimmten Staaten, welche anhand von Bedarfs- und Féhigkeitskriterien
ausgemacht werden, insbesondere durch ihre Einordnung als Entwicklungs-
linder, eine positive Ungleichbehandlung zugutekommt.''® Im Kontext des Rah-
meniibereinkommens wurde im Sinne des Grundsatzes der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten zwischen In-
dustriestaaten als Mitgliedsstaaten der OECD,'!” den sog. Staaten im Ubergang
zur Marktwirtschaft''® sowie den Entwicklungslindern bzw. Non-Annex-I-Staa-
ten unterschieden.'"’

Auf dieser Basis wurde gemil} der Art. 3 Nr. 1 sowie Art. 4 Abs.1 Rahmen-
iibereinkommen die grundlegende Differenzierung zwischen Entwicklungslan-
dern und Industriestaaten etabliert. Hierdurch wird den Industriestaaten aus-
driicklich der iiberwiegende Anteil an Verantwortlichkeit hinsichtlich der Errei-
chung des in Art. 2 Rahmeniibereinkommen niedergelegten Ziels auferlegt,
zumal anerkannt wird, dass den Entwicklungsldndern besondere Privilegien zuge-
standen werden miissen, um ihrem Recht auf Entwicklung zu entsprechen.'?’

114 Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S.75 sowie
Glass, S. 284.

115 Vgl. hierzu im Einzelnen oben unter § 2 A.L. 1.d).

116" Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S.75.

117 Gemeint sind solche Staaten, die Mitgliedsstaaten der Organisation fiir wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung sind; im Original: Organisation for Economic
Co-operation and Development (OECD).

118 Gemeint waren insb. die osteuropiischen Staaten.

119 Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 52.

120 Glass, S. 243. Zu den Regelungen des Rahmeniibereinkommens siche oben unter
§ 2 A.1.1. Zum Recht auf Entwicklung siche im Einzelnen unter § 2 A.IIL. 1.c)dd).
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Diese Unterscheidung wird auf Grundlage neuer Begrifflichkeiten auch im Pa-
riser Ubereinkommen dem Grunde nach beibehalten, wobei die Industriestaaten
u.a. gemiB Art. 4 Abs. 4 S. 1 Pariser Ubereinkommen nunmehr als entwickelte
Léander bezeichnet werden, zu welchen nun auch diejenigen Staaten gezahlt wer-
den, die im Rahmeniibereinkommen noch als Staaten, die sich im Ubergang zur
Marktwirtschaft befinden, bezeichnet und im Einzelnen in der Anlage I des Rah-
meniibereinkommens genannt wurden.

Das Equity-Prinzip spielt dariiber hinaus eine Rolle bei der Differenzierung
der Verantwortlichkeiten sowie im Rahmen des Grundsatzes der Gerechtigkeit,
insbesondere im Hinblick auf das Recht auf nachhaltige Entwicklung.'*' Der aus
dem Verursacherprinzip abgeleitete und durch das Equity-Prinzip mallgeblich
beeinflusste Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlich-
keiten und jeweiligen Fahigkeiten betrifft dariiber hinaus auch die Frage nach
intergenerationeller und intragenerationeller Gerechtigkeit und damit zusammen-
hiangend auch die Frage danach, mit welchen Gegebenheiten sich aktuelle Re-
gierungen aufgrund der Handlungen vergangener Generationen konfrontiert se-
hen.'*? Auf diese Aspekte wird im Folgenden niher eingegangen.

3. Der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fihigkeiten

Der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten
und jeweiligen Fihigkeiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegeben-
heiten wird im Pariser Ubereinkommen an mehreren Stellen erwihnt und hat sei-
nen Ursprung im umweltvolkerrechtlichen Prinzip der gemeinsamen, aber unter-
schiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fihigkeiten.'*®> Dieser Grund-
satz findet erstmals im Rahmeniibereinkommen der Vereinten Nationen iiber
Klimainderungen von 1992 Erwihnung.'** Dort wird er zunichst im Rahmen
der Praambel'?® als Grundsatz zur Zusammenarbeit angesichts des globalen Cha-

121" Zu diesen Grundsitzen vgl. im Einzelnen unten unter § 2 A.II1. 1.¢).

122° Brown Weiss, Common but Differentiated Responsibilities, American Society of
International Law Proceedings, Band 96 (2002), S. 366 (368). Zum Verursacherprinzip
vgl. unter § 2 A.II. 1. Zur Generationengerechtigkeit siche insbesondere unten unter § 2
A.IIL. 1.d) bb).

123 Im Original ,,common but differentiated responsibilities and respective capabili-
ties“. Vgl. auch das Prinzip 7 Rio-Deklaration und Art. 3 Abs.1 Rahmeniibereinkom-
men.

124 Zu dem im Rahmeniibereinkommen determinierten Prinzip der gemeinsamen,
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten siehe u.a.: Birkner, in: Ipsen (2018), § 54,
Rn. 48. Vgl. auch Stone, Common but differentiated responsibilities in International
Law, AJIL 2004, S. 276 (279).

125 Priambel des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimaénde-
rungen, Abs. 6.
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rakters des Klimawandels festgelegt und anschliefend in den operativen Vor-
schriften, insbesondere in Art. 3 Nr. 1 sowie Art. 4 Abs. 1 Rahmeniibereinkom-
men ndher definiert sowie konkretisiert. Seither ist der Grundsatz der gemein-
samen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten
Gegenstand nahezu aller umweltvolkerrechtlicher Ubereinkommen.'?® Nunmehr
findet sich dieser in konkretisierter Ausprdgung auch im Rahmen des Art. 2
Abs. 2 Pariser Ubereinkommen wieder.

a) Bedeutung

Konkret zeigt der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten und jeweiligen Féhigkeiten in der Form, in welcher er Einzug in
das Rahmeniibereinkommen erhalten hat, den grundlegenden Disput zwischen
entwickelten Staaten sowie Entwicklungsldndern im Hinblick auf Umweltschutz-
erwigungen auf. Der Begriff der ,,gemeinsamen Verantwortlichkeit“'?” impliziert
im Sinne des Verursacherprinzips eine Wirkung auf sowie ausgehend von jedem
Staat in Bezug auf den anthropogenen Klimawandel.'*® So kénnen umweltschid-
liche Handlungen, die auf einem Erdteil vorgenommen werden, zu Schiaden auf
einem génzlich anderen Teil der Erde fiihren, die nicht beeinflussbar oder gar
vermeidbar sind.'?® Zuriickgefiihrt wird dieser Umstand u.a. auf Grundlage des
Rahmeniibereinkommens, wonach alle Staaten eine Verantwortlichkeit fiir das
Voranschreiten, aber auch fiir die Abschwichung des anthropogenen Klima-
wandels tragen sollen.'*°

Gleichzeitig erfordern Equity-Uberlegungen eine differenzierte Handhabung
der daraus resultierenden Verpflichtungen zum Umwelt- und Klimaschutz.'®!
Nachhaltiger Umwelt- und Klimaschutz erfordert eine effektive Kooperation so-
wie gemeinsame Ziele mdglichst aller Staaten, sodass sich die Etablierung ge-

126 Vgl. im Einzelnen hierzu Glass, S. 327.
127 Im Original ,,common responsibilities*.

128 Stone, Common but differentiated responsibilities in International Law, AJIL
2004, S. 276.

129 Brown Weiss, Common but Differentiated Responsibilities, American Society of
International Law Proceedings, Band 96 (2002), S. 366.

130 Vgl. etwa Abs. 6 der Praambel des Rahmeniibereinkommens.

131 Zum Equity-Prinzip im Kontext des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unter-
schiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féahigkeiten vgl. u.a. Soltau, S. 1901f,;
Cullet, Equity and Flexibility Mechanisms in the Climate Change Regime: Conceptual
and Practical Issues, Band 8, Ausgabe 2, Review of European, Comparative and Inter-
national Environmental Law (1999), S.168; Maguire, The Role of Common but Dif-
ferentiated Responsibility in the 2020 Climate Regime, Carbon & Climate Law Review
(2013), S. 260; Brown Weiss, Common but Differentiated Responsibilities, American
Society of International Law Proceedings, Band 96 (2002), S. 366 (368); vgl. auch oben
unter § 2 A.11.2.
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meinsamer Verantwortlichkeiten sowie Zielsetzungen durchgesetzt hat.'** Dem-
nach gibt es im Sinne dieser Begrifflichkeit keinen (Vertrags-)Staat, der nicht
vom anthropogenen Klimawandel betroffen oder fiir sein Voranschreiten verant-
wortlich ist, sodass es auch keine Ausnahmen von der Verantwortlichkeit hierfiir
geben kann. Treten Umweltschidden infolge des anthropogenen Klimawandels
ein, tragen in diesem Sinne alle Staaten, die dazu beigetragen haben, auch die
Verantwortlichkeit dafiir. Unterschiede ergeben sich allerdings hinsichtlich des
Umfangs einer solchen Verantwortlichkeit.

b) Unterschiedliche Verantwortlichkeiten

Problematisch ist mithin eine eindeutige Zuordnung der Begrifflichkeit der
,unterschiedlichen® Verantwortlichkeiten und damit des genauen Umfangs hin-
sichtlich der Verantwortlichkeit, die ein Staat im Einzelnen zu tragen hat.'** Der
Begriff der unterschiedlichen Verantwortlichkeiten wurde erstmals im Kontext
des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten
im Art. 3 Abs. 1 Rahmeniibereinkommen als Teil des volkerrechtlichen Klima-
schutzregimes volkervertragsrechtlich festgelegt. Zuvor beruhten Gerechtigkeits-
erwigungen im Umweltvolkerrecht ausschlieBlich auf der Pramisse der Gleich-
behandlung von Staaten,'** wobei die Uberlegung im Vordergrund stand, dass
jeder Staat das Recht habe, natiirliche Ressourcen, die sich im eigenen Einfluss-
gebiet befinden, nach Belieben auszubeuten.'?

Unterschiedliche und damit differenzierte Verantwortlichkeiten haben aller-
dings eine lange Geschichte sowohl in volkerrechtlichen als auch in nationalen
Rechtssystemen und beruhen in der Regel auf einer Ausprigung des Gerech-
tigkeitsgrundsatzes,'*® wobei im Umweltvolkerrecht stets auch das Recht auf
Entwicklung'*” zu Gunsten der Entwicklungslinder unter Beriicksichtigung der
Kolonialgeschichte als eine Auspriagung des Grundsatzes der Gerechtigkeit ein-

132 V§lkerrechtlich durchgesetzt hat sich die Etablierung einer gemeinsamen Zielset-
zung im Kontext unterschiedlicher Verantwortlichkeiten und sowie von Ausnahmerege-
lungen zu Gunsten der Entwicklungslédnder u.a. im Internationalen Handelsrecht (Uru-
guay-Runde) sowie im Regime der nuklearen Abriistung (Nuklearer Nichtverbreitungs-
vertrag), vgl. Brown Weiss, Common but Differentiated Responsibilities, American
Society of International Law Proceedings, Band 96 (2002), S. 366 (367).

133 Im Original , differentiated responsibilities*.

134 Nach dem Grundsatz der souverinen Gleichheit i.S.d. Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta.

135 Kellersmann, S. 35f. Daneben existierte auch das Recht einer Nutzung von geteil-
ten natiirlichen Ressourcen, wobei der Ansatz ,.first come, first served* galt, vgl. hierzu
Brown Weiss, International Environmental Law: Contemporary Issues and the Emer-
gence of the New World Order, Georgetown Law Journal, Band 81 (1993), S. 675
(702).

136 Vgl. zum Grundsatz der Gerechtigkeit ferner unter § 2 A.1IL 1.c)cc).

137 Vgl. zum Recht auf Entwicklung im Einzelnen unter § 2 A.II1. 1.¢)dd).
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geordnet wurde.'*® Weder dem Gerechtigkeitsgrundsatz noch dem Recht auf Ent-
wicklung kommt allerdings Rechtsverbindlichkeit zu.

Parallel zum Verursacherprinzip, welches dem Grundsatz der gemeinsamen,
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten als nor-
matives Vorbild diente, wurde der Begriff der ,,unterschiedlichen Verantwortlich-
keiten* urspriinglich so ausgelegt, dass diejenigen Staaten, die in erheblicherem
Umfang zur Klimakrise beigetragen haben, auch eine umfangreichere Verant-
wortung bei der Krisenbekimpfung treffe.'** Diese Ansicht basiert in ihrer Deu-
tungsweise ausschlieBlich auf der Annahme, dass die Verpflichtung zur Losung
eines Problems in direkter Korrelation zu demjenigen Umfang stehen muss, in
welchem ein Staat zu diesem Problem beigetragen hat.'*® Es ist zwar unbestrit-
ten, dass sowohl Industriestaaten als auch Entwicklungsldnder zum anthropoge-
nen Klimawandel beigetragen haben, allerdings war Ersteren bereits zum Ende
des 20. Jahrhunderts der wesentlich umfangreichere Beitrag zuzuschreiben, wih-
rend Letzteren ein stetig wachsender Anteil zukam.'*!

Anzuerkennen ist dabei, dass Staaten auch dem heutigen Verstindnis nach in
gleichwertiger Weise als souverdn i.S.d. Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta gelten, sich
allerdings in der Realitéit zeigt, dass eine bedeutende Divergenz zwischen einzel-
nen Staaten im Hinblick auf 6konomische Stabilitit und technologische Entwick-
lungen existiert, sodass sich auch ihre Umstdnde und Kapazititen hinsichtlich der
tatsdchlichen Umsetzung gemeinsam beschlossener internationaler Regelungen
in erheblichem Mafe unterscheiden.'*? Einer jiingeren Interpretation der ein-
schldgigen Literaturmeinungen i.S.v. Art. 38 Abs.1 lit d) IGH-Statut zufolge
solle sich der Umfang der Verantwortlichkeit einzelner Staaten deshalb nach
ihrer jeweiligen Kapazitit zur Ergreifung von MafBnahmen zur Krisenbekdmp-
fung bemessen, wobei denjenigen Staaten, denen umfangreichere finanzielle und
technologische Mittel zur Verfiigung stehen, ein groleres Mall an Verantwortung
fiir den weltweiten Umwelt- und Klimaschutz zukommen solle.'** Die Verant-

138 Maguire, The Role of Common but Differentiated Responsibility in the 2020 Cli-
mate Regime, Carbon & Climate Law Review (2013), S. 260.

139 S0 u.a. Cullet, Equity and Flexibility Mechanisms in the Climate Change Re-
gime: Conceptual and Practical Issues, Band 8, Ausgabe 2, Review of European, Com-
parative and International Environmental Law (1999), S. 168 (169).

140 Brown Weiss, Common but Differentiated Responsibilities, American Society of
International Law Proceedings, Band 96 (2002), S. 366 (368). Diese Deutungsweise ist
explizit in Art.7 der Rio-Deklaration statuiert und dient als Grundlage fiir die Rege-
lungssystematik des Rahmeniibereinkommens sowie des Kyoto-Protokolls im Hinblick
auf den Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten.

141 Kellersmann, S. 37.

142 Brown Weiss, Common but Differentiated Responsibilities, American Society of
International Law Proceedings, Band 96 (2002), S. 366.

143 Vgl. Deleuil, The Common but Differentiated Responsibilities Principle: Changes
in Continuity after the Durban Conference of the Parties, Review of European, Com-
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wortung der Industriestaaten fiir den anthropogenen Klimawandel sei unbestrit-
ten, wihrend anzuerkennen sei, dass die Entwicklungsldnder unverhdltnismafig
stark unter dessen Folgen leiden.'** Ferner sei davon auszugehen, dass der Bei-
trag der Industriestaaten zum Klimawandel sowie ihre wirtschaftlichen und tech-
nischen Moglichkeiten, zu seiner Bekdmpfung beizutragen, in Korrelation zuein-
ander stiinden.'** Diese Ansicht bezicht sich vordergriindig auf den Grundsatz
der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen
Fahigkeiten, wie er in Art. 3 Nr. 1 Rahmeniibereinkommen Einzug in das klima-
schutzrechtliche Regime erhalten hat.'*® Zum Teil wird diese Interpretation von
den Industriestaaten abgelehnt. Die USA schlugen beispielsweise bereits im Jahr
1992 vor, dass diejenigen Staaten, die eine groere Kapazitit zur Folgenbekdmp-
fung haben, durchaus die Fiihrung in der Bekdmpfung des Klimawandels iiber-
nehmen sollten und erkldrten sich ferner bereit, eine solche Fiihrungsrolle zu
iibernehmen.'*” Unterschiedliche Verpflichtungen fiir Industriestaaten und stark
emittierende Entwicklungsldnder auf Grundlage von Gerechtigkeitserwdgungen
lehnten sie jedoch ab.

Eine vorzugswiirdige Auslegungsweise macht die Verantwortlichkeit eines
Staates hingegen von beiderlei Faktoren abhingig und wertet demnach einerseits
aus, wie dieser wirtschaftlich und technologisch entwickelt ist und beriicksichtigt
andererseits, in welchem Umfang dieser — in der Vergangenheit und gegenwértig —
zur globalen Umweltzerstérung beigetragen hat.'*® Leitendes Motiv ist hierbei

parative & International Environmental Law (2012), S. 271 (274); Frank/Schwarte, Kli-
mawandel und Vélkerrecht — Anmerkungen zu den ,,Legal Principles Relating to Cli-
mate Change“ der International Law Association, Zeitschrift fiir Umweltrecht (2014),
S. 643 (647). So auch die International Law Association — Draft Art. 5 Abs. 1, Resolu-
tion 2/2014, Declaration of Legal Principles relating to Climate Change des Committee
on Legal Principles Relating to Climate Change. Im Folgenden als /LA-Rechtsgrund-
sdtze zum Klimawandel bezeichnet.

144 Boyte, Common but Differentiated Responsibilities: Adjusting the Developing/
Developed Dichotomy in International Environmental Law, New Zealand Journal of
Environmental Law, Bd. 14 (2010), S. 63 (70ff.).

145 Brown Weiss, Common but Differentiated Responsibilities, American Society of
International Law Proceedings, Band 96 (2002), S. 366 (368).

146 Vgl. hierzu auch: International Law Association — Draft Art. 5 Abs. 1, Resolution
2/2014, Declaration of Legal Principles relating to Climate Change des Committee on
Legal Principles Relating to Climate Change.

147 Protokoll der Sitzung der Generalversammlung der Vereinten Nationen in Rio de
Janeiro, 03.-14.06.1992, Kapitel IV, Teil B., Nummer 16, ,,Statement by the Govern-
ment of the United States of America“ zum 7. Prinzip, UN Doc. Res. A/CONE.151/26
(Vol. IV). Siehe auch Glass, S. 330. Zur Sonderstellung der Vereinigten Staaten im
Kontext des Pariser Ubereinkommens siehe oben unter § 2 A.I.3.

148 So u.a. Maguire, The Role of Common but Differentiated Responsibility in the
2020 Climate Regime, Carbon & Climate Law Review (2013), S. 260f.; Boyte, Com-
mon but Differentiated Responsibilities: Adjusting the Developing/Developed Dicho-
tomy in International Environmental Law, New Zealand Journal of Environmental Law,
Bd. 14 (2010), S. 63 (64); sowie Cullet, Equity and Flexibility Mechanisms in the
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neben der Praktikabilitdt'*’ der Gerechtigkeitsgedanke, welcher sich auch aus
dem Equity-Prinzip ergibt.'>® Infolgedessen spielt auch letzteres Prinzip weiter-
hin eine herausgehobene Rolle bei der Zuweisung von Verantwortlichkeiten in
diesem Sinne. Aufgrund seiner langjdhrigen Relevanz als Teil von volkerrecht-
lichen sowie nationalen Rechtssystemen wurde der Grundsatz der gemeinsamen,
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten zuneh-
mend von verschiedenen Einfliissen geprigt,'>! sodass sich im Laufe der Zeit
auch unterschiedliche Interpretationen dieses Grundsatzes entwickelt haben.

¢) Inhaltliche Einordnung

Das Prinzip unterschiedlicher Verantwortlichkeiten ist dem Volkerrecht nicht
neu.'> Dennoch steht eine genaue Definition dieses Begriffs im klimaschutz-
rechtlichen Kontext weiterhin aus. Tatséchlich unterschieden wird im Sinne des
Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und
jeweiligen Fahigkeiten nicht lediglich nach entwickelten Staaten und Entwick-
lungslindern.'>® Da sich die Entwicklungslinder nicht als eine homogene
Gruppe von Staaten beschreiben lassen, wird diese im Umweltvélkerrecht u.a. in
die kleinen Inselstaaten sowie den Schwellenldndern weiter unterteilt, da grund-
sdtzlich die Fihigkeit einzelner Staaten zur Umsetzung volkerrechtlicher Um-
weltschutznormen ausschlaggebend fiir die Zuweisung von Verantwortlichkeiten
sein muss.'>* So ist etwa in Art. 4 Abs. 6 Pariser Ubereinkommen von den ,We-
nigsten entwickelten Linder und die kleinen Inselstaaten unter den Entwick-

Climate Change Regime: Conceptual and Practical Issues, Band 8, Ausgabe 2, Review
of European, Comparative and International Environmental Law (1999), S. 168 (169).

149" Boyte, Common but Differentiated Responsibilities: Adjusting the Developing/
Developed Dichotomy in International Environmental Law, New Zealand Journal of
Environmental Law, Bd. 14 (2010), S. 63 (74).

130 Vel. zum Equity-Prinzip im Einzelnen oben unter § 2 A.11.2. Vgl. ferner Cullet,
Equity and Flexibility Mechanisms in the Climate Change Regime: Conceptual and
Practical Issues, Band 8, Ausgabe 2, Review of European, Comparative and Internatio-
nal Environmental Law (1999), S. 168 (169); Deleuil, The Common but Differentiated
Responsibilities Principle: Changes in Continuity after the Durban Conference of the
Parties, Review of European, Comparative & International Environmental Law (2012),
S. 2711f.

131 Vgl. hierzu insbesondere Maguire, The Role of Common but Differentiated
Responsibility in the 2020 Climate Regime, Carbon & Climate Law Review (2013),
S. 260.

152 Stone, Common but differentiated responsibilities in International Law, AJIL
2004, S. 276 (278).

153 Das Rahmenabkommen sah urspriinglich eine Dreiteilung vor, da die osteuropéi-
schen Staaten zu diesem Zeitpunkt noch nicht als Industrienstaaten bzw. entwickelte
Lénder, sondern als sog. Staaten im Ubergang zur Marktwirtschaft eingeordnet wurden,
vgl. Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 49, Rn. 52.

154 Atapattu, Emerging Principles of International Environmental Law, S. 381.
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lungsldndern die Rede. Gleichzeitig gibt der Aspekt der unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten im Sinne des Verursacherprinzips — wie bereits erortert — auch
vor, dass die Verantwortlichkeit fiir Umweltschdden nach den jeweiligen Verursa-
cherbeitrigen bemessen werden muss.'>>

Samtliche Aspekte weisen darauf hin, dass eine etwaige Differenzierung nach
dem Umfang der Treibausgasemissionen eines Staates und dementsprechend
nach der Verantwortlichkeit fiir Umweltschdden einerseits und nach den jeweili-
gen Fahigkeiten zur Bekdmpfung dieser Negativfolgen andererseits bemessen
werden muss. Diese Deutungsweise kann auch ganz praktische Bedeutung erlan-
gen, wenn etwa eine Norm des Pariser Ubereinkommens als volkerrechtliche Pri-
mirnorm im Sinne einer Staatenverantwortlichkeit, fiir die Schéden infolge ver-
sinkender Inselstaaten entstehen, einzuordnen ist. Sollte eine Staatenverantwort-
lichkeit mehrerer oder gar aller emittierender Staaten fiir diese Schidden bestehen
und geltend gemacht werden, konnte sich der Grundsatz der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhigkeiten konkret auf
die Rechtsfolgen auswirken, insbesondere wenn gleich mehrere Staaten und ins-
besondere entwickelte Linder zur Verantwortung gezogen werden konnen. In
diesem Fall ist eine Auswirkung dieses Grundsatzes insbesondere auf den Um-
fang der Verpflichtungen dieser Staaten abhidngig vom jeweiligen Beitrag zum
Voranschreiten des anthropogenen Klimawandels nicht auszuschlieBen.

d) Rechtliche Einordnung

Fraglich ist ferner, ob der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten dem Volkergewohnheitsrecht
i.S.v. Art. 38 Abs. 1 lit b) IGH-Statut zuzuordnen ist. Um eine solche volkerge-
wohnheitsrechtliche Geltung anzunehmen, miissten — so wie bereits hinsichtlich
des Verursacherprinzips beschrieben'® — einerseits die entsprechend einheitliche
staatliche Praxis (allgemeine Ubung) und andererseits eine iibereinstimmende
Annahme der rechtlichen Verbindlichkeit dieses Grundsatzes (opinio iuris) gege-
ben sein. Zwar ist der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten volkervertragsrechtlich, insbeson-
dere im Art. 3 Abs.1 Rahmeniibereinkommen sowie in konkretisierter Fassung
auch im Art. 2 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen fixiert.

Die inhaltliche Konkretisierung dieses Grundsatzes erfolgt allerdings im Rah-
men dieser Normen sehr unterschiedlich. So wird die Bezeichnung dieses Grund-
satzes im Rahmen des Pariser Ubereinkommens im Vergleich zur urspriinglichen
Bezeichnung des Rahmeniibereinkommens um den Passus ,,angesichts der unter-

155 Glass, S. 244.
136 Vgl. oben unter § 2 A.1L. 1.
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schiedlichen nationalen Gegebenheiten® erginzt.'>’ Demnach ist bereits keine
allgemeine Ubung gegeben.'*® Eine volkergewohnheitsrechtliche Stellung des
Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und
jeweiligen Fihigkeiten ist mangels einheitlicher staatlicher Praxis abzulehnen.'>’

e) Zwischenergebnis

Am Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten
und jeweiligen Fahigkeiten wird — wie bereits erwdhnt — auch im Rahmen des
Pariser Ubereinkommens dem Grunde nach ausdriicklich festgehalten, wenn-
gleich dieser inhaltlich durch eine konkretisierende Ergdnzung ndher eingegrenzt
wird.'®® In diesem Zusammenhang wird einerseits eine Konkretisierung dieses
Grundsatzes vorgenommen, andererseits erstmals das sog. Modell der differen-
zierten Differenzierung eingefiihrt, welches die bis dato geltende Unterscheidung
zwischen Industriestaaten und Entwicklungslindern ablost.'®' Das Zusammen-
wirken dieser Aspekte stellt einen inhaltlichen Unterschied zu dem zuvor gelten-
den volkerrechtlichen Regime des Umweltschutzes dar und spielt somit eine ent-
scheidende Rolle bei der Auslegung der operativen Vorschriften des Pariser
Ubereinkommens.

4. Das Vorsorgeprinzip

Als Konkretisierung des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten hat sich ferner das Vorsorge-
prinzip als Grundsatz des Umweltvdlkerrechts etabliert.!®?

a) Entwicklung

Das Vorsorgeprinzip hat seinen Ursprung im nationalen Recht nordeuropéi-
scher Staaten und wurde in den frithen 1970er-Jahren als grundlegendes Prinzip
u.a. des deutschen Umweltrechts entwickelt.'®® Im Mittelpunkt der urspriing-

157 Zur inhaltlichen Ausgestaltung dieses Grundsatzes im Rahmen des Pariser Uber-
einkommens vgl. unter § 2 A.IIL. 1.c)aa).

158 Vgl. auch Glass, S. 327.

139 So auch Brown Weiss, Common but Differentiated Responsibilities, American So-
ciety of International Law Proceedings, Band 96 (2002), S. 366; ferner Bodansky, The
United Nations Framework Convention on Climate Change: A Commentary, Yale Jour-
nal of International Law, Band 18, Ausgabe 2 (1993), S. 451 (502) sowie Glass, S. 327.
Vgl. auch Epiney, Umweltvolkerrecht, JuS 2003, S. 1066 (1068).

160 Vol. hierzu im Einzelnen unter § 2 A.1I1. 1.c)aa).

161 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133).

162 Im Original: precautionary principle.

163 Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck Encyclopedias of Inter-
national Law, Rn. 6. Demnach entwickelte sich das Vorsorgeprinzip zum Anfang der
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lichen Rechtsauffassung, die diesen Begriff prigte, stand die Annahme, dass die
Gesellschaft Umweltschiaden vorbeugen solle, indem sie vorausschauend handelte
und die Progression potenziell umweltschiddigender Handlungen von vornherein
unterbinden sollte.'®* Einzug in das Vélkerrecht erhalten hat das Vorsorgeprinzip
insbesondere auf Bemiihen der Bundesrepublik Deutschland hin sowie infolge
entsprechender Vorschldge im Rahmen der Internationalen Nordseeschutzkonfe-
renz in den Jahren 1984 und 1987.'®5 Im Nachgang der Zweiten Internationalen
Nordseeschutzkonferenz von 1987 fand das Vorsorgeprinzip Eingang in die ein-
schligige Konferenzerklirung.'®® Die Europiische Gemeinschaft (EG) nahm das
Prinzip im Jahr 1990 in das Sekundirrecht auf,'®” bevor dieses mit seiner Erwiih-
nung im Rahmen des Grundsatzes 15 der — rechtlich unverbindlichen — Rio-De-

1970er-Jahre zu einem Grundprinzip des deutschen Umweltrechts, beeinflusst durch
Prinzipien der Wirtschaftlichkeit. Es wurde implementiert, um die Einfithrung umfang-
reicher Maflnahmen zu rechtfertigen, beispielsweise zur Bekdmpfung von saurem Re-
gen, globaler Erwdrmung und Meeresverschmutzung. Vgl. auch Beyerlin/Marauhn, In-
ternational Environmental Law, S. 47ff. sowie Dupuy/Viiiuales, International Environ-
mental Law, S. 66 ff.

164 Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck Encyclopedias of Inter-
national Law, Rn. 6. Nunmehr ist das Vorsorgeprinzip auch Gegenstand anderer Rechts-
systeme, inklusive desjenigen der Europédischen Union. Entsprechend der Richtlinie 90/
220/EWG von 1990 ,,... sollte fiir UmweltmafBnahmen der Gemeinschaft der Grundsatz
gelten, Umweltbeeintrachtigungen vorzubeugen®. Vgl. auch Art. 190 Abs. 2 S. 2 AEUV
sowie Cobzaru, Applicability of the Precautionary Principle — European Union Case
Law — France Model, Contemporary Readings in Law and Social Justice (2012), Band 4,
Ausgabe 2, S. 517 (518).

165 Im Original: Declaration of the International Conference on the Protection of the
North Sea, 1984. Das Vorsorgeprinzip wird dort in Paragraph A7 impliziert; vgl. dazu
auch Ehlers, The History of the International North Sea Conferences, International
Journal of Estuarine and Coastal Law (1990), Band 5, Ausgabe 3, S. 3 (61.).

166 Im Original: Ministerial Declaration of the Second International Conference on
the Protection of the North Sea (1987). Das Vorsorgeprinzip ist an verschiedenen Stel-
len genannt: Paragraph VII, Paragraph XV. (ii) und Paragraph XVI. 1; vgl. auch hierzu
Ehlers, The History of the International North Sea Conferences, International Journal
of Estuarine and Coastal Law (1990), Band 5, Ausgabe 3, S. 3 (10). Vgl. ferner Hey,
The precautionary approach: Implications of the revision of the Oslo and Paris Con-
ventions, Marine Policy, Band 15, Ausgabe 4, S. 244; Cobzaru, Applicability of the
Precautionary Principle — European Union Case Law — France Model, Contemporary
Readings in Law and Social Justice (2012), Band 4, Ausgabe 2, S. 517 (518).

167 Entsprechend der Richtlinie 90/220/EWG (1990), wonach ,,fiir UmweltmaBnah-
men der Gemeinschaft der Grundsatz gelten (sollte), (um) Umweltbeeintriachtigungen
vorzubeugen®. Mit dem Vertrag von Maastricht (1992) wurde das Vorsorgeprinzip auch
in den EG-Vertrag aufgenommen, vgl. Art. 130 lit r) Abs. 2 S. 2 EGV (i.d.F. von
1992); demnach beruht die Umweltpolitik der Gemeinschaft ,,auf den Grundsétzen der
Vorsorge und Vorbeugung, auf dem Grundsatz, Umweltbeeintrachtigungen mit Vorrang
an ihrem Ursprung zu bekdmpfen, sowie auf dem Verursacherprinzip®“. Vgl. auch Cob-
zaru, Applicability of the Precautionary Principle — European Union Case Law — France
Model, Contemporary Readings in Law and Social Justice (2012), Band 4, Ausgabe 2,
S. 517 (518).
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klaration im Jahr 1992 auch in das volkerrechtliche Umwelt- und Klimaschutz-
recht aufgenommen wurde.'®® Das Vorsorgeprinzip findet nunmehr — so wie
auch das Verursacherprinzip — im Art. 191 Abs. 2 S.2 AEUV als leitender
Grundsatz des EU-Rechts Erwihnung.'®’

Auch im Kontext des rechtlich verbindlichen vélkerrechtlichen Regimes zum
Umwelt- und insbesondere Klimaschutz ist das Vorsorgeprinzip weit verbreitet
und findet Anwendung innerhalb entsprechender vélkerrechtlicher Ubereinkom-
men,'’* darunter u.a. im Art. 3 Abs. 3 Rahmeniibereinkommen, im Art. 2 Abs. 2
lit a) des Ubereinkommens zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks
(OSPAR-Ubereinkommen), im Art. 2 Abs. 5 lit a) des Ubereinkommens zum
Schutz und zur Nutzung grenziiberschreitender Wasserldufe und internationaler
Seen oder als dem fiir die in Art.1 Abs.1 Nr. 4 des Seerechtsiibereinkommens
der Vereinten Nationen'’' verankerte Definition des Begriffs ,,Verschmutzung®
zugrundeliegenden Prinzip, wonach bereits die Mdglichkeit ,,abtrdglicher Wir-
kungen® als Verschmutzung zu verstehen ist.'’? Hierbei kann insoweit zwischen
solchen Instrumenten, die das Vorsorgeprinzip als normative Grundlage {iberneh-
men und solchen, die lediglich auf seinen Inhaltsgehalt hinweisen, unterschieden
werden.'”?

168 Vgl. hierzu Breckwoldt, Das Vorsorgeprinzip im Umweltvolkerrecht und im Um-
weltrecht der Europidischen Union, Freiburg Law Students Journal, Ausgabe (2009), S. 1
@®).

169 Vgl. vertiefend hierzu Birkner, in: Ipsen (2018), § 53, Rn. 35.

170 Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck Encyclopedias of Inter-
national Law, Rn.7, 13ff. Vgl. auch: World Charter for Nature (1982), UN Doc A/
RES/37/7, Annex; Bergen Ministerial Declaration on Sustainable Development in the
ECE Region (1990), UN Doc A/CONF.151/PC/10, Annex I; Ministerial Declaration of
the Third International Conference on the Protection of the North Sea (1990), online
abrufbar unter: https://www.ospar.org/site/assets/files/1239/declarations_compilation_
1995.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022); Bamako Convention on the Ban of
Import into Africa and the Control of Transboundary Movement of Hazardous Wastes
within Africa (1991), International Legal Materials Band 31 Ausgabe 1, S. 163 ff.; Con-
vention on the Protection and Use of Transboundary Watercourses and International
Lakes, United Nations Economic Commission for Europe (1992); Convention on Bio-
logical Diversity (1992), UNTS vol. 1760, p. 79; United Nations Framework Convention
on Climate Change (1992); Agreement for the Implementation of the Provisions of the
United Nations Convention on the Law of the Sea of 10 December 1982 relating to the
Conservation and Management of Straddling Fish Stocks and Highly Migratory Fish
Stocks (1995), UNTS vol. 2167, p. 3; Cartagena Protocol on Biosafety to the Conven-
tion on Biological Diversity (2000), UNTS vol. 2226, p. 208; Stockholm Convention in
Persistent Organic Pollutants (2001), UNTS vol. 2256, p. 119.

7' Im Original: United Nations Convention on the Law of the Sea (1982); UNTS
vol. 1833, p. 397. Im Folgenden als SRU bezeichnet.

172 Proelf3, in: Graf Vitzthum/Proelf3, Vélkerrecht (2019), 5. Abschnitt, Rn. 112.

173 Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck Encyclopedias of Inter-
national Law, Rn. 13.
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b) Inhaltliche Einordnung

Dem Vorsorgeprinzip zugrunde liegt die Annahme, dass effektiver Umwelt-
schutz am besten durch Vorsorge im Sinne einer Vermeidung der Entstehung von
Umweltbelastungen erreicht werden kann.'”* Seine wichtigste Funktion ist eine
Verschiebung in der Beweislastverteilung, wobei der fiir eine potenziell umwelt-
schiddliche Handlung Verantwortliche die Beweislast dafiir tragt, dass diese nicht
schadlich ist.'”> Es zihlt ferner zu den core principles des Grundsatzes der ge-
meinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhig-
keiten und beeinflusst diesen in erheblichem MaBe.'”® Das Vorsorgeprinzip hat
die Annahme zum Gegenstand, dass umweltbeeinflussende bzw. -schidigende
Handlungen zu unterlassen und gleichzeitig Vorkehrungen zu ergreifen sind, die
umwelterhaltend bzw. -schiitzend wirken.'”” Dies gelte auch fiir Konstellationen,
in denen eine negative Auswirkung auf die Umwelt lediglich moglich bzw. wahr-
scheinlich erscheint, diesbeziiglich allerdings weiterhin eine naturwissenschaft-
lich begriindete Unsicherheit hinsichtlich eines tatsichlichen Schadenseintritts
besteht.'”®

Der Eintritt drohender Umweltschidden hingt allerdings grundsétzlich von un-
sicheren und vielféltigen Faktoren ab und kann aufgrund des Zusammenwirkens
multipler Bedingungen kaum mit zweifelsfreier Gewissheit antizipiert werden.
Globale Zusammenhénge in ihrer Vollstindigkeit zu erkennen und langfristige
Verldufe im Einzelnen vorauszusagen, ist somit nicht immer moglich.!”® Der ef-
fektive Schutz natiirlicher Grundlagen erfordert dennoch eine auf Pravention aus-
gerichtete Umweltpolitik sowie ein entsprechendes Vorgehen des Staates, sodass
potenziell umweltschdadigende Handlungen auch in solchen Fillen zu unterlassen
und SchutzmaBnahmen zu ergreifen sind, in denen Art und Umfang der Gefahr
fir die Umwelt naturwissenschaftlich noch nicht vollstindig erwiesen sind.'®’
Fiir die Staaten muss das Ziel stets die Ergreifung von MaBnahmen trotz be-

174 Proelf3, in: Graf Vitzthum/Proel3, Vélkerrecht (2019), 5. Abschnitt, Rn. 112.

175 Ambrus, The Precautionary Principle and a Fair Allocation of the Burden of
Proof in International Environmental Law, Review of European & International En-
vironmental Law (2012), S. 259. Als ,,no harm“-Regel ldsst sich das Vorsorgeprinzip
aus dem Polizeirecht ableiten, wonach die Polizei lediglich aktiv werden durfte, wenn
der potenzielle Schaden, welcher verhindert werden sollte, ex ante zugleich besonders
umfangreich und wahrscheinlich erschien, vgl. Winter, International Principles of
Marine Environmental Protection, in: Salomon/Markus, Handbook on Marine Environ-
ment Protection (2018), S. 585 (595).

176 Glass, S. 327.

177" Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck Encyclopedias of Inter-
national Law, Rn. 2.

178 Ebd.

179" Ekardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579 (586).

180 Schliiter, S.181. Vgl. auch Schrider, Precautionary Approach/Principle, Max
Planck Encyclopedias of International Law, Rn. 2 sowie Foster, S. 18.
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stehender Unsicherheiten im Hinblick auf Schadenseintritt sowie -verlauf von
Umweltschiden sein.'®' Das Treffen von Vorkehrungen angesichts solcher Scha-
densverldufe wird als Vorsorge bezeichnet, sodass sich daraus der Begriff des
Vorsorgeprinzips entwickelt hat. Das Vorsorgeprinzip im Volkerrecht bezeichnet
dementsprechend den Grundsatz der vorsorglichen Ausrichtung der globalen
Umweltpolitik auf diese unsicheren Umstinde.'®?

Hauptmerkmal des Vorsorgeprinzips ist umweltschiitzendes Handeln ange-
sichts wissenschaftlicher Unsicherheit. Sein Kerngehalt 14sst sich nach einhelli-
ger Auffassung am besten anhand des Prinzips 15 der Rio-Deklaration verdeut-
lichen, welches besagt, dass dort, wo ernsthafte Bedrohungen fiir die Umwelt
bestehen oder irreversible Schdden ersichtlich sind, mangelnde wissenschaftliche
Sicherheit nicht als Grund fiir die Umgehung kostenintensiver Mainahmen zur
Verhinderung eben jener Umweltschiden herangezogen werden darf.'®* Das Vor-
sorgeprinzip hat sich seit seiner Einfilhrung in das Vélkerrecht als volkerrecht-
liches Prinzip etabliert und ist bereits Gegenstand zahlreicher internationaler
politischer Dokumente und rechtsverbindlicher Vertrige.'®*

¢) Rechtsprechung des EGMR zum Vorsorgeprinzip

Hervorzuheben ist, dass das Vorsorgeprinzip nicht zuletzt auch den Européi-
schen Gerichtshof fiir Menschenrechte (EGMR) in seiner Rechtsprechung u.a.
zum Art. 8 der Europiischen Menschenrechtskonvention'®> sowie zur Einbezie-
hung von Risikosituationen als Ausgangspunkt fiir staatliche Schutzpflichten im
Sinne des priventiven Rechtsgiiterschutzes beeinflusst.'®® Erstmalig wurde das

181 Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck Encyclopedias of Inter-
national Law, Rn. 2.
182 Ekardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579 (586).

183 Vgl. hierzu auch Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck En-
cyclopedias of International Law, Rn. 2.

184 Vgl. Schréder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck Encyclopedias of
International Law, Rn. 14. Dies betrifft demnach beispielsweise die im Jahr 1982 von
der Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedete Weltcharta der Natur.
Darauffolgend wurde das Prinzip auch im Rahmen internationaler Abkommen aner-
kannt, so erwdhnt das Montrealer Protokoll von 1987 in seiner Prdambel entsprechende
Vorsichtsmafinahmen. Dariiber hinaus wurde das Prinzip auf der Rio-Konferenz iiber
Umwelt und Entwicklung von 1992 gebilligt, auf der auch die Rio-Deklaration verab-
schiedet wurde. Vgl. auBerdem das Ubereinkommen von 1993 iiber die Anwendung ge-
sundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher Malinahmen sowie das Uberein-
kommen {iiber Fischbestinde der Vereinten Nationen von 1995 (Ubereinkommen zur
Umsetzung der Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen)
vom 10.12.1982, welche die Erhaltung und Bewirtschaftung von gespreizten Fisch-
bestdnden und hoch wandernden Fischbestéinden regelt), die sich ebenfalls auf das Vor-
sorgeprinzip beziehen.

185 ETS No. 005. Im Folgenden als EMRK bezeichnet. Vgl. im Einzelnen zur
EGMR-Rechtsprechung in Bezug auf Art. § EMRK unter § 4 A.Il.2.c)aa).

186 Schlijter, S. 181.
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Vorsorgeprinzip durch den EGMR in der Entscheidung Tatar gegen Ruménien im
Jahr 2009'%" herangezogen.'®® In diesem Zusammenhang hat der EGMR das
Vorsorgeprinzip als Bestandteil des Volkerrechts anerkannt und als rechtlich ver-
bindliche Regelung im Sinne der EMRK sowie auf dieser Grundlage eine staat-
liche Schutzpflicht gegen Umweltgefahren auch fiir Fille etabliert, in denen ein
Schadenseintritt noch nicht mit Sicherheit vorhergesagt werden kann.'®’

Anzumerken ist hierbei, dass regelmiflig eine ,hinreichende Kausalitit” des
Schadenseintritts durch den EGMR verlangt wird.'”® Probleme bei der Beweis-
fiihrung konnen sich daraus ergeben, dass Handlungspflichten aufgrund von
Menschenrechtsbeeintrichtigungen konstruiert werden sollen, die noch nicht ein-
getreten sind.'”! Aus diesem Grund ist die Beweisfiihrung beispielsweise zur
Wabhrscheinlichkeit eines kausalen Zusammenhangs zwischen der Ursache und
der Auswirkung einer Naturkatastrophe oder der Wahrscheinlichkeit, ob und wie

137 EGMR, Urt. v. 27.01.2009 — 67021/01, Tatar/Ruménien, Rn. 109 und 120 ff.

188 Hierzu im Einzelnen Braig, S.105. Vgl. auch Schliiter, S. 181 sowie Verschuuren,
Contribution of the case law of the European Court of Human Rights to sustainable
development in Europe, in: Scholtz/Verschuuren, Transregional Comparative Lessons in
Pursuit of Sustainable Development, S. 363 (375).

189 In EGMR, Urt. v. 27.01.2009 — 67021/01, Tatar/Ruminien, Rn. 112 kommt der
EGMR zu dem Schluss, dass die ruméanischen Behdrden ihrer Verpflichtung zur Ergrei-
fung geeigneter Maflnahmen im Voraus angesichts der mit der fraglichen Tatigkeit ver-
bundenen Risiken nicht nachgekommen sind, um die Rechte der Beschwerdefiihrer aus
der EMRK vor einem Schadenseintritt zu schiitzen. Vor diesem Urteil beharrte der
EGMR noch streng auf das lediglich repressiven Rechtsschutz gewdhrende Konven-
tionssystem sowie auf die Ansicht, nach der potenzielle kiinftige Verletzungen von Kon-
ventionsrechten nur in Ausnahmefillen gelten gemacht werden koénnten; vgl. hierzu
Schliiter, S. 179 ff.

190 Zur konkreten Einordnung der notwendigen hinreichenden Kausalitit vgl. etwa
EGMR, Urt. v. 09.06.1998 — 23413/94, L.C.B./Vereinigtes Konigreich, ECHR 1998-111,
Rn. 39, wonach ein kausaler Zusammenhang zwischen einer Aussetzung eines Mannes
zu radioaktiver Strahlung und der Krebserkrankung eines nachtriglich gezeugten Kin-
des nicht angenommen wurde; EGMR, Urt. v. 30.11.2004 — 48939/99, Oneryildiz/Tiir-
kei [GK], ECHR 2004-XII, Rn. 135, wonach ein Kausalzusammenhang zwischen einer
dem Staat zurechenbaren groben Fahrldssigkeit und dem Verlust eines Menschenlebens
sowie der Uberflutung des Hauses des Beschwerdefiihrers angenommen wurde, wobei
die Verletzung einer positiven Verpflichtung darin gesehen wurde, dass der Staat nicht
alles in seiner Macht Stehende getan hatte, um die Eigentumsinteressen des Beschwer-
deflihrers zu schiitzen; EGMR, Urt. v. 09.06.2005 — 55723/00, Fadeyeva/Russland,
ECHR 2005-1V, Rn. 88, wonach ein kausaler Zusammenhang angenommen wurde, wo-
bei dieser auf einer Kombination aus indirekten Beweisen und Vermutungen gestiitzt
wurde, die den Schluss zulieBen, dass sich der Gesundheitszustand der Beschwerdefiih-
rerin infolge langerer Exposition gegeniiber den Emissionen eines Stahlwerks ver-
schlechtert habe, sodass bereits die tatsdchliche Beeintrichtigung der Gesundheit und
des Wohlbefindens der Beschwerdefiihrerin im dort vorliegenden Ausmal} ausreiche,
um den Anwendungsbereich des Art. § EMRK zu eréffnen. Vgl. auch Grof, Die Ablei-
tung von KlimaschutzmafBinahmen aus grundrechtlichen Schutzpflichten, NVwZ 2020,
S. 337 (340).

191" Ekardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579 (587).
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konkrete Formen des Klimawandels eintreten, besonders problematisch.'®? Ange-
sichts der Unsicherheit eines Schadenseintritts besteht in solchen Fillen lediglich
eine Gefihrdung einschligiger Rechte.'”® Allerdings darf die bestehende Un-
sicherheit nicht dazu fiihren, dass Staaten untitig bleiben.'”* Aus diesem Grund
versuchte der EGMR bereits, die Beweisfrage zu vereinfachen, indem er das Vor-
sorgeprinzip heranzog.'®> Diese Vorgehensweise soll dazu fiihren, dass ein voller
Beweis aller Einzelheiten nicht erforderlich ist, sondern ein hinreichend substan-
tiierter Verdacht geniigt.'”® Neben der Problematik der Beweisbarkeit einer hin-
reichenden Kausalitit ist auch die fehlende Effektivitdt des Menschenrechts-
schutzes auf Grundlage des volkerrechtlichen Vorsorgeprinzips zu erwéhnen.

Da kein Menschenrecht auf gesunde Umwelt im Sinne eines Individualrechts
in der EMRK existiert,'”” kann der Umweltschutz lediglich indirekte Relevanz
im Rahmen einer Beschwerde vor dem EGMR haben.'”® Selbstredend kann der
Umweltschutz ferner nur auf Grundlage von Individualbeschwerden, die sich auf
den Konventionsrechten stiitzen, beriicksichtigt werden. Diesbeziiglich beriick-
sichtigt die bisherige Rechtsprechung des EGMR den Umweltschutz insbeson-
dere im Rahmen von Individualbeschwerden, die sich u.a. auf das Recht auf Le-
ben (Art. 2 EMRK) oder des Rechts auf Achtung des Privat- und Familienlebens
(Art. 8 EMRK) stiitzen.'”” Im Falle einer erfolgreichen Beschwerde werden so-
dann — wenn iiberhaupt — lediglich Entschiddigungen zugesprochen, jedoch keine

192 Grof3, Die Ableitung von KlimaschutzmaBnahmen aus grundrechtlichen Schutz-
pflichten, NVwZ 2020, S. 337 (340). Vgl. auch Ekardt, Menschenrechte und Umwelt-
schutz, ZUR 2015, S. 579 (586f1.).

193 Vgl. hierzu auch BVerfG, Beschl. v. 18.02.2010, BVerfGE 2 BvR 2502/08. Dem-
nach kann ,eine nur theoretisch herleitbare Gefdhrdung von Leben oder Gesundheit
(...) ausnahmsweise als Grundrechtseingriff angesehen werden. Dabei gilt: Je groBer
das Risikopotenzial fiir Leben oder Gesundheit ist, desto niedriger liegt die Schwelle
der Wahrscheinlichkeit fiir die Prognose eines Schadenseintritts, bei deren Uberschrei-
tung wirksame staatliche SchutzmaBinahmen geboten sind. Hinsichtlich schwerer Scha-
den an Leben oder Gesundheit einer Vielzahl von Grundrechtstridgern geniigt prinzipiell
bereits eine im Vorfeld erkannte Realisierungstendenz, um Schutzpflichten des Staates
auszuldsen. Ein Schadensereignis apokalyptischen Ausmafies muss als mdgliche Konse-
quenz eines wissenschaftlichen Vorhabens nach dem Stand von Wissenschaft und Tech-
nik praktisch ausgeschlossen sein.*

194" Ekardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579 (587).

195°S0 in EGMR, Urt. v. 27.01.2009 — 67021/01, Tatar/Ruménien, insb. Rn. 109 und
120. Vgl. hierzu auch Grof, Die Ableitung von Klimaschutzmafnahmen aus grund-
rechtlichen Schutzpflichten, NVwZ 2020, S. 337 (338).

196 Ekardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579 (587).

197 Vgl. hierzu auch unter § 2 A.1IL 1.d)cc) sowie § 4 A.11.2.¢).

198 Schépfer, Gedanken zur Verankerung eines Grund- bzw. Menschenrechts auf eine
gesunde Umwelt, NLMR 2019, S. 183 (184).

199" Thiele, Umweltrechtliche Rechtsprechung des Europiischen Gerichtshofes fiir
Menschenrechte und ihre Bedeutung fiir die EU-Grundrechtecharta, in: Nowak, Konso-
lidierung und Entwicklungsperspektiven des Europdischen Umweltrechts (2015), S. 387
(390f.). Vgl. hierzu ausfiihrlich unter § 4 A.I1.2.c¢).
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priventiven MaBnahmen angeordnet.’”® Der EGMR kann demnach lediglich in-
dividuellen Schutz gewihrleisten,?®! wohingegen die Auswirkungen des anthro-
pogenen Klimawandels eine globale Problematik sind.

d) Rechtliche Einordnung

Fraglich ist, ob das Vorsorgeprinzip bereits Gegenstand des Volkergewohn-
heitsrechts i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit b) IGH-Statut geworden ist. Hierzu miissten
wiederrum eine einheitliche staatliche Praxis (allgemeine Ubung) sowie eine
tibereinstimmende Annahme der rechtlichen Verbindlichkeit dieses Grundsatzes
(opinio iuris) vorliegen. So wie der Grundsatz der gemeinsamen, aber unter-
schiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten ist auch das Vor-
sorgeprinzip volkervertragsrechtlich, insbesondere im Rahmen des Art. 3 Abs. 3
des Rahmeniibereinkommens geregelt. Problematisch in diesem Sinne erscheint
allerdings wiederum der Umstand, dass das Vorsorgeprinzip im Rahmen der ein-
schlidgigen Volkerrechtsvertrige in teils unterschiedlicher inhaltlicher Ausgestal-
tung Einzug gefunden hat.

Inhaltlich verlangt das Vorsorgeprinzip im Vélkerrecht grundsétzlich, dass an-
gesichts moglicher Schadensverldufe Vorkehrungen zu treffen sind, die auf diese
unsicheren Umstdnde ausgerichtet werden, wobei Unsicherheiten hinsichtlich des
tatsdchlichen Schadenseintritts solchen Vorkehrungen nicht entgegenstehen diir-
fen.”*> Dementsprechend schreibt es den Staaten eine Risikoabwigung sowie
eine angemessene Reaktion darauf vor,>* wobei dieses Prinzip in Abgrenzung
zum Priventionsprinzip keinen Kausalzusammenhang zwischen der potenziell
umweltschiddlichen Aktivitit und dem Schadenseintritt voraussetzt, sondern viel-
mehr auf eine ex ante Risikobewertung auf Grundlage der Betrachtung des po-
tenziellen Schadens abstellt.?** Demnach gilt: Je groBer der potenzielle Schaden,
desto geringer sind die Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit eines Schadens-
eintritts.>*> Allerdings ldsst sich keine einheitliche Auslegung dieses Prinzips er-

200 Schépfer, Gedanken zur Verankerung eines Grund- bzw. Menschenrechts auf eine
gesunde Umwelt, NLMR 2019, S. 183 (184).

201 Ennéckl/Painz, Gewihrt die EMRK ein Recht auf Umweltschutz?, Juridikum
NI. 4 (2004), S. 163.

202 Fkardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579 (586).

203 Siehe hierzu im Einzelnen Epiney/Scheyli, Strukturprinzipien, S.91f. sowie
Beyerlin/Marauhn, International Environmental Law, S. 55.

204 Cameron/Abouchar, The Status of the Precautionary Principle in International
Law, in: Freestone/Hey, The Precautionary Principle and International Law, S. 29
(441f.). Vgl. auch Proelf3, in: Graf Vitzthum/ProelB3, Vdlkerrecht (2019), 5. Abschnitt,
Rn. 112.

205 Proelf3, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 5. Abschnitt, Rn. 112,
Fn. 466.
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kennen.”®® Vielmehr ergibt sich aus der Notwendigkeit der Einzelfallbetrachtung
eine gewisse inhaltliche Offenheit des Vorsorgeprinzips. Eine solche inhaltliche
Offenheit steht der Rechtsverbindlichkeit eines Grundsatzes zwar nicht grund-
sitzlich entgegen, allerdings bedarf es im Falle eines volkerrechtlichen Prinzips
einer gewissen inhaltlichen Konkretisierung, um dieses als rechtlich verbindlich
einordnen zu kénnen.>”” Eine solche Konkretisierung ldsst sich allerdings hin-
sichtlich des Vorsorgeprinzips nicht erkennen.”’® Mangels einschligiger inhalt-
licher Konkretisierung fehlt es demnach auch im Falle des Vorsorgeprinzips an
der notwendigen einheitlichen Staatenpraxis, sodass dieses zumindest noch nicht
als Teil des Volkergewohnheitsrechts i.S.v. Art. 38 Abs. 1 lit b) IGH-Statut ange-
sehen werden kann.>*’
e) Zwischenergebnis

Im Sinne des Vorsorgeprinzips umfasst der Grundsatz der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten auch die Ver-
pflichtung, die notwendigen Maflnahmen zu treffen, um einem Schadenseintritt
vorzubeugen, auch wenn dieser nicht mit Sicherheit vorausgesagt werden kann.>!'°
Eine Gefédhrdung reicht bereits aus. Dies betrifft nicht zuletzt auch die Unsicher-
heit, welche sich infolge des klimawandelbedingten Meeresspiegelanstiegs fiir
kleine Inselstaaten ergibt, da der Untergang dieser Staaten zwar nicht mit Sicher-
heit vorausgesagt werden kann, allerdings eine entsprechende Gefiahrdung infolge
des Verhaltens emittierender Staaten besteht.

5. Ergebnis

Die genannten, das Umweltvolkerrecht pragenden Grundsitze und Prinzipien
etablieren die Basis fiir ein Prinzipiengefiige, auf Grundlage dessen auch die Re-

206 Birkner, in: Ipsen (2018), § 53, Rn. 35.
207 Epiney/Scheyli, Strukturprinzipien, S. 45.

208 Beckenforde, The Operationalization of the Precautionary Approach in Internatio-
nal Environmental Law Treaties, ZadRV 63 (2003), S. 313 (314).

209 So auch Birkner, in: Ipsen (2018), § 53, Rn. 36 sowie Beyerlin/Marauhn, Inter-
national Environmental Law, S. 55; differenzierend Birnie/Boyle/Redgwell, S.159ft.;
vgl. ferner Proelfs, in: Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt, Rn. 30f. sowie Ar-
nauld, Volkerrecht (2019), Rn. 895; Proelfs, in: Graf Vitzthum/Proel, Volkerrecht
(2019), S. 549f. Anders: Schroder, Precautionary Approach/Principle, Max Planck En-
cyclopedias of International Law, B. Evolution of Rules, Rn. 16. So auch Kehrer, S. 176,
wonach sich aus dem volkerrechtlichen Vorsorgeprinzip trotz seiner volkergewohnheits-
rechtlichen Geltung keine konkreten Handlungspflichten fiir Staaten im Sinne der For-
schungsfrage ergeben.

210 Strittig, vgl. Birkner, in: Ipsen (2018), § 53, Rn. 36; Beyerlin/Marauhn, Inter-
national Environmental Law, S. 54; Birnie/Boyle/Redgwell, S.161f.; Burns, Global
Warming — The United Nations Framework Convention on Climate Change and the
Future of Small Island States, Dickinson Journal of Environmental Law and Policy,
vol. 6, S. 147 (165); Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2014), § 50, Rn. 21f. Vgl. auch
Proelf3, in: Graf Vitzthum/Proel3, Vélkerrecht (2019), 5. Abschnitt, Rn. 112.
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gelungen des volkerrechtlichen Klimaschutzregimes und dementsprechend auch
des Pariser Ubereinkommens auszulegen sind. Dabei sehen die allgemeinen
Grundsitze des Umweltvolkerrechts zusammenfassend vor, dass alle Staaten, die
zum Voranschreiten der spezifischen Umweltzerstorung — vorliegend des anthro-
pogenen Klimawandels — beitragen, nach dem Verursacherprinzip grundsitzlich
auch fiir die daraus resultierenden Folgen und insbesondere Kosten einzustehen
haben.

Das — rechtlich unverbindliche — Verursacherprinzip ist dahingehend einzu-
schranken, dass auch Gerechtigkeitserwdgungen im Sinne des Equity-Prinzips
bei der Zuweisung einer solchen Verantwortlichkeit zu beachten sind und die
Verantwortlichkeit demnach vordergriindig den Industriestaaten obliegt. Das
Equity-Prinzip korrigiert das Verursacherprinzip auf Grundlage von Gerechtig-
keitserwdgungen und unter besonderer Beriicksichtigung der Entwicklungsldnder.
Dieses ist ferner als allgemeiner Rechtsgrundsatz i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit ¢)
IGH-Statut einzuordnen.

Auf Grundlage der beiden genannten Prinzipien kann im Sinne des Grund-
satzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jewei-
ligen Féhigkeiten eine gemeinsame Verantwortlichkeit aller emittierender Staaten
festgehalten werden, dem Voranschreiten des Klimawandels nach Mafigabe der
eigenen Fahigkeiten bestmdglich entgegenzuwirken. Diese gemeinsame Verant-
wortlichkeit ist allerdings ihrem Umfang nach unter Beriicksichtigung der indi-
viduellen Fahigkeiten der jeweiligen Staaten zu differenzieren.

Diese gemeinsame Verantwortung umfasst nicht zuletzt auch die Ergreifung
von Gegenmafinahmen im Sinne des Vorsorgeprinzips, welches auf der Erkennt-
nis basiert, dass die Mdglichkeit eines Schadenseintritts infolge des voranschrei-
tenden Klimawandels und somit bereits eine Gefahrdung ausreicht, um eine Ver-
pflichtung zum aktiven Entgegenwirken in Bezug auf das Voranschreiten des
Klimawandels und seiner Folgen — ebenfalls nach Mafigabe der jeweiligen Fahig-
keiten — auszuldsen.

III1. Volkerrechtliche Verpflichtungen

Fraglich ist, ob sich eine volkerrechtliche Pflicht im Sinne der Forschungsfrage
ergibt. Einschldgige volkerrechtliche Verpflichtungen, gegen die verstoen wer-
den konnte, ergeben sich vorrangig aus Volkervertragsrecht i.S.v. Art. 38 Abs. 1
lit a) IGH-Statut. Der Fokus der Untersuchung wird im Rahmen der vorliegenden
Arbeit auf die Regelungen des Pariser Ubereinkommens gesetzt, sodass sich die
Frage stellt, ob sich in diesem Kontext eine rechtsverbindliche Verpflichtung im
Sinne der Forschungsfrage ergibt, welche im Falle eines Staatenuntergangs in-
folge der Auswirkungen des anthropogenen Klimawandels verletzt wére.
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1. Pariser Ubereinkommen

Das Pariser Ubereinkommen fiigte sich mit seinem In-Kraft-Treten am 04. No-
vember 2016 in das bereits bestehende volkerrechtliche Klimaschutzregime ein,
welches mit dem Rahmeniibereinkommen der Vereinten Nationen iiber Klima-
dnderungen von 1992 sowie dem auf dessen Grundlage entstandenen Kyoto-Pro-
tokoll von 1997 etabliert wurde.?!' Da sich eine volkerrechtliche Verpflichtung
im Sinne der Fragestellung dieser Arbeit weder aus dem Rahmeniibereinkommen
noch aus dem Kyoto-Protokoll ergibt,”'? konzentriert sich die Priifung im Folgen-
den ausschlieflich auf die Frage, ob sich eine entsprechende Primédrnorm aus
dem Pariser Ubereinkommen ergeben konnte.

a) Inhaltliche Einordnung

Charakteristisch fiir das Pariser Ubereinkommen ist der Umstand, dass sich die
Vertragsparteien in diesem Kontext ausdriicklich darauf geeinigt haben, keine
prizisen Reduktionsbeitrige vertraglich festzuhalten,?'® sondern den Vertrags-
staaten die selbststindige Festlegung der eigenen Reduktionsbeitrige iiberlassen
wird. Hinsichtlich dieser Reduktionsbeitriige unterscheidet das Pariser Uberein-
kommen begrifflich zwischen sog. ,Independently Nationally Determined Con-
tributions* (,,INDCs*) sowie ,,Nationally Determined Contributions* (,,NDCs®),
wobei die ,INDCs“ solche Reduktionsbeitrage darstellen, die bereits vor In-
Kraft-Treten des Pariser Ubereinkommens durch die Vertragsstaaten zugesagt
wurden und als ,,NDCs*“ diejenigen Beitrdge bezeichnet werden, zu denen sich
die Vertragsstaaten nunmehr auf Grundlage dieses Ubereinkommens und im Rah-
men der einschligigen Anpassungsrunden verpflichten.?'* Auf Grundlage des Pa-
riser Ubereinkommens werden erstmals alle Vertragsstaaten verpflichtet, Minde-
rungsziele zu definieren, umzusetzen und die Fortschritte einer Uberpriifung zu
unterstellen. GemiB Art. 4 Abs. 9 Pariser Ubereinkommen sollen die Ziele alle
fiinf Jahre mit dem Stand der Wissenschaft verglichen und so angepasst werden,
dass das in Art. 2 Pariser Ubereinkommen gesetzte Temperaturziel erreicht wird.?'>

Die fiir die Erreichung des in Art. 2 Pariser Ubereinkommen festgelegten
Temperaturziels von deutlich unter 2 °C und nach Mdglichkeit nicht tiber 1,5 °C

211 Vgl. zum volkerrechtlichen Klimaschutzregime im Einzelnen oben unter § 2 A. L

212 Vgl. hierzu im Einzelnen Kehrer, S. 219.

213 Die Festlegung fester Reduktionsbeitrige fiir die jeweiligen Staaten hitte eine
sog. ,top down“-Regelung dargestellt, welche hinsichtlich des konkreten Umfangs an
Minderungspflichten rechtsverbindlich gewesen wiére. Vgl. Frank, Anmerkungen zum
Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016, S. 352.

214 Dies stellt einen sog. ,,bottom up“-Ansatz dar. Vgl. auch Frank, Anmerkungen
zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016, S. 352.

215 Vgl. auch Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht,
ZUR 2016, S. 352.
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gegeniiber dem vorindustriellen Niveau notwendigen, konkreten Emissionsreduk-
tionsbeitrige sind nicht im Pariser Ubereinkommen geregelt. Diese Zielsetzung
soll vielmehr durch die Vertragsstaaten bei der Festlegung entsprechender Re-
duktionsbeitrdge beriicksichtigt werden. Auf Grundlage der bisher festgelegten
,»NDCs* scheint das normierte Temperaturziel allerdings nicht realistisch erreich-
bar zu sein.”'® Es ergibt sich zum jetzigen Zeitpunkt weiterhin eine de facto-
Diskrepanz zwischen dem in Art. 2 Pariser Ubereinkommen normierten Tempe-
raturziel sowie den bisher zugesagten ,,(I)NDCs*.

b) Aufbau

Das Pariser Ubereinkommen umfasst eine Priambel sowie einen die opera-
tiven Bestimmungen umfassenden Teil.?!” In der Priambel wird zundchst auf
das urspriingliche Ziel des Rahmeniibereinkommens abgestellt, welches in Art. 2
Rahmeniibereinkommen inhaltlich definiert wird. Demnach sei ausschlaggebend,
eine ,,Stabilisierung der Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphire auf ei-
nem Niveau zu erreichen, auf dem eine gefdhrliche anthropogene Stérung des
Klimasystems verhindert wird.?'® Mit Verweis auf die Weiterverfolgung dieses
Ziels wird die Hauptmotivation der Vertragsstaaten des Pariser Ubereinkommens
fiir seine Regelungen deutlich an den Anfang der Priambel gesetzt. Im Lichte
dieser Zielsetzung werden im gleichen Absatz sodann die Grundsitze der Ge-
rechtigkeit sowie der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten
und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegeben-
heiten genannt, sodass deutlich wird, dass diesen Grundsétzen eine herausgeho-
bene Bedeutung bei der Zielerreichung zuteilwird.

Demnach ist das Pariser Ubereinkommen geprigt von allgemeinen Grundsit-
zen des Umweltvolkerrechts. Diese kdnnen in zweierlei Kategorien eingeordnet
werden. Ein Teil dieser allgemeinen Grundsétze wird ausschlieBlich in der Pra-
ambel erwahnt, sodass ihnen ausdriicklich keine rechtlich bindende Wirkung zu-
kommt.?'" Dies betrifft u.a. den Grundsatz der Gerechtigkeit. Diesen Grundséit-
zen kommt allerdings eine im Folgenden inhaltlich noch zu bestimmende Rolle
im Rahmen der Auslegung der operativen Vorschriften zu. Ein anderer Teil der
Grundsétze findet allerdings aufBer in der Prdambel auch in den operativen Vor-

216 'Vgl. hierzu insbesondere IPCC AR6 (2021), WGI, SPM, B.1, S. 17.

217 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133).

218 Im Original: ,,The ultimate objective of this Convention and any related legal
instruments that the Conference of the Parties may adopt is to achieve, in accordance
with the relevant provisions of the Convention, stabilization of greenhouse gas concen-
trations in the atmosphere at a level that would prevent dangerous anthropogenic inter-
ference with the climate system.*

219 Vgl. hierzu im Einzelnen unter § 2 A.1IL. 1.d).
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schriften Erwdhnung und hat einen besonderen Stellenwert innerhalb des Pariser
Ubereinkommens, den es ebenfalls in diesem Kapitel niiher zu untersuchen gilt.
Dies betrifft u.a. den Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen
nationalen Gegebenheiten.

Die Berticksichtigung dieser Grundsitze betrifft, wie bereits angedeutet, die
Auslegung der operativen Vorschriften des Ubereinkommens, wobei im Zweifels-
fall eine Auslegung auf Grundlage dieser Grundsdtze vorgenommen werden
miisste. GemaB Art. 31 Abs. 2 WVK ist im Rahmen der Auslegung eines volker-
rechtlichen Vertrages der Vertragswortlaut samt der Prdambel zu beriicksichtigen.
Um eine addquate Auslegung dieser Vorschriften zu ermdglichen, miissen auch
die allgemeinen Grundsétze des jeweiligen volkerrechtlichen Abkommens zu-
néchst ndher beleuchtet werden.

c) Allgemeine Grundsditze des Pariser Ubereinkommens

Im Rahmen des Pariser Ubereinkommens wird am Grundsatz der gemein-
samen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten
festgehalten, wobei die genaue Bezeichnung sowie die inhaltliche Ausgestaltung
sich im Einzelnen von der urspriinglichen Formulierung des Rahmeniibereinkom-
mens sowie des Kyoto-Protokolls unterscheidet, indem dieses Prinzip nunmehr
niher konkretisiert wird. So ist im Pariser Ubereinkommen vom Grundsatz der
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhig-
keiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten die Rede.

Auf Grundlage dieses Grundsatzes wird insbesondere das Modell der ,,diffe-
renzierten Differenzierung® eingefiihrt, welches die pauschalierte Zweiteilung
des Kyoto-Protokolls ablost.??° Es wird zusammenfassend ein System etabliert,
welches eine flexiblere Anwendung des Grundsatzes der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten durch die zu-
sitzliche Beriicksichtigung der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten er-
moglicht.?*!

Dieser Grundsatz bezieht sich sowohl auf die jeweiligen nationalen Fiahig-
keiten als auch auf die tatsdchlichen Umstinde angesichts der unterschiedlichen
nationalen Gegebenheiten und ermoglicht eine gezieltere Beriicksichtigung in-
dividueller Moglichkeiten im Hinblick auf die im Einzelfall zu bestimmende

220 Niheres zum Grundsatz der differenzierten Differenzierung vgl. unter § 2 A.1IL.
1.c)bb). Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133).

21 Béhringer, Das neue Pariser Klimailibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(754).
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Verantwortlichkeiten der jeweiligen Mitgliedsstaaten.”** Die Formulierung, wel-
che sich u.a. im Art. 2 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen wiederfindet, kann als
Errungenschaft der vorangegangenen intensiven Klimadiplomatie im Jahr 2015
angesehen werden und ist seinem Wortlaut nach auf eine gemeinsame Klima-
schutzerklirung der USA und Chinas vom November 2014** riickfiihrbar.***

aa) Der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fihigkeiten angesichts
der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten

Der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten
und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegeben-
heiten findet im Rahmen des Pariser Ubereinkommens mehrmalige Erwihnung.
Konkret wird dieser zundchst im Rahmen der Prdambel erwidhnt, findet sich aber
auch in den operativen Vorschriften des Pariser Ubereinkommens wieder. Im
Vergleich zur urspriinglichen Bezeichnung des Grundsatzes der gemeinsamen,
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhigkeiten — so wie
er beispielsweise im Rahmeniibereinkommen erwdhnt wird — wurde dieser im
Kontext des Pariser Ubereinkommens um den Passus ,angesichts der unter-
schiedlichen nationalen Gegebenheiten® ergénzt.

Neben der vordergriindigen Stellung zu Anfang der Prdambel wird auf diesen
Grundsatz im Art. 2 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen und somit bereits in der ers-
ten inhaltlichen Norm des operativen Teils verwiesen, sodass dieser als allgemei-
ner Grundsatz des Pariser Ubereinkommens einzuordnen ist.**> Gemi$ Art. 2
Abs. 2 Pariser Ubereinkommen wird die Durchfiihrung des Ubereinkommens
auf Grundlage des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten festgelegt, wobei nunmehr zusétzlich
auf die unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten verwiesen wird.

Durch die Kontextualisierung dieses Grundsatzes im Hinblick auf die indivi-
duelle Ausgangslage eines jeden Staates wird nicht wie bisher auf eine Unter-
scheidung des Rahmeniibereinkommens zwischen Industriestaaten und Entwick-
lungslénder fortbestanden, sondern erstmals auf eine individuelle Verantwortlich-
keit eines jeden Vertragsstaates hingewiesen, die im Einzelnen auf Grundlage der

22 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133).

223 Gemeint ist das U.S.-China Joint Announcement on Climate Change (Peking,
China) vom 12.11.2014; online abrufbar unter: https://www.state.gov/u-s-china-joint-
statement-addressing-the-climate-crisis/ (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

24 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (132).

225 So auch Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klima-
schutz: Das Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133).
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individuellen Ausgangslage zu bestimmen ist.**® Weiter wird auf diesen Grund-
satz in Art. 4 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 Pariser Ubereinkommen hinsichtlich der Ver-
pflichtung jeder Vertragspartei, nationale Beitrdge zur Erreichung des tibergeord-
neten Ziels des baldmdglichen Erreichens des weltweiten Scheitelpunktes der
Emission von Treibhausgasen gemiB Art. 4 Abs.1 Pariser Ubereinkommen zu
erarbeiten, Bezug genommen. Es wird ferner ausdriicklich auf die gemeinsame
Verantwortlichkeit aller Staaten in Art. 4 Abs. 19 Pariser Ubereinkommen hinge-
wiesen, wonach ,,sich alle Vertragsparteien um die Ausarbeitung und Ubermitt-
lung langfristiger Strategien fiir eine hinsichtlich der Treibhausgase emissions-
arme Entwicklung bemiihen® sollen, sodass der Art. 4 Pariser Ubereinkommen
insgesamt im Lichte eines gemeinsamen Vorgehens zur Zielerreichung durch die
Ergreifung entsprechender MaBinahmen gestellt wurde.

Fraglich ist, ob damit erstmalig vom Prinzip der positiven Ungleichbehandlung
von Entwicklungslindern abgewichen wurde.??” Zwar werden auf Grundlage des
Pariser Ubereinkommens alle Vertragsparteien — anders als noch im Kyoto-Proto-
koll — gleichermaBen zur Ubermittlung von Emissionsreduktionszielen verpflich-
tet, sodass der bis dafo im umweltvolkerrechtlichen Rechtsregime bestehende
Unterschied zwischen den Industriestaaten und den Entwicklungsldndern mit
Blick auf unterschiedliche Verpflichtungen sowie die damit einhergehende posi-
tive Ungleichbehandlung der Entwicklungsldnder dem Grunde nach aufgehoben
wird.??® Dennoch wird die historisch gewachsene und weiterhin bestehende Ver-
antwortung der Industriestaaten im Pariser Ubereinkommen besonders hervor-
gehoben.””” Konkret regelt etwa der Art. 3 Abs. 4 Pariser Ubereinkommen, dass
die Industriestaaten, die nunmehr als entwickelte Lander bezeichnet werden, eine
Fiihrungsrolle {ibernehmen sollen, wihrend die Entwicklungsldnder weiterhin
von der Pflicht zu absoluten gesamtwirtschaftlichen Emissionsreduktionen aus-

genommen sind.**°

226 Ebd. Damit wird das Prinzip der pauschalen Zweiteilung aufgegeben und durch
das Prinzip der ,,differenzierten Differenzierung® ersetzt. Auf diesen wird im Einzelnen
unter § 2 A.IIL 1.c) bb) eingegangen.

227 Vgl. hierzu im Einzelnen oben unter § 2 A.1.

228 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 57. So auch Béhringer, Das neue Pariser Kli-
matiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753 (754), wobei darauf hingewiesen wird,
dass das Pariser Ubereinkommen weiterhin einen Spielraum fiir die Entwicklungslander
im Hinblick auf die nationalen Beitrdge offenlésst, da diese lediglich dazu ermutigt
wiirden, ,,im Laufe der Zeit wirtschaftsweite Reduktionsziele zu verfolgen“. Die Indus-
trieldnder, welche nunmehr als entwickelte Lander bezeichnet werden, sollen hingegen
»~weiterhin die fithrende Rolle in der Implementierung absoluter und wirtschaftsweiter
Reduktionsziele iibernehmen®.

229 Béhringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(777).

230 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 57. Vgl. auch Bohringer, Das neue Pariser
Klimaiibereinkommen, Za6RV 76 (2016), S.753 (754).
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Da es den Vertragsparteien obliegt, eigenstindig Reduktionsverpflichtungen zu
formulieren, wird im Rahmen des Pariser Ubereinkommens ein sog. bottom-up-
Ansatz verfolgt.>>! Dieser wirkt sich auf die Verteilung der Verantwortlichkeiten
insofern aus, dass grundsitzlich alle Vertragsparteien zur Formulierung der Re-
duktionsziele verpflichtet werden und das Pariser Ubereinkommen somit ver-
stirkt Wert auf die gemeinsame Verantwortlichkeit legt, anstatt die in vorange-
gangenen Abkommen etablierte Unterscheidung zwischen entwickelten Staaten
und Entwicklungslindern in den Mittelpunkt zu stellen.?*>

Dennoch wird am Grundsatz der unterschiedlichen Verantwortlichkeiten dem
Grunde nach auch im Pariser Ubereinkommen dergestalt festgehalten, dass die-
ser weiterhin Teil der operativen Vorschriften ist, vgl. etwa Art. 3 Abs. 4 Pariser
Ubereinkommen, wonach die entwickelten Staaten auch in Zukunft die Fiihrung
iibernehmen sollen, indem diese sich zu absoluten gesamtwirtschaftlichen Emis-
sionsreduktionen verpflichten.?** Hierbei wird hinsichtlich der Erreichung des
Ziels der Treibhausgasemissionsreduktion und unter Beriicksichtigung des Prin-
zips der gemeinsamen aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweili-
gen Fahigkeiten weiterhin zwischen den Verpflichtungen der Entwicklungslédnder
sowie denjenigen der Industrielinder unterschieden.?**

Es findet nichtsdestotrotz eine eindeutige Distanzierung von der Zweiteilung
in entwickelten Lindern im Sinne von Industriestaaten sowie Entwicklungs-
lindern statt,”** indem nunmehr die individuellen Gegebenheiten der einzelnen
Léander beriicksichtigt werden und die pauschalisierte Zuordnung als Entwick-
lungs- bzw. Schwellenland nicht mehr ausreicht, um von einer positiven Un-
gleichbehandlung zu profitieren und dementsprechend von jeglicher Emissions-
reduktionspflicht ausgenommen zu werden. Dies wird bereits anhand des Wort-
lautes deutlich, indem der im Rahmeniibereinkommen festgelegte Grundsatz der
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhig-
keiten um den Passus ,,angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenhei-
ten“ erginzt wird. Somit wird ein Grundsatz verankert, wonach jedem Vertrags-
staat eine Verantwortlichkeit im Hinblick auf den Klimaschutz zukommt, die auf
Grundlage der individuellen nationalen Gegebenheiten zu bestimmen ist.>*® Nor-

21 Zum bottom-up-Ansatz vgl. insbesondere Béhringer, Das neue Pariser Klimaiiber-
einkommen, ZadRV 76 (2016), S. 753 (754).

232 Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 57. So auch Bdhringer, Das neue Pariser Kli-
maiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S. 753 (777).

233 Siehe auch Birkner, in: Ipsen (2018), § 54, Rn. 57.

234 Bohringer, Das neue Pariser Klimailibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(756).

235 Zur Frage der (flexiblen) Differenzierung der zu beriicksichtigenden Staaten an-
hand von Definitionen (z.B. durch die Einordnung als Entwicklungsland), enumerativ
qua Liste oder anhand einer ,,Selbstdefinition” vgl. Glass, S. 284 ff.

_ 2% Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133).
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miert wurde nunmehr auch volkervertragsrechtlich, dass sich jeder Staat zum
Klimaschutz im Sinne der genannten Ziele verpflichtet.

Zusammenfassend stellt das System des Pariser Ubereinkommens, auf Grund-
lage dessen alle Vertragsparteien in regelmiBigen Abstinden neue individuelle
NDCs formulieren miissen, einen Fortschritt gegeniiber fritheren Regelungen
dar.*” So miissen nachfolgende NDCs gemiB Artikel 4 Abs. 3 Pariser Uberein-
kommen eine Steigerung gegeniiber den vorangegangenen (I)NDCs darstellen
und unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschied-
lichen Verantwortlichkeiten und ihrer jeweiligen Fahigkeiten angesichts der un-
terschiedlichen nationalen Gegebenheiten stets die grotmogliche Ambition des
jeweiligen Staates zur Emissionsreduktion zum Ausdruck bringen. Ebenfalls
,unter Berilicksichtigung ihrer gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwort-
lichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen nationa-
len Gegebenheiten sollen sich die Vertragsparteien gemif3 Art. 4 Abs. 19 i.V.m.
Art. 2 Pariser Ubereinkommen bemiihen, langfristige Strategien zur Entwicklung
niedriger Treibhausgasemissionen zu formulieren und mitzuteilen.

Als Ausdruck des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten und ihrer jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedli-
chen nationalen Gegebenheiten verpflichten sich diejenigen Vertragsparteien, die
entwickelte Lander sind, i.S.d. Art. 9 bis 13 Pariser Ubereinkommen zur Bereit-
stellung einschldgiger finanzieller Mittel zur Unterstiitzung derjenigen Vertrags-
parteien, die Entwicklungsldander sind. Diese Mittel sollen insbesondere der Un-
terstiitzung von Anpassungsbemiihungen gemiB Art. 7 Abs. 7 lit d) Pariser Uber-
einkommen sowie der Erleichterung von Technologietransfers i.S.d. Art. 10
Abs. 6 Pariser Ubereinkommen, aber auch dem Aufbau von Kapazititen gemiB
Art. 11 Abs. I bis 3 Pariser Ubereinkommen dienen.?*®

bb) Der Grundsatz der differenzierten Differenzierung

Als Konkretisierung des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen
nationalen Gegebenheiten findet der Grundsatz der differenzierten Differenzie-
rung mit dem Pariser Ubereinkommen erstmalig Einzug in das System des vol-
kerrechtlichen Umwelt- und Klimaschutzes. Die Vertragsstaaten einigten sich im
Rahmen der Verhandlungen der 21. Vertragsstaatenkonferenz (bzw. Konferenz

27 Cordonier Segger, Advancing the Paris Agreement on Climate Change for Sustain-

able Development, Cambridge Journal of International and Comparative Law (2016),
Band 5, Nr. 2, S. 202 (223).

238 Ebd.
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der Vertragsparteien) darauf, dass auch das Pariser Ubereinkommen eine solche
Differenzierung der Verantwortlichkeiten beinhalten sollte.>’

Das Konzept der Differenzierung von Verantwortlichkeiten hat eine besondere
Bedeutung im Umweltvolkerrecht und hat sich bereits als grundlegendes Prinzip
zur Beriicksichtigung der besonderen Bediirfnisse von Entwicklungsldndern eta-
bliert, indem es eine im Volkerrecht einzigartige Ungleichbehandlung zweier
Staatengruppen, genauer die positive Ungleichbehandlung der Entwicklungslin-
der, regelt.*** Diese Ungleichbehandlung ist Ausdruck eines Grundsatzes der Ge-
rechtigkeit®*! sowie Konsequenz des ebenfalls im Pariser Ubereinkommen ko-
difizierten Grundsatzes des gerechten Zugangs zu nachhaltiger Entwicklung.?*?
Zugleich ist weiterhin der Grundsatz der gemeinsamen Verantwortlichkeit aus-
schlaggebend fiir das Verhalten aller Staaten, sodass sich auch die Entwicklungs-
linder ihrer Verantwortung nicht entziehen kénnen.**> Demnach distanzieren sich
die Vertragsstaaten eindeutig von diesem vormals giiltigen System der pauscha-
len Zweiteilung der Vertragsstaaten in Industrie- und Entwicklungslander.>**

Es wird allerdings noch keine gleichwertige Verpflichtung aller Staaten zur
Erreichung der gesetzten Ziele im Sinne des Grundsatzes der Staatengleichheit
i.S.v. souverdner Gleichheit der Staaten in Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta angenom-
men, sondern zum Ausdruck gebracht, dass es auch in Zukunft vor allem den
entwickelten Staaten obliegt, die Zielerreichung zu erméglichen.®*® Zugleich
wird eine andere Dynamik des zugrundeliegenden Prinzips der gemeinsamen,
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten festgelegt, indem sich erstmalig
nicht nur die Industrie-, sondern alle Staaten zur Formulierung von Minderungs-
pflichten verpflichten.

Konkreten Einzug in das Pariser Ubereinkommen hat das Prinzip der differen-
zierten Differenzierung aufgrund der Forderungen einer Gruppe von Staaten von
»like minded developing countries, also gleichgesinnten Entwicklungslidndern,
die sich dafiir einsetzten, dass die Beitrdge der Entwicklungslédnder unter einem
Vorbehalt einer vollstindigen Finanzierung durch die Industriestaaten gesetzt
werden sollten.**® Dies hitte faktisch weiterhin eine Unterscheidung zwischen

239 Béhringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(777).

20 Glass, S. 329.

241 Vgl. im Einzelnen hierzu unter § 2 A.1IIIL. 1.c)cc).

242 Vgl. hierzu unter § 2 A.1II. 1.c)dd).

243 Glass, S. 330.
2% Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133).

245 Zur rechtlichen Bindungswirkung der operativen Vorschriften des Pariser Uber-
einkommens siche im Einzelnen unten unter § 2 A.III. 1.¢).
2 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133). Mitglieder dieser Gruppe sind u.a.
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Industriestaaten und Entwicklungsldndern bedeutet. Als Kompromisslosung
setzte sich schlieBlich das Prinzip der differenzierten Differenzierung durch, wel-
ches sich von der pauschalen Zweiteilung deutlich unterscheidet, allerdings im
Einzelnen Unterschiede in den Rubriken Minderung, Finanzierung und Transpa-
renz vorsieht.**” Ziel der Ausgestaltung des Prinzips der differenzierten Differen-
zierung auf Grundlage des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen
nationalen Gegebenheiten war die Festlegung individueller, aber zugleich mog-
lichst effizienter Ziele fiir jeden Staat und somit die Distanzierung von der zuvor
bestehenden Unterscheidung zwischen Industriestaaten und Entwicklungsldndern
im Sinne des Klimaschutzes.

Normativ festgelegt ist dieses Prinzip in Art. 3 Satz1 sowie Art. 4 Abs. 1 Pa-
riser Ubereinkommen, sodass auch der Grundsatz der differenzierten Differen-
zierung — wie auch der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten und jeweiligen Fihigkeiten angesichts der unterschiedlichen
nationalen Gegebenheiten — sowohl innerhalb der Praambel als auch im Rahmen
der operativen Vorschriften Einzug erhalten hat und somit zu den allgemeinen
Grundsitzen des Pariser Ubereinkommens zihlt.

cc) Der Grundsatz der Gerechtigkeit

Im Zusammenhang mit dem Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedli-
chen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhigkeiten angesichts der unterschied-
lichen nationalen Gegebenheiten nennt das Pariser Ubereinkommen neben dem
Grundsatz der differenzierten Differenzierung auch den Grundsatz der Gerechtig-
keit gemiB der Priambel des Pariser Ubereinkommens, Absitze 3 und 11 sowie
Art. 2 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen. Der Grundsatz der Gerechtigkeit war dem
Umweltvolkerrecht bereits vor In-Kraft-Treten des Pariser Ubereinkommens
nicht fremd. Festgeschrieben wurde dieser als leitendes Prinzip schon in Art. 3
Nr. 1 Rahmeniibereinkommen und demnach in den operativen Vorschriften des
Rahmeniibereinkommens, dort allerdings noch nicht néher konkretisiert. Gleich-
wohl wurde der Grundsatz der Gerechtigkeit auch in diesem Zusammenhang be-
reits in den Kontext des Grundsatzes der gemeinsamen, aber unterschiedlichen

Agypten, Bolivien, China, Indien, Iran, Malaysia, Saudi-Arabien, Sudan und Venezuela.
Vgl. Art. 2 bis, Abs. 3 im Verhandlungstext zu Beginn der Vertragsstaatenkonferenz
von Paris (Version vom 23.10.2015 um 23:30 Uhr). Die Formulierung hitte den Art. 4
Abs. 7 des Rahmentibereinkommens fortgefiihrt.

7 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S.131 (133). Vgl. hierzu auch Béhringer, Das
neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753 (778): ,,Die Differenzie-
rung zwischen Entwicklungs- und Industrieldndern im Pariser Klimaiibereinkommen
spiegelt sich insbesondere in der Gewdhrung zeitlichen Aufschubs und finanzieller Un-
terstlitzung wider.



78 § 2 Staatenverantwortlichkeit im Kontext des Pariser Ubereinkommens

Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten sowie der Generationengerech-
tigkeit gesetzt.

Der Grundsatz der Gerechtigkeit findet im Kontext des Pariser Ubereinkom-
mens mehrmalige Erwdhnung, wobei stets ein Zusammenhang zu anderen The-
menfeldern hergestellt wird. Niher konkretisiert wird dieser zundchst im Rah-
men der Prdambel als Grundsatz der Gerechtigkeit zwischen den Generationen
(Priaambel des Pariser Ubereinkommens, Abs. 11) sowie im Rahmen des Begriffs
der Klimagerechtigkeit (Priambel des Pariser Ubereinkommens, Abs. 13). Dar-
iiber hinaus findet der Grundsatz der Gerechtigkeit Erwdhnung im Zusammen-
hang mit nachhaltiger Entwicklung und der Bemiihungen zur Beseitigung der Ar-
mut, vgl. Art. 4 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen. Als allgemeiner Grundsatz des
Pariser Ubereinkommens ausgestaltet ist jedoch lediglich der Grundsatz der
nachhaltigen Entwicklung, da dieser im Gegensatz zu den anderen genannten
Auspriagungen des Grundsatzes der Gerechtigkeit, die lediglich im Rahmen der
Prdaambel verankert sind, auch Erwdhnung innerhalb der operativen Vorschriften
findet.?*® Demnach ist auch dieser Grundsatz in besonderem MaBe bei der Aus-
legung der einschligigen Regelungen des Pariser Ubereinkommens zu beriick-
sichtigen.

dd) Der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung

Schon der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwort-
lichkeiten und jeweiligen Fihigkeiten angesichts der unterschiedlichen nationa-
len Gegebenheiten dient einem gerechten Zugang zu nachhaltiger Entwicklung.
Hierdurch wird in nicht nur das Recht auf eine nachhaltige Entwicklung besti-
tigt,>*’ sondern dieses unmittelbar durch seine Ausgestaltung unter Beriicksich-
tigung der Entwicklungsbediirfnisse der Entwicklungslinder gefordert.>° Das
Recht auf Entwicklung ist als kollektives Recht anerkannt und der dritten Dimen-
sion der Menschenrechte zuzuordnen.*' Dieses wurde bereits im Jahr 1981 in
der Banjul Charter erwihnt>>* und im Jahr 1986 sodann im Rahmen der De-
claration on the Right to Development von der UN-Generalversammlung als
HunverdauBlerliches Menschenrecht” bezeichnet und konkretisiert.>>> Das Recht

248 7ur rechtlichen Bindungswirkung der operativen Vorschriften des Pariser Uber-
einkommens siche im Einzelnen unten unter § 2 A.III. 1.¢).

249 Glass, S. 329.

250 Glass, S. 244.

251 Vgl. u.a. Mathis, S. 206.

252 Im Original: African Charter on Human and Peoples’ Rights, OAU Doc. CAB/
LEG/67/3 rev. 5,21 LL.M. 58, Art. 22.

253 Declaration on the Right to Development, Resolution der UN-Generalversamm-
lung, A/RES/41/128, 1986, Praambel, Abs. 16. Ausdriicklich bestdtigt wurde dies 1993
mit der Wiener Menschenrechtserkldrung, UN-Generalversammlung, Vienna Declara-
tion and Programme of Action (1993), A/CONFE.157/23. Siehe auch UN Doc A/RES/
63/178 v. 18.12.2008; UN Doc A/RES/64/172 v. 24.03.2010; UN Doc A/RES/65/219
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auf Entwicklung kann grundsétzlich — wie auch das Recht auf eine saubere Um-
welt — als Gruppenrecht insbesondere seitens der Entwicklungsldnder im Rahmen
von Verhandlungen fiir das eigene Staatsvolk geltend gemacht werden.** Eine
Konkretisierung des genauen Inhaltes, der Trdger*innen sowie der Adres-
sat*innen eines Menschenrechts auf Entwicklung steht allerdings noch aus.*>>

Das Recht auf nachhaltige Entwicklung im Umweltvolkerrecht umfasst
Aspekte der dkonomischen Entwicklungsmdglichkeiten und des Umweltschut-
zes.”>® Dieses Recht wurde im Sinne eines Grundsatzes der nachhaltigen Ent-
wicklung dem Grunde nach bereits im Rahmen der Grundsétze 3, 4 und 27 der
Rio-Deklaration im Sinne eines ,,Rechts auf Entwicklung®“ sowie einer ,,Weiter-
entwicklung des Volkerrechts auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung®
festgelegt. Daneben wird der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung in den Ar-
tikeln 2, 10 und 12 des Kyoto-Protokolls erwéhnt. Einer volkerrechtlichen Litera-
turansicht i.S.v. Art. 38 Abs. 1 lit d) IGH-Statut zufolge beruht dieser Grundsatz
auf der ,,Herstellung eines Ausgleichs 6kologischer, 6konomischer und sozialer
Interessen auch im Hinblick auf die Befriedigung der Bediirfnisse zukiinftiger
Generationen® als Bestandteil entwicklungspolitischer MaBnahmen.>>” Einer an-
deren Ansicht zufolge solle sich dieser hingegen ausschlieBlich auf 6kologische
Interessen beziehen, wobei allerdings auch diese Ansicht einen Bezug zu kiinfti-
gen Generationen herstellt,”>® sodass im Ergebnis der erstgenannten Auslegungs-
weise zu folgen ist.

Der Rechtscharakter des Grundsatzes der nachhaltigen Entwicklung ist
umstritten. Teilweise wird der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung als ein
im Umweltvolkerrecht anerkannter allgemeiner Rechtsgrundsatz i.S.d. Art. 38
Abs. 1 lit ¢) IGH-Statut angesehen, welcher die Staaten dazu verpflichte, das
Umweltvolkerrecht in entsprechender Weise auszugestalten und dariiber hinaus
im Falle eines Verstofles gegen dessen Grundsidtze Unterlassungspflichten auslo-
sen solle.””” Dagegen wird jedoch angefiihrt, dass Prinzipien wie das der nach-

v. 21.12.2010. Zu der Erkldrung Kunig/Uerpmann, Die Wiener Menschenrechtserklé-
rung von 1993, VRO 27 (1994), S. 32ff.

254 Glass, S. 329.

255 Kreuter-Kirchhof, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 6. Abschnitt,
Rn. 31.

256 Mathis, S. 206.

257 Ginzky/Damian, Bergbau am Tiefseeboden — Standards und Verfahren fiir einen
effektiven Schutz der Umwelt, ZUR 2017, S. 323 (327); Beyerlin, Sustainable Develop-
ment, Max Planck Encyclopedias of International Law, Rn. 11.

258 Epiney, Umweltvolkerrecht, JuS 2003, S. 1066 (1067); Kahl/Gdrditz, § 4, Rn. 36.

259 Epiney/Scheyli, Le concept de développement durable en droit international
public, SZIER 1997, S. 247 (264f.); so auch Verheyen, Der Beitrag des Volkerrechts
zum Klimaschutz, in: Koch/Caspar, Klimaschutz im Recht, S. 29 (32f.), wonach davon
auszugehen sei, dass der sustainable development-Grundsatz Einzug in das allgemeine
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haltigen Entwicklung schon deshalb keine Unterlassungspflichten auslésen kénn-
ten, weil es sich hierbei nicht um rechtsverbindliche Prinzipien handele, sondern
nur Optimierungserwagungen auf dieser Grundlage vorgebracht wiirden, zumal
Prinzipien stets auch mit anderen kollidierenden Prinzipien abgewogen werden
miissten.?®° Vermittelnd wird vertreten, dass dieser Grundsatz als Bestandteil des
Volkerrechts anzusehen sei, welches jedoch hinsichtlich Inhalt und Auswirkung
noch unprizise ist und dementsprechend weiterentwickelt werden miisse.”®' Das
Konzept ist demnach trotz wiederholter Versuche, dieses durch Definitionen zu
konkretisieren, inhaltlich weiterhin offen.?%?

Fraglich ist infolgedessen, ob der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung be-
reits volkergewohnheitsrechtliche Bedeutung i.S.v. Art. 38 Abs. 1 lit b) IGH-Sta-
tut erlangt hat. Zur Annahme von Vdlkergewohnheitsrecht miissten einerseits die
entsprechend einheitliche staatliche Praxis (allgemeine Ubung), andererseits eine
iibereinstimmende Annahme der rechtlichen Verbindlichkeit dieses Grundsatzes
(opinio iuris) vorliegen. Fiir das Vorliegen einer allgemeinen Ubung miisste der
Grundsatz in erster Linie konkretisierbar sein. Zwar findet sich der Grundsatz
der nachhaltigen Entwicklung sowohl in verbindlichen als auch in unverbind-
lichen vélkerrechtlichen Instrumenten wieder.®® Eine einheitliche Definition der
inhaltlichen Dimension dieses Grundsatzes ist indes nicht ersichtlich. Aus diesem
Grund kann bereits nicht auf eine allgemeine Ubung im Sinne einer einheitlichen
staatlichen Praxis abgestellt werden, sodass dem Grundsatz der nachhaltigen Ent-
wicklung keine volkergewohnheitsrechtliche Geltung i.S.v. Art. 38 Abs. 1 lit b)
IGH-Statut zukommt.?%*

Volkerrecht gehalten habe. Zur Ausstrahlungswirkung als rechtlich verbindliches Prin-
zip vgl. auch Epiney/Scheyli, Strukturprinzipien, S. 171.
260 Beaucamp, S. 85.

261 Vgl. Sands, in: British Yearbook of International Law (1995), S. 303 (379); sowie
Weiss, The GATT 1994: environmental sustainability of trade or environmental protec-
tion sustainable by trade?, in: Ginther/Denters/De Waart, Sustainable Development and
Good Governance (1995), S. 382 (389). Hierzu ablehnend: Beaucamp, S. 85.

262 Glass, S. 3271.

263 So findet sich der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung u.a. im Rahmeniiber-
einkommen sowie im Kyoto-Protokoll sowie dem Ubereinkommen iiber die biologische
Vielfalt von 1992 (Convention on Biological Diversity) als verbindlichen Volkerrechts-
vertragen wieder. Daneben findet es sowohl in der Rio-Deklaration als auch in anderen
volkerrechtlich unverbindlichen Deklarationen Erwihnung, vgl. u.a. die Millennium-
Deklaration der Generalversammlung von 2000 (UN-Generalversammlung, Resolution:
Millennium Declaration, 2000, A/RES/55/2) sowie die Resolution der Generalver-
sammlung zu den Sustainable Development Goals von 2015 (UN-Generalversammlung,
Resolution: Transforming our world: the 2030 Agenda for Sustainable development,
2015, A/RES/70/1).

264 Auch der IGH erkannte die nachhaltige Entwicklung im Rahmen des Gabcikovo-
Nagymaros-Urteils lediglich als ,,Konzept™ im Sinne eines ,,concept of sustainable de-

velopment™ an: ICJ, Judgement, Gabcikovo-Nagymaros Project (Hungary v. Slovakia),
ICJ Reports 1997, S. 7, Abs. 140.
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Fraglich ist dariiber hinaus, ob zumindest das sich aus dem Grundsatz der
nachhaltigen Entwicklung ergebende Gebot der Herstellung eines angemessenen
Ausgleichs zwischen Umwelt und Wirtschaft, welches als Kernaussage dieses
Grundsatzes einzuordnen ist,*®> bereits zu Volkergewohnheitsrecht i. S.v. Art. 38
Abs. 1 lit b) IGH-Statut erstarkt ist. Auch im Hinblick auf dieses Gebot kann
allerdings auf Grundlage seiner weiterhin bestehenden Konkretisierungsbediirf-
tigkeit nicht von einer einheitlichen Staatenpraxis ausgegangen werden, sodass
auch dieses noch nicht als Vélkergewohnheitsrecht einzuordnen ist.?*® Zu erwar-
ten ist dennoch, dass der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung kiinftig insbe-
sondere auf Grundlage der Sustainable Development Goals, welche auf dem
Weltgipfel fiir nachhaltige Entwicklung im Jahr 2015 beschlossen wurden, inhalt-
lich konkretisiert wird.>®’

Auch die Vereinigung fiir Volkerrecht (ILA) hat im Jahr 2002 in ihrer Erkla-
rung von Neu-Delhi**® zu den Grundsitzen des Vélkerrechts in Bezug auf nach-
haltige Entwicklung sieben Ziele fiir nachhaltige Entwicklung festgelegt. Eines
der Ziele, welches im Sinne dieser Erkldrung als ,,Prinzip der Integration und
Wechselbeziehung, insbesondere in Bezug auf die Menschenrechte und soziale,
wirtschaftliche und Skologische Ziele* bezeichnet wird,”*® wird als Prinzip der
nachhaltigen Entwicklung bezeichnet, indem geregelt wird, dass Staaten die
okologischen und sozialen, einschlieBlich menschenrechtlicher Aspekte von
Wirtschaftspldnen oder -projekten beriicksichtigen und die damit verbundenen
MaBnahmen und Kosten integrieren miissen, um eine nachhaltige Entwicklung
zu fordern.’°

Die ILA verabschiedete dariiber hinaus im April 2014 die ILA-Rechtsgrund-
sdtze zum Klimawandel, nach denen die Grundsitze des gewohnheitsrechtlichen

265 Proelf3, in: Graf Vitzthum/Proel, Volkerrecht (2019), 5. Abschnitt, Rn. 117.

266 Dies ist in der einschligigen volkerrechtlichen Literatur allerdings umstritten:
Trotz bestehender Konkretisierungsbediirftigkeit wird eine volkergewohnheitsrechtliche
Geltung dieses Abwégungsgebots angenommen, vgl. Proelfs, in: Graf Vitzthum/Proel8,
Volkerrecht (2019), 5. Abschnitt, Rn. 117 bzw. Proelf3, in: Internationales Umweltrecht,
3. Abschnitt, Rn. 56; so auch Sands/Peel, S. 219f. Die volkergewohnheitsrechtliche
Geltung ablehnend hingegen: Beyerlin/Marauhn, International Environmental Law,
S.791t. 55; Birnie/Boyle/Redgwell, S. 125 ff.; Beaucamp, S. 79 ff.

267 Vgl. auch Proelp, in: Graf Vitzthum/ProelB, Volkerrecht (2019), 5. Abschnitt,
Rn. 104.

268 TLA New Delhi Declaration of Principles of International Law Relating to Sustain-
able Development, Resolution 2002/3, Netherlands International Law Review (2002),
Band 49, Nr. 2, S. 299ff.

269 Im Original: The principle of integration and interrelationship, in particular in
relation to human rights and social, economic and environmental objectives.

210 Cordonier Segger, Advancing the Paris Agreement on Climate Change for Sustain-
able Development, Cambridge Journal of International and Comparative Law (2016),
Band 5, Nr. 2, S. 202 (222).
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Umweltvélkerrechts auch fiir das Klimaschutzrecht gelten.?”! Konkret wird der
Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung auf Grundlage von Art. 3 der erwihn-
ten ILA-Rechtsgrundsitze zum Klimawandel mit Verweis auf die ebenfalls er-
wiahnte Neu Delhi-Deklaration von 2002 hervorgehoben und unterstrichen, dass
das Klimasystem zu schiitzen und die Regelungen zu diesem Zweck mit dem
Recht auf eine nachhaltige Entwicklung in Einklang zu bringen sind.*’

Im Jahr 2015 wurden dariiber hinaus auf dem UN-Gipfel fiir nachhaltige Ent-
wicklung in New York 17 Ziele fiir nachhaltige Entwicklung bis 2030 (Sustain-
able Development Goals, kurz: SDGs) verabschiedet,”’> wobei gemiB des SDG
Nr. 13 “dringende MaBnahmen zur Bekdmpfung des Klimawandels und seiner
Auswirkung® ergriffen werden sollen.?’”* Hierbei spielt auch das Pariser Uberein-
kommen eine wichtige Rolle, insbesondere weil das vdlkerrechtliche Klima-
schutzsystem des Rahmeniibereinkommens sowie seiner Folgevertrige in diesem
Zusammenhang als wichtigstes Instrument zur Umsetzung von Klimaschutzmaf-
nahmen auf globaler Ebene anerkannt wurde.?”>

Im Rahmen des Pariser Ubereinkommens findet der Grundsatz der nachhalti-
gen Entwicklung an mehreren Stellen Erwdhnung. Bereits in der Prdambel wird
festgehalten, dass die Vertragsstaaten ,,in Anerkennung dessen, wie wichtig es ist,
dass sich alle staatlichen Ebenen und verschiedene Akteure bei der Bewiltigung
der Klimainderungen in Ubereinstimmung mit den jeweiligen innerstaatlichen
Rechtsvorschriften der Vertragsparteien einbringen™ und ,,in der Erkenntnis, dass
nachhaltige Lebensweisen und nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster, hin-

21V Frank/Schwarte, Klimawandel und Volkerrecht — Anmerkungen zu den ,,Legal
Principles Relating to Climate Change* der International Law Association, Zeitschrift
fir Umweltrecht (2014), S. 643. Demnach seien Staaten ,,entsprechend den Anforderun-
gen von ,,due dilligence* verpflichtet, sicherzustellen, dass durch Aktivititen, die sie
auf ihren Gebieten zulassen, die Umwelt in anderen Staaten nicht erheblich gefihrdet
wird®“. Dies gelte ,,auch fiir Klimaschidden infolge der Belastung der Atmosphire mit
Treibhausgasen. Demnach gelte: ,,Staaten, die gegen diese Pflicht verstoBen, haften®.

22 Frank/Schwarte, Klimawandel und Volkerrecht — Anmerkungen zu den ,,Legal
Principles Relating to Climate Change* der International Law Association, Zeitschrift
fir Umweltrecht (2014), S. 643 (644).

273 Im Original unter der Bezeichnung ,, Transforming our World: The 2030 Agenda
for Sustainable Development®, Resolution der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen vom 25.09.2015, UN-Doc. A/RES/70/1; vgl. auch Kaufinan, Localizing Human
Rights in the United States through the 2030 Sustainable Development Agenda, Colum-
bia Human Rights Law Review, Band 49, Ausgabe 1 (2017), S. 99 sowie Cordonier
Segger, Advancing the Paris Agreement on Climate Change for Sustainable Develop-
ment, Cambridge Journal of International and Comparative Law (2016), Band 5, Nr. 2,
S. 202 (218).

274 Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25.09.2015,
UN-Doc. A/RES/70/1.

275 Cordonier Segger, Advancing the Paris Agreement on Climate Change for Sustain-

able Development, Cambridge Journal of International and Comparative Law (2016),
Band 5, Nr. 2, S. 202 (219).
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sichtlich derer die Vertragsparteien, die entwickelte Lander sind, die Fiihrung
iibernechmen, eine wichtige Rolle bei der Bewiltigung der Klimadnderungen
spielen” im Sinne der Absitze 15 und 16 der Priambel des Ubereinkommens
titig werden wollen.

Daneben findet sich der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung auch in den
operativen Vorschriften wieder. Dieser wird bereits im Artikel 2 Abs. 1 Pariser
Ubereinkommen im Zusammenhang mit dem Grundsatz der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der
unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten genannt. Dariiber hinaus ist dieser
Gegenstand des Art. 4 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen, wobei der Grundsatz der
nachhaltigen Entwicklung an dieser Stelle in den Kontext einer zligigen Errei-
chung des Scheitelpunktes im Hinblick auf den Emissionsaussto3 sowie der Her-
stellung der Treibhausgasneutralitdt in der zweiten Hélfte des 21. Jahrhunderts
gestellt wird. Besonders hervorgehoben werden an dieser Stelle auch die Bemii-
hungen zur Beseitigung der Armut. Das Pariser Ubereinkommen legt auf Grund-
lage seines Art. 6 Abs. 4 Satz 1 ferner einen Mechanismus fest,>’® welcher ins-
besondere ,,die Unterstlitzung der Verminderung von Treibhausgasemissionen
sowie die Forderung einer nachhaltigen Entwicklung® zum Gegenstand hat.>”’

Das Prinzip der Nachhaltigkeit bzw. der nachhaltigen Entwicklung wurde zu-
sammenfassend auf Grundlage umweltvolkerrechtlicher Vereinbarungen zuneh-
mend konkretisiert, allerdings ohne dass sich bisher eine volkerrechtliche Ver-
bindlichkeit ergibt.’’® Am Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung wird somit
auch im Rahmen des Pariser Ubereinkommens festgehalten, obwohl der Termi-
nus bereits in seiner urspriinglichen Verwendung keiner ndheren inhaltlichen Be-
stimmbarkeit zugidnglich war und weiterhin mangels eindeutiger Definition keine
operative Bedeutung hat. Wahrend der Grundsatz der nachhaltigen Entwick-
lung®”® bereits seit der Rio-Konferenz im Jahr 1992 als unverbindliche Leitlinie
im gesamten Umweltvolkerrecht anerkannt ist,”®” wird dieser im Rahmen des
Pariser Ubereinkommens neuerdings um das Merkmal der Bemiihungen zur Be-
seitigung der Armut erginzt,”®' welches allerdings ebenfalls lediglich im Rah-

276 Im Original als ,,Sustainable Development Mechanism* bezeichnet.

271 Bohringer, Das neue Pariser Klimailibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(771).

278 Kreuter-Kirchhof, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 6. Abschnitt,
Rn. 37. Dies gelte insbesondere fiir die Weltentwicklungsziele. Im Rahmen des Um-
weltvolkerrechts gelten demnach insbesondere die im Rahmen der Biodiversititskon-
vention vereinbarten Aichi-Ziele fiir alle Staaten weltweit, begriindeten allerdings keine
quantifizierten Verpflichtungen der Staaten, vgl. die Convention on Biological Diver-
sity, UNEP/CBD/COP/DEC/X/2 vom 29.10.2010.

279 Im Original ,,sustainable development*.

280 Glass, S. 60.

281 Priambel des Pariser Ubereinkommens, Abs. 8.
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men der Prdambel Erwdhnung findet und demnach als rechtsunverbindliche Re-
gelung ausgestaltet wurde.

Folglich wurde der Grundsatz der Gerechtigkeit mit dem Pariser Ubereinkom-
men in einen breiteren thematischen Kontext gesetzt. Der gerechte Zugang zu
nachhaltiger Entwicklung wird im Rahmen des Pariser Ubereinkommens in
»Anerkennung der speziellen Bediirfnisse und besonderen Gegebenheiten der
Vertragsparteien, die Entwicklungsldnder sind, vor allem derjenigen, die beson-
ders anfillig fiir die nachteiligen Auswirkungen der Klima&nderungen sind“ be-
riicksichtigt.”®* Dieser Grundsatz ist jedenfalls als ,.soft law* einzuordnen, als
welches u.a. Deklarationen, Resolutionen, Verhaltenscodices, Vorverhandlungen
und Vertragsentwiirfe bezeichnet werden.?®® Unstreitig kann der Grundsatz der
nachhaltigen Entwicklung gemidB8 Art. 31 Abs. 2 WVK bei der Auslegung be-
stehender volkerrechtlicher Normen sowie zur Vorbereitung neuer volkerrecht-
licher Vereinbarungen herangezogen werden.”®* So méchte der Grundsatz der
nachhaltigen Entwicklung im Einzelfall eine Abwagung zwischen kollidierenden
Rechtsgiitern gebieten, um wirtschaftliche und umweltbezogene Aspekte in einen
Ausgleich zu bringen.”®> Aufgrund seiner Erwahnung sowohl in der Priambel als
auch in den operativen Vorschriften des Pariser Ubereinkommens muss dieser
Grundsatz als allgemeiner Grundsatz des Pariser Ubereinkommens eingeordnet
und sogar bei einer entsprechenden Auslegung der Normen explizit berilicksich-
tigt werden. Eine Rechtsverbindlichkeit dieses Grundsatzes ist jedoch abzu-
lehnen.

282 Priambel des Pariser Ubereinkommens, Abs. 5.

283 Mathis, S. 213; Beaucamp, S. 87. Vgl. auch Kloepfer/Durner, § 6, Rn. 13; Heu-
sel, S. 421f. u. 275; Graf Vitzthum, in: Graf Vitzthum/Proel3, Volkerrecht (2019), 1. Ab-
schnitt, Rn. 68 und 152; Wirth, The Rio Declaration on Environment and Development:
Two Steps Forward and One Back, or Vice Versa, Georgia Law Review, Band 29, Aus-
gabe 3 (1995), S. 599 (602f1.); Seidl-Hohenveldern/Stein, Volkerrecht (2000), S.106;
Beyerlin, Rio-Konferenz 1992: Beginn einer neuen globalen Umweltrechtsordnung?
ZadRV, Band 54 (1994), S.124 (129) mit Fn. 19; Bosselmann/Schréter, S.70; Epiney/
Scheyli, Strukturprinzipien, S.78f.; Kornicker, S. 97f.; Dunoff, From Green to Global:
Toward the Transformation of International Environmental Law, Harvard Environmental
Law Review Band 19, Ausgabe 2 (1985), S. 241 (251); Dorr, in: Ipsen (2018), § 21,
Rn. 8; Calliess, Die neue Querschnittsklausel des Art. 6 ex 3¢ EGV als Instrument zur
Umsetzung des Grundsatzes der nachhaltigen Entwicklung, DVBI 1998, S. 559 (561);
Hobe/Kimminich, Einfilhrung in das Voélkerrecht, S. 183 ff.; Beyerlin/Eberle, Umwelt-
volkerrecht (2000), S. 66. Vgl. ferner Birnie/Boyle/Redgwell, S.127.

284 Beaucamp, S. 86; Epiney/Scheyli, Le concept de développement durable en droit
international public, SZIER 1997, S. 247 (265). So auch Mathis, S. 213. Vgl. ferner
Sands, in: British Yearbook of International Law (1995), S. 303 (379) sowie Riedel,
International Environmental Law — A Law to Serve the Public Interest?, in: Delbriick/
Heinz, New Trends in International Lawmaking — International ,Legislation‘ in the
Public Interest (1996), S. 61 und 88.

285 Im Einzelnen hierzu vgl. Proelf, in: Internationales Umweltrecht, 3. Abschnitt,
Rn. 54f., wobei von einem solchen Abwigungsgebot unter Annahme einer volkerge-
wohnheitsrechtlichen Geltung des Nachhaltigkeitsprinzips ausgegangen wird.
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ee) Das moderne umweltvolkerrechtliche Prinzipiengefiige

Aufgrund des Umstandes, dass sich die Grundsitze der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der
unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten, der differenzierten Differenzierung,
der Gerechtigkeit sowie der nachhaltigen Entwicklung als allgemeine Grundsétze
an verschiedenen Stellen des Pariser Ubereinkommens wiederfinden, gilt es diese
gemdl Art. 31 Abs. 2 WVK bei der Auslegung der operativen Vorschriften des
Pariser Ubereinkommens zu beriicksichtigen. Die Erwihnung dieser Grundsitze
sowohl in der Priambel als auch im operativen Teil des Pariser Ubereinkommens
zeugt von einer herausgehobenen Stellung innerhalb des durch das Pariser Uber-
einkommen, aber auch anderen umweltvilkerrechtlichen Vertrigen sowie allge-
meinen Grundsdtzen geprdgten Klimaschutzregimes. Auf dieser Grundlage ldsst
sich ein modernes umweltvilkerrechtliches Prinzipiengefiige identifizieren, des-
sen Kerngehalt maBigeblich durch diese Grundsitze beeinflusst wird.

Diesem Prinzipiengefiige liegen nach wie vor die ,,common interests* der Staa-
tengemeinschaft zugrunde, wobei eine sich weiterhin verstirkende Allgemein-
wohlorientierung des Umweltvolkerrechts erkennbar ist.?®¢ Als Leitprinzipien
eines modernen umweltvolkerrechtlichen Prinzipiengefiiges sind vordergriindig
das Konzept der nachhaltigen Entwicklung sowie die Grundsitze der Gerechtig-
keit einschlieBlich seiner einzelnen Ausprigungen und der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten auszumachen.
Es ist davon auszugehen, dass diese Grundsitze innerhalb des Prinzipiengefiiges
zueinander in Wechselwirkung stehen,”®’ sodass allesamt gleichermaBen und un-
abhingig von ihrer anderweitigen Geltung zu beriicksichtigen sind. Dies wird
insbesondere durch ihre Anwendung sowohl innerhalb der Vorschriften der Pri-
ambel als auch des operativen Teils ersichtlich.

Fraglich ist indes, ob und inwiefern diesem Prinzipiengefiige als Ganzes oder
in Teilen eine Rechtsverbindlichkeit zukommt. In Betracht kommt eine Einord-
nung des modernen umweltvilkerrechtlichen Prinzipiengefiiges als allgemeiner
Rechtsgrundsatz i.S.v. Art. 38 Abs. 1 lit ¢) IGH-Statut. Zwar sind allgemeine
Rechtsgrundsétze grundsitzlich subsididr gegeniiber dem Volkervertrags- sowie
Gewohnheitsrecht.®® Fiir die Auslegung operativer Vorschriften sind diese aller-
dings zu beriicksichtigen. Ferner stellen sie ihrerseits eine Rechtsquelle des Vol-
kerrechts dar.*®® Allgemeine Rechtsgrundsitze in diesem Sinne sind durch wer-

286 Eine die allgemeinen volkerrechtlichen Grundsitze in zunehmendem MaBe be-
riicksichtigende Allgemeinwohlorientierung des umweltvolkerrechtlichen Prinzipienge-
fliges war bereits Mitte der 2000er-Jahre erkennbar, vgl. u.a. Glass, S. 327.

287 So auch Glass, S. 328.

288 Graf Vitzthum, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 1. Abschnitt,
Rn. 142.

289 Dérr, in: Ipsen (2018), § 20, Rn. 1.
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tende Rechtsvergleichung zu ermitteln und stellen materielle, verfahrensrecht-
liche oder rechtsstrukturelle Prinzipien dar, die im innerstaatlichen Recht der
sog. Kulturvdlker iibereinstimmend anerkannt und zur Ubertragung auf das Vol-
kerrecht geeignet sind.”*® Anders als beim Vélkergewohnheitsrecht bedarf es zur
Entstehung eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit ¢) IGH-
Statut keiner Ubung.**!

Dennoch miisste sich das erwidhnte umweltrechtliche Prinzipiengefiige, wel-
ches mafigeblich durch die Grundsétze der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhigkeiten angesichts der unterschiedlichen
nationalen Gegebenheiten, der differenzierten Differenzierung, der Gerechtigkeit
sowie der nachhaltigen Entwicklung geprégt ist, zu diesem Zwecke innerhalb der
nationalen Rechtsordnung der sog. Kulturvolker etabliert haben. Gemeint ist,
dass ein solcher Rechtsgrundsatz im Rahmen der innerstaatlichen Rechtsordnung
nachweisbar ist.>*> Ein solcher Nachweis kann allerdings derweil noch nicht ge-
fiihrt werden, sodass eine Einordnung dieses Prinzipiengefiiges als allgemeiner
Rechtsgrundsatz i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit ¢) IGH-Statut nicht moglich ist. Eine
Beachtung dieser Prinzipien sowie ihrer inhaltlichen Verzahnung gilt es aller-
dings im Rahmen einer Auslegung der operativen Vorschriften im Sinne des
Art. 31 Abs. 2 WVK zu beriicksichtigen. Im Konfliktfall miissen die Grundsatze
einer praktischen Konkordanz zugefiihrt werden, wobei diese zu ihrer jeweils
bestmoglichen Geltung gelangen sollten, ohne den tatsdchlichen Willen der Ver-
tragsstaaten auBer Acht zu lassen.?”?

Zusammenfassend wirkt das moderne umweltvolkerrechtliche Prinzipienge-
fiige, welches mafigeblich durch die o. g. allgemeinen Grundsétze maligeblich be-
einflusst wird, auch in die operativen Vorschriften des Pariser Ubereinkommens
insoweit hinein, dass es insbesondere eine etwaige teleologische Auslegung der
Vorschriften beeinflusst. Legt man vertragsrechtliche Normen des Umweltvolker-
rechts aus, muss die Auslegung im Lichte dieses modernen umweltvolker-
rechtlichen Prinzipiengefiiges erfolgen. In den Vordergrund riicken dadurch Ge-
rechtigkeitsiiberlegungen, die nicht den Erfolg von Umweltschutzbestrebungen
beeintriachtigen, sondern vielmehr fiir eine gerechte Verteilung dieser Verant-
wortlichkeiten sorgen sollen. Umweltschidden entstehen mitunter graduell und
wirken staateniibergreifend, sodass ein wirksamer Schutz globaler Umweltgiiter

20 Graf Vitzthum, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 1. Abschnitt,
Rn. 143.

P Graf Vitzthum, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 1. Abschnitt,
Rn. 145.

292 Kunig/Uerpmann-Wittzack, in: Graf Vitzthum/ProelB, Volkerrecht (2019), 2. Ab-
schnitt, Rn. 163.
293 Glass, S. 328.



A. Pflichtverletzung 87

nur auf Grundlage internationaler Zusammenarbeit erreicht werden kann.*** Die
Staatengemeinschaft sollte demnach insbesondere die internationalen Wirtschafts-
beziehungen so ausrichten, dass sie bereits auf Grundlage des Grundsatzes der
Nachhaltigkeit einen priaventiven und langfristigen Umweltschutz berticksichtigt
und nicht zuletzt auch eine nachhaltige Entwicklung fordert.**>

d) Prdambel

Gemif Art. 31 Abs. 2 WVK kommt der Prdambel zwar keine Verbindlichkeit
in Bezug auf die operativen Vorschriften zu, allerdings erlangt auch diese Bedeu-
tung bei der systematischen Auslegung des einschlidgigen volkerrechtlichen Ver-
trages und vorliegend des Pariser Ubereinkommens.?’® Neben den allgemeinen
Grundsitzen, die sich im gesamten Text des Pariser Ubereinkommens wieder-
finden,”®” und dem sich daraus ergebenden Prinzipiengefiige stellt auch die Pri-
ambel als solche eine Auslegungshilfe in Bezug auf die operativen Vorschriften
dar und zeigt bereits auf den ersten Blick einen offensichtlichen Unterschied
zum Kyoto-Protokoll auf. Wahrend das Kyoto-Protokoll im Rahmen seiner Pra-
ambel lediglich auf das Rahmeniibereinkommen und insbesondere auf dessen
Zielsetzung verweist, wird im Rahmen der Priambel des Pariser Ubereinkom-
mens die Motivation der Vertragsstaaten zur Erreichung des Ziels des Rahmen-
iibereinkommens und damit zur Verhinderung einer ,,gefahrliche(n) anthropoge-
ne(n) Storung des Klimasystems™ gemél Art. 2 Satz 1 Rahmeniibereinkommen
im Umfang von insgesamt 16 Absétzen dargelegt.

Hierbei wird einerseits der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedli-
chen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschied-
lichen nationalen Gegebenheiten statuiert, der sich als allgemeiner Grundsatz
des Pariser Ubereinkommens auch in den operativen Vorschriften des Uberein-
kommens wiederfindet. Gleichzeitig werden in der Praambel weitere Grundsitze
erwihnt, denen keine weitere Relevanz im folgenden operativen Teil des Uber-
einkommens zukommt.>*® Hierzu zdhlen die Prinzipien der intra- sowie interge-
nerationellen Gerechtigkeit im Sinne der Klimagerechtigkeit sowie der Genera-
tionengerechtigkeit.*”” Diese Grundsitze der intragenerationellen Gerechtigkeit
bzw. Klimagerechtigkeit sowie der intergenerationellen Gerechtigkeit bzw. Gene-

294 Kreuter-Kirchhof, in: Graf Vitzthum/ProelB3, Volkerrecht (2019), 6. Abschnitt,
Rn. 37.

295 Ebd.
2% Vgl. auch Beaucamp, S. 90.
297 Hierzu siehe im Einzelnen oben unter § 2 A.II1. 1.¢).

28 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (133).

299 Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S. 73.
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rationengerechtigkeit konnen als Konkretisierungen des Grundsatzes der Gerech-
tigkeit als allgemeiner Grundsatz der Pariser Ubereinkommens eingeordnet wer-
den. Dariiber hinaus wird in der Prdambel auch die Wahrung der Menschenrechte
erwdhnt. Gerechtigkeitserwdgungen kommt bei der Auslegung von umwelt-
schutzrechtlichen Vorschriften und nicht zuletzt auch der operativen Vorschriften
des Pariser Ubereinkommens eine zunehmend bedeutsame Rolle zu. Diese sind
nicht allein auf Grundlage des Art. 31 Abs. 2 WVK aufgrund ihrer Erwéhnung
innerhalb der Praambel zu beriicksichtigen, sondern spielen auch eine Rolle bei
der Konkretisierung von Klimaschutzverpflichtungen der Vertragsstaaten.>*’

aa) Grundsatz der Klimagerechtigkeit

Das Pariser Ubereinkommen erwihnt die Klimagerechtigkeit explizit im Rah-
men des Abs. 13 der Priambel des Pariser Ubereinkommens. Im Einzelnen kann
der Grundsatz der Klimagerechtigkeit als eine sog. intragenerationelle Gerech-
tigkeit verstanden werden, welche von der intergenerationellen Gerechtigkeit
bzw. Generationengerechtigkeit abzugrenzen ist.*°' Die Definition, der rechtliche
Status und die Umsetzung der intragenerationellen Gerechtigkeit sind bisweilen

300 Vgl. etwa BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 24.03.2021 — 1 BvR 2656/
18 —, Rn. 1-270, wonach der Bundesrepublik Deutschland als Vertragsstaat auf Grund-
lage des als Umsetzungsakt zum Pariser Ubereinkommen erlassenen Klimaschutzgeset-
zes (KSG) entsprechend § 1 Satz 3 KSG die Verpflichtung nach dem Pariser Uberein-
kommen zukommt, einschligige ,,Anstrengungen zu unternehmen, um den Anstieg
der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 °C und méglichst auf 1,5 °C
gegeniiber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen® (,,Paris-Ziel) (Rn. 159). In den
Leitsédtzen heiflt es konkret: ,,Als Klimaschutzgebot hat Art. 20a GG eine internationale
Dimension. Der nationalen Klimaschutzverpflichtung steht nicht entgegen, dass der glo-
bale Charakter von Klima und Erderwdrmung eine Ldsung der Probleme des Klima-
wandels durch einen Staat allein ausschliefit. Das Klimaschutzgebot verlangt vom Staat
international ausgerichtetes Handeln zum globalen Schutz des Klimas und verpflichtet,
im Rahmen internationaler Abstimmung auf Klimaschutz hinzuwirken. Der Staat kann
sich seiner Verantwortung nicht durch den Hinweis auf die Treibhausgasemissionen in
anderen Staaten entziehen“ (vgl. hierzu ferner Rn. 202f.). Die Pflicht zum Schutz vor
Lebens- und Gesundheitsgefahren konne ,,eine Schutzverpflichtung auch in Bezug auf
kiinftige Generationen begriinden®. Das gelte ,,erst recht, wenn unumkehrbare Entwick-
lungen in Rede* stiinden (Rn. 146). Wiirden die hierfiir notwendigen Regelungen nicht
getroffen, wiirde ,,die objektivrechtliche Schutzpflicht des Staates aus Art. 2 Abs. 2
Satz1 GG in Bezug auf Leben und korperliche Unversehrtheit kiinftiger Generationen
(...) durch eine liberméfige Zulassung von CO,-Emissionen verletzt, wenn der Klima-
wandel damit unweigerlich menschengefdhrdende Ausmafe anndhme® (Rn. 191). Be-
stiinde zudem eine ,,wissenschaftliche Ungewissheit iiber umweltrelevante Ursachen-
zusammenhénge®, schliele ,,die durch Art. 20a GG dem Gesetzgeber auch zugunsten
kiinftiger Generationen aufgegebene besondere Sorgfaltspflicht ein, bereits belastbare
Hinweise auf die Moglichkeit gravierender oder irreversibler Beeintrachtigungen zu be-
riicksichtigen®.

301 Zur intergenerationellen Gerechtigkeit im Sinne der Generationengerechtigkeit
siche unten unter § 2 A.III. 1.d)bb).
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umstritten.>**> Auch wenn keine allgemeingiiltige Definition der Begriffe der Um-
weltgerechtigkeit bzw. Klimagerechtigkeit ersichtlich ist, so wird sich hinsicht-
lich ihres Inhalts gemeinhin darauf bezogen, dass alle Menschen gleichermafien
an den Vorteilen der Umwelt sowie den Belastungen durch umweltbedingte Ge-
sundheits- und Sicherheitsgefahren teilhaben sollen. Die Klimagerechtigkeit be-
zieht sich dabei auf den globalen Mafstab.**® Grundlage dafiir ist, dass sich die
Folgen des Klimawandels global auswirken und unverhdltnismaBig stark in den-
jenigen Landern und Gemeinschaften zu spiiren sind, die am Wenigsten zu dem
Problem beigetragen haben — insbesondere die Armsten und Schwichsten.***

Auf den Grundsatz der Klimagerechtigkeit wurde erstmalig in Art. 3 Nr. 1
Satz 1 Rahmeniibereinkommen indirekt Bezug genommen, wobei an dieser Stelle
noch davon die Rede war, dass die Vertragsparteien ,,auf der Grundlage der Ge-
rechtigkeit und entsprechend ihren gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten und jeweiligen Féahigkeiten den Klimaschutz vorantreiben sollen.
Diese Formulierung beinhaltete nach herrschender Auffassung bereits einen —
dem Wortlaut nach zwar auf den ersten Blick nicht eindeutigen, aber inhaltlich
bereits weitestgehend bestimmbaren — Bezug zu einem Gerechtigkeitsgedanken
im Klimaschutz, der sich nunmehr als Grundsatz der Klimagerechtigkeit im Pari-
ser Ubereinkommen wiederfindet.

Dem urspriinglichen Grundsatz im Sinne des Rahmeniibereinkommens zufolge
beschrinkte sich der Gerechtigkeitsgedanke darauf, dass die Industriestaaten ein
hoheres Mal3 an Verantwortung hinsichtlich einer langfristigen Emissionsreduk-
tion und Bekdmpfung der Folgen von Umweltschdden zu tragen haben, sodass
die Lastenverteilung hierbei im Vordergrund stand.*> Somit steht der Grundsatz
der Klimagerechtigkeit im unmittelbaren Kontext des Grundsatzes der gemein-
samen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und ihren jeweiligen Féhig-
keiten und fordert im Sinne des Art. 3 des Rahmeniibereinkommens, dass die
entwickelten Linder bei der Bekdmpfung des anthropogenen Klimawandels die
Fiihrungsrolle und dabei eine umfangreichere Verantwortung fiir die Treibhaus-
gasreduktion iibernehmen, um kiinftigen Generationen gerecht zu werden.>%

302 French, International Environmental Law and the Achievement of Intrageneratio-
nal Equity, Environmental Law Reporter News and Analysis, Band 31, Nr. 5 (2001),
S. 10469 (10477); Brown Weiss, Intergenerational Equity, Max Planck Encyclopedias of
International Law, Rn. 12.

303 Huang, Climate Justice: Climate Justice and the Paris Agreement, Journal of Ani-
mal & Environmental Law, Band. 9, Nr. 1 (2017), S. 23 (25).

304 Ebd. Vgl. auch Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 315.

305 Brunnengrdber/Dietz, Klimagerechtigkeit, in: Bauriedl (Hrsg.), Wérterbuch Kli-
madebatte, S.158.

306 Brunnengrdber/Dietz, Klimagerechtigkeit, in: Bauriedl (Hrsg.), Wérterbuch Kli-
madebatte, S. 157f1.
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Da der Begriff der Klimagerechtigkeit®®’ einer verstirkten politischen und ge-
sellschaftlichen Diskussion unterliegt, wurde dieser Grundsatz iiber eine gerechte
Lastenverteilung zwischen Industriestaaten und Entwicklungsldandern hinaus ver-
starkt auch in den Kontext eines Gerechtigkeitsgedankens hinsichtlich der gesell-
schaftlichen und sozialen Folgen des Klimawandels gesetzt.**® Das Pariser Uber-
einkommen stellt den Begriff der Klimagerechtigkeit in einen sozio-kulturellen
Kontext, indem die Bedeutsamkeit anerkannt wird, ,,die Integritit aller Okosys-
teme einschlieBlich der Meere und den Schutz der biologischen Vielfalt, in man-
chen Kulturen als Mutter Erde gewlirdigt, zu gewéhrleisten” sowie die gesell-
schaftliche Bedeutung des gemeinsamen Vorgehens auf Grundlage des Begriffs
der , Klimagerechtigkeit* hervorgehoben wird, vgl. Priambel des Pariser Uber-
einkommens, Abs. 13.

Diesem Grundsatz zugehorig ist ferner der Aspekt einer dkologischen Gerech-
tigkeit. Die 6kologische Gerechtigkeit sieht den Umweltschutz einerseits in Be-
zug auf den Menschen vor und steht somit in engem inhaltlichem Zusammen-
hang zum Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung sowie zum Vorsorgeprinzip,
einschlieBlich einer Umweltvertriglichkeitspriifung.*®® Damit einhergehend ist
jedoch auch eine Betrachtung der Auswirkungen auflerhalb der menschlichen
Perspektive und demnach auf die Flora und Fauna notwendig. Diese umfasst eine
Auswertung der durch menschliches Verhalten hervorgerufenen tatsidchlichen
Auswirkungen auf Okosysteme sowie die Tierwelt, also auf alle nicht-mensch-
lichen Lebewesen.*'” Der Grundsatz der Klimagerechtigkeit bezieht die Natur

als solche allerdings nur im Hinblick auf die ihre Bedeutung fiir den Menschen

ein.3!!

307 Im Original: climate justice.

308 Brunnengrdber/Dietz, Klimagerechtigkeit, in: Bauriedl (Hrsg.), Wérterbuch Kli-
madebatte, S.161. In diesem Kontext wird auf Klimabewegungen hingewiesen, ,,die
sich in ihren Praktiken und Kédmpfen auf einen erweiterten, gesellschaftskritischen Be-
griff von Klimagerechtigkeit (climate justice) beziehen. Sie fassen darunter neben 6ko-
logischer und sozialer Verteilungs- und Verfahrensgerechtigkeit auch Gerechtigkeit zwi-
schen Geschlechtern und zwischen ethnischen Gruppen. Beispiele hierfiir sind die Netz-
werke Climate Justice Now! und Climate Justice Action. Klimagerechtigkeit wird hier
mit der Forderung nach gesellschaftlicher Teilhabe und anderen Konsum- wie Produk-
tionsformen verbunden. Klimapolitik ist aus dieser Perspektive nicht nur eine staatliche
Aufgabe zur internationalen Bewirtschaftung der Atmosphére als Deponie filir Treib-
hausgase. Vielmehr wird gefordert, Klimapolitik in einem umfassenderen, demokrati-
schen Sinne an der Verwirklichung der politischen, sozialen und physischen Menschen-
rechte zu orientieren. Diese einzulésen muss eine das kapitalistische System transfor-
mierende, Bedeutung erlangen®.

309 Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S. 103.

319 Brunnengrdber/Dietz, Klimagerechtigkeit, in: Bauriedl (Hrsg.), Wérterbuch Kli-
madebatte, S. 157f1.

31U Brunnengrdber/Dietz, Klimagerechtigkeit, in: Bauriedl (Hrsg.), Wérterbuch Kli-
madebatte, S.158.
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Zudem umfasst der Grundsatz der Klimagerechtigkeit nicht lediglich die quan-
titative Gerechtigkeit der Verteilung von Treibhausgasemissionen, sondern auch
qualitative Aspekte wie die Verantwortung fiir den Klimawandel, eine gerechte
Lastenverteilung hinsichtlich seiner Folgen sowie eine demokratische Entschei-
dung iiber klimapolitische MaBnahmen.*'? Das Vorhandensein von Klimagerech-
tigkeit ldsst sich nicht allein anhand von Zahlen ausmachen, sondern bedarf einer
breiteren Einordnung. Eine konkrete Definition des Grundsatzes der Klimage-
rechtigkeit lisst sich zwar auch im Kontext des Pariser Ubereinkommens nicht
identifizieren, allerdings wird durch die Hervorhebung dieses Grundsatzes im
Rahmen der Prdambel deutlich gemacht, dass individualisierte Losungen fiir ein-
zelne Staaten notwendig sind, um Klimaschutz und Klimagerechtigkeit in Ein-
klang zu bringen. Nicht zuletzt weist der Grundsatz der Klimagerechtigkeit auch
einen Bezug zum Grundsatz der Generationengerechtigkeit auf, indem anerkannt
wird, dass kiinftige Generationen von den Folgen der Treibhausgasemissionen
auch dann betroffen wiren, wenn diese umgehend reduziert wiirden.>'* Erforder-
lich ist auch ein Ausgleich zwischen der intra- und intergenerationellen Gerech-
tigkeit.

bb) Grundsatz der Generationengerechtigkeit

Der Grundsatz der Gerechtigkeit zwischen den Generationen, welcher auch als
intergenerationelle Gerechtigkeit bzw. Generationengerechtigkeit bezeichnet wird,
betrifft einen zeitlichen Kontext des umweltrechtlichen Gerechtigkeitsgedankens
sowie die Annahme einer Verantwortung heutiger Generationen, schonend mit
den vorhandenen Ressourcen umzugehen, um kiinftigen Generationen gerecht zu
werden.*'* Dieser erfordert somit die Beriicksichtigung der Interessen kiinftiger
Generationen auch bei solchen Entscheidungen, welche sich auf Umweltressour-
cen auswirken.’'> Die nachhaltige Nutzung von Umweltressourcen spielt eine
wesentliche Rolle fiir nachfolgende Generationen, sodass der Kerngehalt des
Grundsatzes in einem Ausgleich der Befriedigung von Bediirfnissen sowohl heu-
tiger als auch kiinftiger Generationen besteht.>'® Diesem Prinzip zufolge obliegt
es der Staatengemeinschaft, Handlungen zu unternehmen, welche die Umwelt-
qualitit langfristig erhalten.>'” Der Grundsatz der Generationengerechtigkeit fin-
det als Bestandteil des allgemeinen Grundsatzes der Gerechtigkeit im Abs. 11 der

312 Brunnengrdber/Dietz, Klimagerechtigkeit, in: Bauriedl (Hrsg.), Wérterbuch Kli-
madebatte, S.157.

313 Huang, Climate Justice: Climate Justice and the Paris Agreement, Journal of Ani-
mal & Environmental Law, Band. 9, Nr. 1 (2017), S. 23 (26).

314 Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S. 49.

315 Peel, Climate Change Law: The Emergence of a New Legal Discipline, Mel-
bourne Law Review 2008, Band 32 Nr. 3, S. 922 (962).

316 Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit im Umweltrecht, S. 49.

317 Peel, Climate Change Law: The Emergence of a New Legal Discipline, Mel-
bourne Law Review 2008, Band 32 Nr. 3, S. 922 (973).
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Priambel des Pariser Ubereinkommens Erwihnung. Dariiber hinaus wird dieser
in verschiedenen anderen voélkerrechtlichen Vertrdgen, u.a. in Art. 3 Nr.1 des
Rahmeniibereinkommens oder in Art. 2 der Biodiversititskonvention,>'® erwihnt.

Fraglich ist, ob dem Prinzip der intergenerationellen Gerechtigkeit mit dem
Pariser Ubereinkommen nunmehr eine andere vélkerrechtliche Verbindlichkeit
zukommt und insbesondere, ob sich eine vdlkergewohnheitsrechtliche Geltung
des Grundsatzes der intergenerationellen Gerechtigkeit i.S.d. Art. 38 Abs. 1
lit b) IGH-Statut aufgrund des Pariser Ubereinkommens ergeben kann. Die inter-
generationelle Gerechtigkeit spielt bereits seit der Stockholm-Deklaration eine
Rolle im Vélkerrecht.>'® So wird bereits seit iiber 20 Jahren diskutiert, ob diese
bereits volkergewohnheitsrechtliche Bedeutung erlangt hat.*?° Hierzu bediirfte es
einerseits einer entsprechenden einheitlichen staatliche Praxis (allgemeine
Ubung) und andererseits einer iibereinstimmenden Annahme der rechtlichen Ver-
bindlichkeit dieses Grundsatzes (opinio iuris).

Fiir das Vorliegen einer allgemeinen Ubung im Sinne einer einheitlichen Staa-
tenpraxis kann angefiilhrt werden, dass eine Beriicksichtigung von Interessen
kiinftiger Generationen lange vor der Rio-Konferenz, ndmlich beginnend mit der
Walfang-Konvention von 1946, in zahlreichen volkerrechtlichen Vereinbarungen
Erwihnung findet.>*! Gegen eine volkergewohnheitsrechtliche Geltung dieses
Grundsatzes wird allerdings seit jeher angefiihrt, dass dieses noch nicht volker-
vertragsrechtlich im Sinne einer Niederlegung und inhaltlichen Bestimmung in
einschligigen operativen Vorschriften geregelt wurde.**? Operative Vorschriften
zur Generationengerechtigkeit, welche konkretisierbar sind, fehlen vielmehr im
Rahmen vélkerrechtlicher Vertrige.>*® Auch im Rahmen des Pariser Uberein-

318 Im Original: Convention on Biological Diversity, UNEP/CBD/COP/DEC/X/2,
vom 29.10.2010.

319 Munro/Lammers, S. 43f. Erwidhnung fand die Beriicksichtigung der Interessen
kiinftiger Generationen jedoch auch schon in der Walfang-Konvention von 1946, vgl.
Beaucamp, S. 89 sowie Sands, in: British Yearbook of International Law (1995), S. 303
(369).

320 Beaucamp, S. 891.

321 Beaucamp, S. 89 und Munro/Lammers, S. 44. Vgl. auch Sands, in: British Year-
book of International Law (1995), S. 303 (306 ff.).

322 Beaucamp, S.90. Vgl. auch Redgwell, Intergenerational Equity and Global
Warming, in: Churchill/Freestone, International Law and Global Climate Change
(1991), S. 41 (481t.) sowie Brown Weiss, Environmental Change and International Law,
S.17 und 21f. Demnach erfolge eine Bezugnahme auf kiinftige Generationen in sech-
zehn Konventionen lediglich im Rahmen der Praambel.

323 Brown Weiss, Environmental Change and International Law, S.17, 21f. Vgl. auch
Beaucamp, S. 90, wonach es sich bei einer etwaigen Erwdhnung kiinftiger Generationen
im Rahmen der operativen Vorschriften volkerrechtlicher Vertridge stets lediglich um
Definitions- oder Grundsatzbestimmungen ohne inhaltliche Konkretisierung handle. So
auch Hohmann, S.387f. und Malanczuk, Sustainable Development: Some Critical
Thoughts, in: Ginther/Denters/De Waart, Sustainable Development and Good Govern-
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kommens wird der Grundsatz der intergenerationellen Gerechtigkeit nicht als
operative Vorschrift ausgestaltet. Die Existenz von Volkervertragsrecht ist fiir die
Entstehung von Volkergewohnheitsrecht indes keine Bedingung, sondern kann
lediglich ein Anhaltspunkt zur Bestimmung einer staatlichen Praxis sein. Eine
staatliche Praxis ist im Falle des Prinzips der intergenerationellen Gerechtigkeit
allerdings auch unabhéngig von der fehlenden volkervertragsrechtlichen Konkre-
tisierung nicht ersichtlich, sodass von einer vdlkergewohnheitsrechtlichen Gel-
tung dieses Prinzips derzeit nicht ausgegangen werden kann. Auch dieser Grund-
satz ist demnach als soft law einzuordnen. Als solches dient dieser Grundsatz
lediglich der Auslegung des Vertrages, enthdlt allerdings keine verbindlichen
Verpflichtungen.***

Einen konkreten Rechtsanspruch junger und kiinftiger Generationen auf die
sofortige Ergreifung von addquaten MaBnahmen zur Einddmmung des anthropo-
genen Klimawandels begriindet der Grundsatz der Generationengerechtigkeit zu-
sammenfassend nicht,*> da dieser weder auf Grundlage einer einschligigen ope-
rativen Vorschrift im Rahmen eines volkerrechtlichen Vertrages noch anderweitig
inhaltlich hinreichend konkretisiert werden kann und bereits mangels einer ein-
heitlichen Staatenpraxis keine volkergewohnheitsrechtliche Geltung hat.**® Den-
noch macht der Grundsatz der intergenerationellen Gerechtigkeit die Bedeutsam-
keit des Prinzips der gemeinsamen Verantwortlichkeit im Hinblick auf dessen
Zielsetzung deutlich.**” Demnach miissen alle Staaten im Rahmen ihrer Mog-
lichkeit auf das gemeinsam gesetzte Ziel hinarbeiten, um dem Grundsatz der Ge-
nerationengerechtigkeit zu entsprechen.

Die intergenerationelle Gerechtigkeit setzt nicht zuletzt auch eine intragenera-
tionelle Gerechtigkeit im Sinne von Klimagerechtigkeit voraus, da die tatsich-
lichen Umstinde einzelner Staaten beriicksichtigt werden miissen, wenn es um

ance, S. 23 (42f.) bzw. Schrdder, Sustainable Development — Ausgleich zwischen Um-
welt und Entwicklung als Gestaltungsaufgabe der Staaten, AVR Band 34 (1996), S. 251
(272).

324 So auch Beaucamp, S. 90. Vgl. ferner Dolzer, Die internationale Konvention zum
Schutz des Klimas, in: Beyerlin/Bothe/Hofmann/Petersmann, Recht zwischen Umbruch
und Bewahrung, S. 957 (959).

325 Beaucamp, S. 90. So auch Beyerlin/Marauhn, Rechtssetzung und Rechtsdurchset-
zung im Volkerrecht nach der Rio-Konferenz 1992, S. 24; Redgwell, Intergenerational
Equity and Global Warming, in: Churchill/Freestone, International Law and Global Cli-
mate Change (1991), S. 41 (46f1.); Giindling, Our Responsibility to Future Generations,
AJIL, Band 84 (1990), S. 207 (212); Ehrmann, Die Globale Umweltfazilitit, ZAGRY,
Band 57 (1997), S. 565 (568) mit Fn.7; Hobe/Kimminich, Einfiihrung in das Volker-
recht, S. 446; Beyerlin, The Concept of Sustainable Development, in: Wolfrum, En-
forcing Environmental Standards: Economic Mechanisms as Viable Means?, S. 95
(108); Beyerlin/Eberle, Umweltvolkerrecht (2000), S. 60; Jurgielewicz, S. 130f1.

326 Glass, S.329; Hobe, Grundstrukturen des internationalen Umweltrechts, JA
1997, S. 160 (165).

327 Glass, S. 329.
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die Aufteilung von Verantwortung geht.>*® Von Staaten, die nicht in der Lage
sind, die Grundbediirfnisse der eigenen Bevolkerung zu erfiillen, kann nicht
erwartet werden, auch intergenerationelle Verpflichtungen zu erfiillen. Gleichzei-
tig ist anzuerkennen, dass sich alle Handlungen der heutigen Generation auf die
kommenden Generationen auswirken wird.

Zusammenfassend gibt das Prinzip der Generationengerechtigkeit vor, dass
jede Generation die Erde mit der gegenwirtigen Generation und mit vergangenen
und kiinftigen Generationen gemeinsam besitzt.>*’ Es bildet seinerseits eine in-
haltliche Grundlage fiir das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung.**°

cc) Wahrung der Menschenrechte

In der Prdaambel wird gemeinsam mit den Grundsitzen der Klima- und Gene-
rationengerechtigkeit auch der Schutz der Menschenrechte erwdhnt. Dem Wort-
laut nach sollen die Vertragsparteien ,,in der Erkenntnis, dass die Klimadnderun-
gen die ganze Menschheit mit Sorge erfiillen, beim Vorgehen gegen Klimaénde-
rungen ihre jeweiligen Verpflichtungen im Hinblick auf die Menschenrechte, das
Recht auf Gesundheit, die Rechte von indigenen Volkern, lokalen Gemeinschaf-
ten, Migranten, Kindern, Menschen mit Behinderungen und besonders schutzbe-
diirftigen Menschen und das Recht auf Entwicklung sowie die Gleichstellung der
Geschlechter, die Stirkung der Rolle der Frau und die Gerechtigkeit zwischen
den Generationen achten, fordern und beriicksichtigen®, vgl. Prdambel des Pa-
riser Ubereinkommens, Abs.11. Hervorzuheben ist auch, dass im Rahmen des
Pariser Ubereinkommens explizit auf die Rechte indigener Volker eingegangen
wird, vgl. u.a. Prdambel des Pariser Ubereinkommens, Abs. 11.

(1) Beriicksichtigung der Menschenrechte im Kontext
des Klimaschutzrechts

Innerhalb des Klimaschutzsystems des Rahmeniibereinkommens fand die Be-
achtung der Menschenrechte vor In-Kraft-Treten des Pariser Ubereinkommens
lediglich im Rahmen der Canciin Agreements Erwdhnung.>*! Aufgrund der Be-
mithungen einer Reihe von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren enthielten

328 Brown Weiss, Intergenerational Equity in International Law, American Society of
International Law Proceedings, Band 81, S.126 (129); Brown Weiss, Intergenerational
Equity, Max Planck Encyclopedias of International Law, Rn. 12. Vgl. auch Beaucamp,
S. 89.

329 Brown Weiss, Intergenerational Equity, Max Planck Encyclopedias of Interna-
tional Law, Rn. 1.

30 French, International Environmental Law and the Achievement of Intragenera-
tional Equity, Environmental Law Reporter News and Analysis, Band 31, Nr. 5 (2001),
S.10469 (10477); Beyerlin, Sustainable Development, Max Planck Encyclopedias of
International Law, Rn. 11.

31 Vgl. 1/CP.16, UN Doc. FCCC/CP/2010/7/Add. 1, Abs. 8.
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die Cancun Agreements auch den ersten expliziten Verweis auf Migration und
Vertreibung.*>** In diesem Zusammenhang wurde im Erwigungsgrund Nr. 8 der
Cancun Agreements auf die Resolution 10/4 des UNHRC>* hingewiesen, im
Rahmen derer anerkannt wird, dass die negativen Folgen des Klimawandels di-
rekte sowie indirekte Auswirkungen auf die tatsdchliche Wahrnehmung der Men-
schenrechte haben und dass diese Auswirkungen fiir ohnehin schon gefdhrdete
Bevolkerungsgruppen am stirksten spiirbar sein werden. In diesem Zusammen-
hang wurde ferner betont, dass die Vertragsparteien hinsichtlich aller MafBinah-
men im Zusammenhang mit dem Klimawandel die Menschenrechte uneinge-
schriankt achten sollen. Diese Bestimmungen der Cancun Agreements forderten
die Forderungen nach der Einbeziehung von Menschenrechten in das Klima-
regime.>** Sie regelten allerdings nicht, dass die Vertragsparteien entsprechende
Mafnahmen ergreifen sollten oder — wie von vielen Entwicklungsldndern gefor-
dert — dass die Industriestaaten eine verstirkte Verantwortung iibernehmen miiss-
ten.*®> Daneben dient die sich aus den allgemeinen Grundsitzen ergebende ge-
meinsame Verantwortlichkeit der Staatengemeinschaft fir den Umweltschutz
nicht nur dem Interesse einzelner Staaten auf Grundlage eines Schiadigungsver-
botes, sondern fiihrt auch zur Umsetzung des Prinzips der ,,Begriinung™ der Men-
schenrechte (,.greening human rights*).>*®

(2) Menschenrecht auf eine saubere Umwelt

Vom Bestehen eines Menschenrechts auf eine saubere Umwelt im Sinne eines
Individualrechts kann auf Grundlage der aktuell geltenden vélkerrechtlichen Nor-
men hingegen nicht ausgegangen werden.**” Ein solches wurde lediglich als
Menschenrecht der dritten Dimension durch die UN-Generalversammlung aner-
kannt.**® Auch die EMRK kennt kein Recht auf eine intakte Umwelt.**° Dies
hingt nicht zuletzt auch mit ihrer Entstehungsgeschichte zusammen. Im Jahre

32 Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 326.

333 Resolution des UN-Menschenrechtskomittees v. 25.03.2009, Human Rights and
Climate Change, A/HRC/RES/10/4.

34 Mayer, Human Rights in the Paris Agreement, Climate Law, Band 6 (2016),
S.109 (111).

335 Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 326.

36 Glass, S. 328.

37 Voneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 113. Vgl. den ge-
samten dortigen Abschnitt zur ausfiihrlichen Priifung. Die Einfiihrung eines solchen
Rechts auf nationaler Ebene ist allerdings durchaus zu beobachten, vgl. etwa zur
Einfithrung des Rechts auf eine gesunde Umwelt in Ruménien Barbu, The Right to a
Healthy Environment — Between a Basic Human Right and a Policy of Form without
Substance, Revista de Stiinte Politice 2016, S. 14 (16 ff.).

338 Vgl. zur Ubersicht einschlidgiger Resolutionen UN Doc. A/HRC/40/55 v. 08.01.
2019. Vgl. ferner https://www.unep.org/cpr/environment-assembly-resolutions-and-de
cisions (Environment Assembly resolutions and decisions | UNEP — UN Environment
Programme).
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1950 hatte der Umweltschutz sowie der daraus abzuleitende Schutz von Indivi-
duen — wie bereits beschrieben — noch keine Relevanz im vélkerrechtlichen Kon-
text.**® Aber auch simtliche Versuche der Parlamentarischen Versammlung des
Europarats, den Klimaschutz bzw. ein Umweltgrundrecht in der EMRK zu ver-
ankern, sind bisher gescheitert.>*!

Die individualrechtliche Dimension des Umweltschutzes wird allerdings mit-
telbar auf Grundlage der Geltendmachung der Menschenrechte erster und zwei-
ter Dimension erfasst.*** Es kann auf Grundlage volkerrechtlicher Normen zum
Menschenrechtsschutz fiir Menschen, die von durch den anthropogenen Klima-
wandel ausgelosten bzw. verstirkten nachteiligen Umweltverdnderungen und ins-
besondere fiir Menschen, die ihren Lebensraum infolgedessen verlassen (sog.
Klimafliichtlinge), ein Schutz bestehen.*** Es ist jedoch stets eine Einzelfall-
betrachtung notwendig.***

Eine grundsitzliche Subjektivierung eines solchen Rechts auf eine saubere
Umwelt als Menschenrecht der dritten Dimension ist zwar erkennbar, wobei
bereits existierende gemeinsame Prinzipien — hierzu zdhlen nicht zuletzt das
Vorsorgeprinzip,**® das Verursacherprinzip, der Grundsatz der nachhaltigen
Entwicklung sowie die Generationengerechtigkeit — bereits als Gegensténde der
EMRK bzw. der EGMR-Rechtsprechung auszumachen sind.**® Dennoch wurde

339 Vgl. jedoch im Einzelnen zur EMRK-Rechtsprechung zu Art. 8 EMRK unter § 4
A.ILl.2.¢).

340 Schépfer, Gedanken zur Verankerung eines Grund- bzw. Menschenrechts auf eine
gesunde Umwelt, NLMR 2019, S.183 (184). Zur Entwicklung des volkerrechtlichen
Klimaschutzrechts siche oben unter § 2 A.1.

341 Im Einzelnen hierzu siehe Braig, S.186ff., wonach erstmalig im Jahr 1972 ein
Vorschlag fiir ein Zusatzprotokoll ausgearbeitet wurde, nach welchem die Normierung
eines Rechts ,,auf saubere Umweltmedien sowie das Recht auf Zugang zur Natur vor-
gesehen war; vgl. ferner Parlamentarische Versammlung, Empfehlung 683 (1972). Der
Vorschlag eines Zusatzprotokolls ,,Umwelt“ sei zudem ein Jahr spiter erneut aufgegrif-
fen worden, vgl. Parlamentarische Versammlung, Empfehlung 720 (1973). Seitens der
Bundesrepublik Deutschland sei im gleichen Jahr ferner ein als Steiger-Entwurf be-
zeichneter Antrag zur Statuierung eines sog. ,,Umweltgrundrechts“ eingebracht worden,
welches allerdings de lege lata lediglich als Konkretisierung des Art. 2 EMRK formu-
liert war, vgl. Braig, S. 186, Fn. 1119. Zum sog. Steiger-Entwurf siehe Steiger, Le droit
a un environment humain, proposition pour un protocole additionnel a la Convention
Européenne des Droits de I'Homme (1973), S. 41.

342 Vgl. hierzu im Einzelnen Proelf, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019),
5. Abschnitt, Rn. 119.

343 Vgl. hierzu im Einzelnen unten unter § 4 A.I1.2.b) hinsichtlich des Schutzes von
sog. Klimafliichtlingen durch Regelungen des Menschenrechtsschutzes.

34 Vineky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 113.

345 Zum menschenrechtlich gestirkten Vorsorgeprinzip vgl. Ekardt/Wieding/Zorn,
S. 12 ff., insbesondere 17 ff.

346 S0 insb. in EGMR, Urt. v. 27.01.2009 — 67021/01, Tatar/Ruménien. Vgl. auch
Braig, S.188. Zur Begriindung vgl. im Einzelnen: Parlamentarische Versammlung, Be-
richt vom 11.09.2009, Doc. 12003, B. Abs. 21.
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explizites Menschenrecht auf eine saubere bzw. gesunde Umwelt auf universeller
oder europiischer Ebene bislang nicht etabliert.>*”

dd) Zwischenergebnis

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Praambel des Pariser Uberein-
kommens das moderne umweltvélkerrechtliche Prinzipiengefiige, welches sich
bereits aus den allgemeinen Grundsédtzen des Umweltvolkerrechts und insbeson-
dere des Pariser Ubereinkommens ableiten l4sst, dahingehend konkretisiert, dass
die Grundsétze der Klima- sowie der Generationengerechtigkeit in den Vorder-
grund geriickt werden und auch Erwdgungen des Menschenrechtsschutzes damit
gemil Art. 31 Abs. 2 WVK nunmehr Gegenstand der systematischen Auslegung
des einschldgigen volkerrechtlichen Vertrages sind. Im Sinne des Grundsatzes der
Klimagerechtigkeit ist statt einer lediglich quantitativen Verantwortlichkeit fiir
den Klimawandel auf Grundlage des Umfangs der Treibhausgasemissionen auch
eine qualitative Ebene zu beriicksichtigen, welche die Verteilung der Verantwor-
tung einer gerechten Lastenverteilung hinsichtlich der Folgen zufiihrt. Diese Las-
tenverteilung muss neben der intragenerationellen Gerechtigkeit im Sinne von
Klimagerechtigkeit auch die intergenerationelle Gerechtigkeit beriicksichtigen.
Ferner muss auch der Menschenrechtsschutz beriicksichtigt werden, auch wenn
ein Menschenrecht auf eine gesunde bzw. saubere Umwelt auf universeller vol-
kerrechtlicher Ebene noch nicht etabliert wurde. Bei der Auslegung der opera-
tiven Vorschriften des Pariser Ubereinkommens sind diese konkretisierten Ge-
rechtigkeitserwdgungen ausdriicklich zu beriicksichtigen.

e) Operative Bestimmungen

Die operativen Vorschriften des Pariser Ubereinkommens umfassen Regelun-
gen, die auf diesem Wege zum Teil erstmalig in das System des Umweltschutzes
auf volkerrechtlicher Ebene eingefiihrt werden. Hierzu gehdren insbesondere
Konkretisierungen der im Rahmeniibereinkommen festgelegten Zielsetzung. Ge-
meint sind u.a. die festgelegten weltweiten Temperaturobergrenzen sowie kon-
krete Vorgaben zu Minderung und Anpassung sowie zu Verlusten und Schéiden,
die durch klimawandelbedingten Umweltverdnderungen verursacht werden.

Auffallend viele inhaltliche Ubereinstimmungen gibt es zwischen dem Pariser
Ubereinkommen und dem rechtlich unverbindlichen Kopenhagen-Akkord,**® da
beide gleichermaflen sowohl das 2 °C- als auch das 1,5°C-Ziel zum Gegenstand

347 Proelf, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 5. Abschnitt, Rn. 118f. Zu
Instrumenten des ,,soff law im Einzelnen Marauhn, Menschenrecht auf eine gesunde
Umwelt — Trugbild oder Wirklichkeit?, in: Giegerich/Proell3, Bewahrung des okologi-
schen Gleichgewichts durch Vélker- und Europarecht (2010), S. 30ff.

348 Decision 2/CP.15, Copenhagen Accord, in: UN Doc. FCCC/CP/2009/11/Add.1,
41f.
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haben sowie einen sog. bottom-up-Ansatz verfolgen, indem sich die Vertrags-
staaten zu eigens festgelegten, quantifizierbaren Emissionsreduktionszielen ver-
pflichten.**® Dieser bottom-up-Ansatz ergibt sich aus Art. 4 Abs. 2 und 3 Pariser
Ubereinkommen. Dem Grunde nach diente der Kopenhagen-Akkord der Steue-
rung der Staaten hin zur Annahme einer rechtlich verbindlichen Regelung in
Form des Pariser Ubereinkommens und reihte sich dementsprechend in die Tra-
dition der sog. Marrakesh Accords ein,**° welche im Wesentlichen als Verhal-
tenssteuerungsinstrumente hin zur Umsetzung des Kyoto-Protokolls dienten.>!
Dariiber hinaus haben auch solche Elemente Eingang in das Pariser Ubereinkom-
men gefunden, die bereits Bestandteil der Canciin Agreements waren.>>” Dieses
griff seinerseits Komponenten aus dem Kopenhagen-Akkord auf, ging allerdings
an anderen Punkten dariiber hinaus.>>® Festzuhalten ist ferner, dass die Verhand-
lungen nicht mit der Annahme des Vertragstextes des Pariser Ubereinkommens
abgeschlossen wurden, sondern es im Nachgang weiterhin die Regelung der aus-
schlaggebenden technischen Details zu diskutieren gilt, um die Zielsetzung des
Pariser Ubereinkommens auch tatsichlich umzusetzen.*>*

aa) Temperaturobergrenze und tibergeordnete Ziele

Im Rahmen der operativen Vorschriften des Pariser Ubereinkommens wird ein-
leitend die Zielsetzung des Rahmeniibereinkommens konkretisiert. Im Vorder-
grund steht hierbei die Einfiihrung einer Temperaturobergrenze in einen umwelt-
volkerrechtlichen Vertrag. Die Relevanz dieser Regelung wird insbesondere —
aber nicht ausschlieBlich — durch die systematische Zuweisung an erster Stelle
der operativen Vorschriften deutlich. Die Verankerung dieser konkretisierten
Zielsetzung erfolgt in Art. 2 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen.

349 Béhringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZaoRV 76 (2016), S.753
(7571.), wonach die Reduktionsziele im Sinne der Rn. 4 des Kopenhagen-Akkords aller-
dings nur fiir die Annex-I-Staaten und damit entwickelten Staaten vorgesehen seien. Zu
den festgelegten Temperaturobergrenzen vgl. Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkom-
men sowie Rn. 1 und 12 Kopenhagen-Akkord.

330 Im Original: The Marrakesh Ministerial Declaration, in: UN Doc. FCCC/CP/
2001/13/Add.1, S. 3f.

33U Béhringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZaoRV 76 (2016), S.753
(759).

352 Zur Beriicksichtigung der Menschenrechte im Rahmen des Cancun Agreements
sieche oben unter § 2 A.III. 1.d)cc)(1).

333 Beispielsweise sahen die Canctin Agreements die Griindung des Green Climate
Funds vor, welches entsprechend Art.11 des Rahmeniibereinkommens als operative
Einheit fungieren sollte, Decision 1/CP.16, The Cancun Agreements: Outcome of the
work of the Ad Hoc Working Group on Long-term Cooperative Action under the Con-
vention, UN Doc. FCCC/CP/2010/7/Add.1, Rn. 102. Vgl. hierzu insb. Béhringer, Das
neue Pariser Klimaiibereinkommen, Za6RV 76 (2016), S. 753 (758).

334 Bohringer, Das neue Pariser Klimailibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(759f1.).
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(1) Inhaltliche Einordnung

Dem Wortlaut nach umfasst die Zielsetzung des Pariser Ubereinkommens,
dass gemiB Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen ,,der Anstieg der durch-
schnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 °C iiber dem vorindustriellen Niveau
gehalten wird und Anstrengungen unternommen werden, um den Temperaturan-
stieg auf 1,5 °C iiber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen. Darliber hinaus
sieht Art. 2 Abs. 1 lit b) Pariser Ubereinkommen vor, dass ,,die Féhigkeit zur An-
passung an die nachteiligen Auswirkungen der Klima4nderungen erhoht und die
Widerstandsfahigkeit gegeniiber Klimadnderungen sowie eine hinsichtlich der
Treibhausgase emissionsarme Entwicklung so gefordert wird, dass die Nahrungs-
mittelerzeugung nicht bedroht wird“ und gemiB Art. 2 Abs. 1 lit ¢) Pariser Uber-
einkommen ,,die Finanzmittelfliisse in Einklang gebracht werden mit einem Weg
hin zu einer hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarmen und gegeniiber Kli-
maéinderungen widerstandsfahigen Entwicklung®.

Die Erreichung dieser Ziele steht gemiB Art. 2 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen
unter dem iibergreifenden Ziel der Herbeifithrung einer ,,Verbesserung der
Durchfiihrung des Rahmeniibereinkommens einschlieBlich seines Zieles, die welt-
weite Reaktion auf die Bedrohung durch Klimadnderungen im Zusammenhang
mit nachhaltiger Entwicklung und den Bemiihungen zur Beseitigung der Armut
zu verstarken“. Zur Erreichung dieses Ziels werden im Folgenden beispielhafte
Mafnahmen genannt, wobei die Festlegung einer Temperaturobergrenze als erste
Konkretisierung in Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen geregelt wird. Aus
der Formulierung ,,indem unter anderem® wird ersichtlich, dass dies keine ab-
schliefende Aufzéhlung ist und die Vertragsstaaten zur Zielerreichung auch darii-
berhinausgehende MaBinahmen ergreifen kénnen.

(2) Zielsetzung

Das Pariser Ubereinkommen regelt somit im Rahmen des Art. 2 Abs. 1 lit a)
das verbindliche Ziel, die Erderwdrmung auf deutlich unter 2 °C gegeniiber dem
vorindustriellen Zeitalter zu beschranken. Damit wird diese absolute Temperatur-
obergrenze erstmals in einem volkerrechtlichen Vertrag verankert.*>> Die Norm
verweist dabei auf das Rahmeniibereinkommen und dessen Zielsetzungen. Darti-
ber hinaus wird im Rahmen dieser Norm anerkannt, dass eine Beschriankung des
Temperaturanstiegs auf 1,5°C gegeniiber dem vorindustriellen Niveau im Ver-
gleich zum angestrebten Ziel von deutlich unter 2°C mit erheblich geringeren

355 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (134). Bis dato wurde diese Temperatur-
obergrenze lediglich im Rahmen von rechtlich unverbindlichen Entscheidungen der
Vertragsstaatenkonferenzen genannt, vgl. die Cancin Agreements, Entscheidung 1/
CP.16, Para. 4, UN Doc. FCCC/CP/2010/7/Add.1.
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Auswirkungen des Klimawandels einhergehen wiirde, sodass die Norm ebenfalls
vorschreibt, dass Anstrengungen zu unternchmen sind, die eine realistische
Begrenzung des Temperaturanstiegs auf diesen Wert ermdglichen wiirden. Die
Aufnahme dieses Passus ist auf die Bemiithungen des ,,Alliance of Small Island
States** zuriickzufiihren, die eine Temperaturobergrenze von 1,5°C gegeniiber
dem vorindustriellen Zeitalter fiir notwendig erachteten, um besonders drastische
Auswirkungen abzuwenden.’® Dies betrifft nicht zuletzt auch den Meeresspie-
gelanstieg, durch welchen diese Staaten besonders bedroht sind.

Die Bestimmung ist in zweierlei Hinsicht relevant. Einerseits konnte sie eine
volkerrechtliche Pflicht zur Einhaltung des Temperaturziels gegeniiber dem vor-
industriellen Zeitalter darstellen, auf der anderen Seite erkennt die Staatenge-
meinschaft mit der Absichtserkldrung hinsichtlich zu erbringender Bemiithungen
zur Eingrenzung der Erdtemperatur auf maximal 1,5 °C gegeniiber dem vorindus-
triellen Zeitalter an, dass die Auswirkungen des voranschreitenden Klimawandels
noch nicht abzusehende Folgen haben konnte, die im Sinne des Vorsorgeprinzips
zu vermeiden sind.>>” Neben dem zu begrenzenden CO,-Aussto hinaus kommt
infolgedessen auch ein Unterlassen des Ergreifens von geeigneten Maflnahmen
zur Verhinderung weiterer Auswirkungen, die mit einer voranschreitenden Kli-
maverdnderung einhergehen konnte, als volkerrechtswidriges Verhalten, welches
zu einer Pflichtverletzung fiihrt, in Betracht. Dass es sich beim Pariser Uberein-
kommen selbst um ein fiir alle Vertragsstaaten rechtsverbindliches Regelwerk
handelt, ist unbestritten.>®

(3) Rechtliche Einordnung

Fraglich ist, ob und inwiefern diese Zielsetzung rechtsverbindlich ist. Mit der
Festlegung einer Temperaturobergrenze von deutlich unter 2°C und mdglichst
unter 1,5°C gemiB Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen bestimmen die
Vertragsstaaten dieses Abkommens einen Referenzwert, der quantifizierbar und
demnach auch tiberpriifbar ist.*>* Damit kodifiziert die genannte Norm eine Ziel-
vorgabe, in deren Kontext das gesamte Abkommen auszulegen ist.*®® Zwar legt
das Pariser Ubereinkommen — anders als noch das Kyoto-Protokoll — keine je-
weils rechtsverbindlichen Reduktionspflichten fiir die einzelnen Vertragsstaaten

336 Ebd.

357 Zum Vorsorgeprinzip siehe oben unter § 2 A.11.4.

338 So auch Dederer, Ist Paris genug? Zu Stand und Perspektiven des internationalen
Klimaschutzes nach dem Pariser Abkommen, in: Gundel/Lange, Energieversorgung
zwischen Energiewende und Energieunion?, S. 1 (20).

359 Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Grenzen des
Rechts, DVBI 2017, S. 97 (99).

360 Vgl. zu dieser Zielsetzung im Einzelnen Proelf, Klimaschutz im Vélkerrecht
nach dem Paris Agreement: Durchbruch oder Stillstand?, ZfU 2016, S. 58 (65f.).
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fest, sondern iiberlédsst diesen eine individuelle Festlegung ihrer Reduktionsver-
pflichtungen gemiB Art. 4 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen,*®! allerdings stehen
diese Selbstverpflichtungen im Kontext der volkerrechtlichen Pflicht der Ver-
tragsstaaten, diese Klimaschutzbeitrdge anhand der Zielsetzung des Art. 2 Abs. |
lit a) Pariser Ubereinkommen zu definieren und gemiR der Vorschrift des Art. 12
Pariser Ubereinkommen dem Klimasekretariat zu iibermitteln. Es besteht eine
ausdriickliche volkerrechtliche Handlungspflicht zur Definierung entsprechender
Selbstverpflichtungen i.S.d. Art. 4 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen, die aller-
dings an der Zielsetzung des Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen zu mes-
sen sind.>®?

Gegen eine Rechtsverbindlichkeit des Temperaturziels kdnnte zwar argumen-
tiert werden, dass die Einbettung einer solchen Zielsetzung in einen volkerrecht-
lich verbindlichen Vertrag nicht notwendigerweise eine Rechtsverbindlich-
keit dieser Bestimmung zur Folge hat.*®® Das Pariser Ubereinkommen regelt die
2,0°C- bzw. 1,5°C-Grenze allerdings in der Weise, in welcher die von den Ver-
tragsstaaten festzulegenden Reduktionsziele sich ihrem Umfang nach an dieser
orientieren miissen, sodass die NDCs an diesem Ziel zu messen sind, um dieses
Klimaschutzziel auch tatsichlich umsetzen zu konnen.>**

Mit dem Temperaturziel legen die Vertragsstaaten de facto eine verbindliche
globale Emissionsobergrenze fest.**> Mithin wurde mit dem Pariser Ubereinkom-
men erstmalig ein verbindliches globales Schutzziel vereinbart, wonach die
durchschnittliche Erderwdrmung im Durchschnitt auf deutlich unter 2 °C, mdg-
lichst allerdings unter 1,5°C gegeniiber dem vorindustriellen Niveau zu begren-
zen ist,>*® wobei auch die zu festzulegenden und zu iibermittelnden NDCs die-
sem Ziel geniligen miissen und dementsprechend auch in regelméfBigen Abstin-
den zu verschirfen sind.*®” Der innerhalb der einschligigen Literatur teilweise
vertretenen Ansicht, wonach sich die Vertragsstaaten lediglich im Hinblick auf
die Zielfestlegung, infolge der Unverbindlichkeit der Absichtserkldrungen aller-

361 Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Grenzen des
Rechts, DVBI 2017, S. 97 (100).

362 Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Grenzen des
Rechts, DVBI 2017, S. 97 (98 ff.).

363 So Bihringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S. 753
(779).

364 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (356).

365 So auch Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Gren-
zen des Rechts, DVB12017, S. 97 (104).

366 Kreuter-Kirchhof, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 6. Abschnitt,
Rn. 37. Zur Temperaturobergrenze vgl. im Einzelnen unter § 2 A.1Il. 1.¢)aa).

367 Kreuter-Kirchhof, in: Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht (2019), 6. Abschnitt,
Rn. 37.
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dings wohl nicht zu deren Erreichung und infolgedessen auch nicht zu einem
entsprechenden Verhalten verpflichten,**® kann deshalb nicht gefolgt werden.>®’

Es ist vielmehr von einer rechtsverbindlichen Wirkung zumindest des Tempe-
raturziels im Kontext des Pariser Ubereinkommens auszugehen. Ferner ist davon
auszugehen, dass die Reduktionsbeitriige der Vertragsstaaten im Falle einer Uber-
schreitung dieser Temperaturobergrenze als unzureichend einzuordnen wiren.>”°
Zwar ist durchaus eine inhaltliche Diskrepanz zwischen der festgelegten Tempe-
raturobergrenze im Sinne des Art. 2 sowie dem botfom-up-Ansatz des Art. 4 Pa-
riser Ubereinkommen ersichtlich.*”" Diese Ungenauigkeit hebt allerdings keines-
wegs die rechtliche Verbindlichkeit des Temperaturziels im Sinne des Art. 2
Abs. 1 lit a) auf.>’? Vielmehr sind diese beiden Normen zusammenzulesen.®”

Es ist festzuhalten, dass die Vorschrift des Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Uberein-
kommen eine volkerrechtlich bindende Minderungsverpflichtung festlegt, die den
Vertragsstaaten ein entsprechendes Verhalten sowohl im Sinne von Handlungen,
aber auch von der Vermeidung pflichtwidrigen Unterlassens abverlangt.>’* Kon-
kret geht es um die Verpflichtung, den ,,Anstieg der durchschnittlichen Erdtem-
peratur auf deutlich unter 2 °C* zu halten sowie Anstrengungen zu unternchmen,
,»um den Temperaturanstieg auf 1,5°C iiber dem vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen®. Festgelegt wird damit unbestritten die volkerrechtliche Pflicht zur Re-
duktion der globalen Emissionen derart, dass die diese Temperaturziele eingehal-
ten werden.

368 So u.a. Bohringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZasRV 76 (2016),
S.753 (761).

369 Zur Diskussion innerhalb der internationalen Literatur vgl. etwa: Voigt/Ferreira,
Differentiation in the Paris Agreement, Climate Law, Band 6 (2016), S. 58 (67), die von
einer Verbindlichkeit ausgehen; sowie, die Verbindlichkeit ablehnend: Bodansky, The
Legal Character of the Paris Agreement, RECIEL, Band 25, Ausgabe 2 (2016), S. 142
(146).

370 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (356), wonach dies nicht zuletzt im Kontext der gemeinsamen Verantwortung
der Staaten fiir ,,Joss and damage* von Bedeutung sei.

371 Siehe hierzu im Einzelnen unten unter § 2 A.1IL. 1.¢)bb).

372 Zu diesem Ergebnis kommt schlieBlich auch Béhringer, Das neue Pariser Klima-
iibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753 (754 a.E.), wonach das Pariser Ubereinkom-
men nichtsdestotrotz einen volkerrechtlich verbindlichen Rahmen schaffe.

373 So auch Thorgeirsson, in: Klein et al., The Paris Agreement on Climate Change —
Analysis and Commentary, S. 123 (127).

374 So auch Ekardt/Wieding/Zorn, S. 16 1t. Die Einordnung der festgelegten Tempera-
turobergrenze als Minderungsverpflichtung wird von Béhringer abgelehnt, vgl. Bohrin-
ger, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, Za6RV 76 (2016), S. 753 (761); demnach
handele es sich aufgrund der in Art. 4 Pariser Ubereinkommen geregelten Selbstver-
pflichtungen nicht um eine Verpflichtung zur Minderung. Im Einzelnen zum Verhéltnis
zwischen Art. 2 und Art. 4 Pariser Ubereinkommen siehe unten unter § 2 A.IIL 1.
e)bb).
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Diesem Ansatz folgend haben die Vertragsstaaten infolge des In-Kraft-Tretens
des Pariser Ubereinkommens und damit auch der bindenden Einfiihrung der
Temperaturobergrenze jedenfalls den Eintritt von negativen, klimawandelbeding-
ten Veranderungen in der Umwelt zu verantworten. Der Untergang eines gesam-
ten Staatsgebietes wire als eine solche Folge des voranschreitenden Klimawan-
dels zu bewerten.’”® Die relevante Temperaturobergrenze stellt zwar dem Grunde
nach kein Novum dar und wurde bereits im Kontext der Vertragsstaatenkonferen-
zen als mogliche Obergrenze festgelegt.’’® Hervorzuheben ist jedoch, dass wih-
rend das Kyoto-Protokoll noch ausschlieBlich auf verbindliche Zielwerte fiir den
AusstoB von Treibhausgasen in den Industrielindern setzte, im Pariser Uberein-
kommen erstmals ein rechtsverbindlicher Grenzwert hinsichtlich des Temperatur-
anstiegs festgelegt wird.

(4) Weitere Regelungen

Im Sinne des Art. 2 Abs. 1 lit b) Pariser Ubereinkommen wird dariiber hinaus
festgelegt, dass ,,die Fahigkeit zur Anpassung an die nachteiligen Auswirkungen
der Klimadnderungen erhoht und die Widerstandsfahigkeit gegeniiber Klima-
dnderungen sowie eine hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarme Entwick-
lung so gefordert wird, dass die Nahrungsmittelerzeugung nicht bedroht wird®.
Demnach wird entsprechend dieser Norm neben der Festsetzung einer Tempe-
raturobergrenze auch das Ziel einer Erhohung der Anpassungsfihigkeit an die
nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels sowie der Widerstandsfahigkeit,
wihrend die Nahrungsmittelproduktion sichergestellt bzw. gewihrleistet werden
soll, festgelegt.>”” SchlieBlich wird in Art. 2 Abs. 1 lit ¢) Pariser Ubereinkommen
das ebenfalls bedeutsame Ziel einer ,klimavertragliche(n) Finanzierungshilfe
festgelegt, indem ,,die Finanzmittelfliisse in Einklang gebracht werden mit einem
Weg hin zu einer hinsichtlich der Treibhausgase emissionsarmen und gegeniiber
Klimadnderungen widerstandsfahigen Entwicklung®. Die Finanzmittelfliisse sol-
len zu einer Treibhausgasemissionsreduktion sowie generell zu einer klimascho-
nenden sowie klimaresistenten Entwicklung beitragen.®”®

Gemif den Regelungen des Art. 2 Abs. 2 wird das Pariser Ubereinkommen
,»als Ausdruck der Gerechtigkeit und des Grundsatzes der gemeinsamen, aber un-
terschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fihigkeiten angesichts der
unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten durchgefiihrt.*”® Der Hinweis auf

375 Vgl. hierzu insbesondere Kehrer, S. 12 1.

376 Vgl. insbesondere die Cancin Agreements, Entscheidung 1/CP.16, Abs. 4, UN
Doc. FCCC/CP/2010/7/Add.1.

377 Bohringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(761).

378 Ebd.

379 Vgl. zu diesen Grundsitzen im Einzelnen oben unter § 2 A.IIL. 1.c¢).
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die Grundsitze der Gerechtigkeit sowie der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen
nationalen Gegebenheiten beinhaltet insoweit eine Anerkennung des umweltvol-
kerrechtlichen Prinzipiengefiiges, welches auf die rechtlich verbindlichen Rege-
lungen insoweit Einfluss nehmen, dass die genannten Zielsetzungen stets unter
den einschldgigen Gerechtigkeitserwagungen, welche durch die allgemeinen
Grundsitze vorgegeben sind, zu betrachten sind.

(5) Zwischenergebnis

Zusammenfassend sind die Vertragsstaaten auf Grundlage des Art. 2 Abs. 1
lit a) Pariser Ubereinkommen verpflichtet, ihr Verhalten unter Beriicksichtigung
des Temperaturziels anzupassen. Hierbei diirften sie sich nicht lediglich auf die
Grenze von deutlich unter 2°C fokussieren, sondern miissen vielmehr konkrete
MaBnahmen ergreifen, die liber diese Zielsetzung hinaus geeignet sind, auch das
1,5°C-Ziel zu erfiillen, wobei aufgrund des Wortlautes der Norm davon auszuge-
hen ist, dass die Temperaturobergrenze bei 1,7°C bis 1,8 °C anzusetzen ist, um
den Anforderungen an die Anstrengungen hin zu 1,5°C im Sinne dieser Norm
gerecht zu werden.*®® Im Mittelpunkt der Regelungen des Pariser Ubereinkom-
mens steht somit die rechtlich verbindliche Vorgabe einer absoluten Temperatur-
obergrenze in einem vélkerrechtlichen Vertrag.>®' Dieses Ziel beschreibt nicht
lediglich die Erreichung einer bestimmten Zahl, sondern konkretisiert vielmehr
das bereits in Art.2 des Rahmeniibereinkommens statuierte Ziel, wonach eine ,,ge-
fihrliche anthropogene Stérung des Klimasystems* verhindert werden muss.>®?

30 Ekardt/Wieding/Zorn, S.16. Andere Ansicht: Bohringer, Das neue Pariser Kli-
maiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753 (761), wonach das 1,5°C-Ziel lediglich
Symbolcharakter trage und keine rechtlich verbindliche Vorgabe beinhalte; dieser An-
sicht ist allerdings bereits deshalb nicht zu folgen, weil sie die rechtliche Verbindlich-
keit des 1,5°C-Ziels aufgrund der Unwahrscheinlichkeit dieser Zielerreichung festzu-
legen versucht. Demnach miissten die globalen CO,-Emissionen bis ca. 2070 auf null
reduziert werden, was unwahrscheinlich sei. Eine dariiberhinausgehende Analyse der
vermeintlich unterschiedlichen rechtlichen Verbindlichkeit der beiden Temperaturziele
erfolgt nicht. Ein Abstellen ausschlieBlich auf die Erfolgsaussichten einer Regelung ge-
niigt indes nicht den Anforderungen an eine Gesetzesauslegung. Insbesondere im Vol-
kervertragsrecht kann davon ausgegangen werden, dass sich die Vertragsstaaten durch-
aus bewusst sind, zu welchen Mafinahmen sie sich auf Grundlage einer solchen Norm
verpflichten. Die blole Nichteinhaltung bzw. der Verstofl gegen volkerrechtliche Ver-
pflichtungen fithren demnach nicht etwa zur fehlenden Verbindlichkeit der Norm, son-
dern konnen vielmehr entsprechende Rechtsfolgen zur Folge haben. Die Effektivitit ei-
ner umweltvolkerrechtlichen Regelung betrifft nicht ihre rechtliche Bindungswirkung;
vgl. zur Effektivitit des Umweltvolkerrechts u.a. Epiney, Umweltvolkerrecht, JuS 2003,
S. 1066.

31 Stische, Entwicklungen des Klimaschutzrechts und der Klimaschutzpolitik 2016/
17, EnWZ 2017, S. 308 (309).

32 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (134).
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Zu beachten ist ferner das auf Grundlage des umweltvolkerrechtlichen Prinzi-
piengefiiges auch in die operativen Vorschriften hineinwirkende Vorsorgeprinzip,
das solches Verhalten verbietet, welches ein bedeutendes Risiko fiir die Mensch-
heit darstellt.>®® Unter Beriicksichtigung des erwihnten Prinzipiengefiiges ist die
Vorschrift des Art. 2 Pariser Ubereinkommen so zu deuten, dass die dort ge-
regelte Temperaturobergrenze es den Staaten gebietet, den Eintritt von Féllen,
in denen sich ein bedeutendes Risiko fiir die Menschheit bewahrheitet, zu ver-
hindern. Der Untergang eines Staates infolge des anthropogenen Klimawandels
stellt eine solche Konstellation dar, welche sich als bedeutendes Risiko fiir die
Menschheit realisieren konnte sowie eine gefdhrliche anthropogene Stérung des
Klimasystems im Sinne des Art. 2 des Rahmeniibereinkommens.

Der Eintritt eines solchen Szenarios wiirde sich nicht nur nachteilig auf die
Bevolkerung des betroffenen Staates, sondern auf die gesamte Menschheit
auswirken. Ein extremer Meeresspiegelanstieg wiirde ferner nicht nur einzelne
Staaten betreffen, sondern vielmehr alle Kiistenstaaten negativ beeinflussen. Die
Temperaturobergrenze im Sinne des Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen
stellt demnach eine volkervertragsrechtliche Pflicht dar, die im Falle des Eintritts
eines Szenarios, welcher zum Untergang eines Staates ohne Rechtsnachfolge in-
folge des anthropogenen Klimawandels fithren wiirde, verletzt sein kdnnte.

bb) Minderung und Anpassung

Neben der Festlegung einer Temperaturobergrenze sowie der Einordnung der
sonstigen iibergeordneten Ziele im Rahmen des Art. 2 Pariser Ubereinkommen
werden auch MaBnahmen zur Minderung und Anpassung in den operativen Vor-
schriften festgelegt. Die Regelung des Art. 3 Pariser Ubereinkommen stellt sei-
nem Wortlaut nach zunichst einen Bezug zwischen dem in Art. 2 Pariser Uber-
einkommen festgelegten Ziel im Sinne der Temperaturobergrenze sowie der da-
raus entstehenden Notwendigkeit zur Festlegung sowie Ubermittlung ,,national
festgelegte(r) Beitrdge zu der weltweiten Reaktion auf Klimaidnderungen ehr-
geizige Anstrengungen im Sinne der Artikel 4, 7, 9, 10, 11 und 13* her.

(1) Inhaltliche Einordnung

Gegenstand der Regelung des Art. 3 Pariser Ubereinkommen ist die Festle-
gung von Mitteln zur Erreichung des in Art. 2 Art.1 Pariser Ubereinkommen
genannten Ziels. Als Grundlage fiir die Erreichung des Temperaturziels dienen
die INDCs/NDCs der Vertragsstaaten als einzelstaatliche Beitrdge zur Emissions-
reduktion. In beiden Féllen handelt es sich um Zusagen der Staaten iiber ihre
Reduktionsbeitrige. Diese werden selbststindig durch die Vertragsstaaten auf na-

383 Ekardt/Wieding/Zorn, S. 18.
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tionaler Ebene, nicht aber volkervertragsrechtlich determiniert.*®** Das Pariser
Ubereinkommen unterscheidet begrifflich zwischen den ,Intended Nationally
Determined Contributions® (,,INDCs*), welche innerhalb der Vorbereitungsphase
gemeldet wurden und demnach noch keine vertragliche Grundlage hatten, sowie
den ,,Nationally Determined Contributions* (,,NDCs*), welche bereits auf Grund-
lage des Pariser Ubereinkommens bzw. in den fiinfjihrigen Uberpriifungsrunden
nach Zustandekommen des Vertrages zu iibermitteln sind.>®> Die inhaltlichen
Anforderungen an INDCs bzw. NDCs werden dennoch durch das Volkerrecht
maligeblich beeinflusst. So miissen sich die Reduktionsbeitrige bereits auf
Grundlage der sich aus den allgemeinen Prinzipien des Umweltvolkerrechts er-
gebenden Grundsitze®®® nach dem MaBstab der ,highest possible ambitions”
messen lassen, obgleich sich dies nicht aus dem Wortlaut des Pariser Uberein-
kommens ergibt.*®’

Besonderes Augenmerk ist auf die Vorschrift des Art. 4 Pariser Ubereinkom-
men zu legen. In diesem Zusammenhang wird gemifl Art. 4 Abs. 1 Pariser Uber-
einkommen zunichst festgelegt, dass ,,die Vertragsparteien bestrebt (sind), so
bald wie moglich den weltweiten Scheitelpunkt der Emissionen von Treibhaus-
gasen zu erreichen (...) und danach rasche Reduktionen im Einklang mit den
besten verfiigbaren wissenschaftlichen Erkenntnissen herbeizufiihren, um in der
zweiten Hilfte dieses Jahrhunderts ein Gleichgewicht zwischen den anthropoge-
nen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und dem Abbau solcher Gase
durch Senken auf der Grundlage der Gerechtigkeit und im Rahmen der nachhal-
tigen Entwicklung und der Bemiihungen zur Beseitigung der Armut herzustel-
len“. Dieses Vorgehen dient der wortlichen Auslegung der Norm nach explizit
dem ,Erreichen des in Artikel 2 genannten langfristigen Temperaturziels®.
Gleichzeitig wird im Rahmen dieser Norm ,,anerkannt (...), dass der zeitliche
Rahmen fiir das Erreichen des Scheitelpunkts bei den Vertragsparteien, die Ent-
wicklungslinder sind, grofer sein wird*.

(2) Zielsetzung

Die Vertragsstaaten streben im Lichte des in Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Uber-
einkommen festgelegten Temperaturziels nach Art. 4 Abs. 1 Pariser Ubereinkom-

384 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (354).

385 Ebd.

386 Vgl. hierzu im Einzelnen oben unter § 2 A.II.

387 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (355). Dies gelte jedenfalls fiir NDCs. Siehe dort ferner zur vertiefenden Ana-
lyse hinsichtlich der inhaltlichen Anforderungen an INDCs bzw. NDCs. In rechtlicher
Hinsicht sei insbesondere zwischen den inhaltlichen Anforderungen hinsichtlich der
»Qualitdt“ der jeweils iibernommenen Beitrdge zur THG-Reduktion und deren Bin-
dungswirkung fiir die betreffenden Staaten hinsichtlich deren Verpflichtung zur Umset-
zung der jeweiligen ,,()NDCs* zu unterscheiden, vgl. S. 354.
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men ein ,,global peaking* und damit die Erreichung des Hohepunktes des Treib-
hausgasausstoB3es so schnell wie moglich an, wobei anerkannt wird, dass die Ent-
wicklungslidnder hierfiir im Sinne des Grundsatzes der gemeinsamen, aber un-
terschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fihigkeiten angesichts der
unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten mehr Zeit benotigen werden.*®®
Nachdem dieser Hohepunkt erreicht ist, soll eine ziigige Reduktion der Treib-
hausgasemissionen und somit faktisch eine Dekarbonisierung stattfinden,*® um
zur zweiten Jahrhunderthilfte einen vollstindigen Ausgleich zwischen Treibhaus-
gasemissionen und deren Abbau und damit eine Treibhausgasneutralitit zu errei-
chen.** Dies impliziert auch die Moglichkeit eines Ausgleichs durch sog. ,,ne-
gative Emissionen” bspw. durch die Bindung von CO, u.a. durch Aufforstung
zur Senkung der Netto-Treibhausgas-Emissionen auf null **!

Der Regelung des Art. 4 Pariser Ubereinkommen liegt allerdings ein sog.
bottom-up-Ansatz zur Erreichung des Temperaturziels zugrunde, indem die Ver-
tragsstaaten — anders als noch im Rahmen des Kyoto-Protokolls, welches kon-
krete und individuelle Verpflichtungen zur Emissionsreduktion fiir die einzelnen
Staaten vorgab — nunmehr selbst im Sinne des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Pariser Uberein-
kommen NDCs fesﬂegen.392 Entsprechend dieser Norm ,,erarbeitet, iibermittelt
und behilt (jede Vertragspartei) aufeinanderfolgende national festgelegte Bei-
trage bei, die sie zu erreichen beabsichtigt”. Hierzu ergreifen die Vertragspar-
teien gemdfy Art. 4 Abs. 2 S. 2 Pariser Ubereinkommen ,,innerstaatliche Minde-
rungsmafnahmen, um die Ziele dieser Beitrdge zu verwirklichen®.

Alle Vertragsparteien werden demnach verpflichtet, einen individuellen und
auf nationaler Ebene zu bestimmenden Klimaschutzbeitrag vorzubereiten bzw. zu
bestimmen, welcher die nationalen MaBinahmen zur Zielerreichung umfasst so-
wie diesen nationalen Plan an die zustindige Stelle zu iibermitteln.*** Samtliche

388 Bohringer, Das neue Pariser Klimailibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(760). Vgl. auch Vifiuales, The Paris Climate Agreement: An Initial Examination
(Part IT of III), 08.02.2016, online abrufbar unter: www.ejiltalk.org (zuletzt aufgerufen
am 05.11.2022).

389 Zur Notwendigkeit der Dekarbonisierung insbesondere im Energiesektor vgl. ins-
besondere IPCC, Climate Change 2014: Mitigation of Climate Change — Contribution
of Working Group III to the Fifth Assessment Report (2014), S. 480 sowie IPCC, Cli-
mate Change 2022: Mitigation of Climate Change — Contribution of Working Group III
to the Sixth Assessment Report, 2022, Summary for Policy Makers, C.8 und C.8.5.

390 Béhringer, Das neue Pariser Klimailibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(760).

_ 39 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (134).

392 Béhringer, Das neue Pariser Klimailibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(762).

393 Vgl. hierzu Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klima-
schutz: Das Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (134) sowie Béhringer, Das
neue Pariser Klimaiibereinkommen, Za6RV 76 (2016), S.753 (762).



108 § 2 Staatenverantwortlichkeit im Kontext des Pariser Ubereinkommens

Vertragsstaaten legen selbststindig fest, wie und in welchem Umfang sie zur
Zielerreichung beitragen wollen.*** Die NDCs selbst sind allerdings nicht Be-
standteil des Pariser Ubereinkommens und entfalten keine rechtliche Verbind-
lichkeit.**> Diese sind im Sinne des Pariser Ubereinkommens lediglich einigen
verfahrensrechtlichen Vorgaben sowie einer Mindestanforderungsklausel, nach
der Riickschritte hinsichtlich des Umfangs von Emissionsreduktionen ausge-
schlossen sind, unterworfen.>®® Der Ansatz der rechtlichen Unverbindlichkeit
der nationalen Klimaschutzbeitrige bzw. NDCs beriicksichtigt nicht zuletzt die
Beanstandung, wonach verbindliche Klimaschutzbeitrdge nicht mehrheitsfahig
seien.*”” GemiB Artikel 3 Pariser Ubereinkommen werden die ,,Anstrengungen
aller Vertragsparteien (...) im Laufe der Zeit eine Steigerung darstellen, wobei
die Notwendigkeit anerkannt wird, die Vertragsparteien, die Entwicklungslénder
sind, bei der wirksamen Durchfiihrung dieses Ubereinkommens zu unterstiitzen®.

(3) Rechtliche Einordnung

Fraglich ist, ob die Vertragsstaaten lediglich zur Ubermittlung oder auch zur
tatsdchlichen Umsetzung der von ihnen iibermittelten INDCs bzw. NDCs volker-
rechtlich verpflichtet sind. Eine solche vélkerrechtliche Verpflichtung gegeniiber
anderen Staaten ergibt sich nicht bereits aus dem Umstand, dass die INDCs sowie
NDCs sowie deren Umsetzung im nationalen Recht verankert werden.*’® Eine
interne Selbstverpflichtung eines Staates zur Umsetzung der tibermittelten Bei-
triige im Sinne des Art. 4 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen fiihrt demnach noch
nicht zu einer voélkerrechtlichen Umsetzungsverpflichtung gegeniiber anderen
Staaten. Allerdings verstieBe ein Staat, der die eigenstindig bestimmten INDCs

394 Béhringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(762). Vgl. auch Vifiuales, The Paris Climate Agreement: An Initial Examination
(Part II of III), 08.02.2016, online abrufbar unter: www.ejiltalk.org (zuletzt aufgerufen
am 05.11.2022).

35 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (134).

39 Béhringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(762). Vgl. auch Vifiuales, The Paris Climate Agreement: An Initial Examination
(Part II of III), 08.02.2016, online abrufbar unter: www.ejiltalk.org (zuletzt aufgerufen
am 05.11.2022).

397 Vgl. auch Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klima-
schutz: Das Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (134).

398 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (355). Demnach sei zwischen der internen Bindung nach nationalem Recht bei-
spielsweise durch eine Selbstbindung eines Staates zur Umsetzung der {ibermittelten
Reduktionsbeitridge sowie einer volkerrechtlichen Bindung gegeniiber anderen Staaten
zu unterscheiden, wobei als Beispiel fiir die Selbstbindung einer Regierung an auf na-
tionaler Ebene festgelegte Klimaziele die Entscheidung des District Court of the Hague
im Urgenda-Fall (Rechtbank Den Haag (2015) C/09/456689 (Urteil v. 24.06.2015, vgl.
u.a. Rn. 4.351f)) zu nennen sei.
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iiberschreitet, gegen die umweltvolkerrechtliche Sorgfaltspflicht.**® Ein solcher
Versto3 wire ggf. als ,,internationally wrongful act” im Sinne der ILC-Artikel zu
kategorisieren, sodass sich Staaten, die infolge dieses Verhaltens einen Nachteil
erleiden, die Beachtung der festgelegten INDCs/NDCs von den anderen Ver-
tragsstaaten einfordern konnten.**

Bereits seinem Wortlaut nach ergibt sich aus der Norm des Art. 4 Abs. 2 Pari-
ser Ubereinkommen eine Verpflichtung der Vertragsstaaten, entsprechende NDCs
festzulegen, zu iibermitteln und sukzessive anzupassen.*®’ Im Hinblick auf die
Regelung des Art. 4 Pariser Ubereinkommen ist jedoch zu iiberpriifen, inwieweit
die Regelung einer Temperaturobergrenze von deutlich unter 2 °C auf Grundlage
des Art. 2 Pariser Ubereinkommen mit der Mbglichkeit der Festlegung eigener
Reduktionsziele im Sinne des Art. 4 Pariser Ubereinkommen in Einklang zu
bringen ist. Aufgrund der sehr ambitionierten Zielsetzung des Art. 2 Abs. 1 Pari-
ser Ubereinkommen, wonach die Erderwirmung auf deutlich unter 2°C gegen-
iber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen ist und sogar Anstrengungen
in Richtung 1,5°C von den Vertragsparteien erwartet werden, erscheint ein Re-
gelungswiderspruch zwischen dieser sowie der Norm des Art. 4 Abs.1 Pariser
Ubereinkommen zu bestehen, da nach dem bottom-up-Ansatz des Letzteren so-
wie seines Wortlautes, wonach die Vertragsparteien lediglich ,,bestrebt™ sind, den
Hohepunkt des TreibhausgasausstoBBes so schnell wie moglich zu erreichen sowie
gemiB Art. 4 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen hierzu eigene nationale Minde-
rungsplidne beschlieBen kdnnen.

Fraglich ist demnach, welcher Vorschrift die Vorrangigkeit und nicht zuletzt
auch eine Rechtsverbindlichkeit zuzuordnen ist.**? Vélkerrechtliche Vertrige
sind gemiB Art. 31 Abs. 1 WVK nach Treu und Glauben auszulegen.*”> Gemeint
ist hierbei insbesondere die Auslegung nach Wortlaut, Systematik, und Telos,
aber auch die Beriicksichtigung einer historischen Auslegung.*** In Betracht
kommt eine Vorrangigkeit der Norm des Art. 2 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen.
Hierfiir spricht nicht nur die Erkenntnis aus einer systematischen Auslegung,
nach der dieser Norm eine herausgehobene Stellung durch die Positionierung zu
Anfang der operativen Vorschriften sowie durch seine Bedeutung als Zielnorm

399 Siehe hierzu oben unter § 1 B.1.2.

400 Vgl. auch Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht,
ZUR 2016, S. 352 (355), der hierbei konkret auf die Art. 29 und 30 ILC-Artikel ver-
weist (dort Fn. 33).

401 Vgl. auch Proel, Klimaschutz im Volkerrecht nach dem Paris Agreement:
Durchbruch oder Stillstand?, ZfU 2016, S. 58 (64).

402 Vel. hierzu auch Ekardt/Wieding/Zorn, S. 20.

403 Berner, Authentic Interpretation in Public International Law, ZadRV, Band 76,
2016, S. 845 (848).

404 Herdegen, Interpretation in International Law, Max Planck Encyclopedias of In-
ternational Law, Rn. 12 ff.
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des Ubereinkommens zukommt, sondern mitunter auch das Argument, dass eine
Auslegung zu Gunsten des Art. 4 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen als vorrangiger
Norm zu einer Verletzung des Art. 2 Abs.1 Pariser Ubereinkommen fiihren
wiirde, wohingegen infolge einer umgekehrten Interpretation zu Gunsten des
Art. 2 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen keine Verletzung des Art. 4 Abs. 1 Pariser
Ubereinkommen vorlige.**

Ferner spricht die teleologische Auslegung der Normen fiir eine normhierar-
chisch iiberlegene und damit vorrangige Stellung des Art. 2 Abs. 1 Pariser Uber-
einkommen gegeniiber dem Art. 4 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen, da Letztere
aus diesen Gesichtspunkten zu Gunsten der Entwicklungs- und Schwellenldnder
so zu verstehen ist, dass diesen im Vergleich zu den entwickelten Staaten mehr
Zeit zur Reduktion der Emissionen eingerdumt werden soll.**® Hierfiir spricht
aufgrund der systematischen Einordnung nicht zuletzt auch der Art. 3 Abs. 2 Pa-
riser Ubereinkommen, wonach ausdriicklich ,,die Notwendigkeit anerkannt wird,
die Vertragsparteien, die Entwicklungslander sind, bei der wirksamen Durchfiih-
rung dieses Ubereinkommens zu unterstiitzen®. Selbst der Wortlaut des Art. 4
Abs. 1 Pariser Ubereinkommen greift diese Uberlegung auf und stellt fest, dass
»anerkannt wird, dass der zeitliche Rahmen fiir das Erreichen des Scheitelpunkts
bei den Vertragsparteien, die Entwicklungslander sind, grofier sein wird“. Dem-
nach gibt die Norm des Art. 2 Abs.1 Pariser Ubereinkommen das inhaltliche
Ziel vor, wihrend die Regelung Art. 4 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen im vorge-
gebenen Rahmen regelt, wie das vorgegebene Ziel erreicht werden soll.

Diese Auslegungsweise ist auch unter Beriicksichtigung des modernen um-
weltvolkerrechtlichen Prinzipiengefiiges vorzugswiirdig, da diese in besonderem
Mafe auch dem Gerechtigkeitsgedanken entspricht und im Ergebnis die beson-
dere Schutzwiirdigkeit der besonders betroffenen Staaten, die nur in geringem
Umfang zur Beschleunigung des anthropogenen Klimawandels beigetragen ha-
ben, beriicksichtigt. Vorrangig muss auf dieser Grundlage die Einhaltung der
Temperaturobergrenze sein. Dementsprechend kann die Regelung des Art. 4
Abs. 1 Pariser Ubereinkommen auch keine Auswirkungen auf die Rechtsverbind-
lichkeit auf die in Art. 2 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen geregelte Temperatur-
obergrenze haben.

405 Ekardt/Wieding/Zorn, S. 20f. Eine Verletzung des Art. 4 Abs. | Pariser Uberein-
kommen bei einer Interpretation zu Gunsten des Art. 2 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen
wiirde demnach bereits deshalb nicht vorliegen, weil die erstgenannte Norm keine Re-
gelung beinhaltet, nach der eine schnellere Erreichung der anvisierten Ziele verboten
wire. Dariiber hinaus spricht auch die Norm des Art. 3 Pariser Ubereinkommen aus
systematischer Sicht fiir diese Interpretationsweise, nach der die Regelung des Art. 4
Pariser Ubereinkommen explizit der Erfiillung des in Art. 2 Pariser Ubereinkommen
statuierten Ziels dient.

406 Ekardt/Wieding/Zorn, S. 20.



A. Pflichtverletzung 111

(4) Zwischenergebnis

Im Ergebnis ist der bottom-up-Ansatz sowie das in Art. 4 Abs. 1 Pariser Uber-
einkommen normierte Vorgehen zur Erreichung der in Art. 2 Abs.1 Pariser
Ubereinkommen festgelegten Ziele lediglich zu Gunsten der Entwicklungslinder
auszulegen, tangiert jedoch nicht die rechtliche Verbindlichkeit der Temperatur-
obergrenze flir die Gesamtheit der Vertragsstaaten. Zwar wird anerkannt, dass die
Entwicklungslander mehr Zeit benétigen werden, um ihren Hohepunkt des Treib-
hausgasausstoBes zu erreichen,**” allerdings setzen die Regelungen des Art. 4
Abs. 1 Pariser Ubereinkommen die rechtlich verbindliche Zielsetzung des Art. 2
Abs. 1 Pariser Ubereinkommen nicht etwa auBer Kraft, sondern verpflichten viel-
mehr die entwickelten Linder dazu, dementsprechend umfangreichere Mafinah-
men zu treffen, um den Entwicklungslindern dem Grundsatz der gemeinsamen,
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten ange-
sichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten gerecht werdend grofere
Freiheit bei der Durchfiihrung der notwendigen Anpassungsmafinahmen einzu-
rdumen.

Fiir diese Auslegungsweise spricht auch der Wortlaut des Art. 4 Abs. 2 Pariser
Ubereinkommen, welcher rechtsverbindlich vorgibt, dass alle Vertragsparteien
eigene Klimaschutzbeitrige erarbeiten und iibermitteln sowie die hierfiir notwen-
digen nationale MaBnahmen ergreifen miissen. Diese Norm gilt fiir entwickelte
Léander sowie Entwicklungslénder gleichermalen, allerdings ergibt sich aus der
Regelung des Art. 4 Abs. 4 Pariser Ubereinkommen eine Unterscheidung zwi-
schen entwickelten Léndern und Entwicklungslandern dahingehend, dass sich die
Emissionsreduktionsziele zwischen diesen unterscheiden. Wéhrend die entwi-
ckelten Lander angehalten werden, absolute gesamtwirtschaftliche Ziele zu for-
mulieren, sollen die Entwicklungslidnder ihre Klimaschutzanstrengungen lediglich
verstirken, werden allerdings dazu ermutigt, entsprechend ihrer individuellen
Kapazititen mit der Zeit ebenfalls gesamtwirtschaftliche Ziele anzustreben.**®
GemiB des in Art. 4 Abs. 9 Pariser Ubereinkommen verankerten Progressions-
gebotes miissen alle Vertragsstaaten jedenfalls alle fiinf Jahre neue und stets
umfangreichere Klimaschutzbeitrige festlegen und iibermitteln.** Im Kontext
der Maflnahmen zur Minderung wird den Vertragsstaaten zudem auf Grundlage
des Art. 6 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen erméglicht, die individuellen nationa-
len Beitrdge durch freiwillige Kooperation im Wege der durch Art. 6 Abs. 2 und
3 Pariser Ubereinkommen vorgesehenen Internationally Transferred Mitigation

47 Bohringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZaoRV 76 (2016), S.753
(760).
498 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (134).

409 Ebd. Dies sei erstmals fiir das Jahr 2020 vorgesehen gewesen.
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Outcomes (ITMOs) zu erfiillen sowie einen entsprechenden Markt hierfiir zu
schaffen.*!”

Neben den Regelungen zur Minderung finden sich auch solche zur Anpassung
im Pariser Ubereinkommen. Dieser Thematik wird im Vergleich zum Rahmen-
iibereinkommen sowie zum Kyoto-Protokoll nunmehr groflere Bedeutung zuteil,
wobei sich die Vertragsstaaten zum Ziel setzen, ihre Resilienz im Sinne von An-
passungsmodalititen an den Klimawandel zu erhéhen.*'' Einschligige Anpas-
sungsmaBnahmen werden in Art.7 Pariser Ubereinkommen geregelt. Vorrangig
wird eine Minimierung der negativen Folgen des anthropogenen Klimawandels
angestrebt, allerdings sind auch Maflnahmen vorgesehen, die eine effektive An-
passung an den hierdurch verursachten negativen Auswirkungen ermoglichen
sollen.*'? Die AnpassungsmaBnahmen sollen gemiB Art.7 Abs. 5 Pariser Uber-
einkommen in bevorzugter Weise auch die besonders betroffenen Gemeinschaf-
ten beriicksichtigen.

cc) Verluste und Schiden

Parallel zu den Anpassungsmafinahmen gewinnen auch die volkerrechtlichen
Regelungen zu den klimawandelbedingten Verlusten und Schiden zunehmend an
Relevanz.*'® Konkrete MaBnahmen beinhalten gemiB Art. 8 Abs. 4 Pariser Uber-
einkommen u.a. die Kooperation bei der Entwicklung von Friihwarnsystemen,
beim Katastrophenschutz und der Notfallvorsorge sowie bei der Risikobewertung
und der Entwicklung von Versicherungslosungen.*'* Besonders betroffen von
Verlusten und Schiden sind die kleinen Inselstaaten wie Kiribati, dessen Verluste
und Schéden trotz einschldgiger Anpassungsstrategien hinsichtlich des Meeres-
spiegelanstiegs bis zum Jahr 2050 einen finanziellen Umfang von iiber 34 % des
staatlichen BIP erreichen konnte.*'”

410 Bihringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZadRV 76 (2016), S.753
(769). Zu den verschiedenen Kooperationsmoglichkeiten durch marktbasierte Mechanis-
men vgl. auch Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klima-
schutz: Das Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (135).

41 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (135).

412 Bohringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZaoRV 76 (2016), S.753
(774).

413 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (356).

414 Siehe auch Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht,
ZUR 2016, S. 352 (356).

415 Weltbank, Project Appraisal Document on a Proposed Grant from the Global En-
vironment Facility — Least Developed Country Fund in the Amount of US$ 3.0 million
to the Republic of Kiribati for the Kiribati Adaptation Programme — Phase III, S. 2;
online abrufbar unter: https://documents].worldbank.org/curated/en/88499146827
2402948/pdf/638740PADO0OP110e00nly0900BOX361536B.pdf (zuletzt aufgerufen am
05.11.2022). Zu den Anpassungsmaflinahmen Kiribatis vgl. Implementation, Comple-
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(1) Inhaltliche Einordnung

Zunichst gilt es festzustellen, dass Verluste und Schdden nicht im Sinne einer
gesetzlichen oder staatlichen Haftung fiir Schiden zu verstehen sind und nicht
allein einen bestimmbaren deliktsihnlichen Fall umfassen.*'® Die Begrifflichkei-
ten der Verluste und Schiden werden gegenwirtig vielmehr so verstanden, dass
sie sich auf solche Vorgidnge bzw. Folgen beziehen, welche bereits jenseits der
Grenzen der Anpassung liegen, obwohl diese Grenzen nicht ohne weiteres be-
stimmbar sind.*'” Dem Konzept von Verlusten und Schiden fehlt dennoch bis-
lang eine einheitliche Definition, obwohl bereits im Rahmen der Verhandlungen
zum Rahmeniibereinkommen zu diesem Thema diskutiert wurde.*'® Bisweilen
beruht dieses Konzept auf dem Unvermdgen der Staatengemeinschaft, addquate
Minderungs- und Anpassungsbemiihungen zur Vermeidung der Auswirkungen
des Klimawandels umzusetzen, um dem Eintritt von Verlusten und Schéiden vor-
zubeugen.*!”

Langsam einsetzende Prozesse wie der Meeresspiegelanstieg konnten weltweit
groBe Bevolkerungsbewegungen in Gang setzen. Die Notwendigkeit von Migra-
tion ist jedoch — so wie auch der Umfang der Folgen des Klimawandels — welt-
weit ungleich verteilt. So sind viele der am Stirksten den Auswirkungen des
Klimawandels ausgesetzten Personen wie Einzelpersonen und Haushalte, die fiir
ihren Lebensunterhalt auf natiirliche Ressourcen und Okosystemleistungen ange-

tion and Results Report on a Global Environmental Facility Grant to the Republic of
Kiribati for an Adaptation Project — Implementation Phase (KAP II); online abrufbar
unter: http://www-wds.worldbank.org/external/default/ WDSContentServer/ WDSP/IB/
2012/03/16/000356161_20120316010427/Rendered/PDF/ICR17510P089320C0disclos
ed030140120.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

416 Vertiefend hierzu Verheyen, Climate Change Damage and International Law,
S. 317t.; Verheyen/Roderick, Beyond Adaptation — The legal duty to pay compensation
fpr climate change damage, Bericht fir WWF UK (2008), S. 28; Lefeber, Climate
Change and State Responsibility, in: Rayfuse/Scott, International Law in the Era of
Climate Change, S. 321 (328); Verheyen, Loss and damage due to climate change: at-
tribution and causation — where climate science and law meet, International Journal of
Global Warming, Band 8, Ausgabe 2 (2015), S. 158f.

417 Verheyen, Loss and damage due to climate change: attribution and causation —
where climate science and law meet, International Journal of Global Warming, Band 8,
Ausgabe 2 (2015), S. 158f.

418 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (260). Zu den Verhandlungen im Rahmen des Rah-
meniibereinkommens siche den Warschau Mechanismus fiir Verluste und Schiden, vgl.
den Bericht zur COP19 in Warschau 2013: FCCC/CP/2013/10/Add.1, insb. die Ent-
scheidung 2/CP.19 auf S. 6.

419 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from

sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (261).
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wiesen sind, oft am wenigsten in der Lage, sich zu bewegen.*® Zudem zeigen
immer mehr Forschungen auf, dass die kulturellen Bindungen an das Land dazu
gefiihrt haben, dass Einzelpersonen bereitwillig auf dem betroffenen Territorium
zuriickbleiben.*?! Dieses Recht steht schlieBlich allen Menschen zu,**? einen
Zwang zur Migration kann es nicht geben. Eine Verpflichtung zur konkreten Un-
terstiitzung insbesondere der besonders betroffenen Staaten bei der Prévention
oder Beseitigung von klimawandelbedingt entstandenen Schiden beinhaltet das
Pariser Ubereinkommen indes nicht.**?

Im Rahmen der Verhandlungen zum Pariser Ubereinkommen dringten zwar
mehrere Vertragsparteien sowie Beobachter*innen auf eine Aufnahme und Be-
riicksichtigung von Aspekten der menschlichen Mobilitit.*** Das Pariser Uberein-
kommen enthilt auch einen ausdriicklichen Verweis auf ,,Migranten, dieser wur-
de allerdings lediglich im Rahmen der Prdambel aufgegriffen, vgl. Abs. 11. Darii-
ber hinaus enthalten auch mehrere NDCs Verweise auf Migration und Vertreibung,
diese stehen allerdings hauptséchlich in einem binnenstaatlichen Kontext.**>

Sowohl die Regelungen zu Minderung und Anpassung als auch diejenigen zu
den Verlusten und Schiden behandeln die Folgen der durch den anthropogenen
Klimawandel verursachten Schiden. Einerseits wird auf die im Vorfeld des Scha-
densereignisses notwendigen Maflnahmen, andererseits auf die im Nachgang des
Schadenseintritts notwendig werdenden Regelungen abgestellt.*** Anzuerkennen
ist, dass selbst bei einer sofortigen Emissionsreduktion auf null noch Verluste
und Schiden eintreten wiirden, da sich um bereits in Gang gesetzte Prozesse mit
langsam einsetzenden Folgen handelt. Folglich sind auf Grundlage der bereits
erfolgten Emissionen bevorstehende Schiden zu erwarten, die durch Anpassung
nicht mehr verhindert werden konnen.*?’

420 Betts, Survival migration: A New Protection Framework, Global Governance,
2010, Band 16, Ausgabe 3, S. 361 (362ff.). Vgl. auch Bodansky/Brunnée/Rajamani,
S. 315.

21 McAdam/Loughry, We aren’t refugees, Inside Story (2009); online abrufbar unter:
https://insidestory.org.au/we-arent-refugees (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

422 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (261).

423 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (356).

424 Vgl. etwa UNHCR: Human Mobility in the Context of Climate Change, Elements
for the UNFCCC Paris Agreement (2015), online abrufbar unter: https://www.unhcr.
org/5550ab359.pdf (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

45 Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 326f.

426 Vgl. hierzu im Einzelnen Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus
rechtlicher Sicht, ZUR 2016, S. 352 (356).

427 Vgl. im Einzelnen hierzu u.a. Verheyen, Loss and damage due to climate change:
attribution and causation — where climate science and law meet, International Journal of
Global Warming, Band 8, Ausgabe 2 (2015), S. 158f.
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(2) Rechtliche Einordnung

Hinsichtlich der durch den anthropogenen Klimawandel verursachten Verluste
und Schiden wurde im Rahmen des Pariser Ubereinkommens ein Kompromiss
erarbeitet und beschlossen, allerdings wurde keine Anspruchsgrundlage fiir Scha-
densersatzforderungen der Entwicklungslédnder gegeniiber den entwickelten Lan-
dern geschaffen.*?® Die Regelungen hierzu finden sich in Art. 8 Pariser Uber-
einkommen. Dieser fordert gemiB Art. 8 Abs. 2 und 3 Pariser Ubereinkommen,
dass der Internationale Mechanismus von Warschau fiir Verluste und Schaden**’
bestitigt bzw. iibernommen wird und die Vertragsstaaten ihre Zusammenarbeit
bei der Ausgestaltung eines umfassenden Risikomanagements im Sinne des Art. 8
Abs. 1 Pariser Ubereinkommen ausbauen.**® Eine Verzahnung besteht zwischen
den Vorschriften des Art.7 Pariser Ubereinkommen zu AnpassungsmafBnahmen
sowie den in Art. 8 Art. 4 Pariser Ubereinkommen geregelten Kooperations- und
MaBnahmenbereiche hinsichtlich Verluste und Schiden.**' Die Regelungen zu
Verlusten und Schiiden werden im Rahmen des Pariser Ubereinkommens dem-
nach in einem rechtlich unverbindlichen Arbeitsprogramm fixiert.**?

Im Nachgang zu den Cancun Agreements wurde die Diskussion um klimabe-
dingte Vertreibung und Migration zunehmend in den Kontext von Verlusten und
Schiden gestellt. In diesem Zusammenhang wurde das Exekutivkomitee des In-
ternationalen Mechanismus von Warschau im Rahmen seines anfinglichen zwei-
jahrigen Arbeitsplans mit der Verbesserung des Verstdndnisses sowie der Fach-
kenntnisse tiber die Auswirkungen des Klimawandels auf Migration, Vertreibung
und menschliche Mobilitdt beauftragt, um dieses anschlieBend beriicksichtigen
zu koénnen.**® Dariiber hinaus wurde dieses Komitee auch durch Beschluss der
Vertragsstaatenkonferenz, welcher im Verabschiedungstext verdffentlicht wurde,

8 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S.131 (135). Vgl. auch Wallimann-Helmer
et al., The Ethical Challenges in the Context of Climate Loss and Damage, in: Mechler
et al.,, Loss and Damage from Climate Change (2019), S. 39 (58). Zur vorher bereits
bestehenden ,,Loss and Damage“-Problematik vgl. Verheyen, Climate Change Damage
and International Law, S. 317 ff.

429 FCCC/CP/2013/10/Add.1, Decision 2/CP.19. Im Original: Warsaw International
Mechanism for Loss and Damage associated with Climate Change Impacts.
_ ®% Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, 131 (135). Vertiefend zum Internationalen Me-
chanismus von Warschau fiir Verluste und Schiden vgl. Doelle, The Birth of the War-
saw Loss & Damage Mechanism, Carbon & Climate Law Review, Band 8, Ausgabe 1
(2014), S. 35.

41 Bohringer, Das neue Pariser Klimaiibereinkommen, ZaoRV 76 (2016), S.753
(7761.).

432 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (356).

433 Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 326.



116 § 2 Staatenverantwortlichkeit im Kontext des Pariser Ubereinkommens

aufgefordert, eine Taskforce einzurichten, um Empfehlungen fiir integrierte An-
sitze zur Vermeidung, Minimierung und Bekdmpfung von Vertreibungen im
Zusammenhang mit den negativen Auswirkungen des Klimawandels zu ent-
wickeln,***

(3) Zwischenergebnis

Das wirksamste Mittel gegen eintretende Verluste und Schéden ist eine Scha-
densbegrenzung im Sinne einer Reduktion der Treibhausgase in der Atmosphire,
welche den Meeresspiegelanstieg sowie die Geschwindigkeit des Abschmelzens
der Eisschilde in Gronland und der Antarktis zu verlangsamen, Kiisteniiber-
schwemmungen zu reduzieren und mehr Zeit fiir die Entwicklung und Umset-
zung von Anpassungs- und Migrationsstrategien zu lassen vermag.***> Dennoch
werden die meisten Auswirkungen des bereits in Gang gesetzten anthropogenen
Klimawandels — wie auch der Meeresspiegelanstieg — noch Jahrhunderte lang an-
dauern.*® Zwar wird auf Grundlage des Art. 8 Pariser Ubereinkommen keine
Anspruchsgrundlage fiir etwaige Schadensersatzforderungen statuiert, allerdings
wird bestehendes Volkerrecht hierdurch nicht beriihrt.**” Einer Staatenverant-
wortlichkeit entwickelter Staaten fiir den Untergang eines Staates ohne Rechts-
nachfolge infolge des anthropogenen Klimawandels steht die Regelung des
Art. 8 Pariser Ubereinkommen demnach nicht entgegen.

dd) Zusammenarbeit zwischen entwickelten Landern
und Entwicklungslédndern

Die Regelung des Art. 9 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen sicht eine Bereitstel-
lung finanzieller Mittel durch entwickelte Lander zur Unterstiitzung derjenigen
Vertragsparteien, die Entwicklungslidnder sind, vor. Entwickelte Lander sollen ge-
miB Art. 9 Abs. 3 Pariser Ubereinkommen die Fiihrung bei der Mobilisierung
von Mitteln der Klimafinanzierung iibernehmen und die speziellen Bediirfnisse

44 Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 327. Vgl. hierzu auch Windfuhr, Klimaflucht und
Menschenrechte, Forschungsjournal Soziale Bewegungen 2018, Vol. 31 (1/2), S.117
(128).

435 Roberts/Andrei, The rising tide: migration as a response to loss and damage from
sea level rise in vulnerable communities, International Journal of Global Warming
(2015), Band 8, Ausgabe 2, S. 258 (265). Vgl. auch Nicholls/Tol, impacts and respon-
ses to sea-level rise: a global analysis of SREX scenarios over the twenty-first century,
Philosophical Transactions of the Royal Society (2006), Band 364, S. 1073 (1093).

436 Collins et al., Long-term Climate Change: Projections, Commitments and Irrever-
sibility, Beitrag der Arbeitsgruppe I zum Fiinften Sachstandsbericht des IPCC: Climate
Change 2013: The Physical Science Basis (2013), S. 1031 (1033).

%7 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (135).
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der Entwicklungsldnder beriicksichtigen. Die Zusammenarbeit zwischen entwi-
ckelten Landern und Entwicklungsldndern beinhaltet insoweit sowohl eine finan-
zielle Unterstiitzung als auch Hilfestellungen bei der Entwicklung und dem
Transfer von Technologien sowie dem Kapazititsaufbau.

Hinsichtlich der finanziellen Unterstiitzung sieht das Pariser Ubereinkommen
explizit finanzielle Unterstiitzung von Entwicklungsldndern durch entwickelte
Lénder vor, vgl. Art. 9 Abs. 1 und 9 sowie Art. 10 Abs. 6 Pariser Ubereinkom-
men. Hierbei soll eine transparente Vorgehensweise gewéhrleistet werden, da auf-
grund von Art. 9 Abs. 5 Pariser Ubereinkommen eine Informationspflicht auf
Seiten der entwickelten Lander liber diese finanzielle Unterstiitzung vorgeschrie-
ben ist. Ziel ist es, ein moglichst vollstindiges Bild der internationalen Klimafi-
nanzierungstliisse zu erhalten. Konkretisiert wurde dieses bisweilen dahingehend,
dass bis zum Jahr 2020 100 Milliarden US-Dollar Klimafinanzierung pro Jahr
mobilisiert werden sollten und dies bis 2025 weitergefithrt werden soll. Fiir die
Zeit danach soll ein neues, hoheres Ziel gesetzt werden, fiir das es dem Wortlaut
nach einer Ausweitung seitens der Geber bediirfte.**®

In Bezug auf Technologieentwicklung und -transfers sollen entwickelte Lander
und Entwicklungslinder nach Art. 10 Abs. 2 Pariser Ubereinkommen zusammen-
arbeiten. Diese Vorgabe beinhaltet gemiB Art. 10 Abs. 6 Pariser Ubereinkommen
eine besondere Unterstiitzung der Entwicklungslinder durch die entwickelten
Lénder. Von einigen Staaten wurde gefordert, geistige Eigentumsrechte fiir Kli-
maschutztechnologien frei zugénglich zu machen, allerdings wurde dieser Aspekt
nicht in den Vertragstext aufgenommen.**°

Zusammenfassend ergeben sich jedoch — mit Ausnahme der sich aus Art. 9
Abs.11.V.m. Abs. 4, 5 und 7 ergebenden Pflicht der entwickelten Lander, finan-
zielle Mittel in nicht festgelegter Hohe zur Herstellung eines Gleichgewichts
zwischen Anpassung und Minderung bereitzustellen und in diesem Zusammen-
hang relevante Informationen zu tibermitteln — keine volkerrechtlichen Verpflich-
tungen aus den Artikeln 9 und 10 Pariser Ubereinkommen. Durch die Zusam-
menarbeit soll allerdings ein Mechanismus geschaffen werden mit dem langfris-
tigen Ziel, die Kapazititen und Fahigkeiten der Entwicklungslidnder zu stérken.
Insbesondere soll gemdB Art. 11 Abs. 1 Pariser Ubereinkommen der Zugang zu
Klimafinanzierung, Bildung der Offentlichkeit und Weiterleitung von Informatio-
nen gefordert werden, wobei alle Vertragsparteien gemiB Art. 12 Pariser Uber-
einkommen zusammenarbeiten sollen. Die konkrete Umsetzung obliegt jedoch
den Vertragsstaaten.

48 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (135).
9 Morgenstern/Dehnen, Eine neue Ara fiir den internationalen Klimaschutz: Das
Ubereinkommen von Paris, ZUR 2016, S. 131 (136).
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ee) Zwischenergebnis

Im Rahmen der operativen Vorschriften des Pariser Ubereinkommens erhlt
erstmalig eine rechtsverbindliche Temperaturobergrenze Einzug in das volker-
rechtliche Klimaschutzrecht. Auf der Grundlage des Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser
Ubereinkommen verpflichten sich die Vertragsstaaten dazu, MaBnahmen zu tref-
fen, welche die Erderwdrmung auf deutlich unter 2 °C gegeniiber dem vorindus-
triellen Niveau begrenzen. Dariiber hinaus sind sie nach Maflgabe derselben
Norm sowie unter Beriicksichtigung des Vorsorgeprinzips verpflichtet, solche
MaBnahmen zu ergreifen, die dazu geeignet sind, auch das 1,5°C-Ziel zu reali-
sieren.

Hierfiir sind MafBinahmen im Sinne des Art. 4 Pariser Ubereinkommen, insbe-
sondere im Sinne des Abs. 2, vorzunehmen. Werden die notwendigen Malnah-
men nicht ergriffen, handelt es sich um ein Unterlassen einer volkervertragsrecht-
lich iibernommenen Pflicht. Geht ein Staat infolge dieses Unterlassens klima-
wandelbedingt ohne Rechtsnachfolge unter, ergibt sich auf Grundlage des Art. 2
Abs. 1 1it a) Pariser Ubereinkommen eine vélkerrechtliche Verpflichtung, welche
verletzt sein konnte. Die INDCs bzw. NDCs miissen auf Grundlage des Pariser
Ubereinkommens nicht lediglich festgelegt und iibermittelt, sondern auch in kon-
krete KlimaschutzmaBBnahmen und insbesondere auch in nationales Recht umge-
setzt werden.*** Problematisch ist hierbei, dass die bislang eingereichten Selbst-
verpflichtungen der Vertragsstaaten (INDCs/NDCs) bisher nicht ausreichen, um
das verbindlich vereinbarte Temperaturziel zu beriicksichtigen.**! Vielmehr wiir-
den diese in der Summe zu einem Temperaturanstieg von mindestens 2,6 °C bis
zum Jahr 2100 fithren.*** Zwar unterliegen die Auswirkungen des anthropogen
verursachten Klimawandels weiterhin Unsicherheiten. Eine Uberschreitung des
Temperaturziels wiirde jedoch — wie bereits erortert**® — voraussichtlich zu ei-

40 Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Grenzen des
Rechts, DVBI 2017, S. 97 (101).

41 Vel. Liu/Raftery, Country-based rate of emissions reductions should increase by
80 % beyond nationally determined contributions to meet the 2 °C target, Communica-
tions Earth & Environment (Nature 2021), S. 1 (4).

42 Bei den derzeitigen Trends ohne zusitzliche Anstrengungen, die NDCs tatsidch-
lich auch einzuhalten, betrdgt die mittlere Prognose fiir den Anstieg der globalen Mittel-
temperatur sogar 2,8 °C. Halten die Staaten jedoch die NDCs ein, hingt die Prognose
auch davon ab, wie sie sich im Anschluss (nach Ende des Zeitraums auf welchen sich
das NDC bezieht, also jeweils nach 2025 oder 2030) verhalten: Kehren sie zu den der-
zeitigen Trends zuriick, betrdgt die Prognose 2,6 °C; reduzieren sie ihre Kohlenstoff-
emissionen weiterhin im gleichen Mafe, sinkt der Mittelwert der Prognose auf 2,3 °C.
Liu/Raftery, Country-based rate of emissions reductions should increase by 80 % be-
yond nationally determined contributions to meet the 2°C target, Communications
Earth & Environment (Nature 2021), S.1 (4). Vgl. auch Kreuter-Kirchhof, Das Pariser
Klimaschutziibereinkommen und die Grenzen des Rechts, DVB1 2017, S. 97 (101f.).

443 Vgl. hierzu insb. oben unter § 1 B.IL.-IV.
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nem signifikanten Meeresspiegelanstieg fithren, sodass bereits zum gegenwirti-
gen Zeitpunkt davon auszugehen ist, dass eine Missachtung dieses Ziels bzw.
eine fehlende Umsetzung der dafiir notwendigen Mafinahmen und insbesondere
Emissionsreduktionen den Untergang von Inselstaaten zur Folge hitte. Schitzun-
gen zufolge diirfte auch das 2 °C-Ziel nur dann erreicht werden kénnen, wenn die
Vertragsparteien ihre Emissionen bis 2030 signifikant senken.***

Um hinreichende MaBnahmen im Sinne des Pariser Ubereinkommens ergrei-
fen und das globale Klimasystem nachhaltig schiitzen zu kdnnen, muss die Staa-
tengemeinschaft auf die weiterhin bestehenden naturwissenschaftlichen Unsicher-
heiten nicht zuletzt auch juristisch addquat reagieren.445 Das volkerrechtliche
Klimaschutzregime reagiert auf etwaige naturwissenschaftliche Unsicherheiten
u.a. mit dem Vorsorgeprinzip, welches jedoch nicht explizit im Pariser Uberein-
kommen genannt wird, sodass es fraglich erscheint, ob dieses iiberhaupt in die-
sem Kontext anwendbar ist. Einerseits kann argumentiert werden, dass durch die
Nichterwdhnung dieses Prinzips davon auszugehen ist, dass die Vertragsparteien
diesem explizit keine Bedeutung zukommen lassen wollten und dementsprechend
lediglich auf die no harm rule im Sinne des Priventionsgrundsatzes abgestellt
werden kann.**® Andererseits kann jedoch argumentiert werden, dass die weiter-
hin bestehenden wissenschaftlichen Unsicherheiten beziiglich des anthropogenen
Klimawandels und seiner Folgen sowie das Vorsorgeprinzip als Grundsatz der
Risikoabwigung nicht auBer Acht gelassen werden konnen.**” Ferner bezieht
sich das Pariser Ubereinkommen insgesamt auf die Leitprinzipien des Rahmen-
iibereinkommens, welches sich seinerseits auf das Vorsorgeprinzip bezieht.**
Damit ist das Vorsorgeprinzip auch im Kontext des Pariser Ubereinkommens an-
zuwenden.

444 So wiirden die bisherigen Selbstverpflichtungen zu einem Anstieg auf 55 Giga-
tonnen im Jahr 2030 fithren, wahrend das 2°C Ziel einen maximalen Anstieg auf
40 Gigatonnen voraussetzt; Entscheidung 1/CP21, UN Doc. FCCC/CP/2015/10/Add. 1,
Rn. 17. Siehe auch Synthesis Report on the Aggregate Effect of the Intended Nationally
Determined Contributions, UN Doc. FCCC/CP/2015/7 vom 30.10.2015, hier bspw.
Rn. 33. Vgl. hierzu auch Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen
und die Grenzen des Rechts, DVBI 2017, S. 97 (102).

445 So auch Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Gren-
zen des Rechts, DVBI 2017, S. 97 (98).

446 So u.a. Vifiuales, The Paris Climate Agreement: An Intitial Examination (Part I
of III), 07.02.2016, online abrufbar unter: www.ejiltalk.org (zuletzt aufgerufen am
05.11.2022).

47 So Proelf3, Klimaschutz im Vélkerrecht nach dem Paris Agreement: Durchbruch
oder Stillstand?, ZfU 2016, S. 58 (66), wonach die Nichterwidhnung des Vorsorgeprin-
zips im Rahmen des Pariser Ubereinkommens ,,primér (den Prinzipiencharakter des
Vorsorgegrundsatzes verkennendem) US-amerikanischem Widerstand geschuldet sein
diirfte.

48 So auch Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Gren-
zen des Rechts, DVBI1 2017, S. 97 (98).
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Auf Grundlage des Vorsorgeprinzips diirfen notwendige MaBnahmen zur Ver-
meidung von Umweltschdden nicht bereits aufgrund eines Mangels an vollstin-
diger wissenschaftlicher Gewissheit hinausgezogert werden, wenn und soweit
schwerwiegende Schiden drohen.**® Vielmehr haben die Staaten MaBnahmen
zum Klimaschutz zu ergreifen, obwohl weiterhin naturwissenschaftliche Un-
sicherheiten hinsichtlich einiger Aspekte des anthropogenen Klimawandels sowie
seiner Folgen bestehen. Dies betrifft auch etwaige Unsicherheiten in Bezug auf
den Meeresspiegelanstieg und seine konkreten Folgen. Diesbeziiglich wird die
Forschung in diesem Bereich durch den IPCC vorangetrieben, um eine fort-
wiahrende Progression auch im Kontext des volkerrechtlichen Klimaschutzrechts
erreichen zu konnen.**® In diese angestrebte Progression fiigt sich nicht zuletzt
auch das Pariser Ubereinkommen mit seiner Temperaturobergrenze ein. Dieses
Temperaturziel von deutlich unter 2°C gegeniiber dem vorindustriellen Niveau
beruht auf naturwissenschaftlichen Erkenntnissen, nach denen sich die Mensch-
heit aufgrund einer Erwdrmung um mehr als 2°C mit unumkehrbaren und un-
beherrschbaren Folgen fiir das globale Klimasystem konfrontiert sihe.*' So wiir-
digt das Pariser Ubereinkommen mit der Festlegung dieser Obergrenze sowie der
Beriicksichtigung der strengeren 1,5 °C-Temperaturgrenze diese mithin begrenz-
ten wissenschaftlichen Erkenntnisse im Sinne des Vorsorgeprinzips, indem die
Vertragsstaaten ein quantifizierbares und belastbares Ziel trotz der bestehenden
naturwissenschaftlichen Unsicherheiten festlegen.*>* Dieses Ziel gilt es zusam-
menfassend zu beriicksichtigen, um einem Szenario im Sinne der hiesigen For-
schungsfrage vorbeugen zu kdnnen.

2. Weitere Rechtsgrundlagen

Fraglich ist, ob sich auch andere relevante Rechtsgrundlagen bzw. Verpflich-
tungen aus dem Umweltvolkerrecht ergeben. Es konnten sich volkerrechtliche
Verpflichtungen im Sinne der Forschungsfrage aus dem Vorsorgeprinzip, aber
auch auf Grundlage der no harm rule im Sinne des Verbots der erheblichen
grenziiberschreitenden Umweltbeeintrichtigungen ergeben.*>® Dass der Verlust
bewohnbarer Gebiete in nicht unerheblichen Umfang mit der Folge, dass dort
lebende Menschen ihre Existenzgrundlage verlieren, ein rechtlich relevanter
Umweltschaden (,,significant harm*) im Sinne des Umweltvolkerrechts darstellt,

49 Ebd. Zum Vorsorgeprinzip vgl. im Einzelnen oben unter § 2 A.1I.4.

430" Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Grenzen des
Rechts, DVBI 2017, S. 97 (98).

1 IPCC Special Report on the Ocean and Cryosphere in a Changing Climate
(2019), S. 592.

452 Kreuter-Kirchhof, Das Pariser Klimaschutziibereinkommen und die Grenzen des
Rechts, DVBI 2017, S. 97 (99).

453 Zustimmend Kehrer, S. 171.
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diirfte kaum zu bezweifeln sein.*>* Selbst wenn eine volkergewohnheitsrechtliche
Geltung des Vorsorgeprinzips anerkannt wire,*> lieBen sich dennoch keine kon-
kreten Handlungspflichten der Staaten aus dem Vorsorgeprinzip ableiten.*® Eine
Rechtsgrundlage im Sinne einer volkerrechtlichen Pflicht ergibt sich aus dem
Vorsorgeprinzip somit nicht. Die no harm rule ist zwar — wie bereits erortert —
als Voélkergewohnheitsrecht einzuordnen und auch in Fillen von klimawandelbe-
dingten Schéden einschligig, allerdings handelt es sich bei den Verpflichtungen,
die sich aus dem Pariser Ubereinkommen und somit auf Grundlage von Vélker-
vertragsrecht ergeben, insoweit um speziellere Verpflichtungen. Demnach wird
auf eine ndhere Erdrterung eines Verstofes gegen die no harm rule an dieser
Stelle verzichtet, gleichwohl anzuerkennen ist, dass hinsichtlich der Verantwort-
lichkeit solcher Staaten, welche die volkerrechtlichen Abkommen zum Klima-
schutz nicht ratifiziert haben, eine solche Erorterung angezeigt erscheint.*>” Aus
dem Existenzrecht der Staaten ergibt sich nach herrschender Auffassung eben-
falls keine Primédrnorm, die im Sinne einer Staatenverantwortlichkeit relevant
sein konnte.*® Dariiber hinaus ergibt sich weder aus dem Rahmeniibereinkom-
men noch aus dem Kyoto-Protokoll eine volkerrechtliche Handlungspflicht, ge-
gen welche die Vertragsstaaten im Sinne der Forschungsfrage verstoBen haben
konnten.**® Weitere vélkerrechtliche Verpflichtungen im Sinne der Forschungs-
frage sind nicht ersichtlich, insbesondere sind andere volkervertragsrechtliche
Normen explizit nicht Gegenstand dieser Arbeit.**

3. Ergebnis

Im Sinne der Forschungsfrage gilt es festzustellen, ob sich eine volkerrecht-
liche Verpflichtung aus dem Pariser Ubereinkommen ergibt, welche im Falle eines
Staatenuntergangs infolge der Auswirkungen des anthropogenen Klimawandels

4 Vgl. Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (531), wonach ,die
heute allgemein anerkannte nach Volkergewohnheitsrecht geltende Grundnorm des Vol-
kerumweltrechts (durch den) Internationale(n) Gerichtshof (IGH) in seiner gutacht-
lichen Stellungnahme zum Einsatz von Atomwaffen wie folgt formuliert (wurde): ,,7he
existence of the general obligation of States to ensure that activities within their juris-
diction and control respect the environment of other States (...) is now part of the cor-
pus of international law relating to the environment* (ICJ, Advisory Opinion, Legality
of the Threat or Use of Nuclear Weapons, ICJ Reports 1996, S. 226, Abs. 29). Vgl.
ferner zu einer Definition von ,,environmental damage* im Umweltvolkerrecht Sands/
Peel, S. 741 1.

45 Zur Fragestellung nach der volkergewohnheitsrechtlichen Geltung des Vorsorge-
prinzips siche oben unter § 2 A.11.4.

456 Kehrer, S.176.

47 Vgl. hierzu Biumler, S. 301.

438 So Kehrer, S.127.

459 Siehe auch Kehrer, S. 219.

460 Vertiefend zu weiteren Primdrnormen des Volkervertragsrechts siehe Kehrer,
S. 178 ff. sowie S. 219.
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verletzt sein konnte. Als eine in diesem Sinne relevante Regelung kommt Art. 2
Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen in Betracht, wonach sich die Vertragsstaaten
dazu verpflichten, den Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich un-
ter 2 °C liber dem vorindustriellen Niveau zu halten und Anstrengungen zu unter-
nehmen, um den Temperaturanstieg auf 1,5°C gegeniiber dem vorindustriellen
Niveau zu begrenzen, da anerkannt wird, dass eine solche Begrenzung des welt-
weiten Temperaturanstiegs die Risiken und Auswirkungen der Klimadnderungen
erheblich verringern wiirde.

Bei der Regelung des Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen hinsichtlich
der Temperaturobergrenze handelt es sich um eine rechtsverbindliche volker-
rechtliche Verpflichtung im Sinne der Forschungsfrage. Auch die Regelung des
Art. 4 Pariser Ubereinkommen #ndert an dieser Einordnung nichts, vielmehr
dient diese lediglich der Zielerreichung, die auf Grundlage von Art. 2 Abs. 1 lit a)
Pariser Ubereinkommen festgelegt wird. Die Differenzierung zwischen Industrie-
und Entwicklungsldndern aus dem Kyoto-Protokoll hinsichtlich der Verantwort-
lichkeit wurde mit dem Pariser Ubereinkommen aufgehoben. Von den entwickel-
ten Landern wird allerdings weiterhin ein absolutes Emissionsreduktionsziel
erwartet, wohingegen den Entwicklungsldndern eine gewisse Flexibilitdt bei der
Zielerreichung eingerdumt wird. Diese Flexibilitét ist angesichts der eindeutigen
Temperaturobergrenze, welche durch Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen
festgelegt wird, nicht als Abweichung von den Umweltschutzvorgaben anzuse-
hen, sondern verlagert die einschligigen Verpflichtungen lediglich im Sinne des
Gerechtigkeitsgedankens von den Entwicklungsldandern hin zu den entwickelten
Landern. Der aufgrund der Anstrengungen kleiner Inselstaaten hinzugefiigte Pas-
sus des Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen, wonach Anstrengungen un-
ternommen werden sollen, um die 1,5 °C-Temperaturgrenze einzuhalten, ist eben-
falls insoweit als rechtlich bindend einzuordnen, als die Vertragsstaaten ihre
Emissionsziele nach diesem Ziel ausrichten miissen. Die Einordnung dieses Tem-
peraturziels als volkerrechtliche Verpflichtung muss insbesondere unter Beriick-
sichtigung der allgemeinen Grundsitze des Pariser Ubereinkommens sowie des
telos eines modernen umweltvolkerrechtlichen Prinzipiengefiiges erfolgen, wel-
ches zur Auslegung der operativen Vorschriften des Pariser Ubereinkommens
heranzuziehen ist. Demnach ist muss der Regelung des Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser
Ubereinkommen einschlieflich des 1,5°C-Ziels eine rechtliche Verbindlichkeit
eingerdumt werden. Dementsprechend ist ein solches Verhalten seitens der Ver-
tragsstaaten notwendig, welches das Erreichen des 1,5 °C-Temperaturziels er-
moglicht. Ein Verhalten der Vertragsstaaten, welches lediglich die Grenze von
deutlich unter 2 °C beriicksichtigt oder diese sogar iiberschreitet, wire hingegen
vertragsrechtswidrig. Aus der Regelung des Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Uberein-
kommen ergibt sich fiir die Vertragsstaaten zusammenfassend eine volkerrecht-
liche Pflicht zur Reduktion der globalen Emissionen derart, dass die festgelegten
Temperaturziele eingehalten werden konnen.
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IV. Verletzung vilkerrechtlicher Verpflichtungen

Entsprechend des rechtsverbindlichen Normgehaltes von Art. 2 lit a) ILC-Arti-
kel bedarf es zur Feststellung volkerrechtswidrigen Handelns in erster Linie eines
Verhaltens, welches aus Handlungen oder Unterlassungen besteht, welche dem
Staat nach dem Vélkerrecht zurechenbar sein miissen.

1. Relevantes Verhalten

Das relevante Verhalten eines Staates muss gemaf3 Art. 2 ILC-Artikel in einem
Tun oder Unterlassen bestehen. Fiir das Voranschreiten des Klimawandels rele-
vant erscheinen beiderlei Verhaltensweisen. Einerseits kann zweifellos auf das
emittierende Verhalten durch den Staat selbst abgestellt werden, da die zum An-
stieg des Meeresspiegels fithrenden Klimaverdnderungen auf Treibhausgasemis-
sionen zuriickzufiihren sind. Dieses Verhalten betrifft sowohl die gegenwértigen
als auch diejenigen Emissionen, die bereits in der Vergangenheit der Atmosphére
zugefiihrt wurden, da sich hinsichtlich der Auswirkungen auf den fortschreiten-
den Klimawandel keine Unterschiede nachweisen lassen.*®! Die in der Vergan-
genheit liegenden Emissionen sind insofern nicht als besser oder schlechter bzw.
vorteilhafter oder unvorteilhafter hinsichtlich ihrer Folgen auf den Klimawandel
anzusehen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass jeder Staat, der jemals Treib-
hausgase emittiert hat, zum Voranschreiten des Klimawandels beigetragen hat. Als
relevantes Verhalten, welches in einem Tun besteht, ist insofern grundsitzlich
jede Art von Treibhausgasemission in der Vergangenheit oder Gegenwart anzu-
sehen. Aufler Acht bleiben darf allerdings nicht, dass die emittierenden Staaten
die zur Priavention des Untergangs von Staaten infolge des ansteigenden Meeres-
spiegels notwendigen Mafinahmen bisher nicht getroffen haben und die notwen-
digen Vorkehrungen zur Verhinderung des Voranschreitens unterlassen. Demnach
kommt auch das Unterlassen der Ergreifung solcher Mafinahmen in Betracht.
Gleichzeitig erscheint fraglich, welcher Zeitpunkt fiir das Unterlassen ausschlag-
gebend ist und ab welchem Zeitpunkt insofern auch das Unterlassen entsprechen-
der Mafinahmen zur Senkung der Emissionen als relevantes Verhalten anzusehen
ist. Das relevante Verhalten kann insofern sowohl in einer Handlung als auch in
einem Unterlassen bestehen.

a) Handlung

Als evident ursdchliches Verhalten kommt zunichst die dem jeweiligen Ver-
tragsstaat jeweils zurechenbare Emission von Treibhausgasen in Betracht. Hier-
bei ist jeder Ausstol von Treibhausgasen als Handlung in diesem Sinne anzu-
sehen, da selbst kleinste Mengen hiervon zum Voranschreiten des Klimawandels

461 Sands/Peel, S. 298.
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beitragen.**® Bestirkt wird diese Annahme auch im Pariser Ubereinkommen
selbst, indem im Rahmen der Prdambel auf den Grundsatz der gemeinsamen,
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten ange-
sichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten abgestellt wird.*®> Frag-
lich ist, ob jede emittierende Handlung als relevantes Verhalten eingeordnet wer-
den muss oder die durch Art. 2 Abs.1 lit a) Pariser Ubereinkommen etablierte
Temperaturobergrenze mafigeblich ist, sodass nur solche Emissionen als relevant
eingeordnet werden konnen, die eine Uberschreitung des jeweiligen Kontingents
eines Vertragsstaates bedeuten wiirde, welche wiederum notwendigerweise zu ei-
ner Uberschreitung zumindest der 1,5 °C-Temperaturgrenze fithren wiirde. Grund-
sdtzlich kann bereits zum jetzigen Zeitpunkt annihernd errechnet werden, wel-
ches CO,-Budget in Tonnen der Staatengemeinschaft noch zur Verfiigung steht,
bis die 1,5 °C-Temperaturgrenze mit Sicherheit erreicht wird. Demnach wire die-
ses Budget bereits in weniger als 7 Jahren aufgebraucht.*** Im Sinne des Art. 2
ILC-Artikel muss jede volkerrechtswidrige Handlung beriicksichtigt werden. Als
relevante Handlung ist insbesondere die Emittierung von THG-Emissionen zu
bewerten. Der Ausstofl von solchen Emissionen tragen unmittelbar zum Voran-
schreiten des anthropogenen Klimawandels und infolgedessen zum Eintritt von
Umwelt- und insbesondere Klimaschidden bei. Eine Quantifizierung der Emissio-
nen erscheint indes nicht zielfiihrend. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass
alle Treibhausgasemissionen kumuliert zu einer Erderwidrmung iiber das Tempe-
raturziel hinaus fiihren wiirden. Als relevante Handlung in diesem Sinne sind
demnach grundsitzlich alle Emissionen anzusehen, wobei die Quantitit sowie
der Zeitpunkt des AusstoBes nicht von Relevanz sind. Eine Verletzung der vol-
kerrechtlichen Verpflichtung kann allerdings nur dann vorliegen, sobald das
CO,-Budget aufgebraucht ist, sodass von einer Pflichtverletzung erst zu diesem
Zeitpunkt ausgegangen werden kann. Sollte das CO,-Budget jedoch aufge-
braucht werden, wire jede Emissionshandlung als gleichwertig anzusehen.

b) Unterlassen

Im Rahmen der einschligigen wissenschaftlichen Diskussion wurde bisher
vorrangig auf die Emittierung von Treibhausgasen im Sinne einer Handlung ab-
gestellt.*®> Als zurechnungsfihiges Verhalten im Sinne der Forschungsfrage kann
das Unterlassen allerdings nicht von vornherein ausgeschlossen werden. Als rele-

462 Andere Ansicht: Kehrer, S. 40, wonach auf die Emission ,,gefdhrlicher Mengen
von Treibhausgasen abzustellen ist, wobei eine genaue Einordnung dieser Maf3einheit
nicht vorgenommen wird.

463 Siehe hierzu oben unter § 2 A.III. 1.c)aa).

464 Vol etwa die CO,-Uhr des Mercator Research Institute on Global Commons and
Climate Change; online abrufbar unter: https://www.mcc-berlin.net/forschung/co2-bud
get.html (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

465 Vgl. etwa Kehrer, S. 37.
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vantes Verhalten kann ein Unterlassen allerdings nur dann eingeordnet werden,
wenn eine Verpflichtung zu einer Handlung besteht.**® Das Pariser Ubereinkom-
men regelt im Art. 2 Abs. 1 lit a) eine rechtsverbindliche Verpflichtung zur Emis-
sionsreduktion, um die Erreichung des Temperaturziels zu ermdglichen. In Be-
tracht kommt insofern eine Handlungspflicht der Vertragsstaaten zur Regulierung
der vom eigenen Territorium ausgehenden Emissionen — auch durch Private.
Fraglich ist jedoch, ob und inwiefern diese Verpflichtung eine Handlungsver-
pflichtung in diesem Sinne darstellt. Einerseits kann gegen eine solche Einord-
nung als Handlungsverpflichtung argumentiert werden, dass in einer solchen
Konstellation lediglich von einer due diligence-Regelung, nicht jedoch von einer
konkreten Handlungsverpflichtung ausgegangen werden kann. Fiir das Vorliegen
einer Sorgfaltspflicht (due diligence) spricht etwa die Rechtsprechung des IGH in
der Rechtsache Pulp Mills. Hier wurde eine grundsitzliche Haftung Uruguays
darauf gestiitzt, dass Uruguay ein mangelhaftes Umweltpriifungsverfahren durch-
gefiihrt und infolgedessen seine due diligence nicht erfiillt habe. Letztlich schei-
terte die Entschiadigung Argentiniens jedoch daran, dass hier die Kausalitét nicht
hinreichend nachgewiesen werden konnte.*’

Dagegen ist jedoch einzuwenden, dass die due diligence-Regelung lediglich
auf die prozeduralen Verpflichtungen anzuwenden sind.**® Auf Grundlage der
neueren IGH-Rechtsprechung sowie der Entscheidung zur Zurechnung von Um-
weltschdden im Volkerrecht kann vielmehr davon ausgegangen werden, dass es
sich hinsichtlich der Vermeidung von Schiden im Einflussgebiet anderer Staaten
im Umweltvolkerrecht um eine obligation of result im Sinne einer Handlungsver-
pflichtung zur Erreichung eines konkreten Ziels handelt.*®° In den Fillen Costa

466 Dieser Grundsatz findet insbesondere auch im Strafrecht Anwendung, wo die
Strafbarkeit einer Unterlassung das Vorliegen einer Handlungspflicht voraussetzt, vgl.
etwa Schonke/Schrioder, StGB Kommentar (2019), § 13 Rn. 2; Kiikl, Die Strafrechtliche
Garantenstellung, JuS 2007, S. 497.

47 So wird auf Grundlage der Rechtsprechung des IGH argumentiert, vgl. ICJ,
Judgement, Pulp Mills on the River Uruguay (Argentina v. Uruguay), ICJ Reports 2010,
S. 14, Abs. 101 ff. und insbesondere 267. Siehe auch Frank, Klimabedingte Migration,
NVwZ 2019, S. 529 (532). Siehe auch Proelf3, in: Internationales Umweltrecht, 3. Ab-
schnitt, Rn. 10ff. sowie Simlinger/Mayer, Legal Responses to Climate Change, in:
Mechler et al., Loss and Damage from Climate Change (2019), S. 179 (187).

468 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (532).

469 1CJ, Judgement, Certain Activities Carried Out by Nicaragua in the Border Area
(Costa Rica v. Nicaragua) and Construction of a Road in Costa Rica along the San Juan
River (Nicaragua v. Costa Rica), ICJ Reports 2015, S. 665ff. Vgl. aber auch das Trail
Smelter-Schiedsverfahren, in welchem entschieden wurde, dass Kanada verantwortlich
fiir das Verhalten der Schmelze sei; daraus ergebe sich eine Pflicht fiir Kanada, dafiir zu
sorgen, dass die Schmelze sich den internationalen Verpflichtungen Kanadas geméf
verhalte. Duldet ein Vertragsstaat demnach das storende Verhalten Privater, reguliert
dieses Verhalten jedoch nicht hinreichend, ist darin ein pflichtwidriges Unterlassen zu
sehen. Dariiber hinaus schliet auch die Durchfiihrung von praventiven MaBnahmen
eine Ersatzpflicht nicht grundsétzlich aus. Hier wurde also von einer Haftung fiir das
schidigende Verhalten auf dem eigenen Staatsgebiet ausgegangen, unabhédngig davon,
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Rica v. Nicaragua sowie Nicaragua v. Costa Rica erkldrte der IGH insbesondere,
dass es fiir die Auferlegung einer Entschddigungszahlung ausreichend sei, wenn
es sich um einen kausalen und erheblichen Schaden handele.*’® Wird dieses
Ziel — ndmlich die Vermeidung von Schiden auf dem Territorium anderer Staa-
ten — verfehlt, konnen Haftungsanspriiche geltend gemacht werden. Der Eintritt
grenziiberschreitender Umweltschiden 16st eine unbedingte Haftung aus.*”! Mit
Eintritt des Umweltschadens kann bereits von der Unterlassung einer volker-
rechtlichen Verpflichtung ausgegangen werden, da ein solcher Schadenseintritt
auf Grundlage der umweltvdlkerrechtlichen obligation of result zu vermeiden ist.
Werden die fiir die Erreichung des in Art. 2 Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen
festgelegten Temperaturziels notwendigen MalBnahmen nicht ergriffen und treten
infolgedessen Umweltschdden im Einflussbereich anderer Staaten ein, handelt es
sich demnach um ein Unterlassen einer verpflichtenden Handlung und somit um
ein relevantes Verhalten i.S.d. Art. 2 lit a) ILC-Artikel. Dies ist erst recht dann
der Fall, wenn ein Staat infolge des Unterlassens der Ergreifung addquater Ge-
genmafinahmen untergeht.

¢) Ergebnis

Als relevantes Verhalten muss ein Zusammenwirken von Tun und Unterlassen
als ausschlaggebend angesehen werden. Einerseits sind sdmtliche Emissionen
von Treibhausgasen, die von den Vertragsstaaten des Pariser Ubereinkommens
ausgestoBen werden, ab dem Zeitpunkt der Uberschreitung des CO,-Budgets als
relevantes Handeln anzusehen. Gleichzeitig ist auch das Unterlassen der Ergrei-
fung von geeigneten Mallnahmen zur Vermeidung des Eintritts von grenziiber-
schreitenden Umweltschdden und demnach einer Handlungsverpflichtung im
Sinne eines obligation of result als relevantes Verhalten einzuordnen.

2. Zurechenbarkeit

Dieses relevante Verhalten muss dem Vertragsstaat auch zurechenbar sein. Die
Zurechnung eines Verhaltens zu einem Staat erfolgt gemil den Vorgaben der
Art. 4 bis 11 ILC-Artikel. Unproblematisch kann eine Zurechnung in solchen
Féllen erfolgen, in denen die Emissionen von staatlich betriebenen Anlagen aus-
gehen.*’? Allerdings sind auch in Fillen, in denen der betreffende Staat eine
emittierende Anlage nicht selbst betreibt, jedoch zur Vermeidung des Eintritts

ob Vorkehrungen getroffen wurden, dies zu unterbinden. Daraus ist zu schliefen, dass
der IGH im Trail Smelter-Fall von einer obligation of result ausgeht. Dazu auch Frank,
Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (531f1.).

470 1CJ, Judgement, Certain Activities Carried Out by Nicaragua in the Border Area
(Costa Rica v. Nicaragua) and Construction of a Road in Costa Rica along the San Juan
River (Nicaragua v. Costa Rica), ICJ Reports 2015, S. 665 ff.

471 Siehe oben unter § 1 B.1.

472 So auch Kehrer, S. 37.
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von grenziiberschreitenden Umweltschdden verpflichtet ist, solche Emissionen,
die durch Private auf dem Territorium dieses Vertragsstaates ausgestolen wer-
den, dem betreffenden Staat grundsitzlich zurechenbar.*’? Der Staat kann insbe-
sondere dann fiir das Verhalten von Privaten verantwortlich sein, wenn diese im
Sinne des Art. 8 ILC-Artikel ,,on the instructions of, or under the direction or
control of, that State in carrying out the conduct und demnach auf Grundlage
einer tatsdchlichen Beziehung zum betreffenden Staat handeln, wobei ein solches
Beziehungselement insbesondere in einer Steuerung oder in einer Kontrolle
durch den Staat bestehen kann.*”*

Der Staat muss entsprechend seiner volkerrechtlichen Verpflichtungen eine
addquate Regulierung der Emissionen durch Private vornehmen. Findet eine Re-
gulierung der Handlungen von Privaten innerhalb der Kontrolle des betreffenden
Staates nicht in ausreichendem Male statt, kann das Verhalten tiber Art. 8 ILC-
Artikel zugerechnet werden, wobei der Staat in diesem Sinne filir das eigene —
volkerrechtswidrige — Verhalten infolge der unzureichenden Regulierung sanktio-
niert wird.*’”> Im Sinne der Zurechenbarkeit ist insofern die territoriale Zuord-
nung der Emissionen ausschlaggebend, sofern ein Staat die Emission von Treib-
hausgasen auf seinem Territorium zuldsst.*’® Ein Staat muss im Sinne seiner
Praventionspflichten entsprechenden Handlungen zuvorkommen bzw. solche
unterbinden, sodass die durch den betreffenden Staat erteilte Betriebserlaubnis
entgegen seiner volkerrechtlichen Verpflichtungen in solchen Féllen bereits als
konkrete Handlung der staatlichen Organe im Vordergrund steht und eine da-
riiberhinausgehende Zurechnung der konkret umweltschidigenden Handlungen
durch private Dritte entbehrlich ist.*””

B. Weitere Voraussetzungen

Weiterhin konnte ein Schaden eingetreten sein, fiir welchen das volkerrechts-
widrige Verhalten des Staates kausal war. SchlieBlich diirfte die Staatenverant-
wortlichkeit nicht ausgeschlossen sein.

1. Schaden

Grundsitzlich tritt eine Staatenverantwortlichkeit bereits mit dem volkerrechts-
widrigen Verhalten ein, sodass der Eintritt eines Schadens auf Grundlage der
ILC-Artikel keine Voraussetzung fiir die Feststellung einer Staatenverantwortlich-

473 Vertiefend hierzu vgl. Kehrer, S. 37-39.

474 Dérr, in: Ipsen (2018), § 30, Rn. 19.

475 Vgl. auch Kehrer, S. 38.

47 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (531).

477 Schmalenbach, in: Internationales Umweltrecht, 7. Abschnitt, Rn. 8.
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keit ist.*”® Dennoch kann ein Schadenseintritt notwendig sein, soweit die
volkerrechtliche Verpflichtung, auf Grundlage derer die Staatenverantwortlichkeit
beurteilt werden muss, einen solchen voraussetzt.*’”° Die im Rahmen dieser For-
schungsarbeit relevante Hypothese geht vom Untergang eines Staates ohne
Rechtsnachfolge infolge des anthropogenen Klimawandels aus. Der Eintritt eines
solchen Szenarios wiirde mithin einen erheblichen grenziiberschreitenden Um-
weltschaden darstellen. Ein Schaden im Sinne dieser Hypothese ist demnach zwei-
fellos anzunehmen, sodass die Frage nach der Notwendigkeit eines solchen dahin-
stehen kann.

II. Kausalitét

Das bereits erwihnte relevante Verhalten miisste auch kausal fiir die erwédhnten
Umwelt- bzw. Klimaschidden sein. Auf Grundlage naturwissenschaftlicher Er-
kenntnisse ist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon auszuge-
hen, dass die durch Treibhausgasemissionen resultierende Anreicherung von CO,
in der Atmosphére eine kausale Ursache fiir den messbaren Anstieg der globalen
Durchschnittstemperatur darstellt.**® Diese CO,-Anreicherung in der Atmosphi-
re fiihrt zu einer verminderten globalen Warmeabstrahlung und infolgedessen zu
einem Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur.*®!

Fraglich ist, ob sich auf Grundlage dieser wissenschaftlich gesicherten Zusam-
menhénge auch eine juristische relevante Kausalitdt im Sinne einer conditio sine
qua non nachweisen ldsst. Diese Kausalititsproblematik kann als relevant fiir
samtliche Klimaschidden eingeordnet werden. Es stellt sich insbesondere die
Frage, ob jede noch so marginale CO,-Emission als kausal auch fiir die schwer-
wiegendsten Folgen des anthropogenen Klimawandels — wie beispielsweise der
Untergang eines Staates als Folge des ansteigenden Meeresspiegels — zu katego-
risieren ist. Hierbei gilt grundsitzlich, dass jedes CO,-Molekiil, welches zusitz-
lich in die Atmosphdre gelangt, eine Auswirkung auf die bereits sich in der At-
mosphére befindlichen CO,-Molekiile insofern hat, dass dies zu einer erhdhten
Molekiildichte in der Atmosphidre insgesamt fiihrt und infolgedessen auch eine
globale Auswirkung jedes solchen CO,-Molekiils nachgewiesen werden kann,
ohne dass der konkrete Weg dieses Molekiils nachverfolgt werden kdnnte oder
miisste.*** Eine erhchte Molekiildichte tréigt demnach zu einem Anstieg der glo-
balen Durchschnittstemperatur bei.

478 Kehrer, S. 220. Vgl. bspw. auch ILC-Artikel 1: ,,Every internationally wrongful
act entails the international responsibility of that state.”

479 ILC, Kommentar zu den ILC-Artikeln, Art. 2, Rn. 9, S. 36.

480 Vgl. hierzu insbesondere oben unter § 1 B.I. Vgl. ferner Frank, Klimawandel
(auch) juristisch keine Blackbox, NVwZ 2018, S. 960.

“1 Ebd.
482 Frank, Klimawandel (auch) juristisch keine Blackbox, NVwZ 2018, S. 960 f.
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Eine Kausalitit im Sinne einer conditio sine qua non besteht dementsprechend
infolge des Ausstof3es eines jeden CO,-Molekiils auch fiir solche Auswirkungen,
die sich auf der anderen Seite des Globus ereignen, da sie unmittelbaren Einfluss
auf die Dichte der CO,-Molekiile in der Atmosphére haben. Ohne diesen Einfluss
der an einem beliebigen Ort emittierten CO,-Molekiile wire die Dichte der be-
reits vorhandenen CO,-Molekiile geringer und der damit einhergehende Anstieg
der globalen Durchschnittstemperatur niedriger.*®® Zwar werden von den einzel-
nen Staaten unterschiedliche Mengen CO, emittiert, allerdings tragen diese un-
gefahr in gleicher Weise zur Anreicherung von CO, in der Atmosphire bei,*3*
sodass sich der Beitrag der einzelnen Staaten zum Voranschreiten des Klimawan-
dels quantifizieren ldsst. Ferner sind die Auswirkungen des Klimawandels aus
diesem Grund auch nicht verstirkt an Orten mit besonders hohen Emissionen,
sondern weltweit spiirbar und treten oftmals in solchen Staaten, die einen ver-
gleichsweise niedrigen Beitrag zum anthropogenen Klimawandel vorzuweisen
haben, in besonders schwerwiegender Form auf.**>

Gestattet ein Staat demnach — auch von Privaten ausgehende — THG-Emissio-
nen auf seinem Territorium, wird eine individualisierbare Kausalkette in Gang
gesetzt, welche unmittelbar zu den Folgen des Klimawandels, mitunter auch zum
ansteigenden Meeresspiegel und den daraus resultierenden Schiden beitrigt, auch
wenn diese Schiden nicht in unmittelbarer geografischer Nihe eintreten.*®¢ Die
Entfernung zwischen dem Standort der Emission sowie demjenigen, an welchem
infolgedessen ein Schaden — auch mit zeitlicher Verzogerung — eintritt, ist irrele-
vant, da der Kausalzusammenhang zwischen Treibhausgasemissionen und Um-
weltverdnderungen im Sinne einer ,,slow onset Entwicklung nachweisbar ist.
Ausschlaggebend ist hierbei eine Mitursichlichkeit im Sinne einer conditio sine
qua non, die mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit besteht.*®” Hierbei
muss bereits eine Mitverursachung des Schadens i.S.d. Art. 47 ILC-Artikel als
ausreichend angesehen werden.*®® Als mitursichlich fiir den Eintritt von klima-
wandelbedingten Schidden kénnen mithin alle Treibhausgasemissionen — unab-
hingig davon, an welchem Standort auf der Erdkugel diese ausgesto3en werden —
angesehen werden, sodass jeder Staat, dem der Ausstof} solcher Emissionen zuge-
rechnet werden kann, zumindest eine Mitverursachung der Schiden verantwortet.*®

483 Vgl. Frank, Klimawandel (auch) juristisch keine Blackbox, NVwZ 2018, S. 960
(961).

484 Vgl. hierzu auch Sands/Peel, S. 298.

485 Sands/Peel, S. 298f.

48 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (531).

487 Frank, Klimawandel (auch) juristisch keine Blackbox, NVwZ 2018, S. 960 (961).

488 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (531). Dies betreffe
mindestens eine Mithaftung.

49 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (531), wonach durch die
dem Staat zurechenbaren TGH-Emissionen als conditio sine qua non angesehen werden
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Die fiir diese Forschungsarbeit relevante volkerrechtliche Verpflichtung beruht
auf der Regelung des Art. 2 Abs.1 lit a) Pariser Ubereinkommen, wonach die
Vertragsstaaten die dort geregelte Temperaturobergrenze beriicksichtigen miis-
sen. Wird diese Temperaturgrenze iiberschritten, wiirde dies eine unmittelbare
Gefahr fiir kleine Inselstaaten und insbesondere fiir Inselentwicklungslinder be-
deuten, da eine Uberschreitung dieser Temperaturgrenze mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit und in erheblichem MaBle zum Meeresspiegelanstieg
beitragen wiirde, welcher das Uberleben in diesen Regionen erschweren oder un-
moglich machen wiirde,*”® sodass ein Verbleib auf dem betroffenen Territorium
infolgedessen nicht mehr moglich oder zumutbar wire.*”! Trotz der vielseitigen
Einfliisse, die zum klimawandelbedingten Untergang eines Staates ohne Rechts-
nachfolge fithren wiirden, ist von einer Kausalitit aller CO,-Emissionen auszuge-
hen, sodass eine Kausalitdt im Sinne zwischen dem Verhalten der Vertragsstaaten
und dem Schaden vorliegt.

II1. Kein Ausschluss der Staatenverantwortlichkeit

Ein Ausschluss der Staatenverantwortlichkeit gemaB Art. 20 bis 25 ILC-Arti-
kel ist nicht ersichtlich. Ausgehend von der Annahme, dass alle weltweiten THG-
Emissionen mitursidchlich fiir die Herbeifithrung von Umwelt- und insbesondere
Klimaschéden sind, stellt sich jedoch die Frage, ob die Mitverantwortung der be-
troffenen Inselstaaten zu einem Ausschluss der Staatenverantwortlichkeit fiihren
kann bzw. gemil Art. 39 ILC-Artikel bei der Festsetzung der Wiedergutma-
chung zu beriicksichtigen ist. Ein solches Mitverschulden wiirde allerdings nicht
zu einem Ausschluss der Staatenverantwortlichkeit fithren. Vielmehr konnten die
Beitrige der einzelnen Staaten im Sinne eines Mitverschuldens bei der Zumes-
sung des Schadensersatzes angerechnet werden.*** Sollte demnach eine Haftung
nach Umweltvélkerrecht infolge erheblicher grenziiberschreitender Klimascha-
den grundsitzlich angenommen werden, so miisste jedem emittierenden Staat
grundsitzlich eine Mindesthaftung im Sinne einer Teilschuld im Umfang des je-
weiligen Verursachungsbeitrages der durch die in seinem territorialen Hoheits-
gebiet ausgestoBenen THG-Emissionen gemaf3 Art. 1, Art. 31 iVm Art. 47 ILC-
Artikel zuzuweisen sein.*** Diese Regel ist jedoch im Sinne der allgemeinen
Grundsétze des Volkerrechts dahingehend einzuschrinken, dass nicht lediglich
das Verursacherprinzip Anwendung findet, sondern dieses insbesondere durch

miissen und infolgedessen auch eine individualisierbare Kausalkette besteht; vgl. hierzu
auch Schmalenbach, in: Internationales Umweltrecht, 7. Abschnitt, Rn. 28.
490 Vgl. hierzu im Einzelnen oben unter § 1 B.1IL

1 Die Kausalitit in diesem Sinne ebenfalls bejahend Frank, Klimabedingte Migra-
tion, NVwZ 2019, S. 529 (530 fF).

92 Kehrer, S. 331.
493 So auch Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (532).
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den Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten
und jeweiligen Fahigkeiten teleologisch zu reduzieren ist. Es kann lediglich inso-
weit von einem Mitverschulden ausgegangen werden, wie es den betroffenen In-
selstaaten moglich war, ihrerseits Emissionsreduktionen vorzunehmen. Ein Aus-
schluss der Staatenverantwortlichkeit auf dieser Grundlage ist allerdings nicht
anzunehmen.

C. Ergebnis

Zusammenfassend ergibt sich eine Staatenverantwortlichkeit fiir den klima-
wandelbedingten Untergang eines Staates auf Grundlage einer Verletzung der
sich aus der Regelung des Art. 2 Abs. 1 lit a) i.V.m. Art. 4 Pariser Ubereinkom-
men ergebenden volkerrechtlichen Pflicht zur Emissionsreduktion insoweit, dass
die Temperaturobergrenze von deutlich unter 2 °C gegeniiber dem vorindustriel-
len Niveau iiberschritten wird. Eine Pflichtverletzung wire dann gegeben, soweit
das sog. CO,-Budget aufgebraucht und infolgedessen diese Temperaturober-
grenze iberschritten wird und dies in einem zeitversetzten Kontext zum Unter-
gang eines Staates flihrt bzw. zu fiihren droht. Der Untergang eines Staates ist
sodann als kausaler Schaden einzuordnen. Ein Ausschluss der Staatenverantwort-
lichkeit ist trotz eines Mitverschuldens der betroffenen Inselstaaten in einem sol-
chen Szenario nicht ersichtlich.



§ 3 Geltendmachung einer Staatenverantwortlichkeit
fiir den klimawandelbedingten Untergang
eines Staates

Die Vorschrift des Art. 42 ILC-Artikel setzt fiir den Eintritt von Rechtsfolgen
die Geltendmachung einer Staatenverantwortlichkeit durch den benachteiligten
Staat voraus. Liegt eine Staatenverantwortlichkeit vor, muss diese demnach zu-
nichst geltend gemacht werden, um etwaige Rechtsfolgen auszulosen. Betrachtet
man Fille versinkender Inselstaaten, muss erortert werden, ob die Geltend-
machung einer Staatenverantwortlichkeit nach der vollstindigen Uberflutung des
Staatsgebietes liberhaupt noch moglich ist. Es ist nicht auszuschlieBen, dass sich
die Uberflutung eines ganzen Staatsgebietes auf die Staatsqualitit und damit auf
die Volkerrechtssubjektivitit des betroffenen Staates auswirkt. Sollte die Volker-
rechtssubjektivitit tatsdchlich beeintrachtigt sein, stellt sich infolgedessen die
Frage nach alternativen Moglichkeiten einer Geltendmachung. Fiir Fille der vom
ansteigenden Meeresspiegel unmittelbar in ihrer Existenz bedrohten Staaten gilt
es deshalb zu kldren, ob und unter welchen Voraussetzungen die Geltendma-
chung einer etwaigen Staatenverantwortlichkeit durch einen bereits iiberfluteten
bzw. nicht mehr bewohnbaren Inselstaat erfolgen kann.

Entsprechend des Wortlautes des Art. 42, 1. Halbsatz ILC-Artikel ist zur Gel-
tendmachung der Verantwortlichkeit eines anderen Staates nur ein Staat, ndmlich
der benachteiligte, berechtigt. Ob es sich bei dem nach der Uberflutung verblei-
bendem Territorium, dem sog. Uberflutungsgebilde,' um einen Staat in diesem
Sinne handelt, ist fraglich. Jedenfalls lasst sich dessen volkerrechtlicher Status
auf den ersten Blick nicht eindeutig bestimmen. Unter Beriicksichtigung der vor-
liegend relevanten Hypothese von kleinen Inselstaaten, deren gesamtes Staatsge-
biet unmittelbar durch den klimawandelbedingt ansteigenden Meeresspiegel be-
droht ist, reicht es deshalb nicht aus, eine Staatenverantwortlichkeit — vorliegend
auf Grundlage des Pariser Ubereinkommens — lediglich festzustellen. Vielmehr
ist dariiber hinaus auch eine vélkerrechtliche Einordnung dieses Uberflutungsge-
bildes essentiell, um den tatsdchlichen Herausforderungen, mit welchen sich das
Staatsvolk im Falle der vollstindigen Uberflutung des eigenen Territoriums kon-

! Im Folgenden werden Staaten, deren Staatsgebiet zumindest zeitweise vollstindig
iberflutet wurde, als Uberflutungsgebilde bezeichnet, da es die Frage nach der Staats-
qualitdt solcher Gebilde im Rahmen dieser Arbeit noch zu kldren gilt. Diese Formulie-
rung wurde aus dem einschldgigen volkerrechtlichen Schrifttum tibernommen, vgl. Keh-
rer, S. 69.
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frontiert sieht, gerecht zu werden und aufzuzeigen, welche Moglichkeiten diesem
zur Herbeiflihrung von Rechtsfolgen offenstehen.

A. Geltendmachung durch einen Staat

Die Vorschrift des Art. 42, 1. Halbsatz ILC-Artikel gibt dem Wortlaut nach
vor, dass eine Geltendmachung nur durch einen Staat mdglich ist. Dementspre-
chend miisste ein Uberflutungsgebilde dem Wortlaut der Norm zufolge zur Gel-
tendmachung einer Staatenverantwortlichkeit als Staat in diesem Sinne anzuse-
hen sein. Unabhédngig vom tatséichlichen Zerstdrungsgrad des Territoriums durch
den fortschreitenden Meeresspiegelanstieg stellt sich insbesondere fiir einige In-
selstaaten auch die volkerrechtliche Frage nach dem Fortbestehen der Staatlich-
keit infolge eines Untergangs ihres gesamten Staatsgebietes. Fiir diese Staaten ist
eine volkerrechtliche Einordnung des Schicksals ihres Territoriums im Kontext
des Art. 42, 1. Halbsatz ILC-Artikel deshalb unerlésslich.

Die volkerrechtliche Einordnung des Untergangs eines Staates infolge des
Wegfalls des Staatsgebietes als eines der Elemente nach der Drei-Elemente-
Lehre kann zwar nicht unter der Beriicksichtigung tatsidchlicher Gegebenheiten
oder empirischer Daten eines Prazedenzfalles erfolgen, da es einen solchen Fall
in der Praxis bislang noch nicht gegeben hat. Nichtsdestotrotz muss die Frage
nach einem mdglichen Wegfall der Staatsqualitét kleiner Inselstaaten infolge des
ansteigenden Meeresspiegels auf Grundlage naturwissenschaftlich begriindeter
Vorhersagen beleuchtet werden, da der Eintritt eines solchen Szenarios hinrei-
chend wahrscheinlich erscheint.?

I. Voraussetzungen von Staatlichkeit

Zur Geltendmachung einer Staatenverantwortlichkeit bedarf es grundsitzlich
eines Staates. Um von einem Staat im volkerrechtlichen Sinne auszugehen, bedarf
es gemdfl der Drei-Elemente-Lehre dreier Merkmale, die kumulativ vorliegen
miissen, nimlich eines Staatsgebietes, eines Staatsvolkes sowie der Staatsgewalt.’

2 IPCC Special Report on the Ocean and Cryosphere in a Changing Climate (2019),
S. 375f. Vgl. hierzu auch Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 58.

3 Die Drei-Elemente-Lehre wurde von Georg Jellinek entwickelt, vgl. Jellinek, All-
gemeine Staatslehre (1914), S. 394ff. Nach einhelliger Ansicht im deutschsprachigen
Schrifttum ist zur Bewertung der Staatsqualitdt auf die drei genannten Elemente abzu-
stellen, vgl. Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 1; Kau, in: Vitzthum/ProelB3, 3. Abschnitt,
Rn. 76. In der englischsprachigen Literatur wird hingegen von vier Kriterien der Staat-
lichkeit ausgegangen, wobei anstatt der Staatsgewalt eine Regierung sowie ein bestimm-
tes Mal3 an Unabhéngigkeit vorausgesetzt werden, vgl. etwa Stoutenberg, in: Gerrard/
Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (58). Hierbei lassen sich die beiden letzt-
genannten Merkmale jedoch unproblematisch als Staatsgewalt zusammenfassen, sodass
die Drei- und Vierteilung nur scheinbar im Widerspruch stehen, vgl. auch Richter,
S. 62.
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Das Staatsgebiet ist dieser Lehre folgend unzweifelhaft als notwendiges Element
fiir die Existenz eines Staates anzusehen.® Teile des Staatsgebietes sind vor allem
das Landgebiet (natiirlicher Ausschnitt), aber auch das Wassergebiet und die liber
diesen Gebieten liegende Luftsiule.” Als Landgebiet ist jener Teil der Erdober-
fliche zu bezeichnen, der von Land- und/oder Seegrenzen umschlossen wird.®
Festzustellen ist, dass die Staatlichkeit entsprechend der Drei-Elemente-Lehre
das Vorliegen aller drei Elemente inklusive des Staatsgebietes im Sinne des
Landgebietes voraussetzt.’

I1. Verlust der Staatlichkeit

Fraglich ist, ob ein Staat bei Verlust eines nach der Drei-Elemente-Lehre es-
sentiellen staatlichen Elementes aus volkerrechtlicher Sicht untergeht und infol-
gedessen auch seine Staatsqualitéit verliert. Sollte ein Staat seine Staatsqualitit
tatsdchlich infolge des Verlustes eines oder mehrerer seiner Staatselemente ver-
lieren, miissten im ndchsten Schritt die eintretenden Rechtsfolgen fiir das noch
verbliebene Staatsvolk — insbesondere im Hinblick auf ihren volkerrechtlichen
Status im Sinne eines (vormaligen) Volkerrechtssubjekts — erortert werden. Zu
beriicksichtigen sind hierbei insbesondere das volkerrechtliche Schrifttum zur
Thematik der failing states,® wobei im Sinne der hier einschligigen Konstellation
zu beriicksichtigen ist, dass neben der Staatsgewalt auch das Staatsgebiet unmit-
telbar vom Untergang bedroht bzw. betroffen ist.

Fallen eine oder mehrere Elemente eines Staates weg, ist fraglich, ob es sich
weiterhin um einen Staat handelt. Der Wegfall mindestens eines staatlichen Ele-
mentes passiert keineswegs plotzlich. Der Untergang eines Staates durch den
Wegfall eines staatlichen Elementes kann deshalb freilich nicht einfach festge-
stellt werden, sondern bedarf einer ganzheitlichen Betrachtung der konkreten
Entwicklung des betreffenden Staates. Es besteht jedoch ein naturwissenschaft-
lich begriindetes Szenario, wonach gesamte Staatsgebiete in naher Zukunft voll-
standig iiberflutet werden konnten.” Daraus ergeben sich mehrere vélkerrecht-
liche Fragestellungen hinsichtlich eines moglichen Verlustes der Staatsqualitit.
Zunichst stellt sich die Frage, ob ein Staatsgebiet, welches zuvor bestanden hat,
untergehen kann bzw. ob die Uberflutung eines Staatsgebietes tatsichlich zu des-
sen Untergang fiihrt. Parallel dazu stellt sich auch die Frage danach, ob die
Staatsgewalt ebenfalls untergeht, da die Herrschaft iiber das Staatsgebiet durch

4 Dies ist innerhalb des Schrifttums unstrittig, vgl. u.a. Proelf, in: Vitzthum/ProelB3,
5. Abschnitt, Rn. 14.

Ebd.

Proelf, in: Vitzthum/Proelf3, 5. Abschnitt, Rn. 14.

Zur Kontinuitdt von Staatlichkeit vgl. unten unter § 3 A.IIIL.
Vgl. hierzu im Einzelnen unter § 3 A.IL.2.b).

Vgl. hierzu im Einzelnen oben unter § 1 B.IV.

© ® 9 o w»n
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die drohende Uberflutung verloren gehen konnte. Sollte ein Untergang des
Staatsgebietes respektive der Staatsgewalt infolge der Uberflutung angenommen
werden, miisste auch der mafB3gebliche Zeitpunkt hierfiir erortert werden. SchlieB3-
lich gilt es zu kldren, ob die Staatsqualitdt durch Wegfall eines der drei konse-
kutiven Elemente eines Staates, insbesondere des Staatsgebietes, aber auch der
Staatsgewalt, verloren gehen kann und der gesamte Staat infolgedessen untergeht.

1. Untergang des Staatsgebietes

Im Rahmen der vorliegenden Forschungsarbeit wird insbesondere auf einen
moglichen Untergang des Staatsgebietes im Sinne des Landgebietes infolge des
klimawandelbedingt ansteigenden Meeresspiegels abgestellt. Gleichzeitig muss
anerkannt werden, dass alle drei Elemente eines Staates auf eine Weise zusam-
menwirken, die eine isolierte Betrachtung eines einzelnen Elementes kaum mog-
lich macht, auch wenn der Verlust des Staatsgebietes im Kontext der hier zu
behandelnden Problematik als offensichtlichster Ansatzpunkt angesehen werden
kann. Es erscheint deshalb sinnvoll, zunédchst einen mdglichen Verlust der Staat-
lichkeit infolge des ansteigenden Meeresspiegels ausgehend vom moglichen Un-
tergang des Staatsgebietes infolge der vollstindigen Uberflutung bzw. infolge der
Unbewohnbarkeit zu untersuchen, bevor auch auf Aspekte der Staatsgewalt, die
ebenfalls bedroht sein kénnte, eingegangen wird.

a) Untergang des Staatsgebietes
infolge der vollstindigen Uberflutung

Das zu beleuchtende Szenario der vollstindigen und dauerhaften Uberflutung
eines gesamten Staatsgebictes wiirde in der Menschheitsgeschichte ein Novum
darstellen, wohingegen der mogliche Verlust eines der drei Elemente eines Staa-
tes — ndmlich der Staatsgewalt — bereits Gegenstand des volkerrechtlichen Dis-
kurses war und noch immer ist.'® Zunichst gilt es die Frage zu kliren, ob das
Staatsgebiet infolge einer vollstindigen Uberflutung tatsichlich als unterge-
gangen angesehen werden kann und demzufolge vom Verlust eines essentiellen
Elementes nach der Drei-Elemente-Lehre ausgegangen werden muss. Fehlt es an
einem Staatsgebiet, geht unter Umstdnden auch die Staatsqualitit eines vormals
existierenden Staates verloren. Das Szenario, wonach es aufgrund des ansteigen-
den Meeresspiegels zu einer voranschreitenden Erosion der Kiistengebiete kommt
und teilweise das gesamte Staatsgebiet kleiner Inselstaaten von der vollstindigen
Uberflutung bedroht ist, betrifft daher auch die volkerrechtliche Frage, unter wel-
chen Voraussetzungen ein Territorium als Staatsgebiet zu definieren ist.

10 Siehe etwa Richter, S. 63 ff. Zu nennen ist hier insbesondere die vdlkerrechtliche
Diskussion um die Begriffe des failed state bzw. des state failure, auf welche unter § 3
A.II.2.Db) ndher eingegangen wird.
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Ein Staatsgebiet umfasst grundsitzlich ein Landgebiet, welches ein bestimm-
tes Gebiet auf der Erdoberflache darstellt, sowie auch Binnengewdsser, Fliisse
und Seen.'! Von einer moglichen Uberflutung unmittelbar bedroht ist in diesem
Kontext das Landgebiet, aber auch mogliche Siilwasservorrite, die zur Bewohn-
barkeit des Landgebietes beitragen. Ein Staatsgebiet im Sinne des Landgebietes
muss mindestens ein natiirlicher Teil der Erdoberfliche sein, welcher beherrsch-
bar sowie zum dauernden Aufenthalt von Menschen geeignet ist.'? Auf die GroBe
eines Territoriums kommt es hierbei nicht an, das Gebiet muss vielmehr geeignet
sein, dem Staatsvolk als Lebensmittelpunkt zu dienen.'® Da es auf die GroBe des
Territoriums nicht ankommt, kénnen selbst kleinste Inseln von Inselstaaten wei-
terhin das Staatsgebiet ausmachen, solange sie dem betreffenden Staatsvolk als
Lebensmittelpunkt zu dienen in der Lage sind. Ein vollstindig iiberflutetes Ge-
biet kann dem Staatsvolk jedoch nicht mehr als langfristigen Lebensmittelpunkt
dienen. Demnach muss spitestens ab dem Zeitpunkt der vollstindigen Bede-
ckung der letzten vorhandenen Insel eines Inselstaates mit Wasser — sei es auch
nur fiir einen kurzen Moment — davon ausgegangen werden, dass diese dem
Staatsvolk nicht mehr als Lebensmittelpunkt zu dienen in der Lage ist und das
Territorium infolgedessen auch nicht mehr als Staatsgebiet eingeordnet werden
kann.'*

b) Untergang des Staatsgebietes infolge der Unbewohnbarkeit

Fiir den Untergang des Staatsgebietes relevant erscheinen jedoch mehrere,
zeitlich unter Umstéinden weit auseinanderliegende Zeitpunkte. Einerseits kann —
wie bereits erértert — ohne Zweifel von einem Untergang des Staates spitestens
zu dem Zeitpunkt ausgegangen werden, in dem das Staatsgebiet tatsdchlich und
vollstdndig tiberflutet worden ist. Berlicksichtigt man jedoch auf der anderen
Seite die realen Herausforderungen, denen sich insbesondere die kleinen Insel-
staaten infolge der langsam, aber sicher voranschreitenden Erosion der Kiisten
ausgesetzt sehen, driangt sich die Frage auf, ob der tatsichliche Untergang des
Staatsgebietes nicht bereits ab demjenigen Zeitpunkt eintritt, ab dem ein Uber-
leben auf diesem nicht mehr moglich ist.'> Stellt man auf eine Definition des
Staatsgebietes ab, wonach dieses zum dauernden Aufenthalt von Menschen ge-
eignet sein muss, kann ein Territorium im Umkehrschluss bereits ab dem Zeit-
punkt nicht mehr als Staatsgebiet bezeichnet werden, ab welchem dieses nicht

' Kau, in: Vitzthum/ProelB, 3. Abschnitt, Rn. 146.
12 Kehrer, S. 48.

13 Bergmann, S.76. Vgl. auch Van Dyke/Brooks, Uninhabited islands: Their impact
on the ownership of the oceans’ resources, Ocean Development & International Law
(1983), S. 265 (286).

14 Zur Frage nach den Folgen eines Wiedererscheinens von Teilen des Territoriums
vgl. unter § 3 A.Il. 1.c)aa).

15 Vgl. Stoutenberg, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (61).
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mehr bewohnbar ist. Dies ist zwar nicht bereits dann der Fall, wenn Teilgebiete —
wie z.B. einzelne Inseln eines Inselstaates — unbewohnbar werden,'® wohl aber,
wenn die einzig noch verbliebene, zum Staatsgebiet gehorende Insel unbewohn-
bar wird. Ausschlaggebend fiir die Einordnung eines Territoriums als Staats-
gebiet ist demnach die Bewohnbarkeit eines solchen.'”

Fraglich erscheint in diesem Zusammenhang allerdings, zu welchem Zeitpunkt
die Unbewohnbarkeit eines vormals bewohnbaren Staatsgebietes im Einzelnen
eintritt bzw. welche Voraussetzungen (noch) vorliegen miissen, damit das Territo-
rium weiterhin als Staatsgebiet angesehen werden kann. Diese Fragestellung ist
sowohl aufgrund von rechtswissenschaftlichen Erwégungen, aber auch aus real-
politischer Perspektive interessant, da das Szenario eines vormals als Staatsgebiet
anerkannten und bewohnbaren Territoriums, welches ab einem bestimmten, in
der Zukunft liegenden Zeitpunktes unbewohnbar wird, mit bisher unbekannten
Herausforderungen verbunden ist.

Als Ausgangspunkt dient die Unterscheidung zwischen einem objektiv be-
wohnbaren Territorium und einem tatsdchlich bewohnten Staatsgebiet. Eine tat-
sdchliche Bewohnung konnte entweder als Ausprigung der Bewohnbarkeit an-
gesehen werden oder womdglich seinerseits eine Bewohnbarkeit begriinden. Es
stellt sich deshalb die Frage, ob eine Bewohnbarkeit immer dann angenommen
werden muss, solange sich eine tatsidchlich auf dem Territorium lebende Gemein-
schaft findet, oder ob allein auf objektiven Kriterien zur Beurteilung der Be-
wohnbarkeit abzustellen sein muss.

aa) Tatsdchlich auf dem Territorium lebende Gemeinschaft

Es kann argumentiert werden, dass die Bewohnbarkeit eines Territoriums da-
nach beurteilt werden muss, ob sich eine Gemeinschaft tatsidchlich noch auf der
Insel befindet.'"® Ein Territorium konne danach nur dann als Staatsgebiet aner-
kannt werden, wenn es eine dauerhaft niedergelassene Gemeinschaft beherber-
ge.'” Daraus ergibt sich auch die Frage nach der Anzahl an Menschen, die zur
Annahme einer solchen Gemeinschaft notwendig wiren.?® Hierbei kann auf eine
Vielzahl an relevanten Faktoren abgestellt werden.

16 Zur fehlenden Vergleichbarkeit von Fillen, in denen lediglich Teile des Staatsge-
bietes unbewohnbar werden, vgl. Stoutenberg, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island
Nations, S. 57 (631.).

17 Van Dyke/Brooks, Uninhabited islands: Their impact on the ownership of the
oceans’ resources, Ocean Development & International Law (1983), S. 265 (286). So
auch Bergmann, S. 95.

18 So Stoutenberg, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (63).

19 Ebd.

20 Stoutenberg, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (63f.).
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Hinsichtlich der Geeignetheit eines Territoriums flir die Beherbergung einer
Gemeinschaft sind insbesondere die Vorschriften des Seerechtsiibereinkommens
der Vereinten Nationen (SRU) hinsichtlich der Einordnung eines Landgebietes
als Insel oder Felsen zu beriicksichtigen, wonach ein Felsen fiir eine Besiedlung
ungeeignet ist. Entsprechend der Vorschrift des Art. 121 Abs. 3 SRU ist von der
Ungeeignetheit eines Territoriums fiir die menschliche Besiedlung auszugehen,
wenn diese ein wirtschaftliches Eigenleben nicht zulésst. Fiir ein solches wirt-
schaftliches Eigenleben bedarf es einer auf dem Territorium lebenden Gemein-
schaft. Fraglich ist, ab welcher Grofe eine Gemeinschaft ein solches wirtschaft-
liches Eigenleben aufrechterhalten kann.

Die einschlagige volkerrechtliche Literatur i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit d) IGH-
Statut behandelt die Notwendigkeit einer Mindestanzahl an Menschen, die auf
dem Territorium verbleiben, unterschiedlich. Einer Ansicht zufolge miisse eine
Anzahl von ungefihr fiinfzig Personen vorhanden sein, um eine stabile Gemein-
schaft zu gewihrleisten.?! Diese Personen miissten auch zur Nutzung des vorhan-
denen Kiistenmeeres in der Lage sein.”? Diesem Ansatz folgend miisste jeden-
falls so lange von einem Staatsgebiet ausgegangen werden, wie sich eine Anzahl
von mindestens flinfzig Menschen noch auf dem von der Uberflutung bedrohten
Territorium aufhielte, die das wirtschaftliche Eigenleben des verbliebenen Staats-
territoriums aufrechterhalten konnen und eine ausreichende Infrastruktur zur Si-
cherstellung der Ausiibung der Staatsgewalt gegeniiber diesem Staatsvolk gege-
ben ist.”® Einer anderen Ansicht zufolge muss zwar eine Gemeinschaft auf dem
Staatsgebiet verbleiben, wobei es allerdings keiner Mindestgrofe dieser Bevolke-
rung bedarf.**

Ausgehend von diesen Ansichten wird man in jedem Falle annehmen miissen,
dass das Vorhandensein einer Gemeinschaft nur dann angenommen werden kann,
wenn und soweit eine dauerhafte Besiedlung mdglich ist. Die Annahme eines
Richtwertes von ca. fiinfzig Personen kann hierfiir als sinnvoller Indikator fiir die
Moglichkeit der dauerhaften Besiedlung angesehen werden, allerdings sind hier-
bei auch weitere Faktoren zu beriicksichtigen, weshalb das Vorhandensein einer
Gemeinschaft, die ein wirtschaftliches Eigenleben zu fithren in der Lage ist, stets
einer Einzelfallabwégung bediirfte. In solchen Féllen diirfte sich die Bewohnbar-
keit des Territoriums aus der tatsdchlichen Bewohnung ergeben, wobei stets im
Sinne einer entsprechenden Abwégung zu beriicksichtigen wire, dass die Ge-
meinschaft in der Lage sein miisste, ein wirtschaftliches Eigenleben des betref-

2 Stoutenberg, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (63).

22 Van Dyke/Morgan/Gurish, The Exclusive Economic Zone of the Northwestern
Hawaiian Islands: When Do Uninhabited Islands Generate an EEZ, San Diego Law Re-
view 1988, S. 425 (437).

23 Stoutenberg, in: Gerrard/ Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (63).

24 McAdam, Climate Change, Forced Migration, and International Law, S.131. So
auch Bergmann, S. 105.
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fenden Staates aufrechtzuerhalten, da anderenfalls die von Art. 121 Abs. 3 SRU
genannten Rechtsfolgen einer Einordnung des Territoriums als Felsen herbeige-
fiihrt wiirden.> Wiirde die hierfiir notwendige Anzahl der fiir eine Gemeinschaft
notwendigen Bewohner unterschritten, miisste infolge der nicht mehr vorhande-
nen Gemeinschaft ab dem Zeitpunkt des Unterschreitens vom Verlust des Staats-
gebietes ausgegangen werden. Dieser Ansatz beriicksichtigt allerdings lediglich
die tatséichlich auf dem Territorium lebende Gemeinschatft.

bb) Objektive Kriterien der Bewohnbarkeit

Die Bewohnbarkeit kann andererseits auch ausschlieBlich aufgrund objektiver
Kriterien beurteilt werden, ohne dass eine tatsdchlich auf dem Territorium le-
bende Gemeinschaft Einfluss auf die Einordnung des Territoriums als Staats-
gebiet bzw. dessen Bewohnbarkeit hdtte. Ausschlaggebend fiir die Einordnung
als Staatsgebiet konnte demnach nicht die tatsichliche Besiedlung einer Flache
durch Menschen, sondern ihre anhand objektiver Kriterien zu bestimmende —
insofern theoretische — Bewohnbarkeit sein.”® Hierbei kann wiederum auf den
Wortlaut des Art. 121 Abs. 3 SRU abgestellt werden, der — in zwar nur mittel-
barem, aber nicht minder gewichtigem Zusammenhang — von einer Geeignetheit
zur menschlichen Besiedlung, nicht jedoch von einer tatsichlichen Besiedlung
ausgeht. Dies spricht dafiir, die volkerrechtliche Bewertung der etwaigen Be-
wohnbarkeit eines Territoriums nicht auf die tatsdchliche Bewohnung zu be-
schrinken. Das Territorium als solches miisste vielmehr objektiv in der Lage
sein, eine stabile Gemeinschaft zu beherbergen.?’ Ausschlaggebend fiir die Be-
wohnbarkeit muss zusammenfassend die objektive Geeignetheit eines Territo-
riums sein, einen Lebensmittelpunkt fiir das Staatsvolk zu gewihrleisten.

Das vorrangige Abstellen auf die tatsdchliche Bewohnung des Territoriums
durch eine Gemeinschaft, die den Anforderungen der Aufrechterhaltung eines
wirtschaftlichen Eigenlebens bietet zwar den Vorteil, dass die Einordnung eines
von der Uberflutung bedrohten Territoriums als Staatsgebiet problemlos durch

25 Art. 121 Abs. 3 SRU regelt, dass ,,Felsen, die fiir die menschliche Besiedlung
nicht geeignet sind oder ein wirtschaftliches Eigenleben nicht zulassen, (...) keine aus-
schlieBliche Wirtschaftszone und keinen Festlandsockel“ haben. Uber die genaue Aus-
legung des Wortlautes des Art. 121 Abs. 3 SRU besteht Uneinigkeit. So wird insbeson-
dere in der deutschsprachigen Literatur vertreten, dass die Vorschrift des Art. 121
Abs. 3 SRU voraussetzt, dass eine Insel nur dann anzunehmen ist, wenn diese zumin-
dest flir die menschliche Besiedlung geeignet ist und ein wirtschaftliches Eigenleben
zuldsst, vgl. Schladebach, S. 166 sowie Bergmann, S. 69.

26 So etwa Bergmann, S.71.

27 So auch Van Dyke/Brooks, Uninhabited islands: Their impact on the ownership of
the oceans’ resources, Ocean Development & International Law (1983), S. 265 (286)
sowie Van Dyke/Morgan/Gurish, The Exclusive Economic Zone of the Northwestern
Hawaiian Islands: When Do Uninhabited Islands Generate an EEZ, San Diego Law Re-
view 1988, S. 425 (437).
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die Erfassung des Vorhandenseins einer solchen Gemeinschaft moglich wire.
Dieser Ansicht folgend lidge die Verantwortung fiir die Verhinderung eines Unter-
gangs des Staatsgebietes jedoch in erster Linie bei dem betroffenen Staat selbst.
Von der Annahme ausgehend, dass der Staat zu Gunsten der Aufrechterhaltung
seiner Staatsqualitdt agiert, wird dieser aufgrund der Gleichsetzung von Bewoh-
nung und Bewohnbarkeit gezwungen, so lange wie moglich eine Gemeinschaft
auf dem Territorium aufrechtzuerhalten. Diese Herangehensweise benachteiligt
insbesondere diejenigen Staaten, die sich aufgrund eingeschrinkter finanzieller
sowie technischer Mdglichkeiten nicht in der Lage sehen, mdgliche Vorsorge-
mafnahmen zu treffen. Gleichzeitig birgt diese Auslegung eine konkrete Gefahr
fiir Leib und Leben der noch auf dem Staatsgebiet verbliebenen Bewohner des
Inselstaates, da sich diese womdglich von staatlicher Seite an der Ausreise be-
hindert sehen wiirden oder mangels der notwendigen finanziellen Ausgangslage
keine Moglichkeit zur Ausreise hitten, obwohl das Territorium aus objektiven
Gesichtspunkten nicht mehr bewohnbar wire.”® Im Rahmen dieser Erwégungen
darf zudem nicht auBler Acht gelassen werden, dass fiir eine stabile Gemeinschaft
auch eine langerfristige Beherbergung mdglich sein muss, um ein nachhaltiges
Wirtschaften zu ermdglichen. Bereits aus diesem Grund ist eine Einschitzung
der Bewohnbarkeit anhand objektiver Kriterien nicht einer solchen Einschétzung
aufgrund der (noch) tatsdchlichen Bewohnung gleichzusetzen. Birgt der Ansatz,
wonach die Bewohnbarkeit allein aufgrund objektiver Erwédgungen zu bewerten
ist, zwar groflere Probleme bei der Feststellung des tatsdchlichen Zeitpunktes, ab
dem eine objektive Unbewohnbarkeit eintritt, ist er gleichwohl zu bevorzugen.?’

¢) Auswirkungen auf die Staatlichkeit

Fraglich ist, wie sich der Untergang des Staatsgebietes auf die volkerrechtliche
Subjektivitit des betroffenen Staates selbst und insbesondere auf seine Staatlich-
keit auswirkt. Es erscheint mdglich, dass mit Untergang des Staatsgebietes auch
die Staatlichkeit verlorengeht.*® Zu beleuchten sind in diesem Zusammenhang
auch die Auswirkungen auf die seerechtlichen Zonen, die sich unter Umstinden
verschieben konnten, sofern ein Staat tatsidchlich seine Staatlichkeit verlieren
sollte.

aa) Volkerrechtlicher Status des Uberflutungsgebildes

Ausgehend von der Annahme, dass ein Staatsgebiet bereits infolge des Ein-
tritts der objektiven Unbewohnbarkeit des Territoriums, spatestens jedoch mit der
erstmaligen vollstindigen Uberflutung und mithin ab dem Moment, ab welchem

28 Vgl. zu dhnlichen Erwéigungen Windfuhr, Klimaflucht und Menschenrechte, For-
schungsjournal Soziale Bewegungen 2018, Vol. 31 (1/2), S. 117 (1251t.).

2 Vgl. zu moglichen Kriterien unter § 3 A.11.1.d).
30 So u.a. auch Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 58.
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ohne Restzweifel keine Bewohnbarkeit mehr gegeben ist,>' untergeht, stellt sich
die Frage, wie das verbleibende Territorium, welches mangels objektiver Be-
wohnbarkeit kein Staatsgebiet mehr ist, volkerrechtlich einzuordnen ist. Grund-
satzlich besteht zundchst eine naturwissenschaftlich begriindete Moglichkeit,
dass das tiberschwemmte Territorium nach einer unbestimmten Zeitspanne bei
entsprechender Absenkung des Meeresspiegels (u.a. durch Flut und Ebbe) wie-
der an der Oberflache erscheint, was bedingt durch das wiedererlangte Staatsge-
biet ein Wiederaufleben des Staates bedeuten kénnte.*? Der Wiedereintritt der
Bewohnbarkeit ist allerdings mit groen Unsicherheiten verbunden, sodass im
Sinne der Rechtssicherheit festgestellt werden muss, dass ein Uberflutungsge-
bilde infolge des Untergangs des Staatsgebietes keine Staatsqualitit mehr auf-
weist.>® Ein solches Wiedererscheinen von Teilen des Territoriums wire infolge
der Annahme, dass bereits der Eintritt einer Unbewohnbarkeit des Staatsgebietes
zu einem Untergang des Staates fiihrt, in Bezug auf die Staatlichkeit ohne Bedeu-
tung.

Es ist vielmehr davon auszugehen, dass das wieder ,,aufgetauchte* Territorium
wieder bewohnbar werden miisste, damit von einem Wiederaufleben des Staates
ausgegangen werden kann. Nach einem Wiederauftauchen wiirde sich in einem
solchen Fall auch die Frage nach der volkerrechtlichen Einordnung dieses Ter-
ritoriums stellen. Dieses untergegangene, wiederaufgetauchte Territorium konnte
den Status ferra nullius haben und demzufolge durch andere Staaten besetzbar
sein.** Dies wiire bereits aufgrund der besonderen Schutzbediirftigkeit der betrof-
fenen Inselstaaten kaum vertretbar. Ausgehend von der Annahme, dass ein sol-
ches Territorium trotz des Wiederauftauchens nicht wieder bewohnbar werden
wiirde, ist die Einordnung dieses Territoriums fiir die vorliegende Forschungs-
frage irrelevant.

bb) Auswirkung auf Meereszonen

Die Erkenntnis, wonach ein Uberflutungsgebilde mangels Bewohnbarkeit kein
geeignetes Staatsgebiet mehr darstellt, ist insbesondere auch fiir die Bestimmung
seerechtlicher Zonen von Bedeutung, da nur Staaten solche haben kénnen.*
Grundsitzlich erstreckt sich die Souverdnitdt eines Staates gemdB Art. 2 Abs. |
und 2 SRU im Falle von Kiisten- und Inselstaaten nicht nur auf die Landfl4che,
sondern schlieit dariiber hinaus auch das Kiistenmeer ein. Als Kiistenmeer ver-
steht sich der Meeresstreifen, ,,der sich an die inneren Gewasser anschliefit, des-

31 So Bergmann, S.133 und S. 179.

32 Bergmann, S. 134 1f.

33 So auch Kehrer, S. 97.

3 Vgl. hierzu Gupta/Udgata, Loss of Territory & Submerging Islands: An Inter-
national Law Apprehension, Journal of Territorial and Maritime Studies (2019).

35 Vgl. hierzu Crawford/Rayfuse, Climate Change and Statehood, in: Rayfuse/Scott,
International Law in the Era of Climate Change (2012), S. 243 (250).
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sen Ausgangspunkt mithin die volkerrechtlich anerkannten Basislinien sind, und
der sich seewirts so weit erstreckt, wie es das Seevolkerrecht bestimmt“.3® Die
Souverinitit des Staates iiber das Kiistenmeer, dessen Breite gemiB Art. 3 SRU
bis zu 12 Seemeilen betragen kann, umfasst auch die Fischereirechte sowie ein
Recht zur Verwertung von dort lagernden Rohstoffen.’

Dementsprechend wirkt sich der Untergang des Staatsgebietes im Sinne des
Landgebietes auch auf die Seegrenzen des verbleibenden Volkerrechtssubjekts
aus. Sind die Inselbewohner auf die Fischerei in den inneren Gewéssern oder im
Kiistenmeer angewiesen, um ihren Lebensunterhalt zu sichern, kdnnte eine Ver-
lagerung der Seegrenzen bzw. deren vdlliges Verschwinden mit dem Eintritt der
objektiven Unbewohnbarkeit des Staatsgebietes negative wirtschaftliche Auswir-
kungen auf die sich moglicherweise noch auf dem Territorium befindliche Ge-
meinschaft haben.*®

Die Meereszonen dienen insbesondere ,.der Identifizierung des rdumlichen
Anwendungsbereiches von Rechtsregeln“>® und sind fiir den von der Uberflutung
betroffenen Inselstaat hinsichtlich der Anwendbarkeit bestimmter volkerrecht-
licher Regelungen, insbesondere der Vorschriften des SRU von Bedeutung. Dieses
umfasst u.a. die wichtigsten Grundlagen flir die Rechtsordnung der seerecht-
lichen Teile des Staatsgebietes und stellt eine teilweise Verschriftlichung der ge-
wohnheitsrechtlichen Regelungen dar. Neben der deklaratorischen Funktion eini-
ger Vorschriften, die bereits volkergewohnheitsrechtliche Geltung haben, finden
sich jedoch auch solche Vorschriften, die potenziell ebenfalls gewohnheitsrecht-
liche Geltung erlangen kénnen sowie solche, die zur Weiterentwicklung des See-
volkerrechts bestimmt sind.*® Entsprechend der Norm des Art. 121 Abs. 1 SRU
sind beispielsweise natiirlich entstandene Landfldchen, die von Wasser umgeben
sind und bei Flut {iber den Wasserspiegel herausragen, als Inseln zu bezeichnen.

Von den Inseln abzugrenzen sind Felsen im Sinne des Art. 121 Abs. 3 SRU.
Eine eindeutige Definition des Begriffs eines Felsens — anders als die Definition
einer Insel, welche im Art. 121 Abs. 1 SRU geregelt ist — geht aus der Vorschrift
des Art. 121 Abs. 3 SRU nicht hervor. Die Einordnung einer Landfléche als Insel
oder Felsen beruht in der volkerrechtlichen Praxis vielmehr auf der tatséchlich

36 Vgl. hierzu insbesondere Kau, in: Vitzthum/ProelB, 3. Abschnitt, Rn. 150. Hierzu
vertiefend auch Proelf3, in: Vitzthum/Proel, 5. Abschnitt, Rn. 43. Vgl. auch Caron,
When Law Makes Climate Change Worse: Rethinking the Law of Baselines in Light of
a Rising Sea Level, Ecology Law Quarterly, vol. 17, S. 621 (6221.).

37 Vgl. hierzu Van Dyke/Brooks, Uninhabited islands: Their impact on the ownership
of the oceans’ resources, Ocean Development & International Law (1983), S. 265
(266).

3 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 230.

39 Zur Definition siehe Blitza, S. 15.

40 Vgl. vertiefend hierzu Heintschel von Heinegg, in: Ipsen (2018), § 38, Rn. 19.
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vorhandenen bzw. fehlenden Beanspruchung einer ausschlielichen Wirtschafts-
zone und eines Festlandsockels.*! Bei dem Versuch der Erarbeitung einer Defini-
tion diirfte dem Wortlaut des Art. 121 Abs. 3 SRU dennoch eine wesentliche
Rolle zukommen, wonach die Einordnung als Felsen im Zusammenhang mit
der tatsdchlichen Geeignetheit zur menschlichen Besiedlung bzw. der Geeignet-
heit zur Fithrung eines wirtschaftlichen Eigenlebens steht. Eine Insel im Sinne
des Art. 121 Abs.1 SRU miisste im Gegensatz zu einem Felsen im Sinne des
Art. 121 Abs. 3 SRU immer von einer ausschlieBlichen Wirtschaftszone sowie
einem Festlandsockel Gebrauch machen konnen und demzufolge irgendeinen
wirtschaftlichen Nutzen fiir eine Gemeinschaft des betreffenden Staates haben,*
wohingegen einem Felsen nur dann eine ausschlielliche Wirtschaftszone sowie
Festlandsockel nur fiir den Fall zu gewidhren ist, wenn dieser fiir die menschliche
Besiedlung geeignet ist oder sonst ein wirtschaftlicher Nutzen nachgewiesen
werden kann. Die Einordnung als Insel setzt jedoch nach diesem wirtschaftlich
orientierten Ansatz keine tatsdchliche Bewohnung voraus.

Hinsichtlich einer Definition des Begriffes ,,Felsen, wie er im Art. 121 Abs. 3
SRU verwendet wird, ist dariiber hinaus eine inhaltliche Diskrepanz zwischen der
deutsch- und englischsprachigen Fachliteratur erkennbar. Wihrend im englisch-
sprachigen Schrifttum der Konsens zu bestehen scheint, wonach Felsen auch
dann von Inseln abzugrenzen sind, wenn diese fiir die menschliche Besiedlung
geeignet sind und ein wirtschaftliches Eigenleben zulassen,* wird in der deutsch-
sprachigen Literatur auf Art. 121 Abs. 3 SRU als Definition des Begriffes ,,Fel-
sen* verwiesen und angenommen, dass ein solcher immer (nur) dann gegeben ist,
wenn eine Insel fiir die menschliche Besiedlung ungeeignet ist oder ein wirt-
schaftliches Eigenleben nicht zuldsst.** In diesem Kapitel wird ausgehend von
der Auffassung der englischsprachigen Literatur angenommen, dass sich keine
Legaldefinition des Felsens im Art. 121 Abs. 3 SRU findet, sondern lediglich die
Rechtsfolgen fiir den Fall festgelegt werden, dass ein Felsen nicht fiir die
menschliche Besiedlung geeignet ist oder ein wirtschaftliches Eigenleben nicht
zuldsst.

41 So werden fiir iiber 75 Meeresbodenerhebungen, die potenziell als Felsen im Sinne
des Art. 121 Abs. 3 SRU eingeordnet werden konnten, weiterhin eine ausschlieBliche
Wirtschaftszone sowie Festlandsockel beansprucht, vgl. Blitza, S. 161.

4 So auch Van Dyke/Morgan/Gurish, The Exclusive Economic Zone of the North-
western Hawaiian Islands: When Do Uninhabited Islands Generate an EEZ, San Diego
Law Review 1988, S. 425 (437). Vgl. auch Van Dyke/Brooks, Uninhabited islands:
Their impact on the ownership of the oceans’ resources, Ocean Development & Inter-
national Law (1983), S. 265 (288).

4 Vgl. etwa Van Dyke/Morgan/Gurish, The Exclusive Economic Zone of the North-
western Hawaiian Islands: When Do Uninhabited Islands Generate an EEZ, San Diego
Law Review 1988, S. 425 (437) sowie Van Dyke/Brooks, Uninhabited islands: Their
impact on the ownership of the oceans’ resources, Ocean Development & International
Law (1983), S. 265 (266).

4 Vgl. u.a. Schladebach, S.166 oder Bergmann, S. 69.
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Obwohl sich fiir Felsen keine universell giiltige Definition etabliert hat, sind
als solche nicht im Besonderen Gesteinsbrocken zu verstehen, sondern vor allem
vergleichsweise kleine Inseln, wobei im Rahmen dieser Einordnung und in Ab-
grenzung zur Insel auch weitere Aspekte eine Rolle spielen.*> Uberflutungsge-
bilde, welche ehemals besiedelt waren und aufgrund des ansteigenden Meeres-
spiegels unbewohnbar wurden und nicht (mehr) fiir die menschliche Besiedlung
geeignet sind, konnten demnach entweder weiterhin als Inseln im Sinne des
Art. 121 Abs. 1 SRU gelten oder fortan als Felsen ohne Eignung fiir die mensch-
liche Besiedlung im Sinne des Art. 121 Abs. 3 SRU zu bewerten sein. Das vor-
mals bewohnte Territorium des betroffenen Inselstaates konnte jedoch nur so
lange als Insel oder Felsen bewertet werden, wie es bei Flut noch iiber den Was-
serspiegel herausragt. Ab dem Zeitpunkt, ab welchem natiirlich entstandenes
Land bei Ebbe von Wasser umgeben ist und iiber den Wasserspiegel hinausragt,
bei Flut jedoch unter Wasser liegt, ist dieses gemiB Art. 13 Abs. 1 Satz 1 SRU als
trockenabfallende Erhebung (low-tide elevation) einzuordnen. Uberflutungsge-
bilde, die bereits bei Flut unter Wasser liegen, wéren gemaf3 Art. 13 Abs. 1 Satz 1
SRU als trockenabfallende Erhebung zu bewerten. Trockenabfallende Erhebun-
gen haben gemiB Art. 13 Abs. 2 SRU kein Kiistenmeer.*® Fiir den Fall, dass es
sich hierbei um Felsen handelt, kénnten die Rechtsfolgen des Art. 121 Abs. 3
SRU einschligig sein. Wihrend Inseln gemiB Art. 121 Abs. 2 SRU hinsichtlich
ihrer maritimen Hoheitsgebiete wie Festlandstaaten zu behandeln sind*” und tiber
ein Kiistenmeer, eine Anschlusszone,*® eine ausschlieBliche Wirtschaftszone*’
sowie Festlandsockel®® verfiigen, wird Felsen, die fiir die menschliche Besied-
lung nicht geeignet sind oder ein wirtschaftliches Eigenleben nicht zulassen, ge-
miB Art. 121 Abs. 3 SRU weder eine ausschlieBliche Wirtschaftszone noch ein
Festlandsockel zugewiesen.

4 Van Dyke/Morgan/Gurish, The Exclusive Economic Zone of the Northwestern
Hawaiian Islands: When Do Uninhabited Islands Generate an EEZ, San Diego Law Re-
view 1988, S. 425 (437).

4 Vgl. ICJ, Judgement, Maritime Delimitation and Territorial Questions between
Qatar and Bahrain (Qatar v. Bahrain), ICJ Reports 2010, S. 40, Abs. 100ff., wonach
low-tide elevations kein Territorium darstellen; bestitigend ferner ICJ, Judgement,
Sovereignty over Pedra Branca/Pulau Batu Puteh, Middle Rocks and South Ledge (Ma-
laysia v. Singapore) ICJ Reports 2008, S. 12, Abs. 99ff.

4T Bergmann, S. 63.

4 Als Anschlusszone wird die an das Kiistenmeer angrenzende Meereszone (Kiis-
tenvorfeld) bezeichnet, innerhalb derer der Kiistenstaat polizeiliche Kontrollrechte gel-
tend machen kann, vgl. Proelfs, in: Vitzthum/Proel3, 5. Abschnitt, Rn. 50.

4 Eine ausschlieBliche Wirtschaftszone grenzt an das Kiistenmeer an und bezeichnet
einen Raum sui generis, innerhalb dessen der Kiistenstaat einzelne Rechte und Hoheits-
befugnisse ausschlieBlich ausiibt. Diese Zone hat eine Breite von bis zu 200 Seemeilen
ab der Basislinie, vgl. Proelf3, in: Vitzthum/ProelB3, 5. Abschnitt, Rn. 51.

50 Eine Definition des Festlandsockels ist Art. 76 SRU zu entnehmen.
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Da es sich im Falle eines Uberflutungsgebildes um ein Territorium handelt,
welches fiir die menschliche Besiedlung nicht langer geeignet ist, ist die Einord-
nung als Insel oder Felsen maf3geblich. Wiirde man dieses Gebilde fortan als Fel-
sen einordnen, wire auch der Tatbestand des Art. 121 Abs. 3 SRU erfiillt, sodass
das Territorium infolgedessen weder ausschliefliche Wirtschaftszone noch Fest-
landsockel hitte. Angesichts der sich daraus fiir den Inselstaat ergebenden, mog-
licherweise erheblichen Nachteile, stellt sich die Frage nach einer fiir diese Félle
vorzunehmenden teleologischen Reduktion des Tatbestandes des Art. 121 Abs. 3
SRU.!

Mangels einschldgiger Fille in der volkerrechtlichen Praxis ist unklar, ob diese
Seezonen automatisch erloschen wiirden, wenn das Gebiet, an das sie angeglie-
dert sind, verschwindet. Fiir das Verschwinden dieser Seezonen spricht, dass die
Breite dieser Zonen auf der Grundlage des Landgebietes ab der vorhandenen Ba-
sislinie gemessen wird, sodass sich der Untergang des Landgebietes entsprechend
auf die Seezonen auswirken miisste. Andererseits kann argumentiert werden, dass
diese Zonen im Rahmen der entsprechenden volkerrechtlichen Normen geregelt
sind, damit diese nicht automatisch verschwinden kénnen. Natiirlich haben die
Verfasser des Seerechtsiibereinkommens dieses Szenario bei seiner Verabschie-
dung vor 30 Jahren nicht in Betracht gezogen.>?

Sinn und Zweck der hierbei einschligigen Normen des SRU ist es allerdings
jedenfalls nicht, einem Staat, welches infolge der klimawandelbedingten Ver-
anderungen des Meeresspiegels sein Staatsgebiet aufgrund einer zumindest zeit-
weiligen vollstindigen Uberflutung verloren hat, die vormals bestehenden Mee-
reszonen zu versagen.>> Ein Uberflutungsgebilde als solches miisste nach diesen
Schlussfolgerungen und insbesondere mangels eines wirtschaftlichen Nutzens fiir
eine Gemeinschaft sowie in Ermangelung entsprechender Ausnahmeregelungen
als Felsen, welcher nicht fiir die menschliche Besiedlung geeignet ist, im Sinne
des Art. 121 Abs. 3 SRU oder sogar als trockenabfallende Erhebung im Sinne
des Art. 13 Abs. 1 Satz 1 SRU eingeordnet werden.

Diese Einordnung diirfte jedoch nicht unmittelbar zu nachteiligen Rechtsfol-
gen fiir den aufgrund der natiirlichen Ausgangslage vom ansteigenden Meeres-
spiegel besonders betroffenen Inselstaat fiihren, wéhrend es fiir andere Inselstaa-
ten keine Auswirkungen hat. Insbesondere wéren daraus entstehende nachteilige
Folgen nicht mit dem felos der Normen des SRU vereinbar, welche eine Fortent-
wicklung des Seevolkerrechts erlauben. Somit erscheint die teleologische Reduk-
tion des Wortlautes sowohl des Art. 121 Abs. 3 SRU als auch des Art. 13 Abs. 1

51 So auch Blitza, S.162, der auf eine enge Auslegung des Wortlautes des Art. 121
Abs. 3 SRU abstellt.

32 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 238f.
53 So auch Verheyen, Climate Change Damage and International Law, S. 198.
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Satz 1 SRU an dieser Stelle zwingend geboten.>* Die betreffenden Uberflutungs-
gebilde miissen somit ausnahmsweise weiterhin als Inseln im Sinne des Art. 121
Abs. 1 SRU beurteilt werden. Insbesondere diirften diese selbst nach einer voll-
stindigen Uberflutung nicht in den Anwendungsbereich des Art. 13 Abs. 1 Satz 1
SRU fallen, um den Eintritt etwaiger nachteiliger Rechtsfolgen fiir den geféhrde-
ten Inselstaat zu vermeiden, bis entsprechende volkerrechtliche Regelungen zum
Schutz der Souverénitdt des Staates durch die Staatengemeinschaft geschaffen
werden. So wird der rdumliche Umfang des Hoheitsgebietes, liber welches dem
Inselstaat die Souveranitit nach dem SRU zusteht, nicht bereits durch die durch
den ansteigenden Meeresspiegel bedingte Unbewohnbarkeit seiner Inseln oder
der erstmaligen vollstindige Uberschwemmung des Territoriums mit Meerwas-
ser, eingeschrinkt.”® Die Einordnung als Insel oder Felsen bezieht sich zwar le-
diglich auf die Bestimmung der Hoheitsgewisser, sodass sie nicht ohne Weiteres
Aussagekraft hinsichtlich des Vorhandenseins oder Untergangs des Staatsgebietes
beinhalten.”® Gleichzeitig fithrt die Vorschrift des Art. 121 Abs. 3 SRU Rechts-
folgen herbei, indem es Felsen, die nicht fiir eine menschliche Besiedlung geeig-
net sind, weder eine ausschlieBliche Wirtschaftszone noch einen Festlandsockel
zuweist. Parallel hierzu sieht auch die Vorschrift des Art. 13 Abs. 2 SRU Rechts-
folgen dahingehend vor, dass ein als trockenabfallende Erhebung einzuordnendes
Territorium kein Kiistenmeer zugewiesen wird.

Zusammenfassend wiren Uberflutungsgebilde nicht als Felsen, sondern wei-
terhin als Inseln im Sinne des Art. 121 Abs.1 SRU einzuordnen. Diese Einord-
nung wiirde dazu fiihren, dass sich die Meereszonen infolge des Untergangs des
Staatsgebietes zunichst nicht verdndern.

d) Zwischenergebnis

Zusammenfassend ist festzustellen, dass hinsichtlich des Untergangs eines
Staatsgebietes infolge des klimawandelbedingt ansteigenden Meeresspiegels
nicht erst auf die erstmalige vollstindige Uberflutung des betreffenden Territo-
riums abzustellen ist. Das Staatsgebiet geht vielmehr bereits dann unter, sobald

54 Gleichwohl ist unter Beriicksichtigung des Schiedsspruchs des Stéindigen Schieds-
hofs (Permanent Court of Arbitration, PCA) im The South China Sea Arbitration-Fall
(The Republic of Philippines v. The People’s Republic of China) zu beachten, dass eine
kiinstliche Modifizierung von Felsen einschlieBlich der bloBen Anwesenheit von Perso-
nen auf einem solchen gerade nicht dazu fiihren diirfen, dass bereits dadurch eine aus-
schlieSliche Wirtschaftszone samt Festlandsockel entsteht. Dies soll verhindern, dass
Staaten u.a. unbewohnte Felsen durch Aufschiittungen vergrofern (sog. Landgewin-
nung) und gezielt auf diesen eine Infrastruktur aufbauen, um dadurch ein groferes See-
gebiet unter die eigene Kontrolle zu bringen; vgl. hierzu auch Kirchberger/O Keeffe,
Chinas schleichende Annexion im Siidchinesischen Meer, SIRIUS 2019, S. 3 ff.

5 Vgl. hierzu auch Verheyen, Climate Change Damage and International Law,
S. 196 ft.

36 Bergmann, S.70.
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es nicht mehr bewohnbar ist. Die Bewohnbarkeit ist hierbei anhand objektiver
Kriterien zu beurteilen und ist bei Vorliegen dieser Kriterien auch dann anzuneh-
men, wenn sich noch eine Gemeinschaft als Teil des Staatsvolkes auf dem Terri-
torium aufhélt.

Die Erarbeitung objektiver Kriterien zur Bewohnbarkeit bzw. Unbewohnbar-
keit kleiner Inseln obliegt hierbei bei der Staatengemeinschaft, insbesondere im
Zuge der gemiB des Art. 9 Abs. 9 Pariser Ubereinkommen zugesagten, verstirk-
ten Unterstiitzung fiir die kleinen Inselstaaten im Rahmen ihrer nationalen
Klimaschutzstrategien, um eine einheitliche Bewertung sicherzustellen. Mogliche
Kriterien zur Bewertung der objektiven Bewohnbarkeit eines Territoriums konn-
ten sich insbesondere an den Vorgaben des Art.11 des Internationalen Paktes
{iber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte®’ orientieren. Dieser definiert
in seinem Abs. 1 Kriterien fiir einen angemessenen Lebensstandard (,,adequate
standard of living®). Diese umfassen insbesondere eine ausreichende Erndhrung
(,,adequate food*), Bekleidung (,,clothing*), Unterbringung (,,housing®) sowie
die Moglichkeit der stetigen Verbesserung der Lebensbedingungen (,,continuous
improvement of living conditions*). Hinsichtlich der Erarbeitung von Kriterien
fiir die objektive Bewohnbarkeit des Territoriums miisste demnach vordergriindig
auch die Gesamtumstinde hinsichtlich der Schaffung langfristige und nachhaltige
angemessener Lebensbedingungen abgestellt werden. Ist mit Blick in die Zukunft
keine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen moglich, beispielsweise weil
die hierfiir notwendigen Ressourcen kiinftig iiberwiegend oder génzlich impor-
tiert werden miissten, um den Standard zu halten oder gar zu verbessern, miisste
dem Territorium die objektive Bewohnbarkeit abgesprochen werden. Als Grund-
lage nicht nur der Erndhrung, sondern eben auch einer stetigen Verbesserung der
Lebensbedingungen muss stets die SiiBwasserversorgung angesehen werden. Der
Zugang zu sauberem Trinkwasser in erster Linie, aber auch zu Siiwasser insge-
samt miisste deshalb unter weiterer Berticksichtigung der genannten Kriterien als
Dreh- und Angelpunkt einer Bewertung der objektiven Bewohnbarkeit einzuord-
nen sein. Kann eine ausreichende Siifiwasserversorgung bereits fiir das derzeitige
Inselvolk nicht mehr gewéhrleistet werden, ist eine stetige Verbesserung der Le-
bensbedingungen nicht mehr mdglich.

Das verbliebene Uberflutungsgebilde ist zum Schutz vor nachteiligen Rechts-
folgen fiir das betroffene Staatsvolk weiterhin als Insel im Sinne des Art. 121
Abs. 1 und 2 SRU einzuordnen, um diesem weiterhin die Souverinitit iiber das
gesamte ehemalige Staatsgebiet zu belassen. Insbesondere ist die Vorschrift des
Art. 13 Abs. 1 Satz SRU auf solche Uberflutungsgebilde nicht anwendbar. Diese
teleologische Reduktion ist geboten, da es noch keine volkerrechtlichen Normen
zur Regelung einer solchen Konstellation gibt, allerdings von einer besonderen

57 Im Original: International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights
(ICESCR) vom 16.12.1966; UNTS vol. 993, p. 3. Im Folgenden als /PwksR bezeichnet.
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Schutzbediirftigkeit kleiner Inselstaaten im Hinblick auf die Folgen des anthro-
pogenen Klimawandels auszugehen ist. Das Staatsgebiet ginge somit als solches
unter und das Uberflutungsgebilde, als welches das verbleibende Territorium mit
Eintritt der Unbewohnbarkeit bezeichnet wiirde, wiirde kein Staatsgebiet mehr
darstellen. Allerdings wiére das verbliebene Territorium, welches u. U. bereits un-
ter Wasser liegt, einschlielich des zugehorigen Luftraumes sowie des vormals
bestehenden Kiistenmeeres, dennoch weiterhin als Hoheitsgebiet des Inselstaates
zu behandeln.

2. Untergang der Staatsgewalt

Ausgehend von der Annahme, dass das Staatsgebiet bereits ab der eintretenden
objektiven Unbewohnbarkeit des Territoriums im volkerrechtlichen Sinne unter-
geht, gilt es dariiber hinaus zu kldren, ob die Staatsgewalt ab diesem Zeitpunkt
noch weiterbestehen kann.

a) Effektivitdtsgrundsatz

Im Zusammenhang mit der Frage nach dem Verlust von Staatlichkeit infolge
des Wegfalls des Staatsgebietes als einem Element nach der Drei-Elemente-
Lehre wird in Teilen des Schrifttums auf Grundlage des Effektivititsgrundsatzes
die Ansicht i.S.d. Art. 38 Abs. 1 lit d) IGH-Statut vertreten, dass der Untergang
des Staatsgebietes filir die Frage nach der Staatsqualitit von vornherein keine
Rolle spielen konne, da bereits vor dem Untergang des Staatsgebietes schon die
Staatsgewalt wegfiele, sodass ein Untergang des Staatsgebietes nicht unmittelbar
zum Untergang des Staates fiihre, da diesem der Verlust der restlichen Staats-
elemente, mindestens jedoch der Staatsgewalt zuvorkame.*®

Wiirde der Effektivititsgrundsatz auf Fille versinkender Inselstaaten Anwen-
dung finden, hitte der Untergang des Staatsgebietes im Hinblick auf die Staats-
qualitdt u. U. keine unmittelbaren volkerrechtlichen Folgen, da die Staatlichkeit
zunichst nach dem Vorhandensein der effektiven Staatsgewalt beurteilt werden
miisste. Der Effektivitdtsgrundsatz schreibt vor, dass die Staatsgewalt effektiv
auszuiiben ist, was insbesondere impliziert, dass eine tatsdchliche Machtdurchset-
zung seitens des Staates noch moglich sein muss.”® Dariiber hinaus wird auf
Grundlage dieses Grundsatzes vorausgesetzt, dass ein Staat ein gewisses Mal} an
voraussichtlich dauerhafter Stabilitdt aufweist, die auf eine bestehende Staatsge-
walt schliefen lisst.® Eine effektive Staatsgewalt setzt die Fihigkeit voraus, dass

38 So z.B. Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 58.
% Kau, in: Vitzthum/ProelB, 3. Abschnitt, Rn. 80. Vgl. auch Park, in: UNHCR,

Climate Change and the Risk of Statelessness, Legal and Protection Policy Research
Series, PPLA/2011/04, S. 5. Vgl. auch § 4 bzgl. moglicher Rechtsfolgen.

60 Kau, in: Vitzthum/ProelB, 3. Abschnitt, Rn. 80.
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die Kernaufgaben der drei Gewalten nach innen effektiv durchgesetzt werden
konnen sowie die Moglichkeit der Einhaltung internationaler Verpflichtungen
und demnach die Fahigkeit, nach auBien handlungsfihig zu sein, besteht.®! Eine
funktionierende Staatsgewalt muss sowohl in faktischer als auch rechtlicher Hin-
sicht unabhingig sein, um effektiv zu sein.®? Hierbei muss es im Rahmen der
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben moglich sein, Zustindigkeiten zu delegieren,
um die Effektivitit der Durchsetzung zu gewihrleisten.®® Der Effektivititsgrund-
satz dient insbesondere auch der Rechtssicherheit,® indem dieser das Vorhan-
densein der Staatsgewalt an in der der Realitit liegende MaBlgaben festmacht, die
eine tatsdchliche Fahigkeit zur Ausiibung der Hoheitsgewalt indizieren. Dies
dient nicht zuletzt auch dem Schutz des Staatsvolkes, welches sich auf die
Rechtsdurchsetzung durch ihren Staat verlassen konnen muss.®> Der Verlust der
Gebietshoheit wire keine rein theoretische Feststellung infolge des Verlustes des
Territoriums in einem rechtswissenschaftlichen Sinne, sondern konnte anhand
tatsdchlich eintretender Ereignisse festgestellt werden, da die Staatsgewalt die
tatsdchliche Wahrnehmung staatlicher Aufgaben in einem effektiven Sinne vor-
aussetzt, welche ab einem bestimmten Grad der Uberflutung nicht mehr méglich
wire.

Besitzt der Staat keine Hoheitsgewalt mehr und kann dieser nur noch aufgrund
externer Hilfe agieren, muss ihm die Staatsgewalt abgesprochen werden.® Jeden-
falls ab dem Zeitpunkt der dauerhaften Uberflutung des gesamten Staatsgebietes
muss davon ausgegangen werden, dass der Staat die Moglichkeit zur effektiven
Durchsetzung aller drei Gewalten und damit die Staatsgewalt infolge des Ver-
lustes der Hoheit iiber das eigene Territorium verliert.®” Zusammenfassend muss
bei Beriicksichtigung des Effektivititsgrundsatzes festgestellt werden, dass eine
effektiven Kontrolle tiber das Territorium vorliegen muss, um die Staatsgewalt
anerkennen zu kénnen.®®

Eine effektive Ausiibung der Staatsgewalt wire im Falle eines vollstindig
iiberfluteten Staatsgebietes nicht mehr moglich.®® Fraglich bleibt jedoch, ob
diese Annahme auch fiir Konstellationen gilt, in denen das Staatsgebiet nicht
mehr bewohnbar ist, allerdings (noch) nicht vollstindig tiberflutet wurde. Bei
konsequenter Anwendung der Annahme, dass eine objektive Unbewohnbarkeit

81 Stoutenberg, in: Gerrard/ Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (66).
92 Stoutenberg, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (71).
93 Bergmann, S.122.

%4 Richter, S.104.

% Vgl. hierzu Crawford/Rayfuse, Climate Change and Statehood, in: Rayfuse/Scott,
International Law in the Era of Climate Change (2012), S. 243 (245).

% So auch Bergmann, S.122.
7 Bergmann, S.121.

% So auch Bergmann, S.107.
% So auch Bergmann, S.121.
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des Territoriums zum Untergang des Staatsgebietes fiithrt, muss davon ausgegan-
gen werden, dass eine effektive Ausiibung der Staatsgewalt ab diesem Zeitpunkt
ebenfalls nicht mehr mdglich ist. Demnach ist im Sinne des Effektivititsgrund-
satzes vom Untergang der Staatsgewalt ab dem Zeitpunkt auszugehen, ab wel-
chem das Staatsgebiet auf Grundlage entsprechender, durch die Staatengemein-
schaft noch festzulegender objektiver Kriterien unbewohnbar wird. In der Folge
wiirden Staatsgebiet und Staatsgewalt zum gleichen Zeitpunkt untergehen.

b) Ausnahmen vom Effektivititsgrundsatz und Anwendbarkeit
der Regelungen tiber state failure

Durch die eintretende Unbewohnbarkeit des Territoriums verliert der Staat
grundsitzlich den Bezugspunkt seiner Gebietsherrschaft.”® Wihrend der Effekti-
vitdtsgrundsatz voraussetzt, dass eine effektive Staatsgewalt vor dem Zeitpunkt
des Untergangs des Staatsgebietes bestanden haben miisste, welche nunmehr
ineffektiv wird, stellt sich in der Realitdt kleiner Inselstaaten die Frage danach,
inwiefern der Verlust effektiver Staatsgewalt in Féllen festgestellt werden kann,
in denen die Staatsgewalt bereits im Vorhinein ineffektiv war. Im sozialwissen-
schaftlichen Sinne wird davon ausgegangen, dass nicht allein auf den Effektivi-
tatsgrundsatz abgestellt werden, um das Vorhandensein der Staatsgewalt zu beur-
teilen, solange seitens des Staates noch Leistungen in den Bereichen Herrschaft,
Sicherheit und Wohlfahrt bzw. Umwelt erbracht werden und Governance noch
grundsitzlich vorhanden ist.”' Stellte man demnach stets auf eine effektive Kon-
trolle tliber das — gesamte — Territorium als entscheidendes Kriterium zur Beurtei-
lung der Staatsgewalt ab,’? sihen sich viele Staaten mit der Frage nach ihrer
Staatlichkeit konfrontiert.”” Demzufolge konnte Staatsgewalt grundsitzlich auch
noch vorliegen, wenn keine effektive Gebietsherrschaft mehr vorhanden ist.”*

Uber Jahrzehnte hinweg wurde das Vorhandensein sowie die Stabilitit von
Staatsgewalt weltweit nach einheitlichen Kriterien bemessen, wobei der Mafistab
an die Kernelemente moderner Staatlichkeit gelegt wurde. Diese meint in der
Theorie eine effektive Herrschaft tiber das Staatsgebiet und somit die Féhigkeit,

70 Ebd.
7V Risse/Lehmkuhl, S. 23. Vgl. dort zur niheren Inhaltsbestimmung.
72 So Bergmann, S. 107.

7 Vgl. u.a. Parameswaran, Der Rechtsstatus des Kosovo im Lichte der aktuellen
Entwicklungen, Archiv des Voélkerrechts, June 2008, Vol. 46 (2), S.172 (199). Eine
Liste von Staaten, die als ,,fragile* in diesem Sinne eingeordnet werden, hat die Welt-
bank in ihrer FY22 List of Fragile and Conflict-affected Situations zusammengefasst;
diese ist online abrufbar unter: https://thedocs.worldbank.org/en/doc/bb52765f381569
24d6824867261422d4-0090082021/original/FCSList-FY22.pdf (zuletzt aufgerufen am
05.11.2022).

74 Zur effektiven Gebietsherrschaft vgl. u.a. Jellinek, Allgemeine Staatslehre (1905),
S. 381ff.
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demokratisch legitimierte politische Entscheidungen treffen und anhand eines le-
gitimen Gewaltmonopols durchsetzen zu konnen.”> Im Rahmen der Auseinander-
setzung mit Fragen von Governance im sozialwissenschaftlichen Sinne wurde
sich demnach fast ausschlieBlich auf ,,moderne Nationalstaaten der OECD-Welt*
fokussiert.”® Betrachtet man jedoch die Realitit vieler Staaten, verbietet sich eine
Verallgemeinerung der Annahme im Sinne des Effektivitétsgrundsatzes, wonach
die Staatsgewalt entweder effektiv oder in Ermangelung einer der genannten Kri-
terien — beispielsweise einer demokratischen Struktur — nicht existent sei. Viel-
mehr entsprechen die dazwischenliegenden Nuancen der tatsdchlichen Realitét
vieler Staaten, sodass es moglich erscheint, dass auch von den Folgen des anthro-
pogenen Klimawandels betroffenen Inselstaaten sich in diesen wiederfinden.

Im Rahmen der Auseinandersetzung mit der Ausiibung von Staatsgewalt und
im Einzelnen mit dem Regieren in sog. Rdumen begrenzter Staatlichkeit und so-
mit der Frage, ob die Staatsgewalt (noch) vorhanden ist, ist die Einordnung der
Begrifflichkeit der Effektivitit von Staatsgewalt ausschlaggebend.”’ Riume be-
grenzter Staatlichkeit verfiigen charakteristischerweise {iber staatliche Souverini-
tit, wihrend ihnen eine effektive Gebietsherrschaft und somit die Staatsgewalt im
Sinne der Drei-Elemente-Lehre ganz oder teilweise fehlt. Sie verfliigen somit
zwar in der Theorie iiber Staatsgewalt, konnen diese jedoch nicht tatsdchlich
durchsetzen. Von begrenzter Staatlichkeit kann demnach ausgegangen werden,
wenn die staatliche Souverénitét liber das gesamte eigene Territorium nicht mit
der real vorhandenen effektiven Gebietsherrschaft {ibereinstimmt. Zu erwéhnen
ist hierbei, dass der Mafistab, an welchem ,,begrenzte Staatlichkeit“ gemessen
wird, nicht etwa die unbegrenzte Staatlichkeit ist, die sich als Willkiirherrschaft
darstellen wiirde, sondern die Staatlichkeit im Sinne einer effektiven Gebietsherr-
schaft, die durch effektiv funktionierende, souverdne staatliche Institutionen
agiert, welche herrschaftsbegrenzende Wirkung haben.”®

Bereits zu Zeiten der Kolonialisierung wurden defizitire staatliche Strukturen
aus verschiedenen Griinden von den Kolonialherren aufrechterhalten. Im Rahmen

7> Vgl. Risse/Lehmkuhl, S. 13 ff.

76 Governance umfasst die Erbringung bestimmter Leistungen durch einen Staat und
insbesondere in den Bereichen der Herrschaft, der Sicherheit sowie der Wohlfahrt, vgl.
Risse/Lehmkuhl, S.13. In diesem Zusammenhang wird insbesondere das ,,Regieren mit
groflem R als Schlagwort genannt, vgl. Mayntz, Governance im modernen Staat, in:
Benz/Dose, Governance — Regieren in komplexen Regelsystemen, S. 37 ff. Siehe auch
Risse/Lehmkuhl, S. 20. Vgl. zum Governance-Begriff insb. Draude/Bérzel/Risse, The
Oxford handbook of governance and limited statehood, S. 9 ff.

77 Die Notwendigkeit einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Staaten, die
instabile Regierungsformen aufweisen, wurde bereits im Rahmen des von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) geforderten Sonderforschungsbereiches 700 der
Freien Universitét Berlin zum Thema ,,Governance in Rdumen begrenzter Staatlichkeit —
Neue Formen des Regierens?* zum Anlass genommen, eine interdisziplindre Bearbei-
tung dieses Themas anzuregen; vgl. hierzu Risse/Lehmkuhl, S. 23.

78 Vgl. Risse/Lehmkuhl, S. 13 ff.
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der Dekolonisierung wurden die Auswirkungen der prekéren und begrenzten
Staatlichkeit in der Hoffnung hingenommen, dass sich insbesondere eine positive
wirtschaftliche Entwicklung der jeweiligen Staaten auch positiv auf die Macht-
verhéltnisse innerhalb der Staaten auswirken wiirde. Nicht zuletzt das Nichthan-
deln der Staatengemeinschaft in diesen beiden Phasen fiihrte zur Destabilisierung
der staatlichen Institutionen in Staaten, die sich nunmehr unmittelbar durch die
Folgen des anthropogenen Klimawandels in ihrer Existenz bedroht sehen.”® Die
Durchsetzung und damit auch die Existenz von Staatsgewalt muss deshalb indivi-
duell nach den zeitgendssischen und historischen Gegebenheiten der einzelnen
Staaten zum mafgeblichen Zeitpunkt beurteilt werden.®

Fraglich ist, ob auch vom ansteigenden Meeresspiegel unmittelbar in ihrer
Existenz bedrohte Inselstaaten als Rdume begrenzter Staatlichkeit einzuordnen
sind. Sollte dies der Fall sein, stellt sich dariiberhinausgehend die Frage nach den
daraus erwachsenden Folgen fiir die Anforderungen, die durch den Effektivitits-
grundsatz an die Staatsgewalt nach der Drei-Elemente-Lehre gestellt werden.
Aufgrund ihrer Typologie erscheint es moglich, dass versinkende Inselstaaten als
,.schwache Staaten, die starke Defizite bei der effektiven Souverdnitit aufweisen,
sei es auf einem Teil des Territoriums, sei es in wichtigen Sachbereichen der
Politik“®" und damit als sog. Rdume begrenzter Staatlichkeit einzuordnen sind.
Die Bewertung muss jedoch aus genannten Griinden im Einzelfall erfolgen, so-
dass auf die spezifischen Umstdnde der kleinen Inselstaaten, die vom ansteigen-
den Meeresspiegel bedroht sind, eingegangen werden miisste. Hierbei miissen
verschiedene Dimensionen begrenzter Staatlichkeit unterschieden werden, die je
nachdem, iiber welches ,,MaB an effektiver Souverinitit™ der jeweilige Staat ver-
fiigt.%* Dies hingt davon ab, ob es im Falle versinkender Inselstaaten Bereiche
gibt, in denen der Staat keine Durchsetzungsfdhigkeit hat. Allerdings muss fest-
gestellt werden, dass nach dem Eintritt der Unbewohnbarkeit eines Staatsgebietes
iiberhaupt keine Gebietsherrschaft mehr vorhanden ist, da es kein Territorium
mehr gibt, iiber welches die Staatsgewalt ausgeiibt werden konnte. Selbst im
Falle der Einordnung von kleinen Inselstaaten als Rdume begrenzter Staatlichkeit
und der daraus folgenden Erkenntnis, dass der Effektivitidtsgrundsatz (teilweise)
unanwendbar ist, miisste Governance grundsitzlich noch vorhanden sein. Die da-
mit gemeinten Leistungen des Staates konnen ab dem Zeitpunkt, in dem das Ter-
ritorium unbewohnbar wird, allerdings nicht mehr langfristig erbracht werden.
Die Einordnung von versinkenden Inselstaaten als Riume begrenzter Staatlich-

7 Qeter, in: Weiss/Schmierer, S. 71.
80 Vgl. hierzu Fisch, Die europiische Expansion und das Vélkerrecht, S. 104 ff. so-
wie Bergmann, S.107.

81 Risse/Lehmkuhl, S.19.
82 Risse/Lehmkuhl, S. 16.
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keit steht dem Untergang der Staatsgewalt ab dem Zeitpunkt, ab welchem das
Territorium unbewohnbar wird, demnach nicht entgegen.

Uber den Wegfall der effektiven Staatsgewalt als eines der drei Elemente eines
Staates wird ferner im Kontext des sog. state failure diskutiert, im Rahmen des-
sen es bereits reale Fallbeispiele gibt, auf welche zuriickgegriffen werden kann.
Dieser Begriff wurde auch durch die Politik- und Sozialwissenschaften geprigt,
wobei versucht wurde, den Prozess eines Staatsversagens in seinen verschiedenen
Stadien zu erfassen.®® Unabhingig von der tatsichlichen Gefahr fiir Leib und
Leben des Staatsvolkes und den damit einhergehenden Auswirkungen auf die
Ausiibung der Staatsgewalt, die einem ansteigenden Meeresspiegel ausgehen, ge-
lingt es zahlreichen Staaten bereits jetzt aus vielerlei Griinden kaum noch, einen
funktionierenden Staatsapparat zu betreiben, welcher die dem Staat obliegenden
Aufgaben zu erfiillen vermag.®® Dies gilt insbesondere fiir Nachkriegs- sowie de-
kolonisierte Staaten.

Fille von effektiver Staatsgewalt, die weggefallen ist, hat es im Kontext von
state failure, welches sich wiederum je nach Progressionsstadium in die drei
Kategorien des failing states, failed states und collapsed states eingeteilt wird,
bereits gegeben,*® sodass im Rahmen dieser Forschung auf empirische Daten zu-
riickgegriffen werden konnte. Allerdings hat sich eine volkerrechtliche Praxis in
solchen Féllen dahingehend etabliert, durch welche die Staatlichkeit in allen Sta-
dien unter Berlicksichtigung der Kontinuititslehre als fortbestehend anerkannt
wurde.” In diesem Sinne seien alle drei Elemente eines Staates im Falle von
failed states noch vorhanden, sodass auch die Kontinuititsvermutung noch einen
Ankniipfungspunkt haben kann. Die Regelungen zur state failure sind demnach
nur in solchen Fillen anwendbar, in welchen die Staatsgewalt noch besteht. Zu
unterscheiden sind deshalb Fille der noch vorhandenen, aber begrenzten bzw.

83 Zu diesem Begriff findet sich seit Beginn des 21. Jahrhunderts auch eine betréicht-
liche Anzahl an deutschsprachigen rechtswissenschaftlichen Dissertationen, vgl. nur
Geifs, ,Failed States” (2004) oder Richter, Collapsed States (2011). Vgl. zur Kategorie
des failed state* ferner Herdegen, in: Thiirer et al., Der Wegfall effektiver Staatsgewalt,
,,The failed state“, Berichte der Deutschen Gesellschaft fiir Internationales Recht, Band
34 (1996), S. 491t.; Wolff, The Regional Dimensions of State Failure, Review of Inter-
national Studies, Band 37 (2011), S. 951; Yoo, Fixing Failed States, California Law Re-
view, Band 99 (2011), S. 95; Akpinarli, S. 95ft.

84 yon Engelhardt, Die Volkerrechtswissenschaft und der Umgang mit Failed States —
Zwischen Empirie, Dogmatik und postkolonialer Theorie, Verfassung und Recht in
Ubersee/Law and Politics in Africa, Asia and Latin America 2012, S. 222.

85 Qeter, in: Weiss/Schmierer, S.70f. Vgl. auch Oeter, (Fragile) Staatlichkeit
und Entwicklung, in: Dann/Kadelbach/Kaltenborn, Entwicklung und Recht (2014),
S. 471f., wonach voélkerrechtlich vorausgesetzte politische Strukturen in vielen Teilen
der Welt gar nicht gewéhrleistet werden konnen.

86 Vgl. z.B. zur Analyse des Beispielsfalles Somalia Schrdder, Die volkerrechtliche
Verantwortlichkeit im Zusammenhang mit failed und failing States, S. 81 ff.

87 Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 142.
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fragilen Staatlichkeit®® sowie Fille der gescheiterten Staaten, denen die Staatlich-
keit mangels Staatsgewalt abzusprechen ist.

Die Praktikabilitit dieser Herangehensweise stand bislang noch nicht im Mit-
telpunkt der volkerrechtlichen Diskussion und wird dem Prinzip der Staatenkon-
tinuitdt, welches als Ausnahmetatbestand konzipiert ist, angesichts des Festhal-
tens an der Staatlichkeit trotz eines faktisch nicht mehr existierenden Staates
nicht immer gerecht.*® Zuriickzufiihren ist diese Entwicklung jedoch nicht auf
den Umstand, dass stets von der Drei-Elemente-Lehre abgewichen wurde, son-
dern ausgehend von der Kontinuitétslehre selbst im Falle von collapsed states
bisher nicht von einer endgiiltig weggefallenen Staatsgewalt ausgegangen wurde.
Dies zeigt die fehlende Praktikabilitdt dieser Konstrukte auf, da es im Falle von
collapsed states dem Grunde nach um bereits untergegangene Staaten handelt.”
Als gescheitert sind demnach Staaten anzusehen, ,,deren Herrschafts- und
Rechtsordnung nahezu voéllig zusammengebrochen sind, deren politisches Institu-
tionensystem nur noch in Rudimenten existiert und die praktisch keinen Einfluss

mehr auf das soziale Geschehen haben*.”!

Zusammenfassend miissen im Rahmen der Anwendung des Effektivitdtsgrund-
satzes sowie der Beurteilung der Effektivitit der Staatsgewalt die konkreten Ge-
gebenheiten des jeweiligen Staates beriicksichtigt werden, um festzustellen, ob es
sich bereits um einen gescheiterten Staat handelt und infolgedessen auch vom
Wegfall der Staatlichkeit aufgrund fehlender Staatsgewalt auszugehen ist. Ein
Staat kann nach dem Kontinuitdtsgrundsatz nur dann noch als solcher angesehen
werden, solange die Staatsgewalt aus einer ex ante-Prognose heraus noch nicht
dauerhaft untergegangen ist. Wenn jedoch auf Grundlage einer ex ante-Prognose
keine Aussicht auf Wiederherstellung der Staatsgewalt in absehbarer Zeit besteht,
ist von einem dauerhaften Wegfall der Staatsgewalt als konstitutives Staatlich-
keitsmerkmal auszugehen und die Staatlichkeit selbst nach der Drei-Elemente-
Lehre nicht mehr gegeben.”” Ferner spielt die Dauerhaftigkeit der Staatsgewalt

8 Auch als ,,prekdre Staatlichkeit* bezeichnet, vgl. Oeter, in: Weiss/Schmierer,
S.70.

8 So auch von Engelhardt, Die Volkerrechtswissenschaft und der Umgang mit
Failed States — Zwischen Empirie, Dogmatik und postkolonialer Theorie, Verfassung
und Recht in Ubersee/Law and Politics in Africa, Asia and Latin America 2012, S. 222
(227).

% Der Begriff ,,collapsed state* bezieht sich im Vergleich zu den ,failed states auf
Staaten, die aufgrund einer konsequenten Anwendung der Drei-Elemente-Lehre als
untergegangen gelten miissen, vgl. Richter, S. 285. Vgl. zum Begriff ferner Jackson,
Quasi-States: Sovereignty, International Relations and the Third World (1990) sowie
Ottaway: Rebuilding State Institutions in Collapsed States, in: Milliken, State Failure,
Collapse and Reconstruction, S. 245 (246 ff.).

%1 So Qeter, (Fragile) Staatlichkeit und Entwicklung, in: Dann/Kadelbach/Kalten-
born, Entwicklung und Recht (2014), S. 472.

92 Richter, S.113. Vgl. auch Crawford, The Creation of States in International Law,
S. 59.
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fiir die Effektivitit eine wichtige Rolle.”> Mit Untergang des Staatsgebietes in-
folge des Eintritts der objektiven Unbewohnbarkeit, welche aufgrund der noch
durch die Staatengemeinschaft zu statuierenden Kriterien zu bestimmen ist, geht
auch die Staatsgewalt unter.

c) Zwischenergebnis

Eine effektive Ausiibung der Staatsgewalt entsprechend des Effektivititsgrund-
satzes ist ab dem Eintritt der objektiven Unbewohnbarkeit eines Staatsgebietes
nicht mehr moglich. Sollte es sich im Falle versinkender Inselstaaten jedoch im
Einzelfall um Réume begrenzter Staatlichkeit handeln, ist das Vorhandensein der
Staatsgewalt auf dieser Grundlage unabhingig vom Effektivititsgrundsatz zu
bewerten. Dieser ist in solchen Fillen, in denen die Staatsgewalt bereits vorher
mindestens in Teilen ineffektiv war, nicht bzw. nur eingeschrinkt anwendbar.
Geht das Staatsgebiet jedoch aufgrund einer eingetretenen objektiven Unbewohn-
barkeit unter, geht ungeachtet der Anwendbarkeit des Effektivititsgrundsatzes
auch die Staatsgewalt und damit auch die Staatlichkeit insgesamt unter.

3. Auswirkungen auf das Staatsvolk

Die Grundsitze der Effektivitit sowie der Kontinuitdt von Staatsgewalt sind
fiir die Fille eines zeitlich moglicherweise vorgelagerten Verlustes der Staats-
gewalt im Falle des Untergangs eines Staatsgebietes hinsichtlich der Staatlichkeit
grundsitzlich irrelevant, da in Féllen versinkender Inselstaaten faktisch keine
Mbglichkeit der Wiederherstellung der Staatsgewalt mehr besteht.®* Sind hinrei-
chende staatliche Strukturen nicht mehr vorhanden, kann ferner nicht mehr von
einer Anwendbarkeit u.a. der ansonsten fortgeltenden menschenrechtlichen Ver-
trage ausgegangen werden.”” Fraglich ist, welche rechtlichen Folgen sich fiir das
Staatsvolk ergeben.

Mit dem Untergang des Staatsgebietes wird es dem Staatsvolk unmdoglich, eine
Gemeinschaft langfristig aufrechtzuerhalten.”® Wird das Staatsvolk umgesiedelt,
sodass sich keine Gemeinschaft mehr auf dem objektiv unbewohnbar geworde-
nen Territorium aufhélt, ist davon auszugehen, dass das Staatsvolk nicht mehr
existiert.”” Der Eintritt der objektiven Unbewohnbarkeit des Territoriums fiihrt
zwar nicht unmittelbar zum Wegfall des Staatsvolkes, allerdings ist dieses ab
demjenigen Zeitpunkt, ab welchem sich keine Gemeinschaft mehr auf dem Terri-
torium befindet, als nicht mehr existent zu beurteilen.”®

9 Bergmann, S.107.

So auch Bergmann, S.126.

95 Geiff, S. 2241,

Bergmann, S.104.

T Doehring, Vélkerrecht, § 2, Rn. 160.
Bergmann, S.105.
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4. Mafigeblicher Zeitpunkt

Fraglich ist zusammenfassend, welcher Zeitpunkt fiir den Untergang des Staa-
tes und infolgedessen den Verlust der Staatlichkeit ausschlaggebend ist. Es sind
mehrere Konstellationen denkbar, die den Untergang einzelner staatlicher Ele-
mente, vor allem jedoch das Staatsgebiet sowie die Staatsgewalt betreffen. Frag-
lich ist insbesondere, wie sich die zeitliche Abfolge eines versinkenden Insel-
staates in Bezug auf seine staatlichen Elemente vollzieht. Ausgehend von der An-
nahme, dass spitestens mit Eintritt der objektiven Unbewohnbarkeit des vom
ansteigenden Meeresspiegel betroffenen Territoriums neben dem Staatsgebiet
auch die Staatsgewalt wegfillt, ist die Konstellation zu beleuchten, in der die
Staatsgewalt zu einem im Vergleich zum Untergang des Staatsgebietes vorgela-
gerten Zeitpunkt untergeht. Unter Beriicksichtigung des Effektivititsgrundsatzes
ist grundsatzlich nicht auszuschlieBen, dass die Staatsgewalt noch vor dem Un-
tergang des Staatsgebietes wegfallen konnte.”® Dies bediirfte allerdings einer Er-
orterung im Einzelfall und unter Beriicksichtigung der o. g. Kriterien.

Erortert wurde bereits, weshalb eine Konstellation, in der das Staatsgebiet un-
tergeht, wihrend die Staatsgewalt noch fortbesteht, nicht in Betracht kommt.'®
Dies wiirde die Moglichkeit einer Ausiibung von Staatsgewalt ohne territorialen
Bezug oder lediglich mit Bezug zu unbewohnbarem Staatsgebiet voraussetzen.
Wird das Territorium objektiv unbewohnbar, geht auch der Bezugspunkt der ter-
ritorialen Hoheitsgewalt des Staates verloren, sodass de facto auch keine Staats-
gewalt mehr ausgeiibt werden kann.'°! Mit Eintritt der Unbewohnbarkeit des Ter-
ritoriums wiirden demnach sowohl Staatsgebiet als auch Staatsgewalt gleichzeitig
untergehen.

5. Ergebnis

Nicht erst ab dem Zeitpunkt der vollstindigen Uberflutung, sondern bereits
mit der eintretenden Unbewohnbarkeit des Territoriums geht das Staatsgebiet
unter. Fehlt es an einem Staatsgebiet, kann keine Staatlichkeit mehr vorhanden
sein.'*? Zeitgleich geht auch die Staatsgewalt unter, sodass der Staat mit Eintritt
der objektiven Unbewohnbarkeit — welche ihrerseits noch durch die Staatenge-
meinschaft durch die Festlegung einschlégiger Kriterien zu konkretisieren ist —
untergeht. Einer rechtsverbindlichen Regelung bediirften allerdings solche Fille,

9 Siehe ausfiihrlich zu diesem Grundsatz oben unter § 3 A.11.2.a).

100 Siehe oben unter § 3 A.11.2.b) und c).

101 Vgl. Bergmann, S.121. Die Autorin geht diesbeziiglich allerdings von einem Ver-
lust der Staatsgewalt erst infolge der dauerhaften Uberflutung aus.

102 Ziemele, Extinction of States, Max Planck Encyclopedia of International Law,
Rn. 3, wonach ,,Anderungen, die die grundlegenden Kriterien der Staatlichkeit wie Ter-
ritorium, Bevolkerung und Regierung betreffen, einzeln oder zusammen, (...) nicht au-
tomatisch Auswirkungen auf die Existenz eines Staates (haben), es sei denn, das Terri-
torium und/oder die Bevélkerung verschwinden®.
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in denen das Staatsgebiet objektiv unbewohnbar geworden ist, sich allerdings
noch Teile des Staatsvolkes auf diesem aufhalten. Diesen diirften keine Nachteile
dadurch entstehen, dass sie etwa nicht iiber entsprechende finanzielle Mittel ver-
fligen, um das unbewohnbar gewordene Gebiet zu verlassen. Konkret kann und
muss die objektive Unbewohnbarkeit deshalb als ausschlaggebendes Kriterium
fiir den Untergang des Staates eingeordnet werden. Wird das Territorium eines
Staates objektiv unbewohnbar,'®* gehen zu diesem Zeitpunkt sowohl Staatsgebiet
als auch Staatsgewalt unter.

II1. Kontinuitit der Staatlichkeit

Ausgehend von der Annahme, dass mit dem Untergang des Staatsgebietes auf
Grundlage der Drei-Elemente-Lehre grundsitzlich auch die Staatlichkeit verloren
geht, ist fraglich, ob volkerrechtliche Vorgaben existieren, die einer solchen Ent-
wicklung entgegenstehen und eine Kontinuitdt der Staatlichkeit trotz der unterge-
gangenen staatliche Elemente bewirken wiirden. In Betracht kommen hierfiir ent-
weder die Staatensukzession im Sinne einer Rechtsnachfolge oder die Staaten-
kontinuitdt im Sinne einer Staatsidentitdt. Dariiber hinaus zu beriicksichtigen ist
das Selbstbestimmungsrecht der Volker als mogliches Kontinuitéitskriterium so-
wie die Auswirkungen des Ergreifens von GegenmalBinahmen auf die Staatlich-
keit.

1. Anwendbarkeit der Staatensukzession

Fraglich ist zunéchst, ob die Regelungen iiber die Staatensukzession auf Fille
versinkender Staaten anwendbar sind. Eine Staatensukzession wird entsprechend
des Art. 2 Abs. 1 lit b) der Wiener Konvention iiber die Staatennachfolge in Ver-
trige (WKRSV)'%* als Ablosung eines Staates durch einen anderen in der Ver-
antwortung fiir die internationalen Beziehungen des Territoriums definiert. Das
Recht der Staatensukzession regelt insofern diejenigen Fille, in denen aus be-
stehenden Staaten neue Staaten hervorgehen.'®® Die Staatennachfolge bildet da-
bei den Tatbestand, dessen Rechtsfolge das Recht der Staatensukzession regelt:
Der Eintritt des neuen Staates in die Rechte und Pflichten des alten, d.h. die
Nachfolge in volkerrechtlichen Vertridgen sowie beziiglich Staatsvermogen, -archi-
ven, -schulden und Haftungsanspriichen.'®® Nicht auBer Betracht gelassen wer-
den darf jedoch der Aspekt, dass die Legaldefinition des Art. 2 Abs.1 lit b)

103 Siehe hierzu im Einzelnen oben unter § 3 A.II. 1.b)bb) sowie zu moglichen Kri-
terien der objektiven Unbewohnbarkeit § 3 A.II. 1.d).

104 Im Original: Vienna Convention on Succession of States in respect of Treaties
vom 23.08.1978; UNTS vol. 1946, p. 3. Im Folgenden als WKRSV bezeichnet.

105 drnauld, Vélkerrecht (2019), Rn. 104.
106 Kaqu, in: Vitzthum/Proel3, 3. Abschnitt, Rn. 188 ff.
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WKRSV insbesondere den territorialen Bezug der Staatensukzession hervorhebt,
sodass die Staatensukzession auf diesem beruht.'"’

Die Staatensukzession betrifft Falle, in welchen Rechte und Pflichten von ei-
nem Volkerrechtssubjekt auf ein anderes iibertragen werden, um einem Hoheits-
wechsel iiber ein Territorium Rechnung zu tragen.'®® Voraussetzung dieser Uber-
tragung ist jedoch ein noch existierendes Territorium. Betrachtet man die Voraus-
setzungen, die die Drei-Elemente-Lehre hinsichtlich der Entstehung eines neuen
Staates vorsieht, scheint die Staatlichkeit von einer engen Wechselwirkung dieser
drei Elemente abzuhidngen. Der Verlust des Staatsgebietes fiihrt in diesem Sinne
insbesondere dazu, dass die Staatsgewalt nicht mehr oder nur in eingeschranktem
Umfang ausgeiibt werden kann.'® Demnach ist festzustellen, dass eine Anwen-
dung der Regeln iiber die Staatensukzession bzw. Staatennachfolge''® auf Uber-
flutungsgebilde nicht moglich ist.'"!

2. Anwendbarkeit der Staatenkontinuitit

Fiir die Frage nach dem Verlust von Staatlichkeit gilt es dariiber hinaus die
Kontinuitdtsvermutung zu beachten, welche ihrerseits hohe Hiirden u.a. fiir den
Wegfall von Staatlichkeit stellt. Hierbei ist insbesondere die Lehre der Staaten-
kontinuitét zu beriicksichtigen, nach der sich insbesondere im Kontext revolutio-
nédrer Bewegungen und militdrischer Besetzungen die u. U. damit einhergehenden
territorialen Verdnderungen nicht auf Staatlichkeit des betroffenen Staates aus-
wirken.!'? Die sog. Lehre der Kontinuitit der Staaten regelt das grundsitzliche
Fortbestehen eines Vdlkerrechtssubjekts trotz substanzieller Wandlungen im
Sinne etwa revolutiondrer Umwélzungen innerhalb eines Staates, sodass die Exis-
tenz des Staates als Volkerrechtssubjekt nicht berithrt wird und derartige Veréin-
derungen nicht zum Untergang des Staates fiihren.''® Dennoch kommt es auch
unter Beriicksichtigung des Kontinuititsgrundsatzes zum Untergang eines Staa-
tes, wenn eines der drei Elemente unwiederbringlich wegfillt.''*

107 Biihler, S. 5.

108 Sgxer, S. 849.

109 VoI, hierzu im Einzelnen oben unter § 3 A.IL.2. Vgl. auch Bergmann, S.123.

10 Im Einzelnen zur Definition sowie zur Abgrenzung der Begriffe und den Tatbe-
standsvoraussetzungen sieche Hammer, S. 21 {ff. Zum Tatbestand der Inkorporation siche
Dorr, S. 311t

I 7Zu einer ndheren Analyse hierzu vgl. Bergmann, S.127f.; hierzu ferner Dum-
berry, State Succession to International Responsibility, S. 50, Fn. 59.

12 Schwarz, Internationale Regelung fiir die Insellinder wegen des Verlustes ihres
Territoriums infolge des Meeresspiegelanstiegs, Warnsignal Klima, Die Meere, Ande-
rungen und Risiken (2011), S. 369 (371).

13 Epping, in: Ipsen, Volkerrecht (2018), § 7, Rn.198; Kau, in: Vitzthum/ProelB,
3. Abschnitt, Rn. 172.

14 Epping, in: Ipsen, Volkerrecht (2018), § 7, Rn.198. Siehe im Einzelnen zum
Wegfall der einzelnen Elemente im Falle versinkender Inselstaaten oben unter § 3 A. 1L
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Dies gilt auch fiir den Wegfall der Staatsgewalt. Allerdings ist hierbei zu be-
achten, dass bei einer tempordren Ausschaltung der Staatsgewalt im Rahmen ei-
ner occupatio bellica nicht von einem Untergang, sondern lediglich einer Uber-
lagerung der Staatsgewalt durch die Besatzungsgewalt auszugehen ist.''> So war
die unabhingige Staatsgewalt im Falle der baltischen Staaten (Estland, Lettland
und Litauen) zwar voriibergehend durch die Inkorporation in den Staatsverband
der UdSSR verloren gegangen, dennoch wurden diese Staaten nicht als Rechts-
nachfolgestaaten der Sowjetunion qualifiziert, sodass sich ihre Staatsgewalt im
Ergebnis lediglich als ,,scheintot* erwies, nicht jedoch untergegangen war.''®

Eine Konstellation, in welcher ein Staat infolge eines Verlustes des Staatsgebie-
tes untergeht, wiirde allerdings ein faktisches sowie juristisches Novum darstellen.
Zu kldren gilt es insofern, ob und inwiefern der Grundsatz der Staatenkontinuitét
auf die vorliegend zu untersuchender Konstellation eines untergegangenen Staats-
gebietes infolge des ansteigenden Meeresspiegels anwendbar ist. Eine Rechts-
grundlage fiir die Kontinuititsvermutung''” ergibt sich aus der Montevideo Kon-
vention."'® In der einschligigen volkerrechtlichen Literatur i.S.d. Art. 38 Abs. 1
lit d) IGH-Statut wird teilweise vertreten, dass auf dieser Grundlage davon auszu-
gehen sei, dass eine volkerrechtliche Kontinuititsvermutung stets fiir die Staatlich-
keit solcher Staaten bestiinde, die bereits iiber ein Staatsvolk, ein Staatsgebiet sowie
Staatsgewalt und die Fahigkeit, Beziehungen zu anderen Staaten aufzunehmen,
verfligen und es bei Vorliegen dieser Elemente fiir die Staatlichkeit selbst grund-
sitzlich unschadlich sei, wenn eines oder mehrere der Kriterien wegfielen.''® Die

1S Epping, in: Ipsen, Volkerrecht (2018), § 7, Rn. 201.

116 Epping, in: Ipsen, Volkerrecht (2018), §7, Rn. 202. Vgl. hierzu insbesondere
auch Ziemele, State Continuity and Nationality: The Baltic States and Russia, S. 41 ff.

"7 Im Original ,,presumption of continuity*.

18 Im Original: The Montevideo Convention on the Rights and Duties of States vom
26.12.1933; League of Nations Treaty Series vol. 165, p. 19.

119 So Rayfuse/Crawford, Climate Change, Sovereignty and Statehood, Sydney Law
School, Legal Studies Research Paper No. 11/59, Chapter 10, S. 4 {f., wonach auch das
Staatsgebiet nicht als notwendiges Element der Staatlichkeit angesehen wird, sofern die
Staatlichkeit bereits etabliert war und das Territorium nachtraglich wegfillt. Selbiges
gelte entsprechend auch beim Wegfall einer effektiven Staatsgewalt. Auch in Epping,
in: Ipsen (2018), §7, Rn. 206 wird vertreten, dass grundsitzlich kein Wegfall der
Staatsqualitit infolge des Wegfalls einzelner Merkmale moglich sei, weil der Grundsatz
der Staatenkontinuitit sowie der Vermutung des Erhalts von Staatlichkeit dies verhin-
dern wiirden. Vgl. auch Kittel, The Global Disappearing Act: How Island States Can
Maintain Statehood in the Face of Disappearing Territory, Michigan State Law Review,
Band 4 (2014), S. 1207 (12201f.) sowie Wong, Statehood and Sovereignty: Sovereignty
Sunk? The Position of ,,Sinking States* at International Law, Melbourne Journal of In-
ternational Law, Band 14, S. 346 (362). Ahnlich Ziemele, Extinction of States, Max
Planck Encyclopedia of International Law, Rn. 3, wonach jedoch ,,Anderungen, die die
grundlegenden Kriterien der Staatlichkeit wie Territorium, Bevolkerung und Regierung
betreffen, einzeln oder zusammen, (...) nicht automatisch Auswirkungen auf die Exis-
tenz eines Staates (haben), es sei denn, das Territorium und/oder die Bevolkerung ver-
schwinden®.
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Liste der bisherigen Fille untergegangener Staaten sei kurz, ein Staat wiirde stets
weiterhin als ein solcher behandelt und es gelte die Vermutung der Kontinuitét
und demnach des Erhalts der Staatlichkeit.*® Dieser Argumentationsansatz wird
gegen den Untergang bestehender Staaten im Allgemeinen angefiihrt. Ausgehend
von dieser Annahme widersprechen sich allerdings Effektivitits- und Kontinui-
tatsgrundsatz dahingehend, dass der Effektivitdtsgrundsatz eine effektive Gebiets-
herrschaft fiir das Vorhandensein von Staatsgewalt voraussetzt, wihrend der Kon-
tinuitdtsgrundsatz die Staatlichkeit selbst ohne effektive Staatsgewalt fortbeste-
hen lisst.'”! Der Kontinuititsgrundsatz wire demnach nicht geeignet, eine
Einzelfallbetrachtung zu gewihrleisten. Eine solche ist jedoch im Hinblick auf
die Fille versinkender Inselstaaten geboten, da eine generalisierende Herange-
hensweise der Komplexitét der Realitit vieler Inselstaaten nicht gerecht wiirde.

Die Vermutung der Staatenkontinuitit ist zudem lediglich als Mittel zur Ver-
meidung der Notwendigkeit einer etwaigen Staatensukzession,'*? nicht jedoch
als Alternative zu dieser fiir den Fall eines vollstindigen Untergangs geeignet.
Diese Ungeeignetheit ergibt sich bereits daraus, dass die Kontinuititslehre im
Schrifttum als Vermutung fiir das Fortbestehen des Staates in Féllen, in welchen
sich (noch) kein neuer Staat auf der Basis des Selbstbestimmungsrechts des Vol-
kes auf dem gleichen Territorium gebildet hat, verstanden wird.'**> Im Sinne des
Kontinuitdtsprinzips haben territoriale Verdnderungen keine Auswirkung auf die
Staatsidentitdt bzw. Staatsqualitét, solange allerdings ein Kern des Staatsgebietes
bestehen bleibt.'**

120 Crawford, The Creation of States in International Law, S. 667 f. und 715; Epping,
in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 206.

121 Die Anwendung dieser beiden Grundsitze fiihrt demnach zu einem Zirkelschluss,
der in der Volkerrechtspraxis im Hinblick auf den Umgang mit versinkenden Inselstaa-
ten nicht zielfiihrend ist.

122 Crawford, The Creation of States in International Law, S.S. 668. Vgl. auch
Schwarz, Internationale Regelung fiir die Insellinder wegen des Verlustes ihres Territo-
riums infolge des Meeresspiegelanstiegs, Warnsignal Klima, Die Meere, Anderungen
und Risiken (2011), S. 369 (371), wonach eine Anwendung der Kontinuititsvermutung
dann nicht in Betracht kéime, wenn der Wegfall der Staatsgewalt als dauerhaft und end-
giiltig eingeschitzt werden muss. Fiir die Regierung eines Inselstaates wiirde eine Uber-
flutung die Einbuf3e eines erheblichen Teils ihrer Staatsgewalt bedeuten und selbst wenn
sie als Exilregierung im Ausland weiterarbeiten konnte, wire ihre Herrschaftsgewalt —
wenn {iberhaupt — auf die Personalhoheit iiber die verbliebenen Staatsangehorigen be-
schrinkt. Die Gebietshoheit kdnne sie jedenfalls nicht mehr ausiiben. Die Uberﬂutung
eines Inselstaates sei insofern kein voriibergehender Zwischenzustand, sondern ein dau-
erhafter und endgiiltiger Zustand, auf welchen die Kontinuititslehre keine Anwendung
fande.

123 Vgl. Epping, in: Ipsen (2018), § 7, Rn. 142.

124 Geif3, S.111. Vgl. auch Hall, A Treatise on International Law, S. 264ff.; Bern-
hardt, Kontinuitdt, in: Strupp-Schlochauer, WVR 11, S. 295; Kunz, Identity of States
under International Law, AJIL, Band 49 (1955), S. 68 (73); Kunz, The Changing Law of
Nations, S. 285 ff., insb. 289.
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Der Kontinuitdtsgrundsatz und damit auch die Frage danach, ob die Staatlich-
keit infolge des Wegfalls der Staatsgewalt ebenfalls wegfillt, kann im Falle eines
Staates, welches vom ansteigenden Meeresspiegel derart bedroht ist, dass eine
Unbewohnbarkeit des gesamten Territoriums festgestellt wird, keine Relevanz ha-
ben, da es sich hierbei um eine Konstellation handelt, in der mit dem Territorium
sowie der Staatsgewalt zwei Elemente der Staatlichkeit zeitgleich wegfallen und
ein Festhalten an der Staatlichkeit auf Grundlage des Kontinuititsgrundsatzes auf
der Moglichkeit des Wiederauflebens des Staates beruht.'?> Wendet man die
Drei-Elemente-Lehre konsequent an, muss dariiber hinaus festgestellt werden,
dass das Kontinuitdtsprinzip nicht mehr zur Anwendung kommen kann, sobald
ein Staatselement tatsdchlich wegfaillt.126 Es wurde bereits erortert, dass ein Staat
mit dem Untergang seines Staatsgebietes seinerseits untergeht.'?” Die pauschale
Ablehnung der Moglichkeit des Verlustes der Staatsqualitdt und der damit einher-
gehende Verweis auf das Prinzip der Staatenkontinuitét stellt insofern keinen
dogmatisch sauberen Ansatz zur Handhabung von Fillen dar, in denen der Ver-
lust der Staatsqualitit infrage steht, sondern verfolgt lediglich das Ziel einer
Negation der Moglichkeit eines Staatenuntergangs, welcher jedoch zweifellos im
Falle versinkender Inselstaaten zeitgleich mit der Unbewohnbarkeit des Staatsge-
bietes eintritt. In Anbetracht der Notwendigkeit eines 16sungsorientierten Ansat-
zes fithrt die Annahme, wonach im Falle eines untergehenden Staatsgebietes auf
den Grundsatz der Staatenkontinuitit verwiesen wird, wihrend dieser seinerseits
gerade im Wegfall eines Staatselementes seine Anwendbarkeitsgrenze erreicht,
nicht zu einem realistischen Losungsansatz und erscheint dariiber hinaus auch
dogmatisch inkohédrent. Die Annahme, dass die Staatlichkeit auch ohne Staats-
gebiet weiterbestehen konne, wirft Folgefragen auf. So ist fraglich, ob ein sog.
deterritorialisierter Staat mit Staatsqualitit bestehen bleiben kann.'?® Dagegen
spricht allerdings vordergriindig, dass das Staatsvolk ohne Staatsgebiet staatenlos
werden konnte.'* Im Falle versinkender Inselstaaten kénnten allerdings neue Re-
gelungen notwendig werden, um eine Bewahrung von Nationalitidt und Kultur,
insbesondere der Sprache des betroffenen Staatsvolkes zu ermoglichen.'*°

125 Vgl. zur Notwendigkeit des kumulativen Vorliegens eines Territoriums sowie des
Staatsvolkes u.a. Ziemele, Extinction of States, Max Planck Encyclopedia of Interna-
tional Law, Rn. 3.

126 Bergmann, S.123.

127 Siehe oben unter § 3 A.II. 1.; vgl. auch Proelf3, in: Vitzthum/ProelB, 5. Abschnitt,
Rn. 14.

128 Vgl. im Einzelnen zum deterritorialisierten Staat unten unter § 4 A.L. 1.

129 Vgl. hierzu insbesondere unten unter § 4 A.I1.2. Vgl. ferner Atapattu, Human
Rights Approaches to Climate Change, S. 236f. sowie Wong, Statehood and Sover-
eignty: Sovereignty Sunk? e Position of ,,Sinking States™ at International Law, Mel-

ignty: S ignty Sunk? The Positi f ,,Sinking S “atl ional Law, Mel
bourne Journal of International Law, Band 14, S. 346 (365).

130 Vgl. hierzu im Einzelnen unten unter § 4; so auch Atapattu, Human Rights Ap-

proaches to Climate Change, S. 237.
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Zusammenfassend muss dennoch festgestellt werden, dass der Kontinuitéts-
grundsatz in Fillen versinkender Inselstaaten keine Anwendung finden kann.'*!
Gleichzeitig kann festgestellt werden, dass der Effektivititsgrundsatz nicht un-
eingeschrinkt Anwendung finden kann, da der felos des Kontinuititsgrundsatzes
dennoch grundsétzlich Beachtung finden muss und die Staatsgewalt nicht ohne
Weiteres wegfallen kann.

3. Das Selbstbestimmungsrecht der Volker
als Kontinuititskriterium

Als Kontinuitdtskriterium der Staatlichkeit kommt dariiber hinaus das Selbst-
bestimmungsrecht der Vélker im Hinblick auf das Staatsvolk in Betracht.'** So-
wohl der Internationale Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte (IPbpR)'*?
als auch der IPwksR kodifizieren dieses Recht in ihrem jeweiligen Artikel 1
Abs. 1, wonach alle Volker das Recht auf Selbstbestimmung haben und Kraft
dieses Rechts frei liber ihren politischen Status bestimmen sowie frei ihre wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung verfolgen konnen. In dem jewei-
ligen Art. 1 Abs. 2 Satz 2 sehen beide Pakte ferner vor, dass ein Volk in keinem
Fall seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden darf. Dem Grunde nach wohnt
dem Selbstbestimmungsrecht der Volker die freie Entscheidung eines Volkes
iiber den eigenen politischen Status inne.'** Das Selbstbestimmungsrecht des
Staatsvolkes konnte als Ankniipfungspunkt fiir eine zumindest partielle Volker-
rechtssubjektivitit bzw. auch fiir eine Kontinuitit der Staatlichkeit dienen.'*
Dementsprechend stellt sich die Frage danach, welche Akteure das Selbstbestim-
mungsrecht geltend machen und somit als ,,Volk“ Subjekt dessen sein kénnen.'®
Zur Bestimmung eines solchen ,,Volkes®, welches geeignet ist, das Recht auf
Selbstbestimmung zu haben und auszuiiben, ist das Vorliegen einiger Elemente
zu beriicksichtigen.

131 So auch Bergmann, S.123.

132 Geif3, S. 114 ff.; Zimmermann, Continuity of States, Max Planck Encyclopedias of
International Law, Rn. 15; Walter, Subjects of International Law, Max Planck Encyclo-
pedias of International Law, Rn. 9 und 12. Zum Begriff des Selbstbestimmungsrechts
vgl. u.a. Fisch, Das Selbstbestimmungsrecht der Voélker, S.17ff.; Heintze, in: Ipsen
(2018), § 10 Rn. 11f.

133 Im Original: International Covenant on Civil and Political Rights (ICCPR) vom
16.12.1966; UNTS vol. 999 p. 171.

134 Hillgruber, in: Gornig/Horn/Murswiek, Das Selbstbestimmungsrecht der Vélker,
S.76.

135 Vgl. Stahl, Unprotected Ground: The Plight of Vanishing Island Nations, New
York International Law Review (2010), Band 23, Ausgabe 1, S.1 (15). So auch
Schwarz, Internationale Regelung fiir die Insellinder wegen des Verlustes ihres Territo-
riums infolge des Meeresspiegelanstiegs, Warnsignal Klima, Die Meere, Anderungen
und Risiken (2011), S. 369 (372).

136 Fisch, Das Selbstbestimmungsrecht der Vélker, S. 232,
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Einen volkerrechtlich verbindlichen Begriff eines ,,Volkes* gibt es nicht. Mit
dem Begriff ,,Volk* soll jedoch eine soziale Einheit mit einer klaren Identitét und
eigenen Merkmalen bezeichnet werden, wobei eine Beziehung zu einem Territo-
rium impliziert wird, selbst wenn das betreffende Volk zu Unrecht aus diesem
vertrieben und kiinstlich durch eine andere Bevolkerung ersetzt wurde.'*” Zudem
sollte ein Volk nicht mit ethnischen, religidsen oder sprachlichen Minderheiten
im Sinne des Artikels 27 IPbpR verwechselt werden.'®

Das Selbstbestimmungsrecht der Volker bildete urspriinglich die Grundlage
fir den Dekolonisierungsprozess.'*® Dieses galt insbesondere wihrend dieses
Prozesses als gleichbedeutend mit einem Recht auf einen eigenen politischen
Status und auf Losldsung aus dem bisherigen Kolonialstaat, wurde jedoch einge-
schriankt durch die Verpflichtung zur Respektierung der bestehenden Grenzen
(uti-possidetis-Prinzip).'*® Fraglich ist jedoch, ob das Selbstbestimmungsrecht
auch dann anwendbar ist, wenn es sich nicht um einen Staat handelt.

In diesem Sinne beauftragte die UN-Generalversammlung den IGH damit,
ein (rechtlich unverbindliches) Gutachten'*! u.a. zum rechtlichen Verhiltnis der
Westsahara zu dem Kénigreich von Marokko bzw. zu Mauretanien zu erstellen.'#?
Diese Frage wurde dahingehend beantwortet, dass zwar zu beiden eine gewisse
Zugehorigkeit bestehe,'* diese rechtlichen Bindungen jedoch nicht das Selbstbe-
stimmungsrecht der Vo6lker, namentlich das Gebot, den frei geduBerten Willen der
Vélker zu beriicksichtigen'** sowie das Recht der betroffenen Bevolkerung, eine
freie und eigene Entscheidung zu treffen, beeintréichtigen wiirden.'*® Historische
Anspriiche auf ein Kolonialgebiet konnten allenfalls die Modalitéten fiir die Aus-
ibung des Selbstbestimmungsrecht der Bevolkerung beeinflussen, dieses Recht
jedoch nicht auBer Kraft setzen. Ausschlaggebend sei stets das Volk.'*¢

137 Cristescu, Special Rapporteur of the Sub-Commission on Prevention of Discrimi-
nation and Protection of Minorities, Study ,,The Right to Self-Determination. Historical
and Current Development on the Basis of United Nations Instruments*, in: UN Doc. E/
CN.4/Sub.2/404/Rev.1, 19981, Rn. 279, S. 41.

138 Ebd.

139 Pippan, Zur Direktionskraft des Rechts auf innere Selbstbestimmung, ZadRV
2016, S. 497 (498); Kau, in: Vitzthum/ProelB3, 3. Abschnitt, Rn. 125; Schmahl, in: Vitz-
thum/Proelf3, 4. Abschnitt, Rn. 207.

140" Kqu, in: Vitzthum/ProelB, 3. Abschnitt, Rn. 127.

141 1CJ, Advisory Opinion, Western Sahara, ICJ Reports 1975, S.12.

192 Wolfrum, West-Sahara-Gutachten des Internationalen Gerichtshofs, 1975, Zeit-
schrift Vereinte Nationen, S. 185.

143 Ebd.

144 1CJ, Advisory Opinion, Western Sahara, ICJ Reports 1975, S. 12, Abs. 57 ff.

145 Feindiugle, Western Sahara (Advisory Opinion), Max Planck Encyclopedias of In-
ternational Law, Rn. 11; Wolfirum, West-Sahara-Gutachten des Internationalen Gerichts-
hofs (1975), Zeitschrift Vereinte Nationen, S. 185.

146 Marks, Self-Determination and Peoples’ Rights, King’s College Law Journal
(1992), S.79 (89).
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Auch der Fall Ost-Timor ist in diesem Zusammenhang zu nennen. Als ehe-
malige portugiesische Kolonie wurde Ost-Timor nach dem Abzug Portugals von
Indonesien annektiert. In einem bilateralen Vertrag'®” zwischen Australien und
Indonesien wurde Ost-Timor de facto als indonesisches Staatsgebiet anerkannt.
Dagegen erhob Portugal Klage vor dem IGH mit der Begriindung, Australien
verletze das Selbstbestimmungsrecht des Volkes von Ost-Timor.'*® Diese Klage
wurde zwar fiir unzuldssig erklart, da der Streit nicht entschieden werden kdonne,
ohne iiber die RechtmiBigkeit des Verhaltens von Indonesien zu entscheiden.'*
Damit sei Indonesien notwendige dritte Partei im Verfahren — diese hatten sich
jedoch dem IGH nicht unterworfen.'>® Dennoch hat der Gerichtshof in der Klage-
abweisung festgestellt, dass es sich bei dem Selbstbestimmungsrecht der Volker
um einen wesentlichen Grundsatz des Volkerrechts handelt, welcher erga omnes
gilt."! Das Selbstbestimmungsrecht der Vélker sei auch auf die Bevélkerung von
Ost-Timor anwendbar.'*? Unter den Volksbegriff konnen somit Staatsvolker sowie
Volker im ethnischen Sinne und Volksgruppen subsumiert werden.'>?

AuBer Frage steht, dass das Staatsvolk kleiner Inselstaaten ein solches ,,Volk*
darstellt'>* und damit der mit dem Klimawandel in Verbindung stehende Verlust
von Staatsgebiet und Staatlichkeit einen naheliegenden Kontext fiir dessen An-
wendung bietet.'>> Das Staatsvolk eines versinkenden Inselstaates kann grund-

147 Vertrag zum Timor-Gap, Treaty between Australia and the Republic of Indonesia
on the Zone of Cooperation in an Area between the Indoneasian Province of East Timor
and Northern Australia (Timor Gap Treaty), 1991, Australia Treaty Series 1991, No. 9.

148 Arnauld, Volkerrecht (2019), Rn. 480.

149 1CJ, Judgement, East Timor (Portugal v. Australien), ICJ Reports 1995, S. 90,
Abs. 35; Arnauld, Volkerrecht (2019), Rn. 480.

150" Arnauld, Vélkerrecht (2019), Rn. 480.

51 1CJ, Judgement, East Timor (Portugal v. Australien), ICJ Reports 1995, S. 90,
Abs. 29. Vgl. hierzu auch Oliver, A New Challenge to International Law: The Dis-
appearance of the Entire Territory of a State, International Journal on Minority and
Group Rights, Vol. 16 (2), S. 209 (224).

152 1CJ, Judgement, East Timor (Portugal v. Australien), ICJ Reports 1995, S. 90
Abs. 31.

133 Thiele, S. 29 ff.
134 Vgl. hierzu ICJ, Advisory Opinion, Western Sahara, ICJ Reports 1975, S. 12.

155 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 234f., wonach die
Anwendung dieses Prinzips, welches sich als Recht von Menschen in nicht selbstver-
walteten Gebieten entwickelt hat, um diesen die Moglichkeit zu erdffnen, ihren poli-
tischen Status frei zu bestimmen, auch auflerhalb des Kolonial- bzw. Apartheidkontexts
bereits Gegenstand von Diskussionen sei. Wenn es eine Situation gebe, in der das
Selbstbestimmungsrecht heute gelte, sehe die Notlage kleiner Inselstaaten dies wahr-
scheinlich vor. Basierend auf wissenschaftlichen Schriften und den Bestimmungen des
UNFCCC in Verbindung mit dem Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten kdnne eine Verpflichtung der Staaten-
gemeinschaft in Bezug auf die Menschen kleiner Inselstaaten, diese bei der Erreichung
ihres Ziels vorbehaltlich internationaler Grundsitze zu unterstiitzen, auf Grundlage des
Selbstbestimmungsrechts nicht ausgeschlossen werden.
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sitzlich auch unter den Volksbegriff subsumiert werden, sofern dieses den ge-
nannten Elementen entspricht und insofern eine soziale Einheit mit einer eindeu-
tigen Identitit und eigenen Merkmalen darstellt sowie eine Beziehung zu einem
Territorium aufweist. Da bestehende Staatsvolker bereits jeweils einen eigenen
Staat gebildet haben, handelt es sich bei diesen um soziale Einheiten mit einer
klaren Identitdt, eigenen Merkmalen sowie einem Territorialbezug zum eigenen
Staatsgebiet und somit um ,,Volker” im Sinne von Subjekten, die das Recht auf
Selbstbestimmung haben und auszuiiben vermoégen. Ferner weist das Selbstbe-
stimmungsrecht einen permanenten Charakter auf, sodass einem Staatsvolk das
Recht erhalten bleiben muss, das Selbstbestimmungsrecht auch iiber die bereits
erfolgte Bildung des eigenen Staates hinaus zu verwirklichen und demnach keine
Konsumierung des Selbstbestimmungsrechts méglich ist.'>®

Im Falle der Konstellation eines failed state,'> also eines gescheiterten Staates

infolge des Verlustes der effektiven Staatsgewalt, wird davon ausgegangen, dass
das Selbstbestimmungsrecht des Staatsvolkes dazu fiihrt, dass selbst der vollstin-
dige Verlust der Staatsgewalt und damit eines essentiellen staatlichen Elementes
nicht als endgiiltig angesehen werden kann, solange sich noch ein Triger des
Selbstbestimmungsrechtes auf dem Territorium aufhélt und die Mdoglichkeit einer
Restitution der Staatsgewalt noch existiert.'>® Im Umkehrschluss muss von einem
endgiiltigen Wegfall eines staatlichen Elementes dann ausgegangen werden, wenn
jede Moglichkeit einer Restitution ausgeschlossen werden kann. Zu bertiicksichti-
gen ist dariiber hinaus die grundsitzliche Gebietsbezogenheit des Selbstbestim-
mungsrechts, wonach auch das Siedlungsgebiet des betreffenden Volkes in den
Schutzbereich des Selbstbestimmungsrechts fillt, wobei der Status des Territori-
ums dennoch stets nach volkerrechtlichen MaBstiben beurteilt werden muss.'*®
Ginge ein Inselstaat klimawandelbedingt unter, wire dies das erste Mal, dass das
Selbstbestimmungsrecht in einer Situation angewendet wiirde, in der Menschen
ihr Territorium durch dessen Untergang verlieren. Die Anwendung des Selbstbe-
stimmungsrechts im Kontext versinkender Inselstaaten konnte jedoch zumindest
in Bezug auf die in diesem Fall notwendig werdende Massenumsiedlung moglich
werden.'®

136 Thiele, S. 29f.

157 Vgl. hierzu im Einzelnen oben unter § 3 A.IL.2.b).

158 Geif3, S.120.

159 Heintze, in: Ipsen (2018), § 10, Rn. 13.

160 4tapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 234 f. Demnach sollte
die Anwendung in Fillen versinkender Inselstaaten eher unumstritten sein, da die ge-
samte Bevolkerung gefragt wiirde, ob sie auf einem anderen Gebiet unter demselben
Souverdn fortfahren und ihre Nationalitit behalten mdochte. Probleme konnten aller-
dings dann auftreten, wenn die Bevolkerung Anderungen vornehmen méchte oder wenn
der Staat, der das Territorium fiir die Umsiedlung abtritt, etwaige Bedingungen festlegt.
Es sei nicht klar, wie diese Probleme praktisch angegangen werden sollen, da sie bei-
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Das verbliebene Staatsvolk wire unproblematisch als ,,Volk® in diesem Sinne
einzuordnen und demnach Triger des Selbstbestimmungsrechts.'®' Problematisch
konnte die Anwendung des Selbstbestimmungsrechts allerdings unter Beriick-
sichtigung seiner grundsitzlichen Gebietsbezogenheit werden. Dennoch ist im
Selbstbestimmungsrecht auch die freie Statusbestimmung enthalten, sodass sich
die Angehorigen des Staatsvolkes eines iiberfluteten Inselstaates entscheiden
konnten, ein Volkerrechtssubjekt sui gemeris ohne territoriale Forderung zu
sein.'®? Sollte das Staatsvolk seine Existenz auf dieser Grundlage fortsetzen
wollen, wiirde die Gebietsbezogenheit des Selbstbestimmungsrechts dem nicht
entgegenstehen.

Daneben ist allerdings zu beriicksichtigen, dass das Selbstbestimmungsrecht
der Volker eine Kontinuitit der Staatlichkeit auf der Mdglichkeit einer Restitu-
tion aller Elemente nach der Drei-Elemente-Lehre begriindet.'®® Im Falle versin-
kender Inselstaaten ist jede Mdoglichkeit einer Restitution jedoch ausgeschlossen.
Eine Anwendbarkeit dieses Grundsatzes auf solche Fille ist ausgeschlossen.'®*
Ferner kann auch kein Recht des Staates auf Existenz angenommen werden.'®’
Das Selbstbestimmungsrecht der Volker kommt mangels Anwendbarkeit nicht
als Kontinuitatskriterium hinsichtlich der Staatlichkeit versinkender Inselstaaten
in Betracht.'®®

4. Ergreifung von Gegenmafinahmen

Fraglich ist, ob und inwiefern die Ergreifung von Gegenmalnahmen seitens
des betroffenen Inselstaates im Hinblick auf den ausschlaggebenden Zeitpunkt
fiir den Verlust des Staatsqualitit beriicksichtigt werden muss. Dies betrifft insbe-
sondere die Frage, welche Folgen sich aus der Ergreifung von Gegenmalinahmen

spiellos sind und das Voélkerrecht zuvor noch nicht mit dhnlichen Problemen konfron-
tiert war.

161 So auch Schwarz, Internationale Regelung fiir die Insellinder wegen des Verlustes
ihres Territoriums infolge des Meeresspiegelanstiegs, Warnsignal Klima, Die Meere,
Anderungen und Risiken (2011), S. 369 (372), der insbesondere von einer ausreichen-
den politischen Organisation der verbleibenden Gemeinschaft ausgeht.

162 Ebd.

163 Hinsichtlich der Staatsgewalt im Falle von sog. failed states vgl. oben unter § 3
AIL2.).

164 Vgl. Stoutenberg, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (59).
Der Untergang von Staaten infolge des klimawandelbedingten Meeresspiegelanstiegs
tangiere demnach zwar ius cogens und insbesondere das Selbstbestimmungsrecht, aller-
dings bediirfte es auf Grundlage des Legalititsprinzips eines konkreten Verstofles gegen
eines dieser Grundsdtze. Zum Legalitétsprinzip (nulla poena sine lege), welches aus-
driicklich in Art. 22 f. IGH-Statut geregelt ist, wonach der Staatenuntergang keine ius
cogens-Normen betreffen darf, vgl. Schréder, in: Vitzthum/ProelB3, 7. Abschnitt, Rn. 51.

165 Vgl. vertiefend hierzu Bergmann, S. 128f.

166 Anders Kehrer, S. 97, wonach sich eine partielle Volkerrechtssubjektivitit des
Staatsvolkes aufgrund des Selbstbestimmungsrechts der Volker ergebe.
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hinsichtlich der Staatlichkeit, insbesondere aber hinsichtlich der Staatsgewalt er-
geben.

a) Arten von Gegenmafinahmen

Die Ergreifung von Gegenmafinahmen ist in beschrinktem Umfang mdglich.
Hierzu gehoren insbesondere okologische, technische, politische und institu-
tionelle Anpassungsmafinahmen, die jedoch insbesondere im Hinblick auf die
Herausforderungen, die sich infolge des ansteigenden Meeresspiegels ergeben,
begrenzt sind. Diese betreffen in erster Linie den physischen Schutz vor den
wachsenden Wassermassen durch die Anhebung des Staatsgebietes, aber auch die
vorsorgliche Umsiedlung von Personen auf weniger risikobehaftete Gebiete. '’

Die kleinen Inselstaaten, die sich am meisten vom ansteigenden Meeresspiegel
bedroht sehen, haben die Gefahren ihres schwindenden Territoriums langst er-
kannt und bereits einschlégige Vorsorgemafinahmen getroffen, um dem Ver-
sinken ihres Staatsgebietes entgegenzuwirken. Diese umfassen zundchst MafB-
nahmen zum Schutz des unmittelbar bedrohten Staatsgebietes. Insbesondere der
Deichbau sowie die Aufstellung von Schutzwillen, aber auch die Aufschiittung
zur Erhohung oder Erweiterung der bestehenden Inseln sind, obwohl sie keine
natiirliche, sondern eine menschengemachte Entwicklung darstellen, volkerrecht-
lich nur hinsichtlich einer méglichen Verschiebung der Basislinien relevant,'®®
nicht jedoch beziiglich der Einordnung des betreffenden Territoriums als Staats-
gebiet. Selbst die Erhaltung der Bewohnbarkeit des Territoriums durch einen
Stelzenbau wiirde das Staatsgebiet erhalten.'®’

b) Ersatzgebiete

Fiir kleine Inselstaaten relevant konnten insbesondere sog. Ersatzgebiete sein.
Gemeint sind kiinstliche Aufschiittungen im Sinne kiinstlich angelegter Inseln
sowie aufgekaufte Inseln, die von anderen Staaten kiinstlich angelegt und an-
schlieBend vom betroffenen Inselstaat erworben wurden.'”® Der kiufliche Erwerb
kiinstlich angelegter Inseln sowie die Umsiedlung des eigenen Staatsvolkes auf
diese wurde beispielsweise vom Prisidenten von Kiribati, Anote Tong, im Jahr

167 TPCC Special Report on the Ocean and Cryosphere in a Changing Climate
(2019), S. 20.

168 Bergmann, S. 821f. Vgl. auch Atapattu, Human Rights Approaches to Climate
Change, S. 241: ,,To sum up, five possible alternatives have been proposed to address
,disappearing states‘: (...) (b) construction of artificial islands and perhaps amending
UNCLOS III to include maritime zones to artificial islands (...).“

169 So auch Kehrer, S. 61. Andere Ansicht Bergmann, S. 87f.

170 Niher zu kiinstlichen Aufschiittungen vgl. Stoutenberg, When Do States Dis-
appear? in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (63).
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2010 vorgeschlagen.'”! Hierfir notwendig wire jedoch eine Abtretung von
Staatsgebiet durch einen anderen Staat, wobei sich der verkaufende Staat aus-
driicklich zur Zession bereit erkliren muss. Wird das Staatsvolk hingegen durch
andere Staaten aufgenommen, stellt dies keine Vorsorgemafinahme dar, da dies
nicht zur Aufrechterhaltung der Bewohnbarkeit des Staatsgebietes beitrégt. Frag-
lich wére in einem solchen Fall allerdings u.a., welchen rechtlichen Status das
Staatsvolk infolgedessen erhielte.!”® Aus volkerrechtlicher Sicht stellt sich noch
die Frage nach der Einordnung dieser MaBnahmen, die nicht lediglich die Be-
wohnbarkeit des betroffenen Territoriums aufrechterhalten sollen, indem die Aus-
wirkungen des ansteigenden Meeresspiegels nach Moglichkeit abgemildert wer-
den, sondern die Eingliederung zusitzlicher Inseln beinhalten.'”

¢) Anpassungsmafsnahmen und Mitverschulden

Fraglich ist, ob und inwieweit der jeweilige Inselstaat ein Mitverschulden fiir
das untergehende Staatsgebiet trigt. Grundsitzlich ist jeder Staat dafiir verant-
wortlich, Anpassungsmalinahmen zum Schutz seiner Bevolkerung zu ergreifen
und sicherzustellen, dass die vom Staat ergriffenen Anpassungsmafinahmen nicht
die Rechte seines Staatsvolkes verletzen. Bei kleinen Inselstaaten stellt sich aller-
dings die Frage, ob sie liber die notwendigen Ressourcen verfiigen, um nach-
haltige Anpassungsmafinahmen zu ergreifen. Ist dies nicht der Fall, miisste die
Staatengemeinschaft entsprechende Hilfestellung leisten. Diesen fehlen oftmals
die notwendigen Ressourcen, um addquate Anpassungsmalnahmen zu ergreifen
und ihre Bevolkerung vor den nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels zu
schiitzen.'™

Die Frage nach einem moglichen Mitverschulden wiirde sich daher zwangs-
weise nur insoweit stellen, wie Vorsorgemafnahmen iiberhaupt mdglich sind.
Gleichzeitig konnen selbst technisch mogliche VorsorgemafBinahmen nur von den-
jenigen Staaten ergriffen werden, welche hierzu technisch und bzw. oder finan-
ziell in der Lage sind. Gefahren etwa durch den ansteigenden Meeresspiegel
kann grundsitzlich begegnet werden, wenn Anpassungskapazititen verfiigbar sind

17l Diese Idee stellte er im Rahmen seiner Ansprache bei der ,,Fifth Global Confer-
ence on Oceans, Coasts, and Islands“ vor, welche von der UNESCO in Zusammen-
arbeit mit der franzdsischen Regierung organisiert wurde und vom 03.-07.08.2010 in
Paris stattfand.

172 Hierzu zu den Auswirkungen auf das Staatsvolk im Falle des vorliegend relevan-
ten Szenarios eines untergegangenen Staatsgebietes unter § 3 A.IL.3.; vgl. auch Berg-
mann, S. 104, wonach der rechtliche Status vordergriindig vom Aufnahmestaat abhinge.

I3 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 238f.

174 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S.240f Demnach
miissten die Industrieldnder, insbesondere die groBlen Emittenten, eingreifen und ent-
sprechende Hilfestellung bei der Anpassung an den Klimawandel leisten sowie ihnen zu
gegebener Zeit bei einer notwendig werdenden Umsiedlung helfen. Dies wiirde der Be-
reitstellung von physischem Land fiir die Umsiedlung einschliefen.
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und insbesondere die notwendigen Mittel bereitgestellt werden,'”> obwohl die
Uberwindung von Hindernissen in der Realitiit hiiufig schwierig ist, insbesondere
fiir ressourcenarme Staaten. Solche Anpassungsmafinahmen koénnen den Eintritt
der Unbewohnbarkeit des Territoriums zumindest verzogern. Realitdtsnah be-
trachtet konnen solche Anpassungsmafinahmen allerdings nicht grenzenlos fort-
gesetzt werden. Die Grenzen der Anpassung sind etwa dann erreicht, wenn die
Anpassungsmechanismen es dem Staat nicht mehr ermdglichen, wichtige staat-
liche Einrichtungen und Funktionen oder die notwendige staatliche Infrastruktur
langfristig aufrechtzuerhalten. Die Einordnung von Anpassungsmechanismen im
Verhiltnis zu tolerierbaren Risiken ist von zentraler Bedeutung fiir die Bewertung
der Anpassungsgrenzen.'’® Entsprechend essentiell ist die Festlegung objektiver
Kriterien der Bewohnbarkeit eines Staatsgebietes durch die Staatengemeinschaft
im Falle kleiner Inselstaaten.'””

d) Zwischenergebnis

Anpassungsmechanismen konnen im Falle kleiner Inselstaaten — wie sie auch
im Art. 9 Abs. 4 Pariser Ubereinkommen auf Grundlage der Bereitstellung zu-
sdtzlicher finanzieller Mittel durch die entwickelten Lander vorgesehen sind —
lediglich zu einer Verzégerung des Eintritts der Unbewohnbarkeit des Staats-
gebietes und des infolgedessen eintretenden Untergangs des Staates beitragen,
diese jedoch langfristig nicht verhindern.

IV. Ergebnis

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Vorliegen von Staatlichkeit an-
hand der Drei-Elemente-Lehre zu bestimmen ist. Fiir den Verlust von Staatlich-
keit ist im Falle versinkender Inselstaaten nicht erst auf die erstmalige vollstin-
dige Uberflutung des betreffenden Territoriums abzustellen. Das Staatsgebiet
geht vielmehr bereits dann unter, sobald es nicht mehr bewohnbar ist. Die Unbe-
wohnbarkeit ist anhand objektiver Kriterien zu beurteilen und bei Vorliegen die-
ser Kriterien auch dann anzunehmen, wenn sich noch eine Gemeinschaft als Teil
des Staatsvolkes auf dem Territorium aufhélt. Wird das Staatsgebiet nach diesen
objektiven Kriterien unbewohnbar, geht dieses sowie die Staatsgewalt'’® unter

175 Vgl. im Einzelnen zu Hilfsfonds Kehrer, S. 340 ff.

176 TPCC Special Report on the Ocean and Cryosphere in a Changing Climate
(2019), S. 629.

177 Vgl. hierzu im Einzelnen oben unter § 3 A.IL. 1.b)bb) und zu moglichen Krite-
rien § 3 A.IL. 1.d).

178 Geht die Vélkerrechtswissenschaft davon aus, dass die Staatsgewalt bereits vor
oder spétestens zeitgleich mit dem Staatsterritorium untergeht, erstere jedoch aufgrund
des Effektivitdtsgrundsatzes letztlich doch nicht als weggefallen gelten kann, gelangt
sie lediglich zu einem Zirkelschluss, der keine praktische Relevanz haben kann;
vgl. hierzu von Engelhardt, Die Volkerrechtswissenschaft und der Umgang mit Failed
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und die Staatlichkeit infolgedessen verloren.'” Von einer Kontinuitit der Staat-
lichkeit kann dann nicht mehr ausgegangen werden.

Ein Staat, dessen Staatsgebiet infolge des ansteigenden Meeresspiegels unbe-
wohnbar geworden ist und in der Folge untergeht, weist nicht mehr alle Voraus-
setzungen eines Staates nach der Drei-Elemente-Lehre auf und geht demzufolge
mit Eintritt der Unbewohnbarkeit des Territoriums ohne Rechtsnachfolge unter.
Zugleich geht mit der Unbewohnbarkeit des Territoriums und dem damit ein-
hergehenden Untergang des Staatsgebietes auch die Staatsgewalt unter, da kein
bewohnbarer territorialer Bezugspunkt mehr existiert. Mit einem klimawandel-
bedingten Untergang des Staatsgebietes wiirde erstmalig ein Staat ohne Rechts-
nachfolge untergehen.'®® Mit dem Untergang des Staatsgebietes wiirde dem Grun-
de nach auch die Voélkerrechtssubjektivitit des betreffenden Staates wegfallen.

B. Geltendmachung ohne Staatsqualitiit

Wird das Territorium eines Staates infolge des Meeresspiegelanstiegs unbe-
wohnbar, geht dessen Staatsgebiet sowie Staatsgewalt und infolgedessen auch der
Staat selbst unter. Das ehemalige Staatsgebiet kann mit der eintretenden Un-
bewohnbarkeit als Uberflutungsgebilde bezeichnet werden. Uberflutungsgebilde
sind keine Staaten im vdlkerrechtlichen Sinne. Ausgehend von dieser Erkenntnis
schlieBt sich die Frage an, ob ein Uberflutungsgebilde trotz fehlender Staatsquali-
tit eine Staatenverantwortlichkeit im Sinne des Art. 42, 1. Halbsatz ILC-Artikel
geltend machen kann. Dies erfordert eine Auslegung der Norm iiber den engen
Wortlaut, der eindeutig einen Staat voraussetzt, hinaus.

I. Geltendmachung durch andere Voilkerrechtssubjekte

Es ist fraglich, ob der Begriff ,,Staat“ dahingehend ausgelegt werden kann,
dass dieser nicht nur Staaten im Sinne der Drei-Elemente-Lehre, sondern viel-
mehr jedes Volkerrechtssubjekt umfasst. Ferner stellt sich die Frage, ob einem
Uberflutungsgebilde bzw. dem verbleibenden Staatsvolk eine Vélkerrechtssub-
jektivitdt zukommen wiirde. Historisch betrachtet ging das Vélkerrecht aufgrund

States — Zwischen Empirie, Dogmatik und postkolonialer Theorie, Verfassung und
Recht in Ubersee/Law and Politics in Africa, Asia and Latin America 2012, S. 222
(227). Dieser Betrachtungsweise kann im Kontext der zu betrachtenden Konstellation
eines vom ansteigenden Meeresspiegel bedrohten Staates daher nicht gefolgt werden.

17 So auch Bergmann, S.133 sowie Kehrer, S. 69; UN Economic and Social Coun-
cil: ,,Prevention of Discrimination and Protection of Indigenous People“, E/CN.4/
Sub.2/2005/28 (2005), S. 4, Abs. 12.

180 Bergmann, S.180. Anders: Rayfuse/Crawford, Climate Change, Sovereignty and
Statehood, Sydney Law School, Legal Studies Research Paper No. 11/59, Chapter 10,
S. 41f., wonach das Staatsgebiet nicht als notwendiges Element der Staatlichkeit ange-
sehen wird, sofern die Staatlichkeit bereits etabliert war.
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seiner Ausgangslage als Rechtsordnung, welche die Beziehungen zwischen Staa-
ten regelt, urspriinglich davon aus, dass einzig Staaten Volkerrechtssubjekte sein
konnen. Nunmehr werden jedoch auch andere Akteure als Volkerrechtssubjekte
anerkannt, wenngleich teilweise von einer eingeschriankten Voélkerrechtssubjek-
tivitdt ausgegangen wird, wohingegen nur den Staaten nach wie vor noch die
uneingeschrinkte, origindre Volkerrechtssubjektivitit zugesprochen wird.'®!

So sind insbesondere zwischenstaatliche internationale Organisationen (inter-
governmental organizations, 1GOs) als partielle Voélkerrechtssubjekte aner-
kannt.'®? Dariiber hinaus besteht der Souverine Malteser Ritter-Orden als partiel-
les Volkerrechtssubjekt ohne territoriales Substrat.'®* Auch dem Internationalen
Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) kommt partielle Volkerrechtssubjektivitit
zu."®* Ferner ist der Heilige Stuhl mit dem Papst als Inhaber bereits seit Langem
als traditionelles Volkerrechtssubjekt anerkannt.'®> Demnach kénnen nicht nur
Staaten, sondern auch internationale Organisationen und zwischenstaatliche Ein-
richtungen eine Vélkerrechtsfihigkeit besitzen.'®® Es existieren vielmehr auch
Volkerrechtssubjekte, die nicht iiber ein eigenes Territorium verfiigen.'®’

Die Regelung des Art. 42, 1. Halbsatz ILC-Artikel setzt zwar dem Wortlaut
nach eindeutig einen Staat voraus. Fraglich ist jedoch, ob die Norm {iber den
Wortlaut hinaus dahingehend ausgelegt werden kann, um nicht nur Staaten, son-
dern Volkerrechtssubjekte im Allgemeinen zu umfassen. Hierfiir spricht zunichst
eine systematische Auslegung, da keine der Normen der ILC-Artikel eine Un-
terscheidung zwischen Staaten und anderen Vdlkerrechtssubjekten vornimmit,
sodass eine inhaltliche Erweiterung des Begriffs ,,Staat” im Sinne des Art. 42,
1. Halbsatz ILC-Artikel nicht von vornherein auszuschlieBen ist. Entscheidend ist
eine teleologische Auslegung des Art. 42, 1. Halbsatz ILC-Artikel. Die Durch-
filhrung der volkerrechtlichen Verantwortlichkeit eines Staates setzt vordergriin-
dig eine Geltendmachung der Verantwortlichkeit durch den benachteiligten Staat
gemilB Art. 42 ILC-Artikel voraus, wobei dieser wahlweise auf seinen Anspruch
verzichten kann. Demnach treten Rechtsfolgen nicht bereits mit Begriindung der
Verantwortlichkeit ein, sondern setzen ein Aktivwerden des betroffenen Staates
voraus. Das Recht, die Verantwortlichkeit geltend zu machen, geht gemif
Art. 45 ILC-Artikel wahlweise dann verloren, wenn der benachteiligte Staat ent-

181 Herdegen, Volkerrecht (2022), § 7, Rn. 3.

182 Epping, in: Ipsen (2018), § 8, Rn. 2.

183 Herdegen, Volkerrecht (2022), § 9, Rn. 2. Dieses verfiigte allerdings urspriinglich
auf Malta liber eigenes Hoheitsgebiet, vgl. Epping, in: Ipsen (2018), § 11, Rn. 10.

184 Epping, in: Ipsen (2018), § 11, Rn. 6.

185 Epping, in: Ipsen (2018), § 6, Rn. 2 und § 11, Rn. 1 ff. sowie Herdegen, Vélker-
recht (2022), § 9, Rn. 1.

186 Mosler, V6lkerrechtsfahigkeit, in: Strupp-Schlochauer, WVR 111, S. 665 (669).

187 Vgl. hierzu vertiefend u.a. Bergmann, S. 140ff.
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sprechend lit a) der Norm wirksam auf den Anspruch verzichtet oder dieser ge-
miB lit b) ,,auf Grund seines Verhaltens so zu betrachten ist, als habe er dem
Verfall seines Anspruchs wirksam zugestimmt®. Der Verlust des Rechtes einer
Geltendmachung der Verantwortlichkeit ist abschlieend fiir diese Fille geregelt.

Dem Sinn und Zweck nach ist davon auszugehen, dass der benachteiligte Staat
iiber die Herbeifiihrung von Rechtsfolgen infolge einer Geltendmachung bestim-
men konnen soll. Somit steht dem benachteiligten Volkerrechtssubjekt, welches
in der Regel ein Staat ist, entsprechend der Art. 42 ff. ILC-Artikel das Recht der
Geltendmachung der Staatenverantwortlichkeit zu. Dieses Recht geht nur in den
im Rahmen des Art. 45 ILC-Artikel abschlieBend genannten Féllen verloren. Es
wiirde dem felos der Norm widersprechen, wiirde das Recht auch dann verloren
gehen, weil der Staat gerade aufgrund des die Staatenverantwortlichkeit begriin-
denden Verhaltens eines anderen Staates bzw. einer Mehrzahl an Staaten unter-
geht und seine Staatlichkeit verliert. Es kommt somit eine entsprechende Anwen-
dung der Norm des Art. 42 ILC-Artikel fiir Félle, in denen die Staatenverant-
wortlichkeit durch ein Vélkerrechtssubjekt, das vormals ein Staat war und seine
Staatsqualitit gerade infolge des die Staatenverantwortlichkeit auslosenden Ver-
haltens verloren hat, in Betracht. Hierfiir spricht auch der telos der Regelung des
Art. 48 ILC-Artikel, wonach die Geltendmachung auch durch einen anderen
Staat als den benachteiligten unter bestimmten Voraussetzungen erfolgen kann.
Daraus ldsst sich schlielen, dass eine Geltendmachung erst recht durch den ehe-
mals benachteiligten Staat, der allerdings seine Staatlichkeit infolge eben jener
Staatenverantwortlichkeit verloren hat, erfolgen kdnnen muss, wenn dies auch
durch einen dritten — seinerseits nicht benachteiligten — Staat grundsitzlich mog-
lich ist.

Der Art. 42 ILC-Artikel ist auf Grundlage dieser Auslegung auch auf Fille
anwendbar, in denen der zuvor bestehende Staat seine Staatlichkeit infolge des
die Staatenverantwortlichkeit begriindenden Verhaltens verliert, allerdings weiter-
hin eine Volkerrechtssubjektivitdt aufweist. Im Ergebnis ist festzustellen, dass
nicht nur Staaten, sondern auch andere Volkerrechtssubjekte eine Staatenverant-
wortlichkeit im Sinne des Art. 42, 1. Halbsatz ILC-Artikel geltend machen kon-
nen. Fraglich ist allerdings, ob einem Uberflutungsgebilde bzw. dem verbleiben-
den Staatsvolk eine solche Volkerrechtssubjektivitidt zukommen kann.

II. Volkerrechtssubjektivitiit

Ausgangspunkt der Fragestellung nach der Volkerrechtssubjektivitit eines
Uberflutungsgebildes ist der Umstand, dass der Staat als solcher mangels Staats-
gebietes nicht mehr fortbestehen kann.'®® Nach dem Untergang des Staates ver-
bleibt jedoch das frithere Staatsvolk. Verliert ein Staatsvolk sein Staatsterrito-

188 Vgl. auch Bergmann, S.138.
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rium,'®” stellt sich infolgedessen die Frage nach einer méglicherweise noch ver-
bleibenden Volkerrechtssubjektivitit. Die Volkerrechtssubjektivitit meint hierbei
die Fahigkeit, volkerrechtliche Rechte und Pflichten innezuhaben und diese auf
volkerrechtlicher Ebene geltend zu machen.'”® Diese ist kein starres volkerrecht-
liches Merkmal und kann in seiner Definition durch die Staatengemeinschaft er-
weitert werden. Primér kommt eine Vdlkerrechtssubjektivitit den Staaten zu, so-
dass der Staat gemeinhin als die ,,Normalperson® des Volkerrechts anzusehen
ist.'”! Ausgehend von dieser Regel ist fraglich, ob es auch Ausnahmen hiervon
geben kann.

Auch den Vélkern wird zumindest eine partielle Volkerrechtssubjektivitit auf-
grund des kollektiven Rechts im Sinne des Selbstbestimmungsrechts zugespro-
chen.'”” Sogar der Einzelne kann ausnahmsweise als Volkerrechtssubjekt aner-
kannt werden, wobei in diesen Fillen stets von einer beschrénkten bzw. partiellen
Vélkerrechtssubjektivitit auszugehen ist.'”> Abzustellen ist insofern nicht nur auf
den voélkerrechtlich gewihrleisteten Menschenrechtsschutz, sondern auch auf die
Verantwortlichkeit des Einzelnen im Sinne einer individuellen strafrechtlichen
Verantwortlichkeit nach dem Romischen Statut des Internationalen Strafgerichts-
hofs.'”* Es wird bisweilen angenommen, dass dem Individuum unter bestimmten
Voraussetzungen Rechte aus volkerrechtlichen Bestimmungen zuzuerkennen
sind, sodass Einzelpersonen auch eine Rechtspersonlichkeit im Volkerrecht zu-
kommt,'> auch wenn in Abhingigkeit von der Souverinitit eines Staates. Als
ausschlaggebendes Argument fiir eine solche Volkerrechtssubjektivitit wird im
Kontext von Mitgliedern eines Volkes auf das Selbstbestimmungsrecht der Vol-
ker verwiesen, welches allerdings eine territoriale Basis voraussetzt.'”® Ausge-
hend von der Voraussetzung eines Territorialbezuges kann nicht ohne Weiteres
von einer Volkerrechtssubjektivitit eines Volkes eines untergegangenen Staates
ausgegangen werden.

Das Volkerrecht weist insoweit eine Regelungsliicke auf, die zu einem Nach-
teil solcher Volker fiihrt, die besonders stark vom anthropogenen Klimawandel
und des infolgedessen ansteigenden Meeresspiegels betroffen sind. Aufgrund der

189 Zum Verlust der Staatsqualitit aufgrund untergegangenen Staatsgebietes infolge
des Meeresspiegelanstiegs vgl. oben unter § 3 A. Il

190 Herdegen, Vélkerrecht (2022), § 7, Rn. 1.
191 Hierzu ausfiihrlich Epping, in: Ipsen (2018), § 7.

192.So auch Bergmann, S.147. Ablehnend Stein, in: Matz-Liick, Status von Gruppen
im Volkerrecht, S. 15.

193 Vgl. u.a. Herdegen, Volkerrecht (2022), § 7, Rn. 9 sowie § 12, Rn. 11T

194 Im Original: Rome Statute; UNTS vol. 2187 p.3; vgl. hierzu auch Stein, in:

Matz-Liick, Status von Gruppen im Voélkerrecht, S.14; sieche ferner Epping, in: Ipsen
(2018), § 9, Rn. 6.

195 Ausfiihrlich hierzu Epping, in: Ipsen (2018), § 9, Rn. 51T.
19 Epping, in: Ipsen (2018), § 10, Rn. 1 ff.
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Weiterentwicklungsfahigkeit der Volkerrechtsordnung stellt sich jedoch dariiber-
hinausgehend die Frage, ob einem Staatsvolk, das seinen Staat infolge des klima-
wandelbedingten Meeresspiegelanstiegs verloren hat, eine Volkerrechtsubjektivi-
tit zukommt. Auf einen drohenden Wegfall der Vilkerrechtssubjektivitit infolge
des untergegangenen Staatsgebietes muss die Staatengemeinschaft jedenfalls rea-
gieren.'”” Dies ist deshalb der Fall, weil die Staaten und insbesondere die In-
dustriestaaten den Weg fiir den Verlust eines der eigenen Mitglieder infolge
des fortschreitenden Klimawandels geebnet haben, obwohl die hinreichend be-
stimmte Wahrscheinlichkeit fiir den Eintritt eines solchen Falls sowie eine ge-
meinsame, sich in ihrem Ausmal3 deutlich nach einzelnen Lindern bzw. Regio-
nen unterscheidende Verantwortlichkeit fiir den fortschreitenden Klimawandel
anerkannt wurden. Zur SchlieBung der vorhandenen Regelungsliicke wird im ein-
schldgigen Schrifttum bereits die Schaffung eines neuen Voélkerrechtssubjekts
vorgeschlagen, um der gemeinsamen Verantwortlichkeit der Staatengemeinschaft
gerecht zu werden, wobei noch keine Einigkeit hinsichtlich der konkrete Ausge-
staltung eines solchen besteht.'®

Eine umfassende Analyse zur Frage, ob dem verbleibenden Staatsvolk eine
Volkerrechtssubjektivitdt zukommt, nachdem das Staatsgebiet untergegangen ist,
hat u.a. Bergmann im Rahmen ihrer Forschungsarbeit ,,Versinkende Inselstaaten*
vorgenommen.'*® Die Autorin hat dies unter Beriicksichtigung einer etwaigen
Vergleichbarkeit versinkender Inselstaaten mit anderen Volkerrechtssubjekten,
denen eine Volkerrechtssubjektivitdt zukommt, obwohl diese ihrerseits {iber kein
eigenes Territorium verfiigen,**® diskutiert, wobei die Vergleichbarkeit im Ergeb-
nis verneint und infolgedessen die Notwendigkeit der Schaffung eines neuen Vol-
kerrechtssubjekts befiirwortet wird.>’! Die dortigen Erkenntnisse — soweit diese
die Notwendigkeit einer Erweiterung der Volkerrechtsordnung um ein neues Vol-
kerrechtssubjekt betreffen, welches dem ehemaligen Inselvolk die Durchsetzung
eigener Rechte ermdglicht — werden dieser Arbeit zugrunde gelegt.?’* Die ge-

197 Vgl. hierzu insbesondere Bergmann, S. 159 ff.

198 Zur Schaffung eines neuen Vélkerrechtssubjekts unter der Bezeichnung des ,.ent-
territorialisierten souverdnen Personenverbandes® siche insbesondere Bergmann, S. 164f.
Siehe ferner unter dem Stichwort ,Deterriorialized State” in Rayfirse, W(h)ither
Tuvalu? International Law and Disappearing States, University of New South Wales
Faculty of Law Research Series (2009), S. 10; bzw. unter der Bezeichnung eines ,,Nation
Ex-Situ in Burkett, in: Gerrard/ Wannier, Threatened Island Nations, S. 89 ff.

199" Bergmann, S. 138 fT.

200 Vgl. Bergmann, S.140; hierbei wird insbesondere davon ausgegangen, dass es fiir
die Volkerrechtssubjektivitit keines Territoriums im Sinne eines Landgebietes mehr be-
darf.

201 Bergmann, S.159.

202 Die dortigen Ausfiihrungen umfassen nicht lediglich eine Feststellung der Not-
wendigkeit zur Schaffung eines neuen Volkerrechtssubjekts in Bezug auf das Staatsvolk
versinkender Inselstaaten (Bergmann, S.159ff.), sondern auch einen konkreten Vor-
schlag fiir ein solches, wobei konkret eine Erweiterung der Volkerrechtsordnung um ein
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naue Form bzw. Bezeichnung eines solchen Volkerrechtssubjekts kann im Rah-
men dieser Arbeit allerdings dahinstehen, da es fiir die Geltendmachung einer
Staatenverantwortlichkeit nicht um die gestalterischen Einzelheiten einer solchen
ankommt, sondern lediglich darauf, dass das Subjekt u.a. Triger von volkerrecht-
lichen Rechten und Pflichten sein kann. Im Ergebnis muss jedenfalls von einer
Volkerrechtssubjektivitidt des verbleibenden Staatsvolks ausgegangen werden,
welche durch die Staatengemeinschaft spitestens zum Zeitpunkt des Untergangs
des Staates infolge der Auswirkungen des anthropogenen Klimawandels auch an-
zuerkennen ist,”>> um diesem die Geltendmachung etwaiger sich aus einer Staa-
tenverantwortlichkeit ergebender Anspriiche zu ermoglichen.

III. Zwischenergebnis

Fiir den Fall, dass das im Rahmen dieser Arbeit zu untersuchende Szenario
eines unbewohnbaren Staatgebietes und infolgedessen untergegangenen Staates
eintritt, muss die Staatengemeinschaft, die eigens den Untergang des betroffenen
Staates verursacht hat, eine Losung zum Umgang mit dem verbliebenen Staats-
volk finden.?** Um den Grundsitzen iiber die Verantwortlichkeit von Staaten fiir
volkerrechtswidriges Handeln gerecht zu werden, miisste dem verbleibenden
Staatsvolk des Uberflutungsgebildes eine Vélkerrechtssubjektivitit zukommen.?%
Eine solche wire dann auch ausreichend zur Geltendmachung einer Staatenver-
antwortlichkeit fiir den Untergang des Staates, da der Art. 42 ILC-Artikel — wie
bereits erOrtert — auch auf Félle anwendbar ist, in denen der zuvor bestehende
Staat seine Staatlichkeit infolge des die Staatenverantwortlichkeit begriindenden
Verhaltens verliert, allerdings weiterhin {liber eine Volkerrechtssubjektivitdt ver-
fligt.

C. Weitere Tatbestandsvoraussetzungen

SchlieBlich muss es sich bei dem untergegangenen Staat um den durch die
volkerrechtliche Pflichtverletzung benachteiligten Staat handeln. Dieses wire an-
gesichts der obigen Schilderungen trotz eines Mitverschuldens aufgrund eigener
Emissionen der Fall. Um die noch zu priifende Verantwortlichkeit eines anderen

neues Subjekt, dem sog. ,.entterritorialisierten souverdnen Personenverband“ (ESPV) in
diesem Sinne vorgeschlagen wird, vgl. Bergmann, S. 164 1f.

203 Bergmann, S. 161, wonach fiir eine zumindest moralische Verpflichtung zur Aner-
kennung das Solidaritédtsprinzip angefiihrt werden konne, nach welchem die Staatenge-
meinschaft fiir untergehende Inselstaaten gemeinsam und im Sinne eines solidarischen
Zusammenwirkens zur Bewiltigung der sich aus dem anthropogen verursachten Klima-
wandel ergebenden Probleme eine Losung finden muss. Eine volkerrechtliche Pflicht zu
einer solchen Anerkennung ist jedoch nicht ersichtlich, vgl. auch Stoutenberg, in: Ger-
rard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (72 ff., insb. 86).

204 Bergmann, S. 160.

205 Zur Schaffung eines neuen Volkerrechtssubjekts vgl. Bergmann, S. 159 Y.
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Staates geltend zu machen, bedarf es weiterhin bestimmter Gegebenheiten, wel-
che im Einzelnen in Art. 42 lit a) und lit b) ILC-Artikel genannt sind. Im vor-
liegend relevanten Szenario des klimawandelbedingten Untergangs eines Insel-
staates ist im Sinne des Art. 42 lit b) ILC-Artikel davon auszugehen, dass die
Pflichtverletzung einer Gruppe von Staaten einschlieBlich dieses Staates bzw. der
Staatengemeinschaft insgesamt geschuldet ist und entsprechend der Variante i)
den benachteiligten Staat besonders beeinflusst. Somit ldgen auch die weiteren
Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 42 ILC-Artikel vor.

D. Ergebnis

Die Geltendmachung einer Staatenverantwortlichkeit muss entsprechend des
Wortlautes der Vorschrift des Art. 42 ILC-Artikel durch einen Staat erfolgen.
Durch den Verlust des Staatsgebietes tritt jedoch der Verlust der Staatsqualitit
ein. Um dem Sinngehalt der Norm gerecht zu werden, muss der Wortlaut des
Art. 42 ILC-Artikel dahingehend ausgelegt werden, dass der Begriff ,,Staat™
nicht lediglich Staaten im Sinne der Drei-Elemente-Lehre meint, sondern dass
hierbei vordergriindig auf die Volkerrechtssubjektivitit abzustellen ist. Dem
Staatsvolk eines untergegangenen Inselstaates kime nach derzeitigem Stand der
Volkerrechtsordnung keine Volkerrechtssubjektivitit zu. Einen vollstdndigen
Verlust eines Staatsgebietes hat es jedoch bisher noch nicht gegeben. Fiir den
Fall des Eintritts eines solchen Szenarios miisste diese Entwicklung auch inner-
halb der Vélkerrechtsordnung Beriicksichtigung finden. Die Staatengemeinschaft,
die gemeinschaftlich fiir den Meeresspiegelanstieg verantwortlich ist, trifft eine
Fiirsorgepflicht fiir das verbleibende Staatsvolk, sodass sie verpflichtet wire, im
Falle des Eintritts eines solchen Szenarios zu reagieren und die Folgen des Ver-
lustes von Staatsgebiet und Staatsqualitit auszugleichen.”’® Hierbei ergibt sich
die Notwendigkeit der Schaffung eines neuen Vélkerrechtssubjekts.”’” In wel-
cher Form eine solche Anerkennung der Volkerrechtssubjektivitit erfolgen sollte,
sei im Rahmen dieser Arbeit dahingestellt.

206 Vgl. auch Bergmann, S. 180.
207 Ebd.



§ 4 Rechtsfolgen

Unmittelbar auf Grundlage des Pariser Ubereinkommens kénnen keine etwai-
gen Haftungsanspriiche geltend gemacht werden, da dieses gemd3 Art. 8 Pariser
Ubereinkommen zwar Verluste und Schiiden, nicht allerdings etwaige Haftungs-
fragen hinsichtlich Klimaschiden regelt.! Dementsprechend ist auch hinsichtlich
mdglicher Rechtsfolgen schwerpunktméaBig auf die Regelungen der ILC-Artikel
zur Staatenverantwortlichkeit abzustellen. Die Regelungen zur Staatenverant-
wortlichkeit umfassen Haftungspflichten im Falle einer Verletzung primérer
Handlungs- oder Unterlassungspflichten durch einen oder mehrere Staaten, wel-
chen ein volkerrechtswidriges Verhalten zurechenbar ist. Mit Geltendmachung
einer Staatenverantwortlichkeit treten gemaf3 der Vorschrift des Art. 31 ILC-Arti-
kel Rechtsfolgen ein.

Die Norm des Art. 34 ILC-Artikel sieht hierbei grundsétzlich eine Wiedergut-
machung in Form von Wiederherstellung, Schadensersatz oder Genugtuung vor.
Geht ein Staat jedoch infolge des ansteigenden Meeresspiegels unter, kann wo-
moglich keine Wiederherstellung im Sinne einer Restitution mehr gewéhrleistet
werden, da der Schaden sich in dem Verlust des Staatsgebietes und infolgedessen
der Staatsqualitit selbst realisiert und somit kein Bezugspunkt mehr besteht, dem
eine Wiedergutmachung zuginglich gemacht werden koénnte.? Fraglich ist dem-
nach, welche Rechtsfolgen in einem solchen Szenario eintreten.

A. Anspruchsinhalt

Gemil Art. 31 Abs.1 ILC-Artikel unterliegt der verantwortliche Staat der
Verpflichtung zur vollstindigen Widergutmachung desjenigen Nachteils, welchen
dieser zu vertreten hat. Dies gilt fiir mehrere Staaten entsprechend, wenn der
Schadenseintritt mehreren Staaten zurechenbar ist.® Auch grenziiberschreitende

' Vgl. auch Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (531), wonach ne-
ben dem allgemeinen Recht der Staatenverantwortung auch die Haftungsregeln des all-
gemeinen Umweltvolkerrechts zu beriicksichtigen seien. So auch Frank, Anmerkungen
zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016, S. 352 (358), wonach neben
dem Pariser Ubereinkommen auch das allgemeine Umweltvélkerrecht ergdnzend heran-
zuziehen ist. An einer entsprechenden Regelung fehlte es bereits im Rahmeniiberkom-
men sowie im Kyoto-Protokoll, vgl. Verheyen, Climate Change Damage and Interna-
tional Law, S. 135.

2 Eine Wiederherstellung des vormaligen Zustandes konnte in solchen Fillen ohne-
hin nicht als ausreichend angesehen werden, vgl. Kehrer, S. 334.

3 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533).
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Umweltschdden infolge des anthropogen verursachten Klimawandels begriinden
eine solche Wiedergutmachungspflicht, da die Treibhausgasemissionen jedes ein-
zelnen Staates als conditio sine qua non fir den Eintritt von Klimaschidden sowie
infolgedessen fiir die Entstehung von Klimamigrationsbewegungen angesehen
werden konnen.* Hierbei sind neben Priventions- und Vorsorgepflichten fiir die
einschldgigen Vertragsstaaten insbesondere die sich aus dem Pariser Uberein-
kommen ergebenden Verpflichtungen zu beriicksichtigen. Ein Versto3 gegen die
dort geregelten volkerrechtlichen Verpflichtungen durch einen oder mehrere Ver-
tragsstaaten kann als rechtswidriges Verhalten im Sinne des Art. 1 ILC-Artikel
eingeordnet werden. Ein solcher bestiinde — wie ausfiihrlich erdrtert — in der
Uberschreitung des im Pariser Ubereinkommen festgelegten Temperaturziels im
Sinne einer Emission von Treibhausgasen in einem solchen Umfang, der geeig-
net ist, zu einer Uberschreitung dieses Temperaturziels zu fithren. Als kausaler
und ersatzpflichtiger Schaden ist jedenfalls der Verlust der Lebensgrundlagen fiir
die gesamte Bevolkerung infolge der klimawandelbedingten Umweltverdnderun-
gen, insbesondere den Meeresspiegelanstieg und einen daraus resultierenden Un-
tergang des Staatsterritoriums, einzuordnen.’

Ein volkerrechtswidriges Verhalten in diesem Sinne begriindet einerseits eine
Unterlassungspflicht gemifl Art. 30 ILC-Artikel und andererseits eine Wieder-
gutmachungspflicht gemi Art. 31 ILC-Artikel und in diesem Sinne eine Pflicht
zur ,,volle(n) Wiedergutmachung fiir den Nachteil (...), der durch das volker-
rechtswidrige Handeln verursacht wurde®. Dementsprechend sind die voélker-
rechtswidrig handelnden Staaten zunéchst verpflichtet, ihr rechtswidriges Verhal-
ten zu beenden. Dariiber hinaus schulden sie jedoch auch die Beseitigung der
Folgen ihres rechtswidrigen Verhaltens, wobei sich der Wiedergutmachungsan-
spruch gemdl Art. 31 ILC-Artikel nicht lediglich auf bereits entstandene mate-
rielle Schéden erstreckt.®

Im Falle eines klimawandelbedingt untergegangenen Staates ist allerdings frag-
lich, in welcher Form eine volle Wiedergutmachung fiir den entstandenen Scha-
den infolge des volkerrechtswidrigen Handelns im Sinne des Art. 34 ILC-Artikel
erfolgen kann. Grundsitzlich wird gemal Art. 34 ILC-Artikel auf eine Wieder-
herstellung der Situation, die vor der Begehung des rechtswidrigen Handelns be-
standen hat und somit auf die Restitution im Sinne des Art. 35 ILC-Artikel ab-
gestellt. Fraglich ist jedoch, ob eine solche Wiederherstellung im Sinne des
Art. 35 lit a) ILC-Artikel in dem fiir diese Forschungsarbeit relevanten Szenario
noch moglich ist. Die Umweltverdnderungen, die zum Untergang eines Insel-

4 Siehe hierzu im Einzelnen oben unter § 2 B.1I.
5 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533).

¢ Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (3571).
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staates gefiihrt haben, diirften sich ndmlich regelmdBig nicht riickgdngig machen
lassen.”

Der zur Wiedergutmachung verpflichtete Staat miisste entsprechend dem
Grundgedanken des Schadensersatzrechts nach Volkergewohnheitsrecht grund-
sitzlich ,,to wipe out all consequences of the illegal act and to reestablish the
situation which would, in all probability, have existed if that act had not been
committed*,® sodass eine Restitution im Sinne einer Wiedergutmachung auch in
der Form in Betracht kommt, dass den zur Migration oder Flucht gezwungenen
Menschen bzw. dem gesamten Staatsvolk als solches ermdglicht wird, das Leben
auf einem anderen Territorium in einem angemessenen Rahmen weiterzufiihren.’
Eine bloBe Restitution ist jedoch dann nicht ausreichend, wenn aufgrund der vol-
kerrechtswidrigen Handlung auch weiterer materieller Schaden entstanden ist."°
Neben den Anspruch auf Restitution tritt dann geméf Art. 36 Abs. 1 ILC-Artikel
auch ein Schadensersatzanspruch fiir all diejenigen Schidden, die nicht durch
Wiederherstellung wiedergutgemacht werden kann.

Fraglich ist, in welcher konkreten Form die Wiedergutmachung im hier rele-
vanten Szenario zu leisten wire und welche konkreten Rechtsfolgen infolge des
klimawandelbedingten Untergangs eines Inselstaates eintreten wiirden. Hierbei
sind zwei Dimensionen einer Verantwortung der Vertragsstaaten des Pariser
Ubereinkommens, die sich zur Einhaltung der Temperaturobergrenze sowie den
allgemeinen Grundsétzen des Umweltvolkerrechts verpflichtet haben, zu beriick-
sichtigen. Einerseits haften die Vertragsstaaten infolge eines VerstoBBes gegen ihre
volkerrechtlichen Pflichten gegeniiber dem verbliebenen Staatsvolk, welches dem
untergangenen Inselstaat angehort, auf Grundlage der sich aus dem Umweltvol-
kerrecht ergebenden Verpflichtungen und Grundsétze. Dariiber hinaus bestehen
fiir die Staaten jedoch auch Individualschutzpflichten gegeniiber den vom Klima-
wandel betroffenen Individuen, die als sog. Klimamigrant*innen bzw. Klima-
fliichtlinge auch eines besonderen Individualschutzes bediirfen und zu welchen
auch die Angehérigen des erwihnten Staatsvolkes gehdren.'! Diese Individuen
konnten bereits vor dem Untergang des eigenen Staates entscheiden, in andere
Staaten und demnach auch in Industriestaaten zu migrieren, sodass sich zugleich

7 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533). Vgl. auch Frank, An-
merkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016, S. 352 (357f.).

8 Dieser Grundsatz geht zuriick auf die Entscheidung des Stéindigen Internationalen
Gerichtshofs im Fall Factory of Chorzow, Urt. v. 13.09.1928, PCIJ Series A No. 17
(Merits), S. 47; vgl. hierzu auch: Torres, Revisiting the Chorzéw Factory Standard of
Reparation — Its Relevance in Contemporary International Law and Practice, Nordic
Journal of International Law, Band 90, 2021, S.190 (191).

° Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533).

10" Kehrer, S. 334.

11 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (358).
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die Frage nach ihrem Rechtsstatus sowohl als Teil des Staatsvolkes als auch un-
abhingig davon stellt.

I. Umsiedlung des gesamten Staatsvolkes

Hinsichtlich des Szenarios, in welchem ein Staatsvolk sein gesamtes Staatster-
ritorium verliert, werden bereits verschiedene Ldsungsansitze diskutiert. Dies-
beziiglich hat insbesondere eine Auseinandersetzung mit den Folgen eines unter-
gegangenen Staates im Sinne der Forschungsfrage — wenn auch in lediglich
begrenztem Umfang — innerhalb der einschldgigen englischsprachigen Volker-
rechtsliteratur stattgefunden. In diesem Sinne wurden verschiedene Ansétze eines
Umgangs mit dem verbleibenden Staatsvolk entwickelt, die im Folgenden darge-
stellt sowie im Lichte der Staatenverantwortlichkeit insbesondere der entwickel-
ten Staaten bewertet werden sollen.

1. Der deterritorialisierte Staat

Innerhalb der einschldgigen volkerrechtlichen Literatur wird zunéchst aus-
gehend von der Kontinuititsvermutung'? im Vélkerrecht teilweise vertreten, dass
ein Staat auch ohne Staatsgebiet weiterhin seine Staatlichkeit bewahren kann.
Diese Herangehensweise wird als Theorie des sog. deterritorialisierten Staates
bezeichnet.'> Demnach sollen Staaten, die auf Grundlage der Drei-Elemente-
Lehre durch Wegfall des Staatsgebietes auch ihre Staatlichkeit verlieren wiirden,
als deterritorialisierte Staaten weiterexistieren, wobei die Staatsgewalt als Treu-
hinder agieren und das Staatsvermdgen verwalten soll, welches sich aus dem
weiterhin vorhandenen Seegebiet des Uberflutungsgebildes ergebe, wihrend das
Staatsvolk umgesiedelt werden miisse.'* Diese Staatsgewalt reprisentiere den
Staat nach wie vor, inklusive des Staatsvolkes und dessen Rechte.'”

In der Praxis konnte sich allerdings eine Vielzahl an Problemen auf Grundlage
dieser Theorie ergeben. Die Rechtsfigur des deterritorialisierten Staates impli-
ziert, dass der Staat in volkerrechtlichem Sinne nicht untergegangen sein diirfte,
um eine Exilregierung bilden zu kénnen, da eine solche nur in Fillen bestiinde,

12 Hierzu im Einzelnen oben unter § 3 A.1IIL.

13 Im Englischen als ,,de-territorialized state* bezeichnet.

14 So Rayfuse, International Law and Disappearing States, Environmental Policy and
Law, Band 41, Ausgabe 6 (2011), S. 281 (286f1.).

15 Dieser Ansatz wird u.a. von den Regierungen der Malediven und Tuvalu unter-
stiitzt; Rayfuse, International Law and Disappearing States, Environmental Policy and
Law, Band 41, Ausgabe 6 (2011), S. 281 (286f.) Dafiir sei es wichtig, die maritimen
Basislinien, so wie sie derzeit bestehen, einzufrieren (bilateral mit Nachbarstaaten aus-
gehandelt oder per Volkerrecht).
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in denen eine ernsthafte Moglichkeit einer Riickkehr auf das urspriingliche Terri-
torium existiere.'® Hierfiir miisste jedenfalls die Staatsgewalt weiterbestehen. Im
Rahmen der obigen Analyse wurde allerdings festgestellt, dass im Falle des Un-
tergangs eines Staatsgebietes auch die Staatsgewalt zeitgleich untergeht.'” Im Er-
gebnis kann die Theorie von deterritorialisierten Staaten deshalb nicht iiberzeu-
gen. Dieser Ansatz setzt voraus, dass die Staatsgewalt trotz des untergegangenen
Staatsgebietes weiterhin existiert, wohingegen im Falle versunkener Inselstaaten
davon ausgegangen werden muss, dass zeitgleich mit dem Staatsgebiet auch die
Staatsgewalt untergeht.

2. Abtretung bzw. Ankauf von Staatsgebiet

Neben der Theorie des deterritorialisierten Staates kommt auch eine Abtretung
von Staatsgebiet an das verbliebene Staatsvolk des untergehenden bzw. unterge-
gangenen Inselstaates in Betracht, welche das nunmehr fehlende Staatsgebiet er-
setzen solle.'® Eine solche Abtretung konnte insbesondere durch Zession oder
durch Ankauf eines Territoriums moglich sein. Dieses Modell stellt unter den
hier zu diskutierenden Ansdtzen aus Sicht des verbleibenden Staatsvolkes die
wohl konstruktivste Losung dar, allerdings scheint dies aus einer realitdtsnahen
Perspektive auch das am wenigsten wahrscheinliche Szenario zu sein.'”

Es erscheint insbesondere sehr unwahrscheinlich, dass ein Staat ohne Weiteres
ganze Teile des eigenen Hoheitsgebietes abtreten wiirde.”’ Daneben gibt es — mit

16 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von
Umweltfliichtlingen, S.71; vgl. ferner Verdross, Universelles Volkerrecht: Theorie und
Praxis (1984), Rn. 881.

17 Vgl. hierzu im Einzelnen oben unter § 3 A.Il. Zu erwihnen ist dennoch, dass eine
Mindermeinung innerhalb der einschldgigen Literatur weiterhin vertritt, dass das Staats-
gebiet kein notwendiges Element der Staatlichkeit sei, soweit die Staatlichkeit vorher
bestand, vgl. etwa Bilkova, A State Without Territory?, Netherlands Yearbook of Inter-
national Law, Band 47 (2016), S.19 (25ff.) oder Rayfuse/Crawford, Climate Change,
Sovereignty and Statehood, Sydney Law School, Legal Studies Research Paper No. 11/
59, Chapter 10, S. 4ff. Vgl. zur Kontinuititsvermutung trotz untergegangenem Staatsge-
biet ferner Rayfuse, W(h)ither Tuvalu? Oceans Governance and Disappearing States
(2009), University of New South Wales Faculty of Law Research Series, S. 10; Rayfuse/
Crawford, Climate Change and Statehood, in: Rayfuse/Scott, International Law in the
Era of Climate Change (2012), S. 243 (250) sowie Kittel, The Global Disappearing Act:
How Island States Can Maintain Statehood in the Face of Disappearing Territory, Michi-
gan State Law Review, Band 4 (2014), S. 1207 (1220 ft.).

18 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von
Umweltfliichtlingen, S. 71.

19" Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 241.

20 Crawford/Rayfuse, Climate Change and Statehood, in: Rayfuse/Scott, Internatio-
nal Law in the Era of Climate Change (2012), S. 243 (249f.). So auch Wong, Statehood
and Sovereignty: Sovereignty Sunk? The Position of ,,Sinking States“ at International
Law, Melbourne Journal of International Law, Band 14, S. 346 (383 f.).
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Ausnahme der Antarktis?' — keine bzw. kaum bewohnbare, aber unbewohnte Ter-
ritorien, die bislang keinem Staat angehdren (ferra nullius).”* Selbst wenn ein
solches Territorium identifiziert werden kénnte, bediirfte es fiir eine Besiedlung
durch die vom Klimawandel besonders betroffenen Volker eines grolen Mafes
an solidarischer internationaler Zusammenarbeit,>> die dem betroffenen Staats-
volk aus heutiger Sicht allerdings keine Rechtssicherheit mit Blick auf die Zu-
kunft gewihrleisten konnte.

Wenn Staaten allerdings bereit wiren, einen Teil ihres Territoriums an kleine
Inselstaaten zu verkaufen, die {iber geniigend Kaufkraft verfligten, wiirde dies in
der Theorie einen weitestgehend reibungslosen Ubergang zum neuen Standort er-
moglichen, soweit das neue Territorium eine Grundlage fiir die Aufrechterhaltung
der traditionellen Lebensgrundlagen, Briuche usw. gewihrleisten konnte.** Staa-
ten haben durchaus das Recht, Teile ihres Territoriums abzutreten.>> Dies wire
insofern eine praktikable Losung zur Umsiedlung des gesamten, vom Untergang
des eigenen Territoriums betroffenen Staatsvolkes.

Dennoch ldsst sich die Wahrscheinlichkeit einer solchen (freiwilligen) Abtre-
tung kaum vorhersagen, sodass sich ein versinkender Inselstaat allein auf eine
solche Moglichkeit der freiwilligen Abtretung von Territorium durch einen ande-
ren Staat nicht verlassen kann, zumal dies erhebliche finanzielle Mittel des Insel-
staates voraussetzen wiirde,”® um das Gebiet noch vor dem Untergang des eige-
nen Territoriums besiedeln und dementsprechend auch die eigene Staatlichkeit
bewahren zu konnen. Trotz ihrer potentiellen Praktikabilitit erscheint diese
Losung aufgrund der Unwahrscheinlichkeit ihrer tatsidchlichen Umsetzung nicht
ideal bzw. ausreichend zu sein, um dieser Problematik in gebotenem Umfang zu
begegnen.

2l In Bezug auf die Antarktis ist allerdings zu beachten, dass der sog. Antarktis-Ver-
trag (im Original: The Antarctic Treaty; UNTS vol. 402 p.71) von 1959 etwaige Ge-
bietsanspriiche grundsétzlich untersagt.

22 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 235f.

2 Jain, The 21st Century Atlantis: The International Law of Statehood and Climate
Change-Induced Loss of Territory, Stanford Journal of International Law, vol. 50, no. 1,
S. 1 (49).

24 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 235f. Demnach wiire
dies hingegen insbesondere fiir indigene Volker nicht unproblematisch, da deren tradi-
tionelle Lebensweise sehr stark vom Territorium abhingt.

25 Jain, The 21st Century Atlantis: The International Law of Statehood and Climate
Change-Induced Loss of Territory, Stanford Journal of International Law, vol. 50, no. 1,
S. 1 (47).

26 Jain, The 21st Century Atlantis: The International Law of Statehood and Climate
Change-Induced Loss of Territory, Stanford Journal of International Law, vol. 50, no. 1,
S. 1 (49).
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3. Griindung eines Bundesstaates

Neben der vollstindigen Abtretung von Staatsgebiet kommt auch die Griin-
dung eines Gliedstaates eines Bundesstaates innerhalb eines anderen, bereits be-
stehenden Staates in Betracht. Im Falle der Griindung eines Bundesstaates mit
einem fremden Staat wiirde der bisherige Inselstaat allerdings auch seine noch
verbliebene bzw. neue Vélkerrechtssubjektivitit u. U. aufgeben miissen.?” Aus ei-
ner Unterordnung eines solchen Gliedstaates folgt zwar nicht grundsatzlich, dass
dem einzelnen Gliedstaat keine Volkerrechtssubjektivitit mehr zukommt. Viel-
mehr kann den Gliedstaaten von Bundesstaaten eine eigene Volkerrechtssubjekti-
vitdt zukommen, sofern ihnen eine partielle Zustindigkeit in auswértigen Ange-
legenheiten eingerdumt wird. In einem solchen Fall besteht allerdings dann keine
origindre, unbeschrankte Volkerrechtssubjektivitit mehr, sondern eine solche, die
ausschlieBlich von der Vdlkerrechtssubjektivitit des betreffenden Bundesstaates
abgeleitet wird.”® Die eigene, originire Volkerrechtssubjektivitit des Staatsvol-
kes wiirde infolge einer Unterordnung unter den Bund demnach erldschen. Dies
erscheint bereits deshalb impraktikabel zu sein, da es den Inselstaaten gerade auf
die Aufrechterhaltung der Volkerrechtssubjektivitdt ankommen wird. Aus diesem
Grund scheint die Abtretung von Staatsgebiet keine praktikable Losung aus Sicht
der betroffenen Staaten zu sein.

4. Aufnahme durch andere Staaten und Ex-Situ-Nationen

In Betracht kommt dariiber hinaus auch eine Aufnahme des gesamten Staats-
volkes durch andere Staaten als sog. Gastgeberstaaten im Sinne von sog. Be-
volkerungstransfers. Solche Transfers stellen u.U. eine Verletzung des Selbst-
bestimmungsrechts dar und sind grundsétzlich auf Grundlage des Volkerrechts
verboten, aufler sie entsprechen explizit dem freien Willen des betreffenden
Staatsvolkes.”’ Wird das Staatsgebiet eines Inselstaates unbewohnbar und geht
infolgedessen unter, kann davon ausgegangen werden, dass eine Umsiedlung
bzw. ein Bevolkerungstransfer mit dem Willen des betreffenden Volkes ge-
schieht, da dieses ausgehend von der Anerkennung eines neuen Vdlkerrechtssub-
jekts — beispielsweise in der Form eines ,.entterritorialisierten souverdnen Perso-

2T Crawford/Rayfuse, Climate Change and Statehood, in: Rayfuse/Scott, Internatio-
nal Law in the Era of Climate Change (2012), S. 243 (250).

28 Epping, in: Ipsen (2018), § 8, Rn. 16.

2 Dies geht aus para.15 des Abschlussberichts zu human rights and population
transfer des Sonderberichterstatters fiir die Analyse der menschenrechtlichen Dimen-
sion von Bevolkerungsumsiedlungen von 1997 hervor, UN Doc. E/CN. 4/Sub. 2/1997/
23 vom 27.06.1997. Vgl. Heintze, in: Ipsen (2018), § 10, Rn. 16. Demnach diirften die
Bevolkerungstransfers dariiber hinaus nicht diskriminierend angewendet werden sowie
das Volk nicht der Existenzmittel berauben, damit sie als zuldssig angesehen werden
konnen.
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nenverbandes (ESPV)*° — per Definition iiber kein eigenes Territorium mehr
verfligen wiirde. Ein solcher Personenverband wire von einer Exilregierung inso-
fern zu unterscheiden, dass Letztere die Moglichkeit einer Wiederherstellung der
Staatsgewalt auf dem eigenen Staatsgebiet bzw. Territorium voraussetzt, wohin-
gegen ein solches Szenario im Falle des klimawandelbedingt untergegangenen
Staatsgebietes ausgeschlossen ist.>’

Das Staatsvolk wire in jedem Falle auf die freiwillige Aufnahme durch einen
Gastgeberstaat angewiesen, wobei sich insbesondere geografisch naheliegende
Staaten eignen wiirden. Stellt man auf die infolge der Geltendmachung einer
Staatenverantwortlichkeit eintretenden Rechtsfolgen im Sinne des Art. 34 ILC-
Artikel ab, ist eine Wiedergutmachung durch diejenigen Staaten zu leisten, wel-
che diese Staatenverantwortlichkeit trifft. Da dies in vorderster Linie entwickelte
Staaten sind, die iiberwiegend keine geografische Néhe zu den bedrohten Insel-
staaten aufweisen, ist fraglich, ob ein solches Modell praktikabel wire.

In der Praxis wiirde die Aufnahme durch andere Staaten bedeuten, dass ein
nationaler Regierungsrahmen geschaffen werden miisste, der die Ausiibung von
Staatsgewalt lediglich iiber die Mitglieder des verbliebenen Inselvolks als Ge-
meinschaft, die sich zusitzlich auch den Regeln des Gastgeberstaates fiigen und
sich in die dortige Gesellschaft integrieren muss, erméglicht.* Vorgeschlagen
wird bereits eine hybride Struktur, die einen dauerhaften Raum fiir eine Fern-
und moglicherweise kollaborative Regierungsfithrung der sog. Ex-Situ-Nationen
bietet. Die Ex-situ-Nationalitit sei ein Status, der das Fortbestehen eines souveri-
nen Staates ermogliche, der alle Rechte und Vorteile der Souverdnitét innerhalb
der Staatengemeinschaft auf Dauer biete. Es wiirde die Volker, die gezwungen
wurden, ihren urspriinglichen Aufenthaltsort zu verlassen, schiitzen, indem es als
politische Einheit diene, die konstant bleibe, selbst wenn die Staatsangehdrigen
ihren Wohnsitz in anderen Staaten hétten. Ferner sei es ein Mittel, um den be-
stehenden Staat zu erhalten und die Ressourcen und das Wohlergehen seiner Biir-
ger*innen — an neuen und unterschiedlichen Orten — in der Obhut einer Einheit
zu halten, die im besten Interesse des Staatsvolkes handelt.*?

30 So vorgeschlagen von Bergmann, S. 164 ff. Der Unterschied zum deterritorialisier-
ten Staat ergebe sich hierbei aus dem Umstand, dass anerkannt werde, dass auch die
Staatlichkeit infolge des Untergangs des Staatsgebietes verloren gehe und ein neues
Volkerrechtssubjekt entstehe.

31 Yamamoto/Esteban, Atoll Island States and Climate Change: Sovereignty Implica-
tions, United Nations University — Institute of Advanced Studies (UNU-IAS), Working
Paper No. 166 (2011), S. 41.

32 Burkett, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 89 (1081f.), wonach
eine Wiederbelebung des UN-Treuhandsystems gefordert wird, um die Aufgaben einer
deterritorialisierten Regierung zu verwalten.

3 Burkett, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 89 (90); vgl. ferner
Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 238.
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Dies konnte fiir die betreffenden Menschen in der Praxis allerdings unter
Umsténden zu einer Disharmonie in verschiedenen Lebensbereichen fithren und
ihnen die Integration oder alternativ die Bewahrung der eigenen Kultur und Tra-
ditionen erschweren.’® Die Praktikabilitit der Aufnahme des Staatsvolkes durch
andere Staaten bzw. von Bevolkerungstransfers einzelner Gemeinschaften in ver-
schiedene Staaten ldsst sich angesichts des Konfliktpotenzials innerhalb der Ge-
sellschaft der Gastgeberstaaten nur bedingt antizipieren und ist primér abhéngig
vom Einzelfall. Wiirde das gesamte Staatsvolk infolge der Unbewohnbarkeit des
eigenen Staatsgebietes dennoch freiwillig durch einen anderen Staat und insbe-
sondere durch einen Industriestaat aufgenommen werden, wiirde der aufnehmen-
de Staat grundsétzlich auch iiber den Rechtsstatus der Mitglieder des aufgenom-
menen Staatsvolkes entscheiden konnen.*® Eine freiwillige Aufnahme kénnte
demnach unter Umstidnden zu rechtlichen und sozialen Nachteilen fiir die aufge-
nommenen Menschen fiihren, die im Falle einer individuellen Migration in den
betreffenden Industriestaat wenigstens noch durch andere vélkerrechtliche Nor-
men geschiitzt wiren.*® Unabhingig von der tatsichlichen (freiwilligen) Auf-
nahme durch einen anderen Staat konnte sich eine Ex-situ-Nationalitdt bzw. der
Nachweis der Zugehorigkeit zu einem ESPV zur Ausiibung der sich aus der
neuen Volkerrechtssubjektivitit ergebenden Rechte und Pflichten anbieten.

5. Anspruch auf Aufnahme

Anders konnte dies moglicherweise sein, wenn ein Industriestaat zu einer Auf-
nahme des gesamten Staatsvolkes verpflichtet wire. Fraglich ist insofern, ob dem
Staatsvolk insgesamt bzw. einzelnen Mitgliedern dessen als Individuen ein An-
spruch auf Aufnahme zusteht. Grundsétzlich haben sich die Vertragsstaaten und
allen voran die Industriestaaten u.a. auf Grundlage des Art. 4 Abs. 5 und Art. 6
Abs. 6 i.V.m. Art. 9, 10 und 11 sowie des Art. 8 Pariser Ubereinkommen dazu
verpflichtet, die besonders fiir die Folgen des anthropogenen Klimawandels an-
falligen Entwicklungsldnder — und damit auch die Inselentwicklungsldnder — bei
ihren Anpassungsbemiihungen zu unterstiitzen. Kann jedoch infolge des Unter-
gangs eines Staates keine Anpassung mehr erfolgen und geht der Inselstaat in-
folgedessen unter, konnte sich diese Verpflichtung auch auf eine liber die blofie
finanzielle Unterstiitzung zum Zwecke von Anpassungsmaflinahmen hinaus er-
strecken. Ein Anspruch auf Aufnahme von Migrant*innen ergibt sich unmittelbar
aus dem Pariser Ubereinkommen jedoch nicht.

Im vorliegend relevanten Szenario, in welchem auch eine Staatenverantwort-
lichkeit der Industriestaaten im Sinne der ILC-Artikel vorliegt, ist jedoch gemal

34 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 241.
35 Bergmann, S.104.
36 Vgl. zum Schutz der Individuen unten unter § 4 A.1IL
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Art. 31 ILC-Artikel ein Anspruch auf Wiedergutmachung der betroffenen Insel-
staaten gegen die Verursacherstaaten gegeben. Gemal Art. 31 Abs. 2 ILC-Arti-
kel schlieft dieser jeden materiellen und immateriellen Schaden ein, der von
dem volkerrechtswidrigen Handeln eines Staates verursacht wurde. Dementspre-
chend wiirden die Industriestaaten grundsétzlich gemdf3 Art. 35 ILC-Artikel Res-
titution im Sinne eines Herstellens desjenigen Zustandes, der bestehen wiirde,
wenn das schidigende Ereignis nicht eingetreten wire, schulden. Da eine Riick-
gingigmachung des untergegangenen Territoriums allerdings nicht in Betracht
kommt, konnte eine Restitution nur zum Gegenstand haben, dass den unmittelbar
betroffenen Menschen geholfen werden muss, um ihr weiteres Uberleben auBer-
halb des nunmehr unbewohnbar gewordenen Territoriums in der Weise zu ermog-
lichen, als wire das relevante Szenario nicht eingetreten.?’” Ferner besteht ein
Schadensersatzanspruch gemaf3 Art. 36 ILC-Artikel fiir solche Schiden, die nicht
durch Restitution wiedergutgemacht werden konnen.

Zur Durchsetzung dieser Anspriiche kommt hinsichtlich des gesamten Staats-
volkes zunichst wieder die — nunmehr verpflichtende — Abtretung oder Zurver-
fiigungstellung von Staatsgebiet durch andere Staaten in Betracht. Wéhrend eine
freiwillige Abtretung von Staatsterritorium durch andere Staaten sehr unwahr-
scheinlich erscheint,®® kénnte die verpflichtende Abtretung bzw. Zurverfiigung-
stellung von Territorium durch einen Industriestaat eine Mdoglichkeit zur Durch-
setzung der o.g. Anspriiche gegen den Industriestaat darstellen. Fraglich ist je-
doch, ob sich die aus dem Anspruch auf Restitution ergebende Verpflichtung zur
Unterstiitzung und insbesondere auch zur Aufnahme auf das gesamte Staatsvolk
beziehen wiirde.

Eine massenhafte Umsiedlung der betroffenen Gemeinden wird bei Eintritt des
fiir diese Forschungsarbeit relevanten Szenarios eines untergegangenen Inselstaa-
tes unumgénglich sein. Eine solche einheitliche Massenumsiedlung des gesamten
Staatsvolks erscheint insbesondere zum Zwecke der Wahrung von nationaler und
kultureller Identitit — inklusive von Tradition und Sprache — die sinnvollste Vor-
gehensweise zu sein, sofern die Umsiedlung systematisch und kooperativ sowie
unter Beteiligung der betroffenen Bevolkerung geschieht.>® Dies wiirde insofern
die Aufnahme — ob nun durch Pacht, Abtretung oder sonstige Zurverfiigungstel-
lung eines geeigneten Territoriums — des gesamten Staatsvolkes durch einen ein-
zigen Industriestaat zum Gegenstand haben. Eine Aufspaltung des Staatsvolkes
wire im Sinne dieser Anspriiche nicht mdglich, da der Anspruch des Staatsvol-
kes gerade darin bestiinde, als Kollektiv aufgenommen zu werden.

37 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533).

38 Jain, The 21st Century Atlantis: The International Law of Statehood and Climate
Change-Induced Loss of Territory, Stanford Journal of International Law, vol. 50, no. 1,
S. 1 (47).

3 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 233 f.
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Hierbei ist allerdings zu beriicksichtigen, dass kein Staat alleine fiir den klima-
wandelbedingten Untergang eines Staates verantwortlich ist. Die o.g. Rechtsfol-
gen infolge eines untergegangenen bzw. untergehenden Staates betreffen viel-
mehr eine Vielzahl an (Industrie-)Staaten, sodass nicht ein einzelner Staat zur
Aufnahme des gesamten Staatsvolkes verpflichtet werden konnte. Eine freiwil-
lige Aufnahme erscheint zudem selbst bei einer entsprechenden Vereinbarung
zwischen den Industriestaaten, nach der sich weitere Staaten zur finanziellen
Unterstiitzung des nunmehr aufnehmenden Staates verpflichten kénnten, kaum
vorstellbar. Die Pflicht zur Aufnahme des Staatsvolkes im Ganzen durch einen
einzigen Staat kann deshalb nicht Gegenstand eines Wiedergutmachungs- bzw.
Schadensersatzanspruchs sein. Ein solcher Anspruch kann hingegen jedenfalls
die Aufnahme eines Teils des Staatsvolkes bzw. einzelner Mitglieder dessen als
Migrant*innen zum Gegenstand haben, da hierbei auch die einzelnen Beitrige
der Industriestaaten*® im Sinne von proportionalen Aufnahmepflichten beriick-
sichtigt werden kénnten.*' Eine Verpflichtung zur Aufnahme einzelner betroffe-
ner Personen oder Familien durch mehrere Industriestaaten wiirde insofern auch
der gemeinsamen Verantwortlichkeit fiir den anthropogen verursachten gerecht
werden. Ein solcher Anspruch auf Aufnahme koénnte sich besonders gut um-
setzen lassen, wenn die betroffenen Menschen einen eigenen Anspruch auf
Aufnahme gegeniiber einer groBeren Anzahl an Industriestaaten hitten, den sie
individuell durchsetzen konnten.

Demnach sind die Industriestaaten infolge einer Staatenverantwortlichkeit dazu
verpflichtet, eine Aufhahme von Migrant*innen aus dem vom Untergang bedroh-
ten Inselstaat zu gewihrleisten.*? Aufnahmepflichten der Industriestaaten und
infolgedessen auch ein Anspruch auf Aufnahme durch diese kénnen sich allen-
falls hinsichtlich der betroffenen Menschen als Individuen, die insofern einen
Anspruch auf Aufnahme hitten, nicht allerdings im Hinblick auf das gesamte
Staatsvolk ergeben.

6. Ergebnis

Die Voélkerrechtsordnung sieht nach derzeitigem Stand noch keine Regelungen
fiir die Folgen untergegangener Staatsgebiete sowie des sich daraus ergebenden
Verlustes von Staatlichkeit vor, sodass bei Eintritt des vorliegend relevanten Sze-
narios ein juristisches Vakuum entstehen wiirde, welches insbesondere das ver-
bleibende Staatsvolk ohne rechtlichen Schutz belassen kénnte.** Eine Umsied-

40 Vgl. hierzu oben unter § 2 A.11.3.b).

41 Vgl. zum Haftungsumfang unten unter § 4 B.

4 So auch Wong, Statehood and Sovereignty: Sovereignty Sunk? The Position
of ,,Sinking States” at International Law, Melbourne Journal of International Law,
Band 14, S. 346 (388f.).

4 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 235. Vgl. auch Stou-
tenberg, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island Nations, S. 57 (86).
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lung des betroffenen Staatsvolkes — ob als Ganzes oder im Sinne von individuel-
ler Migration — wird in jedem Falle notwendig sein und bereits lange vor dem
Eintritt der vollstindigen Unbewohnbarkeit und des daraus folgenden Untergangs
des Staatsgebietes beginnen miissen.** Die im Rahmen dieses Unterkapitels dis-
kutierten Losungsansdtze beriicksichtigen insbesondere die theoretischen Lo-
sungsansitze im Hinblick auf das Szenario im Sinne der Forschungsfrage.

Ausschlaggebend wird jedoch die Praktikabilitdt eines solchen Modells sein,
um als Rechtsfolge infolge der Geltendmachung einer Staatenverantwortlichkeit
fiir den Untergang eines Staates infolge des klimawandelbedingten Meeresspie-
gelanstiegs in Betracht zu kommen. Als praktikabelstes Szenario der o.g. Kons-
tellationen kann die freiwillige Aufnahme durch andere Staaten im Sinne von
Bevolkerungstransfers angesehen werden. Es erscheint jedoch unwahrscheinlich,
dass sich andere Staaten freiwillig und rechtsverbindlich im Vorhinein fiir eine
Aufnahme eines gesamten Staatsvolkes im Falle des Untergangs eines Staats-
gebietes bereiterkldren werden, sodass sich im Ergebnis die Frage nach propor-
tionalen Aufnahmepflichten von Individuen bzw. Teilen des Staatsvolkes stellt,
welche auf den jeweiligen Beitrag bzw. die jeweilige Verantwortlichkeit fiir den
anthropogenen Klimawandel basieren.*’

Eine Verpflichtung der Industriestaaten zur Aufnahme besteht hierbei in Bezug
auf die betroffenen Individuen, nicht allerdings hinsichtlich des gesamten Staats-
volkes. Fiir die betroffenen Individuen ergibt sich insofern ein Anspruch auf Auf-
nahme durch Industriestaaten gemif den Art. 31 {f. ILC-Artikel fiir den Fall, dass
ihr Heimatstaat unmittelbar vom klimawandelbedingten Untergang bedroht bzw.
betroffen ist.

II. Migration durch Individuen

Neben den Anspruch auf Aufnahme kdnnten auch weitere Schutzpflichten der
Industriestaaten gegeniiber den Klimamigrant*innen bzw. Klimafliichtlingen tre-
ten. Der Schutz und die Rechtsstellung des Individuums miissen bei einem ganz-
heitlichen Ansatz stets mitgedacht werden, sodass sich die Frage stellt, welche
Rechtsstellung den Individuen in einem solchen Szenario zukdme.

1. Notwendigkeit des Individualschutzes

Die aufgrund des anthropogenen Klimawandels mafigeblich beforderten Mi-
grationsbewegungen werden voraussichtlich von beispiellosem Umfang sein, da

4 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 235; Hanschel, Klima-
fliichtlinge und das Volkerrecht, ZAR 2017, S.1 (6). Vgl. auch Wong, Statehood and
Sovereignty: Sovereignty Sunk? The Position of ,,Sinking States* at International Law,
Melbourne Journal of International Law, vol. 14, S. 346 (360).

4 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S. 1 (6). Vgl. zu den
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten oben unter § 2 A.Il.3.b) sowie zum Haftungs-
umfang unten unter § 4 B.
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eine zunehmende Anzahl an Menschen von den klimatischen Verdnderungen und
die dadurch eintretende Unbewohnbarkeit grofer Landflichen betroffen ist. Ei-
nen einheitlichen rechtlichen Rahmen fiir den Schutz von Individuen, die infolge
des Klimawandels ihren Heimatstaat verlassen, gibt es nicht.*® Wird seitens der
Staatengemeinschaft und insbesondere der entwickelten Staaten kein Territorium
fiir eine Umsiedlung zur Verfiigung gestellt, um eine massenhafte Umsiedlung zu
ermdglichen, stellt sich die Frage nach den rechtlichen Folgen und insbesondere
nach der Rechtsstellung der betroffenen Individuen. Infolge des Untergangs ihres
Herkunftsstaates wiirde das Staatsvolk sowohl ihre Staatsangehorigkeit als auch
andere damit verbundenen Rechte verlieren.*’ Fraglich ist, welcher Rechtsschutz
diesen Personen noch verbleiben wiirde. In solchen Fillen zu beriicksichtigen
wiren insbesondere Normen des Fliichtlingsrechts, Regelungen des Menschen-
rechtsschutzes sowie fiir Staatenlose, aber auch des Umweltvélkerrechts.*®

2. Rechtsschutz von sog. ,, Klimafliichtlingen*

Zu kldren gilt es zunichst, unter welchem Schutz sog. Klimafliichtlinge als
Individuen stehen und welche volkerrechtlichen Folgen sich aus der Klimaflucht
ergeben. Als solche wiren moglicherweise auch solche Individuen zu sehen, de-
ren Staat unterzugehen droht. Das Volkerrecht kennt zwar keine offizielle Le-
galdefinition der Begriffe des Klima- bzw. Umweltfliichtlings.** Der Begriff
des ,,Klimafliichtlings* ist dariiber hinaus nicht unumstritten und impliziert die
Frage, ob sich Migration aufgrund von klimawandelbedingten Anderungen der
Lebensbedingungen als Flucht einordnen ldsst bzw. welche Voraussetzungen sich
fiir die Annahme der Klimaflucht in Abgrenzung zur klimawandelbedingten Mi-
gration ergeben.’® Es scheint demnach zumindest keine einheitliche, allgemein
anerkannte Definition eines Klimafliichtlings zu geben.’' Fiir das im Sinne der
Forschungsfrage relevante Szenario eines vollstindig untergegangenen Staates
kann allerdings zweifellos davon ausgegangen werden, dass die betroffenen Men-
schen gezwungen wiren, das nunmehr untergegangene Territorium aufzugeben
bzw. zu verlassen und sich an einem anderen Ort aullerhalb des bisherigen Staats-

46 Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 318.

47 Vgl. hierzu auch Afapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 235.

4 So auch Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (3).
Vgl. auch McAdam, Climate Change, Forced Migration, and International Law, S. 39 ff.
(bzgl. Normen des internationalen Fliichtlingsrechts) sowie S. 52ff. (bzgl. Regelungen
des Menschenrechtsschutzes). Vgl. auch Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 318 ff.

4 Brouers, Der Schutz der Umwelt- und Klimafliichtlinge im Volkerrecht, ZUR
2012, S. 81 (82).

30 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (21.).

31 So auch Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Security
and Violent Conflict, S. 291.
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gebietes niederzulassen.’”> Die Voraussetzungen einer sog. Klimaflucht wiren
infolgedessen, aber auch bereits vorher aufgrund der klimawandelbedingten Um-
weltverdnderungen gegeben. Inwieweit solche Klimafliichtlinge allerdings als
Fliichtlinge im Sinne des Genfer Abkommens iiber die Rechtsstellung der Fliicht-
linge von 1951 einzuordnen sind, ist fraglich.

a) Begriff

Zunéchst ist der Begriff der Klimaflucht von dem der Umweltflucht zu unter-
scheiden. Die beiden Begriffe haben zwar gemeinsam, dass sie Menschen be-
schreiben, deren Fluchtgrund sich auf Grundlage von Umweltschdden bzw. -kata-
strophen ergibt, allerdings beschreibt der Begriff der Klimaflucht eine besondere
Situation, da die Flucht hierbei Folge von Ereignissen ist, die dem anthropogenen
Klimawandel zugerechnet werden.>* Der weit iiberwiegende Teil der volkerrecht-
licher Forschung basiert bislang auf dem Begriff des sog. Umweltfliichtlings.>
Der Begriff der sog. Umweltfliichtlinge im Sinne von ,,environmental refugees*
wurde jedoch bereits im Jahr 1985 geformt und ist auf die Arbeit des UN-En-
vironment Programme (UNEP) von Essam El-Hinnawi zuriickzufithren,*® durch

52 Hanschel, Klimaflichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (3). Demnach
sollen Klimafliichtlinge als Menschen definiert werden, ,,die durch den Klimawandel
dazu gezwungen werden, das von ihnen besiedelte Territorium aufzugeben, um sich an-
dernorts eine menschenwiirdige Existenz innerhalb oder auBerhalb des bisherigen
Staatsgebietes zu ermdéglichen®. Zur streitigen Einordnung von Binnenmigration als
Flucht vgl. u.a. Niimann, Kein Flichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge*, ZAR 2015,
S.165 (170f1).

33 Abkommen iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge vom 28.07.1951, im Original:
Convention relating to the Status of Refugees; UNTS vol. 189 p. 137. Im Folgenden als
Genfer Fliichtlingskonvention bzw. GFK bezeichnet.

3% Brouers, Der Schutz der Umwelt- und Klimafliichtlinge im Vélkerrecht, ZUR
2012, S. 81 (82). Vgl. auch Jakobeit/Methmann, Klimafliichtlinge, Studie i. A. v. Green-
peace, 2007, S. 2, Fn. 4, S. 12; Kolmannskog, S. 8.

3 Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Security and
Violent Conflict, S. 291.

56 El-Hinnawi, Environmental Refugees (1985), S. 4, wonach sog. Umweltfliicht-
linge wie folgt beschrieben werden: ,,Those people who have been forced to leave their
traditional habitat, temporarily or permanently, because of a marked environmental dis-
ruption (natural and/or triggered by people) that jeopardised their existence and/or
seriously affected the quality of their life. By ,environmental disruption” in this defini-
tion is meant any physical, chemical and/or biological changes in the ecosystem (or
resource base) that render it, temporarily or permanently, unsuitable to support human
life.” Vgl. auch Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Secu-
rity and Violent Conflict, S. 291; sowie kritisch Bates, Environmental Refugees? Classi-
fying Human Migrations Caused by Environmental Change, Population and Environ-
ment, Band 23, Ausgabe 5, S. 465 (4661f.). Vgl. hinsichtlich einer Beriicksichtigung
der Klimaflucht durch diesen Begriff auch Myers, Environmental Refugees in a Glo-
bally Warmed World, Bioscience (1993), Band 43, Ausgabe 11, S.752; Myers/Kent,
Environmental Exodus: An Emergent Crisis in the Global Arena (1995), S. 14; Myers,
Environmental Refugees: An Emergent Security Issue, 13th Economic Forum (2005),
wonach auch ein subjektives Element im Sinne von Verzweiflung bzw. das Gefiihl,
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welche dieser Begriff im Kontext der Volkerrechtswissenschaft grundlegend ge-
prigt wurde.”” In diesem Bericht wurden Umweltfliichtlinge allgemein als Men-
schen definiert, die aufgrund einer existenzgefahrdenden oder die Existenz ernst-
haft gefdhrdenden Zerstérung ihrer Umwelt gezwungen waren, ihren urspriing-
lichen Lebensraum voriibergehend oder dauerhaft zu verlassen. Der Begriff war
somit sehr unspezifisch, obwohl es dem Grunde nach auch das Phianomen der
Klimaflucht erfasste.”® Dies erscheint fiir die vorliegende Forschungsarbeit be-
sonders relevant, sodass der Fokus im Folgenden auf die Klimafliichtlinge als
spezifischere Art von Umweltfliichtlingen gelegt wird.

Als Klimafliichtlinge werden mithin Menschen bezeichnet, die ihren Lebens-
raum kurz- oder langfristig aufgrund von plétzlichen oder sukzessiven Umwelt-
verdnderungen, die einen Bezug zu den unmittelbaren Auswirkungen des Klima-
wandels aufweisen, verlassen miissen.”® Diese Definition umfasst grundsitzlich
Klimafliichtlinge sowohl in Industrie- als auch in Entwicklungsldndern. In der
Praxis werden jedoch nur Klimafliichtlinge aus 4rmeren Entwicklungsliandern ein
international zu diskutierendes Phdnomen sein, fiir welches eine entsprechende
staateniibergreifenden Zusammenarbeit und nicht zuletzt verstirkte Unterstiitzung
notwendig sein wird, da es Menschen in Entwicklungsldndern sind, die aufgrund
geringer Anpassungskapazitéten, ihrer oft gefahrdeten Lage gegeniiber Ereignis-
sen des Klimawandels, hdufig hoher Bevolkerungsdichte, bereits bestehendem
Hunger und Gesundheitsproblemen, einem niedrigen Pro-Kopf-BIP, oft schwache
Regierungsstrukturen, politischer Instabilitdt und anderen Faktoren am ehesten
gezwungen sind und sein werden, ihre Hauser und Gemeinden zu verlassen.®

Der Begriff des Klimafliichtlings soll demnach insbesondere die Bedeutung
des anthropogenen Klimawandels und seiner Folgen hervorheben,®' wobei die

keine Alternative zur Suche nach Schutz in einer anderen Region zu haben, zu beriick-
sichtigen ist; hierzu vertiefend: Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und
rechtliche Behandlung von Umweltfliichtlingen, S.18. Vgl. hierzu auch Oliver, A New
Challenge to International Law: The Disappearance of the Entire Territory of a State,
International Journal on Minority and Group Rights, Vol. 16 (2), S. 209 (231 {f.).

5T Geprégt wurde der Begriff ferner durch Jodi L. Jacobson (1988), welcher den
Meeresspiegelanstieg bereits zu diesem Zeitpunkt als Hauptursache fiir die Entstehung
von Umweltflichtlingen ausmacht, vgl. Jacobson, Environmental Refugees, World-
watch Paper 86, Worldwatch Institute, S. 37f. Vgl. hierzu ferner Niimann, Umwelt-
fliichtlinge?, S. 201.

8 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von
Umweltfliichtlingen, S. 18.

3 Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Security and
Violent Conflict, S. 292f., wonach die Auswirkungen sogar konkretisiert und in drei
Gruppen eingeordnet werden konnen: ,rise in sea level, extreme weather events, and
drought and water scarcity™.

0 Ebd.

1 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von
Umweltfliichtlingen, S. 16.
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International Organisation for Migration (IOM) auch fiir solche Personen, die
klimawandelbedingt zur Migration bzw. Flucht getrieben werden, den Begriff
environmentally displaced persons* verwendet.®> Obwohl die genaue Anzahl
der derzeitigen sowie kiinftigen Klimafliichtlinge kaum festgestellt werden kann
und auf Grundlage der einschldgigen Zahlen wahrscheinlich ein {ibermaBig
pessimistisches Bild gezeichnet wird, erscheinen grofie Migrationsstrome im
Laufe dieses Jahrhunderts keinesfalls abwegig. Die Gesamtzahl der Menschen,
die bis 2050 vom Risiko bedroht sind, Klimafliichtlinge zu werden, konnte durch-
aus 200 Millionen oder mehr betragen, obwohl diese Zahl eine grobe Schitzung
mit einer groflen Fehlerquote darstellt, abhdngig von den verschiedenen Bedin-
gungen und Faktoren, die in der Schitzung beriicksichtigt werden.®> Dies wiirde
zwanzigmal so viele Fliichtlinge bedeuten, wie noch im Jahr 2007 vom UNHCR
geschitzt wurden.®* Im Folgenden soll folglich zundchst der bisher noch nicht
genau bestimmbare, aber dennoch relevante Begriff des sog. Klimafliichtlings im
Vordergrund der Diskussion stehen. Fraglich ist, welche rechtliche Stellung und
welcher Schutz den von zur Klimaflucht fithrenden Folgen des anthropogenen
Klimawandels betroffenen Individuen als sog. Klimafliichtlinge zukommt. Der
volkerrechtliche Umgang mit dem Phinomen der Klimaflucht betrifft Regelun-
gen sowohl des Menschenrechts- als auch des Umweltschutzes.®’

b) Schutz durch Regelungen des volkerrechtlichen Fliichtlingsrechts

Fraglich ist zunéchst, ob Menschen, deren Herkunftsstaat infolge des klima-
wandelbedingten Meeresspiegelanstiegs untergegangen ist, durch die Regelungen
des Fliichtlingsrechts geschiitzt sind. Konkret stellt sich die Frage, ob diese Men-
schen als sog. Klimafliichtlinge auch als Fliichtlinge im Sinne der Genfer Fliicht-
lingskonvention anerkannt wiirden. Zu beriicksichtigen ist hierbei, dass das in

2 Dieser findet sich auch im von der EU-Kommission finanzierten EACH-FOR Pro-
jekt; vgl. EACH-FOR, Environmental Change and Environmental Migration Scenarios,
Sybthesis Report (2009), S. 8. Vgl. zur IOM auch Oliver, A New Challenge to Interna-
tional Law: The Disappearance of the Entire Territory of a State, International Journal
on Minority and Group Rights, Vol. 16 (2), S. 209 (231).

9 Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Security and
Violent Conflict, S. 292 f.

% Der United Nations High Commissioner fiir Fliichtlinge hat im Jahr 2007 ca.
11,4 Millionen Fliichtlinge erfasst. Dabei handelt es sich um eine recht begrenzte Zahl,
in der beispielsweise die rund 4,6 Millionen paléstinensischen Fliichtlinge, die unter das
Mandat der United Nations Relief and Works Agency for Palestinian Refugees in the
Near East (UNRWA) fallen, nicht beriicksichtigt sind; vgl. zu beiden Zahlen UNHCR,
Global Trends: Refugees, Asylum-seekers, Returnees, Internally Displaced and State-
less Persons (2008), S. 2.

9 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Volkerrecht, ZAR 2017, S.1 (2). Das Kon-
zept der klimawandelbedingten Migration wird innerhalb der volkerrechtlichen Diskus-
sion bereits als eigenes Konzept verstanden, vgl. u.a. Niimann, Kein Fliichtlingsschutz
fiir ,,Klimafliichtlinge*, ZAR 2015, S.165 (166). Vgl. insbesondere zum Begriff des
sog. Klimafliichtlings auch Niimann, Umweltfliichtlinge?, S. 117 ff.
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Art. 33 GFK normierte Non-Refoulement-Prinzip Volkergewohnheitsrecht dar-
stellt und demnach nicht nur fiir die Vertragsstaaten der GFK rechtsverbindlich
ist.%

Gemif der Regelung des Art. 1 A. Ziff. 2. GFK i.V.m. Art. 1 II des Protokolls
iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge von 1967%7 kann als ,,Fliichtling nur
bezeichnet werden, wer ,,aus der begriindeten Furcht vor Verfolgung wegen
ihrer Rasse, Religion, Nationalitit, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder wegen ihrer politischen Uberzeugung sich auBerhalb des Landes
befindet, dessen Staatsangehorigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes
nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befiirchtungen nicht in An-
spruch nehmen will; oder die sich als Staatenlose infolge solcher Ereignisse
auflerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren gewohnlichen Aufenthalt
hatte, und nicht dorthin zuriickkehren kann oder wegen der erwihnten Befiirch-
tungen nicht dorthin zuriickkehren will“.

Ein Mensch kann demnach dann als Flichtling anerkannt werden, wenn ent-
weder eine begriindete Furcht vor Verfolgung aufgrund der dort aufgezihlten
Konventionsmerkmale besteht oder dieser nicht aufgrund einer solchen Verfol-
gung nicht in seinen Heimatstaat zurlickkehren kann oder will. Fraglich ist dem-
entsprechend zunichst, ob fiir Klimafliichtlinge und insbesondere solche Men-
schen, auf die es im Sinne der Forschungsfrage ankommt, eine begriindete Furcht
vor Verfolgung im Sinne des Art. 1 A Nr. 2 S. 1 GFK in Zusammenhang mit den
genannten Konventionsmerkmalen bestehen kann. Furcht ist ein Ausdruck einer
psychischen Empfindung, somit ein rein subjektives Element; dieses wird durch
das Beiwort ,,begriindet™ dahingehend eingeschriankt, dass es auf objektiven Tat-
sachen beruhen muss.®® Verfolgung ist die zielgerichtete Ausgrenzung einer Per-
son oder Personengruppe, die diese in eine ausweglose Lage bringt, wodurch der
Verbleib im Land dem Fliichtling unzumutbar ist.®* Die Verfolgung stellt auf die
mogliche oder tatsichliche Verletzung wesentlicher Rechte des Fliichtlings ab.”®
Grundsitzlich ist eine Verfolgung gegeben bei einer Bedrohung des Lebens oder
der Freiheit aufgrund der Rasse, Religion, Nationalitiit, politischen Uberzeugung
oder Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe, dariiber hinaus aller-

% Vgl. hierzu Kreck, Méglichkeiten und Grenzen des rechtlichen Schutzes fiir Um-
weltfliichtlinge, Kritische Justiz, Vol. 44, No. 2 (2011), S. 178. Vgl. hierzu auch Oliver,
A New Challenge to International Law: The Disappearance of the Entire Territory of a
State, International Journal on Minority and Group Rights, Vol. 16 (2), S. 209 (216).

67 Protokoll iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge vom 31.1.1967, im Original:
Protocol relating to the Status of Refugees; UNTS vol. 606, p.267. Im Folgenden als
Protokoll zur Genfer Fliichtlingskonvention bezeichnet.

% UNHCR, Handbuch iiber Verfahren und Kriterien zur Feststellung der Flichtlings-
eigenschaft (2003), Rn. 37f.

%" Arnauld, Volkerrecht (2019), Rn. 788.

70 Kugelmann, Refugees, Max Planck Encyclopedias of International Law, Rn. 8.
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dings auch bei anderen schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen.”' Ein
Grofiteil der Vertragsstaaten der GFK erkennt auch nichtstaatliche Verfolgung als
fliichtlingsrechtlich relevant an, sofern in der Heimat kein Schutz zu erlangen
L T2

1st.

Zur Annahme einer Verfolgung im Sinne der Norm notwendig ist in jedem
Falle ein menschliches Verhalten.” In bisherigen Fillen von sog. Klimafliichtlin-
gen wurde eine begriindete Furcht vor Verfolgung durch Klimaverdnderungen auf
Grundlage der bisherigen einschlidgigen Rechtsprechung mit Verweis auf die
abschlieBende Aufzdhlung des Art. 1 A. 2. GFK mit der Begriindung abgelehnt,
dass es an einem einschldgigen menschlichen Verhalten im Sinne einer Verfol-
gung und damit einer Menschenrechtsverletzung mangels eines Akteurs und
damit auch einer das notwendige menschliche Verhalten ausfiihrenden Instanz
im Falle von Klimafliichtlingen, die ihren noch bestehenden Herkunftsstaat ver-
lassen, fehle.”

71 UNHCR, Handbuch iiber Verfahren und Kriterien zur Feststellung der Fliichtlings-
eigenschaft (2003), Rn. 51.

72 Arnauld, Vélkerrecht (2019), Rn. 788.

73 So u.a. Niimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,Klimafliichtlinge®, ZAR 2015,
S.165 (168f.). Demnach stelle das NZIPT in seiner Entscheidung von 2013 (vgl. AF
(Kiribati), Urt. v. 25.06.2013, New Zealand Immigration and Protection Tribunal,
800413, online abrufbar unter: https://www.refworld.org/cases,NZ_IPT,5dad6b754.html
(zuletzt aufgerufen am 05.11.2022, im Folgenden zitiert als: AF Kiribati, NZIPT, Rn.)
zwar fest, dass das rechtliche Konzept der Verfolgung ein menschliches Verhalten erfor-
dere, stiitzte die Ablehnung der Fliichtlingseigenschaft allerdings auf die individuelle
Situation des Betroffenen. Diese Auffassung sei auch in zweiter Instanz vom NZHC
sowie 2015 vom New Zealand Supreme Court bestétigt worden. Vgl. im Einzelnen AF
Kiribati, NZIPT, Rn. 54, 73 ff.; Teitiota v Chief Executive of the Ministry of Business,
Innovation and employment, New Zealand Hight Court, Urt. v. 16.10.2013, 3125,
Rn. 54 sowie loane Teitiota v. The chief Executive of the Ministry of Business, Innova-
tion and Employment, New Sealand Supreme Court, Urt. v. 20.07.2015, 107, Rn. 12.

74 Vgl. Niimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge®, ZAR 2015, S. 165
(168); ferner McAdam, Climate Change, Forced Migration and International Law,
S. 42 ft. sowie Kdlin, in: McAdam, Climate Change & Displacement — Multidiscipli-
nary Perspectives, S. 96. Vgl. zur Verfolgung durch Umweltveranderungen ferner Refu-
gee Review Tribunal of Australia (RRTA), N97/13305 [1997] 1731, S. 9f.; RRTA,
N99/30231 [2000] 17, S.4; New Zealand Refugee Status Appeals Authority (NZ
RSAA), Refugee Appeal No. 72185 [2000], Rn. 16f.; AF (Kiribati), New Zealand Im-
migration & Protection Tribunal (NZIPT) 800413 [2013], Rn. 54; Hofmann, Refugee-
Generating Policies and the Law of State Responsibility, ZadRV 1985, S. 694 (700);
Kozoll, Poisening the Well: Persecution, the Environment, and Refugee Status, Colorado
Journal of International Environmental Law and Policy, Band 15 (2004), S. 271 (273).
Zum Exklusivitdtsverhdltnis der Verfolgung im Sinne des Art. 1A II der GFK vgl. insbe-
sondere Supreme Court of Canada, Canada (Attorney General) v. Ward, [1993] 2 S.C.R.
689; High Court of Australia, A and another v Minister for Immigration & Ethnic Af-
fairs [1997] HCA 4; UNHCR, Handbook on Procedures and Criteria for Determining
Refugee Status (2011), Rn. 39. Zur Notwendigkeit menschlichen Verhaltens fiir die An-
nahme einer Verfolgung vgl. AF Kiribati, NZIPT, Rn. 54; sowie Niimann, Kein Fliicht-
lingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge®, ZAR 2015, S. 165 (168f.).
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Die bisherige Rechtsprechung zu Fillen von sog. Klimafliichtlingen bezog sich
allerdings bisweilen ausschlielich auf Félle, in denen Menschen auf Grundlage
der Genfer Fliichtlingskonvention als Fliichtlinge anerkannt zu werden ersuchten,
obwohl ihr Herkunftsstaat noch fortbestand. Hinsichtlich des im Sinne der For-
schungsfrage relevanten Szenarios fehlt eine einschldgige Rechtsprechung. Frag-
lich ist jedoch, ob die obigen Ausfiihrungen auch auf eine Konstellation, in der
der Herkunftsstaat klimawandelbedingt unterginge, anwendbar wiren.

Im Fall des neuseeldndischen Supreme Court zum Fliichtlingsstatus von loane
Teitiota, welcher von Kiribati nach Neuseeland umgezogen war und dort einen
Fliichtlingsstatus als Klimafliichtling auf Grundlage der GFK erlangen wollte,””
fiihrte das dortige Gericht aus, dass keine ernsthafte Verletzung im Sinne der
GFK drohe und es dariiber hinaus keine Anzeichen dafiir gebe, dass ein einschli-
giges Verhalten seitens der Regierung von Kiribati vorldge. Insbesondere sei ein
relevantes Unterlassen von praventiven Maflnahmen zum Schutz der Bevolkerung
vor den Folgen der Umweltveriinderungen nicht zu erkennen.”®

Abgelehnt wurde der Fliichtlingsstatus in den vorgenannten Fallen zusammen-
fassend sowohl mangels urséchlichen menschlichen Verhaltens als auch aufgrund
eines fehlenden Zusammenhangs zu den Konventionsmerkmalen. Zunéchst stellt
sich die Frage, ob hinsichtlich der Verfolgung, welche ein menschliches Verhalten
verlangt, nicht auf dasjenige Verhalten insbesondere der entwickelten Staaten ab-
gestellt werden kann, welches zur Klimawandel beitrug, allem voran der Treib-
hausgasausstoB. Ob dies moglich ist, ist umstritten.”” Doch auch wenn auf die
Treibhausgasemissionen abgestellt wiirde, miisste eine Verfolgung im Sinne der
GFK vorliegen.”® Einer Anwendung der GFK steht allerdings bereits deren telos
entgegen, welcher Fliichtlinge als Menschen einordnet, die — vereinfacht beschrie-
ben — vor dem Verhalten von Akteuren ihres Herkunftsstaats Schutz suchen.”” Ist
der Herkunftsstaat hingegen klimawandelbedingt vom Untergang bedroht, geht
nicht von diesem, sondern vorwiegend vom Handeln anderer Staaten aus, welche
die notwendige Begrenzung der Treibhausgasemissionen nicht erreicht haben,
eine ,, Verfolgung* aus.®

75 New Zealand Supreme Court, Urteil im Fall Teitiota v The chief executive of the
ministry of business, innovation and employment, SC 7/2015 [2015] NZSC 107, Rn. 12 1.

76 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S. 1f.

77 Dagegen spricht sich etwa Nimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,,Klimafliicht-
linge*, ZAR 2015, S. 165 (169) aus.

78 Niimann, Kein Flichtlingsschutz fiir ,, Klimafliichtlinge*, ZAR 2015, S. 165 (169),
wonach der NZHC zu Recht ,,auf den entstehenden Paradigmenwechsel im Fliichtlings-
recht” hinweise, ,,der bei der Annahme einer Verfolgung durch die internationale Staa-
tengemeinschaft entstehen wiirde.*

7 So auch Niimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge*, ZAR 2015,
S. 165 (169).

80 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (3). Vgl. auch
Niimann, Umweltflichtlinge?, S. 300ff. und insbesondere 304 ff.; McAdam, Climate
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Im Falle der sog. Klimaflucht geht es den Schutzsuchenden darum, vor den
Folgen des Handelns meist eben jener Staaten zu fliehen, in welchen diese nun-
mehr Schutz suchen.®' Dementsprechend fehlt es in Fillen der Klimaflucht an
der notwendigen begriindeten Furcht vor Verfolgung im Sinne der Genfer Fliicht-
lingskonvention.® Der ansteigende Meeresspiegel sowie die anderen Auswirkun-
gen des anthropogenen Klimawandels sind zwar zweifellos schidlich fiir den Ein-
zelnen, stellten jedoch keine ,,Verfolgung™ im Sinne der Bedeutung dar, die im
internationalen und nationalen Recht festgelegt wurde.®®

Doch auch bei Annahme einer begriindeten Furcht vor Verfolgung ist fraglich,
ob sich die individuelle Situation von Menschen, deren Herkunftsstaat unterge-
gangen ist, insoweit von solchen, die aus einem noch bestehenden Staat fliichten,
unterscheidet, dass neben einer begriindeten Furcht vor Verfolgung auch der Zu-
sammenhang zu den Konventionsmerkmalen im Sinne der Genfer Fliichtlings-
konvention anerkannt werden miisste. Hierfiir miisste jedenfalls auch eines der
Konventionsmerkmale erfiillt sein. Fraglich ist, ob sog. Klimafliichtlinge einer im
Rahmen der GFK genannten Personengruppen zugeordnet werden kénnten. Dies
ist umstritten.

Dieser Annahme zustimmend wird angefiihrt, dass Personen, denen die politi-
sche Macht zum Schutz ihrer Umwelt fehlt, eine eigenstindige soziale Gruppe
bilden wiirden, und sog. Umweltfliichtlinge als Mitglieder dieser sozialen Gruppe
anzuerkennen seien.®* Aufgrund dieser Mitgliedschaft seien sie einer Umwelt-
zerstdorung ausgesetzt, die durch die Regierung ihres Heimatstaates gefordert
werde.® Ablehnend wird hingegen aufgefiihrt, dass eine Gruppenzugehorigkeit
in diesem Sinne ,,als Merkmal der Personen nicht unabhingig vom mdglichen
Verfolgungsrisiko® zu sehen sei und ,,diese Gruppe erst durch die Realisierung
der befiirchteten Verletzung® entstehe, sodass ein Zirkelschluss vorlige.®® Dem-

Change, Forced Migration, and International Law, S. 45; Niimann, Kein Flichtlings-
schutz fiir ,,Klimafliichtlinge*, ZAR 2015, S. 165 (169).

81" Niimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge, ZAR 2015, S. 165 (169).

82 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (3) sowie MNii-
mann, Umweltfliichtlinge?, S. 306 ff., insb. 310f. und McAdam, Climate Change, Forced
Migration, and International Law, S. 45.

8 Saul/McAdam, S. 8; vgl. zum Begriff ,,Verfolgung* auch Goodwin-Gill/McAdam,
S. 90ff.

8 Cooper, Environmental Refugees: Meeting the Requirements of the Refugee Defi-
nition, New York University Environmental Law Journal, Band 6, Ausgabe 2 (1998),
S. 480 (522 ft).

85 Cooper, Environmental Refugees: Meeting the Requirements of the Refugee Defi-
nition, New York University Environmental Law Journal, Band 6, Ausgabe 2 (1998),
S. 480 (524).

8 So u.a. Nimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge“, ZAR 2015,
S. 165 (170). Ferner wird argumentiert, dass ,,Personen ohne politische Macht, ihre Um-
welt zu schiitzen, (...) ebenfalls keine soziale Gruppe im Sinne der GFK konstituieren
(kénnen)“. Der von Cooper gemachte Vorschlag sei ,,zu unbestimmt und aufgrund der
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nach konnten jedenfalls Umweltfliichtlinge als breitere Gruppe keiner der in der
GFK genannten Personengruppen zugeordnet werden, da sie nicht die unver-
anderliche Eigenschaft aufwiesen, die erforderlich sei, um den Fliichtlingsstatus
gemih der bestehenden Definition zu gewihrleisten.®’

Vorzugswiirdig erscheint die letztere Ansicht, da ein kumulatives Vorliegen der
Tatbestandsvoraussetzungen im Sinne der GFK erforderlich ist und dies im Falle
von sog. Klimafliichtlingen grundsitzlich nicht gegeben ist.*® Zudem setzt die
GFK voraus, dass stets im Einzelfall zu {iberpriifen ist, ob der notwendige Schutz
durch den Heimatstaat tatsdchlich nicht gegeben ist bzw. ob dieser tatsdchlich
nicht in Anspruch genommen werden kann.®’ Notwendig wire eine Beweisfiih-
rung, nach welcher eindeutig festgestellt werden kann, dass die Antragsteller*in
im Heimatstaat keinen entsprechenden Schutz vor den Umweltverdnderungen so-
wie spezifisch auf Grundlage der Merkmale der GFK erwarten kann.”® Nach der
GFK kommt fiir Angehdrige des Staatsvolkes versinkender Inselstaaten deshalb
grundsitzlich kein Schutz in Betracht.”!

Eine Erweiterung der Gruppe der Schutzbediirftigen etwa durch eine Ergén-
zung des Normbestandes der GFK wiirde praktische Herausforderungen mit sich
bringen, da sich dieses System {iber Jahrzehnte hinweg im Konsens der Staaten-
gemeinschaft etabliert hat und eine solch gravierende Anderung diesen Konsens
gefihrden kénnte.”? Ferner geht der Fliichtlingsbegriff nach der GFK grundsitz-
lich von der Moglichkeit einer spiteren Riickkehr in das Herkunftsland aus, wel-
che im Falle eines untergegangenen Staatsgebietes ausgeschlossen wire.”® Dar-

fehlenden Unabhingigkeit zum Verfolgungsrisiko sowie der Verdnderbarkeit der politi-
schen Machtlosigkeit als ein geschiitztes Merkmal der Gruppe abzulehnen®, vgl. Coo-
per, Environmental Refugees: Meeting the Requirements of the Refugee Definition,
New York University Environmental Law Journal, Band 6, Ausgabe 2 (1998), 480
(5221t.). Ablehnend gegeniiber dieser Einschitzung Falstrom, Stemming the Flow of
Environmental Displacement: Creating a Convention to Protect Persons and Preserve
the Environment, Colorado Journal of International Environmental Law and Policy,
Band 13, Yearbook-Ausgabe (2001), S. 1 (11ff.) sowie Lafontaine, The Need for A New
Instrument to Deal with ,,Environmental Refugees®, S. 21, 27f.

87 Lafontaine, The Need for A New Instrument to Deal with ,,Environmental Refu-
gees®, S. 27f1.

8 Vgl. hierzu vertiefend u.a. Kreck, S.191.

8 Voraussetzung sei demnach eine fehlende Schutzmdglichkeit durch den Heimat-
staat, vgl. Niimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge*, ZAR 2015, S. 165
171).

9 Niimann, Kein Flichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge*, ZAR 2015, S. 165 (171).

o1 So auch Niimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge*, ZAR 2015,
S.165 (169), nach der dieses Schutzinstrument keine Anwendung findet, ,,sobald sich
der Antragsteller auf das Verhalten von Akteuren eines anderen Staates und damit eines
Drittstaates bezieht*.

92 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S. 1 (3).

93 Zerger, Klima- und umweltbedingte Migration, ZAR 2009, S. 85 (88).
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iiber hinaus wiirde eine solche Erginzung dem Phinomen der durch den Klima-
wandel verursachten sog. Klimaflucht nicht gerecht werden, da dieses eine viel
grofere Komplexitit aufweist, als lediglich durch eine Erginzung der GFK be-
riicksichtigt werden konnte.”*

Zusammenfassend ist die Bezeichnung von Menschen, die ihren Herkunfts-
staat infolge der Auswirkungen des anthropogenen Klimawandels miissen, als
Fliichtlinge, wenn auch als sog. Klimafliichtlinge, aus vo6lkerrechtlicher Perspek-
tive und insbesondere im Lichte der GFK technisch unzutreffend.”” Dort ist der
Begrift des Fliichtlings legaldefiniert und die zu erfiillenden Kriterien an dieser
Stelle insoweit abschlieend geregelt.

Dariiber hinaus ist eine solche Bezeichnung auch aus einer ethisch-morali-
schen Perspektive problematisch, da insbesondere diejenigen Inselstaaten, welche
unmittelbar vom Untergang durch den ansteigenden Meeresspiegel bedroht sind,
keinen signifikanten Beitrag zur Ursache dieser Migrationsbewegungen beigetra-
gen haben.”® Demnach kann das schiddigende Verhalten — nimlich der Beitrag
zum Voranschreiten des anthropogenen Klimawandels — in solchen Fillen dem
Herkunftsstaat nicht zugerechnet werden.”” Die Konstellation der Klimaflucht
wiirde auf Grundlage des aktuellen Fliichtlingsrechts vielmehr so ausgelegt wer-
den miissen, dass sich die betroffenen Menschen vordergriindig an diejenigen
Staaten wenden miissten, welche fiir das schidigende Verhalten verantwortlich
sind, ndmlich die entwickelten Staaten. Der sog. Verfolgte wiirde in Richtung
seines sog. Verfolgers flichen, sodass eine solche Konstellation dem Regelungs-
system der GFK entgegenstiinde.”®

9 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S. 1 (3), wonach es
sich wohlgemerkt auch anders verhalten mdge, wo der Staat mit schweren, gegen eine
bestimmte Gruppe gerichteten Menschenrechtsverletzungen auf durch Klimawandel in-
duzierte Umweltverdnderungen reagiere. Vgl. auch McAdam, Climate Change, Forced
Migration and International Law, S. 47f.; UNHCR: Forced Displacement in the Context
of Climate Change: Challenges for States under International Law, Submission to the
6th session of the Ad Hoc Working Group on Long-Term Cooperative Action under the
Convention (2009), S. 10. Ferner Saul/McAdam, S. 8.

% Andere Ansicht: Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human
Security and Violent Conflict, S. 292, wonach die Verwendung des Begriffs ,.climate
refugee im Sinne eines sog. Klimafliichtlings anderen Begriffen vorzuziehen sei.

% Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 167.

7 Dieses Verhalten miisste iiberdies als schwere Menschenrechtsverletzung zu quali-
fizieren sein, vgl. Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (3).
Die Einordnung des einschldgigen Verhaltens, ndmlich den Treihausgasausstofl bzw. die
Verhinderung des Voranschreitens des anthropogenen Klimawandels sowie des Eintritts
nachteiliger Auswirkungen als schwere Menschenrechtsverletzung wire schwer zu be-
griinden; vgl. auch Nimann, Umweltflichtlinge?, S. 301 sowie 304 ft.; McAdam, Cli-
mate Change, Forced Migration, and International Law, S. 45f.; Niimann, Kein Fliicht-
lingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge®, ZAR 2015, S. 165 (169).

%8 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (3); dieser stellt
fest, dass das internationale Fliichtlingsrecht nur begrenzt einschlédgig sei, vgl. S. 6f.
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¢) Schutz durch Regelungen des vélkerrechtlichen Menschenrechtsschutzes

Geht ein Staat klimawandelbedingt unter, konnten jedoch sowohl die Men-
schenrechte als auch die Regelungen iiber Staatenlose Schutz fiir die betroffenen
Individuen bieten.”® Die volkerrechtlichen Vertrige zum Schutz von Menschen-
rechten verpflichten Staaten moglicherweise dazu, Menschenrechte insoweit zu
achten, zu schiitzen und zu erfillen, um die Menschen, die ihrer Jurisdiktion un-
terliegen, vor den Auswirkungen des Klimawandels zu schiitzen.'%°

Problematisch ist dabei die Tatsache, dass in solchen Fillen oftmals lediglich
eine Gefihrdungslage fiir Individualrechte besteht. Schiaden treten ggf. erst zeit-
verzogert bzw. langfristig ein und basieren nicht nur auf einer dem Staat zu-
rechenbaren Handlung, sondern auf einer Vielzahl von Ursachen.'”' Damit ein
Staat {iberhaupt fiir Menschenrechtsverletzungen einzustehen hat, wird jedoch
vorausgesetzt, dass diesem die relevanten Handlungen auch zugerechnet werden
konnen.'% In solchen Fillen kann das Vorsorgeprinzip erginzend herangezogen
werden.'”> Demnach kann eine Kausalitit auch bereits aufgrund von Wahr-
scheinlichkeiten bewertet werden, da seitens des Staates die notwendigen Mal3-
nahmen zu treffen sind, um einem Schadenseintritt vorzubeugen.'® Auch wenn
ein solcher Schadenseintritt nicht mit Sicherheit vorausgesagt werden kann,
reicht eine Gefihrdung im Sinne des Vorsorgeprinzips bereits aus.'®®

Wie bereits erdrtert,'% ergibt sich iiberwiegend kein Menschenrecht auf eine

saubere Umwelt aus den volkerrechtlichen Normen des Menschenrechtsschutzes.
Ein solches Recht ldsst sich zwar in verschiedener Ausgestaltung einigen regio-
nalen Menschenrechtsschutzinstrumenten entnehmen, allerdings fehlt ein Pen-
dant auf der europiischen und universellen Ebene.'®” Es lassen sich allerdings

9 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (6f.), wonach
Regelungen zum Menschenrechtsschutz den Staaten weitreichende Pflichten zur Anpas-
sung an die menschlichen Folgen des Klimawandels auferlegen, allerdings Territorial-
sowie zum Teil auch Kapazititsgrenzen unterliegen.

100 Kiilin/McAdam/Burson/Weerasinghe, International Law and Sea-Level Rise:
Forced Migration and Human Rights, FNI Report 1/2016, UNSW Law Research Paper
No. 60 (2016), S. 44.

0L Ekardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579 (587).

102" Proelf, Volkerrechtliche Instrumente fiir den Umgang mit Klimafliichtlingen,
Warnsignal Klima: Die Meere: Anderungen & Risiken, S. 364 (365).

103 Dieses wurde u.a. herangezogen in EGMR, Urt. v. 27.01.2009 — 67021/01, Tatar/
Ruménien, insb. Rn. 109 und 120.

104 Grof, Die Ableitung von KlimaschutzmaBnahmen aus grundrechtlichen Schutz-
pflichten, NVwZ 2020, S. 337 (340).

105 Vel. im Einzelnen zum Vorsorgeprinzip oben unter § 2 A.1L.4.

106 Vgl. hierzu auch oben unter § 2 A.1IL 1.d)cc) (2).

107" Thiele, Umweltrechtliche Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fiir
Menschenrechte und ihre Bedeutung fiir die EU-Grundrechtecharta, in: Nowak, Konso-
lidierung und Entwicklungsperspektiven des Europdischen Umweltrechts (2015), S. 387
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Aspekte eines umweltbezogenen Menschenrechtsschutzes der EMRK entnehmen,
auch wenn dem Umweltschutz in diesem Kontext lediglich indirekte Relevanz
zukommt.'® Die Menschenrechte der ersten und zweiten Dimension sind inso-
fern grundsitzlich auf Sachverhalte mit Umweltbezug anwendbar.'® Vordergriin-
dig kann hierbei in Fillen von Umweltschdden der Anwendungsbereich des Ar-
tikels 8 (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens, der Wohnung und

Korrespondenz) sowie des Artikels 2 (Recht auf Leben) der EMRK erdffnet

sein.!1°

aa) Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens

Der EGMR hat sich bereits eingehend mit umweltrechtlichen Fragestellungen
beschiftigt,''! vordergriindig allerdings mit solchen Sachverhalten, die entweder
Naturkatastrophen''? oder Aktivititen von Privatpersonen, die zu Umweltbeein-
trachtigungen fithrten,'"® zum Gegenstand hatten.''* Bei einer zuldssigen (Art. 35

(389), wonach ,.ein solches Menschenrecht (...) sich als Individualrecht in Art. 11
Abs. 1. Zusatzprotokoll (ZP) zur Amerikanischen Menschenrechtskonvention (AMRK)
im Bereich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte und als Gruppenrecht
in Art. 24 Afrikanische Charta der Menschenrechte und der Rechte der Volker
(ACHPR) (findet). Wihrend das Recht auf Umwelt im amerikanischen Menschen-
rechtsschutzsystem den Menschenrechten der zweiten Dimension zugeordnet wird, re-
gelt das afrikanische System es als ein Menschenrecht der dritten Dimension. Anders
als in diesen regionalen Menschenrechtsschutzsystemen lassen das européische und uni-
verselle Menschenrechtsschutzsystem eine entsprechende Normierung génzlich vermis-

«

sen.

108 Thiele, Umweltrechtliche Rechtsprechung des Europiischen Gerichtshofes fiir
Menschenrechte und ihre Bedeutung fiir die EU-Grundrechtecharta, in: Nowak, Konso-
lidierung und Entwicklungsperspektiven des Europdischen Umweltrechts (2015), S. 387
(390).

109 Véneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 11.

110 Vgl. hierzu insb. EGMR, Urt. v. 27.01.2009 — 67021/01, Tatar/Ruménien; Grof,
Die Ableitung von KlimaschutzmaBnahmen aus grundrechtlichen Schutzpflichten,
NVwZ 2020, S. 337 (338). So auch Hermann et al./Umweltbundesamt, Gerechtigkeit
im Umweltrecht, S.78. Vgl. ferner Beyerlin, Umweltschutz und Menschenrechte,
ZadRV 2005, S. 525 (5281.) mit Rechtsprechungsiiberblick, insbesondere zum sog. Hat-
ton-Urteil des EGMR 1i.S. Fluglirm: EGMR, Urt. v. 08.07.2003 — 36022/97, Hatton
u.a./Vereinigtes Konigreich [GK], ECHR 2003-VIII; hierzu auch Heselhaus/Marauhn,
Strallburger Springprozession zum Schutz der Umwelt — Okologische Menschenrechte
nach den Hatton-Entscheidungen des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte,
EuGRZ 2005, S. 549; zur Herleitung prozeduraler Verpflichtungen des Staates aus
Art. 8 EMRK vgl. Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, S. 471f.

1L Braig, S. 186fT.

112 Vgl. etwa EGMR, Urt. v. 20.03.2008 — 15339/02 (u.a.), Budayeva/Russische Fo-
deration, ECHR 2008 (extracts) zu den Folgen einer Schlammlawine. Demnach gehe
die Gefahr fiir den Menschen in Féllen von Naturkatastrophen von extremen Wetterer-
eignissen aus, vgl. hierzu Grof3, Die Ableitung von Klimaschutzmafinahmen aus grund-
rechtlichen Schutzpflichten, NVwZ 2020, S. 337 (339).

113 Vol. etwa EGMR, Urt. v. 09.12.1994 — 16798/90, Lopez Ostra/Spanien, ECHR
A303-C, Rn. 58 zur Verursachung von Luftverschmutzung durch eine Miilldeponie;
EGMR, Urt. v. 09.06.1998 — 23413/94, L.C.B./Vereinigtes Konigreich, ECHR 1998-I11
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EMRK) und begriindeten Individualbeschwerde vor dem EGMR 1i.S.d. Art. 34
S.1 EMRK verkiindet das Gericht ein verbindliches Urteil (Art. 46 Abs. 1
EMRK), welches eine Entschiadigung nach Art. 41 EMRK, in jedem Fall aber
eine Anordnung der Unterbindung der Menschenrechtsverletzung beinhalten
kann.''®

Individualbeschwerden vor dem EGMR mit umweltrechtlichem Bezug werden
iiberwiegend auf Art. 8 EMRK gestiitzt.''® Den Begriff des Privatlebens im
Sinne des Art. 8 EMRK legt der EGMR hierbei umfassend aus, wobei auch die
korperliche und psychische Unversehrtheit unter den Schutzbereich der Norm
gefasst wird und ein Eingriff in diesen Schutzbereich keine konkrete Bedrohung
bzw. Verletzung der Gesundheit erfordert, sondern bereits im Vorfeld einer sol-
chen vorliegen kann."'” In diesem Sinne ist der Art. 8 EMRK auf europiischer
Ebene als zentrale Umweltschutznorm durch den EGMR etabliert worden. Den-
noch muss eine Umweltbeeintrichtigung nachweislich eine nachteilige Auswir-

hinsichtlich der Folgen von Nuklear-Tests; EGMR, Urt. v. 30.11.2004 — 48939/99,
Oneryildiz/Tiirkei [GK], ECHR 2004-XII zu einer Methanexplosion auf einer nicht hin-
reichend gesicherten Miilldeponie; EGMR, Urt. v. 08.07.2003 — 36022/97, Hatton u.a./
Vereinigtes Konigreich [GK], ECHR 2003-VIII zur néchtlichen Larmbelastung durch
einen Flughafen. In diesen Fillen wurden die Beschwerden auf Art. § EMRK (Recht
auf Achtung des Privat- und Familienlebens) gestiitzt; vgl. hierzu auch Grof, Die Ablei-
tung von KlimaschutzmafBinahmen aus grundrechtlichen Schutzpflichten, NVwZ 2020,
S. 337 (339), wonach das ,,Recht auf Achtung“ vom EGMR dahingehend interpretiert
wird, dass hieraus sowohl negative als auch positive Handlungspflichten folgen und
dementsprechend sowohl das Unterlassen von als auch den Schutz vor Beeintrachtigun-
gen zu beriicksichtigen ist.

114 Gerichtshingig sind jedoch auch solche Verfahren, in denen die Beschwerdefiih-
rer*innen riigen, dass ein Staat unzureichende Mafnahmen ergriffen habe, um den Kli-
mawandel im Sinne der Zielsetzung des Pariser Ubereinkommens einzudimmen, vgl.
etwa EGMR, Caréme v. France (application no.7189/21); auch in diesem Fall wird die
Versdumnis des Staates, entsprechende Malnahmen zu treffen, als Verletzung auf
Grundlage der Rechte aus Art. 2 und 8 EMRK geltend gemacht.

115 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von
Umweltfliichtlingen, S. 104.

116 Vgl. insbesondere EGMR, Urt. v. 20.03.2008 — 15339/02 (u.a.), Budayeva/Rus-
sische Foderation, ECHR 2008 (extracts), Rn. 175. Vgl. ferner EGMR, Urt. v. 21.02.
1990 — 9310/81, Powell & Rayner/Grofbritannien, ECHR A172, Rn. 40; EGMR, Urt.
v. 09.12.1994 — 16798/90, Lopez Ostra/Spanien, ECHR A303-C, Rn. 58; EGMR, Urt.
v. 08.07.2003 — 36022/97, Hatton u.a./Vereinigtes Konigreich [GK], ECHR 2003-VIII,
Rn. 96; EGMR, Urt. v. 09.06.2005 — 55723/00, Fadeyeva/Russland, ECHR 2005-1V,
Rn. 69; EGMR, Urt. v. 10.11.2004 — 46117/99, Taskin u.a./Tirkei, ECHR 2004-X,
Rn. 113. Vgl. auch Grof, Die Ableitung von Klimaschutzmafnahmen aus grundrecht-
lichen Schutzpflichten, NVwZ 2020, S. 337 (338); Braig/ Ehlers-Hofherr, Diese andere
Potenzielle Katastrophe: Wie kann der EGMR dazu beitragen, die Klimakrise einzu-
ddmmen?, NuR 2020, S. 589 (590); ferner Delval, From the U.N. Human Rights Com-
mittee to European Courts: Which protection for climate-induced displaced persons
under European Law?, EU Migration Law Blog (2020).

7 Véneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 24.
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kung auf das von Art. 8 EMRK geschiitzte Privat- oder Familienleben haben,
wobei auch eine gewisse Eingriffsintensitit iiberschritten werden muss.''®

In diesem Zusammenhang sind ferner etwaige Schutzpflichten des Staates zu
beriicksichtigen. Nach der Doktrin der positiven Schutzpflichten ist ein Staat ver-
pflichtet, durch aktive MaBnahmen Menschenrechte zu schiitzen und es nicht le-
diglich zu unterlassen, Menschenrechte zu verletzen.''” Positive Schutzpflichten
konnen vorbeugende Maflnahmen gegen Verletzungen durch staatliche Organe
der Legislative, Exekutive und Judikative selbst oder auf Grundlage von Geset-
zen zum Gegenstand haben. Solche positiven Schutzpflichten wurden bereits
durch den EGMR etabliert.'?® Dariiber hinaus kommen auch positive Schutz-
pflichten des Staates gegeniiber dem Handeln von Privaten in Betracht. Basie-
rend auf diesen menschenrechtlichen Schutzpflichten ist das Handeln Privater —
etwa dasjenige Handeln privater Unternehmen, die klimaschiddliche Emissionen
verursachen — zwar nicht unmittelbar dem Staat zuzurechnen, dieser hat jedoch
im Rahmen seiner jeweiligen Jurisdiktion mit der erforderlichen Sorgfalt sicher-
zustellen, dass solche Handlungen Privater, die Dritte beeintrdchtigen, unter-
lassen werden.'*' Unproblematisch anzunehmen ist eine solche Verpflichtung in
Féllen von direkt emittierendem Verhalten Dritter, die der Staat entsprechend zu
regeln hat. Dariiber hinaus kommen positive Schutzpflichten auch im Priven-
tionssinne im Betracht, wobei auch hier das Vorsorgeprinzip zu beachten ist.'??
Ausgehend von dem fiir diese Forschungsarbeit relevanten Szenario ist jedoch
davon auszugehen, dass die klimaschéddlichen Handlungen bereits in der Vergan-
genheit liegen und das Herbeifiihren des Schadens — ndmlich des Untergehens
eines Staates — iiberhaupt erst ermoglicht haben, sodass diese Schutzpflichten im
relevanten Zeitpunkt des Untergangs eines Inselstaates keine zentrale Rolle mehr
spielen.

118 EGMR, Urt. v. 22.05.2003 — 41666/98, Kyrtatos/Griechenland, ECHR 2003-VI
(extracts), Rn. 52. Vgl. auch Véneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Ab-
schnitt, Rn. 24.

119 Braig/Ehlers-Hofherr, Diese andere Potenzielle Katastrophe: Wie kann der EGMR
dazu beitragen, die Klimakrise einzudimmen? NuR 2020, S. 589 (591). Vgl. zur
Schutzpflicht u.a. EGMR, Urt. v. 18.03.2011 — 30814/06, Lautsi/Italien, ECHR 2011
(extracts), Rn. 59 ff. Vgl. ferner Krieger, Positive Verpflichtungen unter der EMRK: Un-
entbehrliches Element einer gemein-europdischen Grundrechtsdogmatik, leeres Ver-
sprechen oder Grenze der Justiziabilitdt?, Z&6RV 2014, S. 187 (189).

120° Braig/Ehlers-Hofherr, Diese andere Potenzielle Katastrophe: Wie kann der EGMR
dazu beitragen, die Klimakrise einzudimmen? NuR 2020, S. 589 (591).

121 Véneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 26.

122 Véneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 26. Vgl. hierzu
insbesondere EGMR, Urt. v. 27.01.2009 — 67021/01, Tatar/Ruménien, Rn. 70 ff.
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bb) Recht auf Leben

Als hochstes Gut'? erkennen alle volkerrechtlichen Vertrige zum Schutz der
Menschenrechte das Recht auf Leben an.'?* Dieses ist festgehalten in Art. 2
EMRK. Das Recht auf Leben kann durch den Klimawandel einerseits direkt,
aber auch indirekt beeintrichtigt werden.'*> In Bezug auf Naturkatastrophen
wurde auch eine priaventive Pflicht, das Recht auf Leben aus Art. 2 EMRK zu
schiitzen, anerkannt.'?® Im Vergleich zum Art. 8 EMRK als zentraler Umwelt-
schutznorm hat der EGMR den Schutzbereich des Art. 2 EMRK allerdings stets
eng ausgelegt.'®’ Fiir die Annahme einer Verletzung von Schutzpflichten wird
zwar vorausgesetzt, dass eine ,unmittelbare und schwerwiegende Gefdhrdung
des Lebens* im Sinne des Art. 2 EMRK vorliegt, allerdings hat der EGMR blof3e
Gefihrdungen der Gesundheit oder Beeintrachtigungen der korperlichen Integri-
tdt ohne eine konkrete Gefahr fiir das Leben nicht unter den Art. 2 EMRK, son-
dern unter den Art. 8 EMRK subsumiert.'?® Auch in der Entscheidung Titar ge-
gen Ruminien wurde zwar seitens der Beschwerdefiihrer eine Verletzung von
Art. 2 EMRK vorgetragen, allerdings priifte der EGMR die Beschwerde unter
ausschlieBlicher Beriicksichtigung des Art. 8 EMRK.'*

Weitere Individualbeschwerden vor dem EGMR in mit umweltrechtlichem Be-
zug wurden auf Art. 3 EMRK (Verbot von Folter und unmenschlicher Behand-
lung), Art. 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren), Art. 10 EMRK (Freiheit
der Meinungsduferung) und Art.13 EMRK (Recht auf eine wirksame Be-
schwerde) gestiitzt. '

123 Hassan/Khan, Climate-Change-Related Human Rights Violations, Environmental
Policy and Law 2013, S. 80 (82).

124 Vgl. u.a Proelf3, Volkerrechtliche Instrumente fiir den Umgang mit Klimafliicht-
lingen, Warnsignal Klima: Die Meere, S. 364 ff.

125 Kiilin/McAdam/Burson/Weerasinghe, International Law and Sea-Level Rise:
Forced Migration and Human Rights, FNI Report 1/2016, UNSW Law Research Paper
No. 60 (2016), S. 14.

126 Vgl. u.a. EGMR, Urtt. v. 30.11.2004 — 48939/99, Oneryildiz/Tiirkei [GK], ECHR
2004-X11, Rn.71, 89f.; Braig/Ehlers-Hofherr, Diese andere Potenzielle Katastrophe:
Wie kann der EGMR dazu beitragen, die Klimakrise einzuddmmen? NuR 2020, S. 589
(590). EGMR, Urt. v. 20.03.2008 — 15339/02 (u.a.), Budayeva/Russische Foderation,
ECHR 2008 (extracts), Rn.128ff.; EGMR, Urt. v. 17.11.2015 — 14350/05 (u.a.),
M. Ozel u.a./Tiirkei, Rn. 170f.

127 Véneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 23.

128 Véneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 43.

129 EGMR, Urt. v. 27.01.2009 — 67021/01, Tatar/Ruminien, Rn. 71 f.

130 Braig/Ehlers-Hofherr, Diese andere Potenzielle Katastrophe: Wie kann der EGMR
dazu beitragen, die Klimakrise einzuddmmen? NuR 2020, S. 589 (590); Prickartz, Man
muss mit den Riemen rudern, die man hat: Umweltschutz als Menschenrecht vor dem
Européischen Gerichtshof fiir Menschenrechte, NLMR 2015, S. 385 (386).
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In diesem Zusammenhang zu erwéhnen sind ferner die Art. 6 IPbpR, Art. 4
der Amerikanischen Menschenrechtskonvention'®' sowie Art. 4 der Afrikani-
schen Charta der Menschenrechte und der Rechte der Vélker.'*? In der allgemei-
nen Bemerkung Nr. 36 zum Art. 6 IPbpR hat der Menschenrechtsausschuss des
IPbpR festgehalten, dass das Recht auf Leben auch ein Recht auf Leben in
Wiirde beinhaltet.'** Dariiber hinaus hat der Menschenrechtsausschuss einerseits
anerkannt, dass das Recht auf Leben die Vertragsstaaten verpflichtet, verniinfti-
gerweise vorhersehbare Bedrohungen und lebensbedrohliche Situationen zu ver-
hindern, und andererseits, dass Umweltzerstérung und Klimawandel einige der
dringendsten und ernsthaftesten Bedrohungen fiir gegenwértige und zukiinftige
Generationen darstellen, sodass eine starke Umweltzerstérung das Wohlbefinden
Einzelner beeintrichtigen und so zu einer Verletzung des Rechts auf Leben fiih-
ren kann.'** Die umweltschiitzende Auslegung des Art. 6 IPbpR hat allerdings
bisweilen kaum eine praktische Bedeutung erlangt. Insbesondere war bisher
keine einschligige Individualbeschwerde vor dem Menschenrechtsausschuss er-
folgreich.'*® Die Effekte des Klimawandels konnen ferner, wenn sie das Recht
auf Leben, Art. 6 IPbpR, oder das Verbot von menschenunwiirdiger Behandlung,
Art.7 IPbpR, verletzen, das Non-Refoulement-Prinzip auslosen.'*® Eine solche
Verletzung konnte angesichts des Szenarios, in welchem das gesamte Territorium
eines Staates unbewohnbar zu werden droht, auch bereits vor der Realisierung
dieses Risikos eintreten.'*’

Der Klimawandel betrifft auch weitere Aspekte, die insbesondere den Her-
kunftsstaat verpflichten. So kann eine eingeschrinkte Nahrungs- und Wasser-
versorgung sowie sich hdufende Naturkatastrophen und Kriege zur vermehrten
Migration fithren,'*® wodurch wiederum die Grundrechte auf menschenwiirdige
Behandlung, einen angemessenen Lebensstandard, Bildung, Nahrung und Was-
ser, Gesundheit und soziale Sicherheit erheblich gefihrdet sein konnen.'’

B Im Original: American Convention on Human Rights; UNTS vol. 1144 p. 123. Im
Folgenden als AMRK bezeichnet.

132 Im Original: The African Charter on Human and Peoples’ Rights; OAU Doc.
CAB/LEG/67/3 rev. 5. Im Folgenden als ACHPR bezeichnet.

133 General Comment no. 36, Abs. 3, Art. 6 (Recht auf Leben) vom 03.10.2019.
134 Entscheidung des UNHRC vom 15.10.2015, Abs. 9.4.
135 Véneky/Beck, in: Internationales Umweltrecht, 5. Abschnitt, Rn. 13.

136 Rive, Is an enhanced non-refoulement regime under the ICCPR the answer to cli-
mate-related human mobility challenges in the Pacific? Reflections on Teitiota v New
Zealand in the Human Rights Committee, Questions of International Law Journal 2020,
S.7 (9); Entscheidung des UNHRC vom 15.10.2015, Abs. 9.11.

137 Entscheidung des UNHRC vom 15.10.2015, Abs. 9.4.
138 Ekardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579f.
139 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (5).
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cc) Weitere regionale Schutzsysteme: AMRK und ACHPR

Erginzend zu den Ausfilhrungen zu einem Menschenrecht auf eine saubere
Umwelt sind auch die regionalen Schutzmechanismen innerhalb der AMRK so-
wie der Afrikanischen Charta der Menschenrechte und der Rechte der Volker
(ACHPR) zu erwihnen.'*® Ein Menschenrecht auf eine saubere Umwelt im
Sinne eines Individualrechts ist insbesondere in Art. 11 Abs. 1. Zusatzprotokoll
zur Amerikanischen Menschenrechtskonvention (AMRK) im Bereich der wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte verankert.'*! In einer — rechtlich
unverbindlichen — Stellungnahme von 2017 erklirte der Inter-Amerikanische Ge-
richtshof fiir Menschenrechte (IAGMR) zudem, dass der Klimawandel die Durch-
setzung der Menschenrechte beeintrichtige, weshalb eine Beziehung zwischen
dem Schutz der Umwelt und der Verwirklichung anderer Menschenrechte unbe-
streitbar sei.'*?

Die ACHPR erkennt ein Recht auf Umwelt in Art. 24 ACHPR als Gruppen-
recht im Sinne eines Menschenrechts der dritten Dimension an.'** Entsprechende
Urteile des African Court of Justice and Human Rights (ACJHR) konnen eine
Feststellung iiber die Menschenrechtsverletzung sowie die Zuweisung einer
finanziellen Kompensation und einschligiger Handlungspflichten enthalten.'**
Individualbeschwerden sowie Beschwerden durch Nichtregierungsorganisationen
sind allerdings gem. Art. 5 Abs. 3 ACHPR nur zuldssig, sofern der betroffene

140 Vgl. zum Menschenrecht auf eine saubere Umwelt oben unter § 2 A.IIL 1.
d)cc)(2).

141 Organization of American States, Additional Protocol to the American Conven-
tion on Human Rights in the Area of Economic, Social and Cultural Rights (Protocol of
San Salvador), OAS Treaty Series No. 69, A-52.

142 Vgl. Inter-Amerikanischer Gerichtshof fiir Menschenrechte, Advisory Opinion
0C-23/17, 2017, Rn. 47; Le Moli, The Human Rights Committee, Environmental Pro-
tection and the Right to Life, International and Comparative Law Quarterly (2020),
S.735 (746). Zustimmend: IAKMR sowie die Organisation von Amerikanischen Staa-
ten, vgl. Inter-Amerikanischer Gerichtshof fiir Menschenrechte, Advisory Opinion OC-
23/17 (2017), Rn. 49; Inter-Amerikanische Kommission fiir Menschenrechte, Rechte
indigener und in Stdmmen lebender Voélker iiber ihr angestammtes Land und ihre natiir-
lichen Ressourcen, OEA/Ser.L/V/II. Doc. 56/09 (2009), Rn. 190. Die OAS beauftragte
die JAKMR in einer Resolution, diese Verbindung zu erforschen, vgl. Organisation
der Amerikanischen Staaten, Generalversammlung, Resolution ,Menschenrechte und
Klimawandel in den Amerikas®“ (2008), AG/RES. 2429 (XXXVIIIO/08), Operative
Klausel Nr. 4.

143 Thiele, Umweltrechtliche Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fiir
Menschenrechte und ihre Bedeutung fiir die EU-Grundrechtecharta, in: Nowak, Konso-
lidierung und Entwicklungsperspektiven des Europdischen Umweltrechts (2015), S. 387
(389).

144 Zimmermann/Bdumler, Das erste Urteil des Afrikanischen Gerichtshofs fiir Men-
schen- und Vélkerrechte — zugleich eine Einfithrung in die Funktionen und Arbeits-
weise des Gerichtshofs, MenschenRechtsMagazin, 1/2011, S. 27 (33).
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Staat vorher eine Erkldrung gem. Art. 34 Abs. 6 abgegeben hat, in welcher die
Zulissigkeit von Individualbeschwerden anerkannt wird.'*®

dd) Zwischenergebnis

Der EGMR leitet umweltbezogene Schutzpflichten zwar als Individualrechte
aus Art. 8 EMRK ab,'*° allerdings ist im Rahmen seiner Rechtsprechung bisher
kein eigenstindiges Recht auf Umweltschutz im Sinne der EMRK anerkannt
worden.'*” Dennoch hat sich eine Praxis der weiten Auslegung anderer Men-
schenrechte etabliert, um so einen Schutz des Einzelnen vor Umweltschdden und
deren Folgen zu erreichen. Dies betrifft insbesondere das Recht auf Leben
(Art. 2) und das Recht auf Achtung des Privatlebens (Art. 8), aber auch das
Recht auf Eigentum (Art. 1 des Protokolls Nr. 1 EMRK),148 sowie das Recht auf
wirksame Beschwerde (Art. 13)."*” Relevante Entscheidungen des EGMR be-
inhalteten allerdings identifizierbare, lokale Quellen einer Verschmutzung bzw.
Gefahr mit einer konkreten Auswirkung auf einen identifizierbaren Personen-
kreis."*° Die Auswirkungen des Klimawandels sind jedoch global und insbeson-

145 Vgl. Zimmermann/Béumler, Das erste Urteil des Afrikanischen Gerichtshofs fiir
Menschen- und Volkerrechte — zugleich eine Einfithrung in die Funktionen und Arbeits-
weise des Gerichtshofs, MenschenRechtsMagazin, 1/2011, S. 27; Ammer/Nowak/Stadl-
mayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von Umweltfliichtlingen,
S.105. Bis heute haben 30 der 54 Staaten, die die Charta ratifiziert haben, auch das
Zusatzprotokoll zur Etablierung des Gerichtshofs ratifiziert, vgl. Website des Afrikani-
schen Gerichtshofs fiir Menschen- und Vélkerrechte, online abrufbar unter: https://
au.int/sites/default/files/treaties/36390-sl-african_charter_on_human_and_peoples_rights
_2.pdf sowie https://au.int/sites/default/files/treaties/36393-sl-protocol_to_the_african
_charter_on_human_and_peoplesrights_on_the_estab.pdf (Quellen jeweils zuletzt auf-
gerufen am 05.11.2022). Davon haben 10 Staaten auch die Erklarung iiber die Zuldssig-
keit von Individualbeschwerden und Beschwerden von Nichtregierungsorganisationen
abgegeben, wobei 4 Staaten diese Erklarung wieder zuriickgezogen haben, vgl. Website
des Afrikanischen Gerichtshofs fiir Menschen- und Vélkerrechte, online abrufbar unter:
https://www.african-court.org/wpafc/declarations/ (zuletzt aufgerufen am 05.11.2022).

146 Grof3, Die Ableitung von KlimaschutzmaBnahmen aus grundrechtlichen Schutz-
pflichten, NVwZ 2020, S. 337 (338f.). Die klimawandelbedingte Erderwdrmung tan-
giere dabei beide Konstellationen. Der Anstieg der Treibhausgasemissionen verursache
als Folge des umweltschddigenden Handelns von Unternehmen und Privatpersonen sei-
nerseits auch Naturkatastrophen.

147 Vgl. hierzu EGMR, Urt. v. 22.05.2003 — 41666/98, Kyrtatos/Griechenland, ECHR
2003-VI (extracts), Rn. 52; EGMR, Urt. v. 21.07.2009 — 12605/03, Leon und Ag-
nieszka Kania/Polen, Rn. 98; EGMR, Urt. v. 09.06.2005 — 55723/00, Fadeyeva/Russ-
land, ECHR 2005-IV, Rn. 68.

148 Im Original Protocol 1 to the European Convention for the Protection of Human
Rights and Fundamental Freedom; ETS 9, 1952.

149 Vgl. hierzu Scherer/Heselhaus, in: Dauses/Ludwigs, Handbuch des EU-Wirt-
schaftsrechts, 53. EL Juli 2021, Umweltrecht Rn. 65 sowie Braig/Ehlers-Hofherr, Diese
andere Potenzielle Katastrophe: Wie kann der EGMR dazu beitragen, die Klimakrise
einzudimmen?, NuR 2020, S. 589 (590f.).

130 Grof3, Die Ableitung von KlimaschutzmaBnahmen aus grundrechtlichen Schutz-
pflichten, NVwZ 2020, S. 337 (339).
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dere grenziiberschreitend. Die relevanten Faktoren sind vielseitig und kumulativ,
sodass Ursachen und Folgen weitaus weniger einfach zu identifizieren sind.

Nichtsdestotrotz spielte insbesondere das umweltvolkerrechtliche Vorsorge-
prinzip auch innerhalb der Rechtsprechung des EGMR bereits eine wichtige
Rolle und wird voraussichtlich auch weiterhin in Fragen des Umgangs mit den
Folgen des anthropogenen Klimawandels Beriicksichtigung finden. Die Einbezie-
hung umweltschiitzender Erwédgungen in die einschligige Jurisprudenz erscheint
ferner nicht nur auf volkerrechtlicher, sondern auch auf nationaler Ebene gebo-
ten. Entsprechend hat es das Bezirksgericht Den Haag gesehen: Es verurteilte die
Regierung der Niederlande bereits zu einer Senkung der CO,-Emissionen, wobei
es die Rechte auf Leben und Privatheit aus Art. 2 und 8 EMRK bei der Ausle-
gung des niederlindischen Rechts heranzog.'®!

Es ergeben sich demnach auch auf menschenrechtlicher Ebene Schutzpflichten
der Industriestaaten hinsichtlich ihrer Beitrige zum voranschreitenden Klima-
wandel. Diesbeziiglich ist allerdings zu beriicksichtigen, dass die Industrie-
staaten — so wie alle Staaten — lediglich zur Einhaltung menschenrechtlicher Ver-
pflichtungen gegeniiber solchen Personen verpflichtet sind, die sich innerhalb
ihrer Jurisdiktion befinden.'>* Demgegeniiber steht die positive Schutzpflicht des
betroffenen Inselstaates, sofern dieser noch nicht untergegangen ist. Im Falle der
sog. Binnenflucht muss der Herkunftsstaat einen ausreichenden Schutz fiir die
umzusiedelnden Menschen gewihrleisten. Wahrend allerdings im Falle von Bin-
nenmigration weiterhin der Heimatstaat existiert und dementsprechend fiir die
Gewihrleistung von Schutz verantwortlich ist,'>* wird es der Bevolkerung ver-
sunkener Inselstaaten nicht mehr moglich sein, einen Schutz von Seiten des eige-
nen Staates zu erhalten, sodass sich bereits auf Grundlage des Grundsatzes der
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féahig-
keiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten die Frage nach

51 Saurer/Purnhagen, Klimawandel vor Gericht — Der Rechtsstreit der Nichtregie-
rungsorganisation ,,Urgenda“ gegen die Niederlande und seine Bedeutung fiir Deutsch-
land, ZUR 2016, S. 16 (18).

132 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von
Umweltfliichtlingen, S. 55. Vgl. zur extraterritorialen Wirkung von Menschenrechten
im Kontext des Klimawandels auch Humphreys, Climate change and international re-
fugee law, in: Rayfuse/Scott, International Law in the Era of Climate Change (2012),
S. 29 (38ff.). Vgl. ferner zum Umfang solcher extraterritorialer Pflichten Ammer/No-
wak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von Umweltfliicht-
lingen, S. 57ff.

153 Vgl. Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S.166 sowie
McAdam, Climate Change, Forced Migration, and International Law, S. 16. Zur Binnen-
flucht vgl. Hanschel, Klimafliichtlinge und das Volkerrecht, ZAR 2017, S.1 (3f.) sowie
Niimann, Kein Fliichtlingsschutz fiir ,,Klimafliichtlinge*, ZAR 2015, S.165 (170f.);
zum Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten vgl.
auch Atapattu, Emerging Principles of International Environmental Law, S. 379 ff.
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einer Verpflichtung anderer Staaten, insbesondere der entwickelten Staaten, die-
sen Menschen Schutz zu bieten, stellt.!>*

Geht der Herkunftsstaat unter, wiren u. U. auch die Regeln iiber Staatenlosig-
keit relevant. Obwohl die Flucht als solche nicht zur Staatenlosigkeit fithrt, wire
fiir den im Rahmen dieser Arbeit relevanten Fall eines untergegangenen Insel-
staates ausschlaggebend, zu welchem Zeitpunkt dieser untergeht. Ab dem Zeit-
punkt des Untergangs des Staates konnte das Ubereinkommen iiber die Rechts-
stellung der Staatenlosen von 1954 eingreifen.'>® Auf Grundlage der Art. 4, 13 ff.,
22, 31f. gewihrt das Ubereinkommen iiber die Rechtsstellung der Staatenlosen
in Anlehnung an die GFK einen weitgehenden Zugang zu sozialstaatlichen Leis-
tungen sowie einen gewissen Schutz gegen Ausweisung sowie eine Erleichterung
der Einbiirgerung und somit einen Mindeststandard an Schutz.'>® Dariiber hinaus
kommt auch ein Schutz auf Grundlage des Ubereinkommens zur Verminderung
der Staatenlosigkeit von 1961 in Betracht.'>” Fraglich ist diesbeziiglich jedoch,
ob den betroffenen Individuen in Féllen der Klimaflucht auf dieser Grundlage
ein ausreichender Schutz geboten wird. Problematisch ist hierbei vorrangig, dass
die Ubereinkommen zur Regelung der Rechtsstellung von Staatenkosen keine
universelle Geltung haben, sodass lediglich die entsprechenden Vertragsstaaten
an sie gebunden sind."*® Dariiber hinaus sind diese Ubereinkommen auch inhalt-
lich nicht zweifellos einschlédgig, da sie auf die Regelung der Situation von sol-
chen Personen ermdéglichen soll, die infolge eines Konflikts oder als Folge einer
Staatennachfolge staatenlos geworden sind.'*® Dies ist jedoch im vorliegend rele-
vanten Szenario gerade nicht der Fall.

Festzuhalten gilt, dass vom Klimawandel und insbesondere seinen Folgen sig-
nifikante Menschenrechtsgefihrdungen ausgehen.'® Solche Gefihrdungen dro-

3% Atapattu, A new category of refugees?, in: Kent/Behrman, Climate Refugees,
S. 48.

155 Im Original: Convention relating to the Status of Stateless Persons (1954); UNTS
vol. 360 p. 117.

136 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (4).

157 Im Original: Convention on the Reduction of Statelessness (1961); UNTS vol. 989
p-175.

158 Bodansky/Brunnée/Rajamani, S. 322.

159 Ebd.

160 So auch Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (4),
wonach vom Klimawandel eine erhebliche Gefahrdung etwa fiir die Rechte auf Leben,
menschenwiirdige Behandlung, einen angemessenen Lebensstandard, Bildung, Nah-
rung, Wasser, Gesundheit und soziale Sicherheit ausgeht; vgl. Art. 6 I IPbpR, Art.7
IPbpR, Art. 11 I IPwskR, Art. 13 I IPwskR, Art. 12 I IPwskR, Art. 9 IPwskR. Vgl. fer-
ner Kdlin/McAdam/Burson/Weerasinghe, International Law and Sea-Level Rise: Forced
Migration and Human Rights, FNI Report 1/2016, UNSW Law Research Paper No. 60
(2016), S.11ff. sowie zum Recht auf Wasser die Resolution 64/292 der UN-General-
versammlung v. 28.07.2010.
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hen zunehmend iiber Zeit- und Staatsgrenzen hinweg.'®' Geht ein Staat jedoch
infolge des klimawandelbedingten Meeresspiegelanstiegs unter und wiirden die
betroffenen Menschen in einem anderen Staat Zuflucht finden, wire der jewei-
lige status quo des Menschenrechtsschutzes im jeweiligen Aufnahmestaat aus-
schlaggebend.'®® Einen einheitlichen Schutz gibt es allerdings nicht. Da die Kli-
maflucht infolge weltweiter klimatischer Verdnderungen eintritt, die vordergriin-
dig von entwickelten Staaten und in nur vergleichsweise geringem Umfang von
den untergehenden Inselstaaten verursacht werden, die Bevolkerung der Letzte-
ren allerdings in einem unverhéltnismiBig groen Umfang von diesen Verdnde-
rungen betroffen ist, ergibt sich eine Verantwortung der Staatengemeinschaft,
vOlkerrechtliche Antworten auf ein solches Szenario zu finden, die den betroffe-
nen Menschen auch staateniibergreifend eine rechtssichere Perspektive bieten.'®>

d) Beriicksichtigung der allgemeinen Prinzipien des Umweltvolkerrechts

Eine wichtige Rolle bei der Bewertung der Rechtsfolgen spielt auch das — be-
reits erdrterte — moderne umweltvolkerrechtlichen Prinzipiengefiige und dem-
entsprechend auch der Grundsatz der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen
nationalen Gegebenheiten, das Vorsorgeprinzip sowie die grundsitzliche Aner-
kennung des anthropogenen Klimawandels sowie der sich aus ihm ergebenden
Gefahren durch das Umweltvélkerrecht.'®* Unter weiterer Beriicksichtigung von
Gerechtigkeitserwidgungen ist insbesondere der Umstand hervorzuheben, dass die
konkret vom vollstindigen Untergang ihres Staatsgebietes bedrohten Inselstaaten
in disproportional umfangreichem Mafe unter den Folgen des anthropogenen
Klimawandels angesichts ihrer verhiltnisméafBig geringen Beitrdige zum globalen
Treibhausgasausstofl betroffen sind und infolge der damit einhergehenden Um-
weltverdnderungen auf die Unterstiitzung gerade derjenigen entwickelten Staaten
angewiesen sind, die in besonders umfangreichen Mafle zur Problematik beitra-
gen.'® Zwar wird im Rahmen des Pariser Ubereinkommens nicht konkret auf
das Vorsorgeprinzip Bezug genommen, allerdings besteht eine der im Abschnitt

11 Ekardt, Menschenrechte und Umweltschutz, ZUR 2015, S. 579 (581). Zur grenz-
iberschreitenden Gefahr fiir Menschenrechte ferner Heintze, in: Ipsen, Voélkerrecht
(2018), Einleitung, 8. Kapitel, Rn. 3.

162 Zur Bedeutung der Menschenrechte im jeweiligen Aufnahmestaat vgl. Klin/
McAdam/Burson/Weerasinghe, International Law and Sea-Level Rise: Forced Migration
and Human Rights, FNI Report 1/2016, UNSW Law Research Paper No. 60 (2016),
S. 43f.

163 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Volkerrecht, ZAR 2017, S.1 (3). Vgl. auch
Naser, Climate Change, Environmental Degradation, and Migration: A Complex Nexus,
William & Mary Environmental Law and Policy Review, Band 36, Ausgabe 3 (2012),
S. 713 (758).

164 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (5).

165 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 235.
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hinsichtlich Verlusten und Schéden erwihnten Moglichkeiten der Vorsorge in ei-
ner versicherungsrechtlichen Absicherung moglicher mit dem Klimawandel in
Verbindung stehender Risiken, womit kiinftig eintretende Klimaschdden besser
ausgeglichen werden konnten.'®® Diese Kosten sollten auf Grundlage des Equity-
Prinzips primédr von den Industriestaaten als Hauptverursacherstaaten getragen
werden.'®’

e) Zwischenergebnis

In Betracht kommt im Falle des klimawandelbedingten Untergangs eines Staa-
tes ein der GFK vergleichbarer Schutz durch die Regelungen fiir Staatenlose,
aber auch die Mechanismen zum Menschenrechtsschutz im jeweiligen Aufnah-
mestaat.'®® Der auf dieser Grundlage gewihrleistete Schutz ist jedoch nicht uni-
versell und birgt zudem die Gefahr der fehlenden Vorhersehbarkeit der betrof-
fenen Individuen im Hinblick auf ihren rechtlichen Status nach dem Verlassen
ihres durch den Klimawandel unmittelbar vom Untergang bedrohten Staates.
Deshalb konnten langfristig weitere volkervertragsrechtliche Instrumente not-
wendig werden.'®® Die Staatengemeinschaft wird im Lichte der Dringlichkeit,
welche aufgrund der sich weiterhin beschleunigenden klimatischen Verdnderun-
gen nicht dementiert werden kann, Losungen entwickeln miissen, um Menschen,
die in besonderem Maf3e von den Auswirkungen dieser Verdnderungen betroffen
sind, einen ausreichenden Schutz zu bieten. Besonders dringlich ist die Entwick-
lung einer angemessenen Losung fiir die Bevolkerung kleiner Inselstaaten, die
unmittelbar vom Untergang aufgrund des steigenden Meeresspiegels bedroht
sind.'”?

3. Ergebnis

Basierend auf diesen Erkenntnissen stiinde das Staatsvolk, dessen Staatsgebiet
durch eintretende Unbewohnbarkeit untergegangen ist, auf Grundlage aktueller

16 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (3571).

167 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (358).

168 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S. 1 (6f.). Vgl. zum
Schutz auf Grundlage der volkerrechtlichen Normen zum Schutz der Menschenrechte
unten unter § 4 A.1l.2.¢).

19 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (6f.), wonach
»ein Klimafluchtprotokoll zur UN-Klimarahmenkonvention [hinzutreten konnte], das
Situationen von Klimaflucht identifiziert und Pflichten zur grenziiberschreitenden Leis-
tung von Finanz- und Technologietransfer sowie zur Aushandlung und Bewirkung tem-
pordrer bzw. dauerhafter Aufnahme von Klimafliichtlingen normiert™. Das Volker-
vertragsrecht sei hierbei ,,besser geeignet (...) als die ebenfalls bedeutsamen, indes
deutlich weniger spezifischen Regeln des Volkergewohnheitsrechts oder allgemeine
Rechtsgrundsitze.

170 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 167.
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volkerrechtlicher Normen unter keinem gesonderten Schutz.'”' Zwar gibe es in
der Theorie mehrere Mdoglichkeiten zur Umsiedlung des gesamten Staatsvolkes,
wobei insbesondere die Aufnahme durch andere Staaten in Betracht kommt.
In der Praxis wird sich allerdings kaum ein Staat rechtsverbindlich dazu bereit-
erkldren, ein gesamtes (ehemaliges) Staatsvolk aufzunehmen und langfristig zu
integrieren.'”> Ferner ist ein Staat allein hierzu auch infolge einer Staatenverant-
wortlichkeit nicht verpflichtet. Ein Schutz bestiinde lediglich fiir die betroffenen
Individuen, denen insofern auch ein Anspruch auf Aufnahme gegen die Indus-
triestaaten infolge der Staatenverantwortlichkeit zusteht.

Im Vorfeld seines Untergangs kidmen dem Herkunftsstaat selbst positive
Schutzpflichten zu. Es erscheint jedoch fiir viele kleine Inselstaaten, die iiberwie-
gend nicht {iber die hierfiir notwendigen finanziellen Mittel verfiigen, unwahr-
scheinlich, dass diese in der Lage sein werden, ausreichende Anpassungspro-
gramme einzuleiten, um den Untergang des Territoriums und infolgedessen auch
des Staates selbst zu verhindern, sodass die klimabedingte Migration langfristig
die einzige Option sein konnte.'”> Sollten die betroffenen Individuen in einem
anderen Staat Schutz suchen, wiirden diese Personen wiederum dessen Schutz
unterliegen.

Zusammenfassend fehlt es gegenwirtig an einer vdlkerrechtlichen Regelung
zu Gunsten des vom Untergang ihres Herkunftsstaates bedrohten Staatsvolkes im
Hinblick auf ihren rechtlichen Status. Dariiber hinaus fehlt es auch an einem aus-
reichenden Schutz von sog. Klimafliichtlingen, die ihre vom klimawandelbeding-
ten Untergang bedrohten Staaten verlassen wollen. Unabhdngig davon, ob es sich
um grenziiberschreitende Migration oder Binnenmigration handelt, werden je-
denfalls sog. Klimafliichtlinge auf einen wirksamen Schutz und adéquate Unter-
stiitzung durch die internationale Gemeinschaft angewiesen sein.'’* Dennoch
gibt es bislang kaum systematische akademische Forschung zur Bewertung der
Bedrohung durch klimabedingte Massenmigration, zudem fast keine Studie eine
solche Migration unter dem Gesichtspunkt der Reform der globalen Governance
analysiert hat.'”> Aus dem Pariser Ubereinkommen selbst lassen sich keine Rege-

7! Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 231.

172 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (6).

173 Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Security and
Violent Conflict, S. 291. Naher zu Hilfsfonds fiir kleine Inselstaaten und deren Effekti-
vitdt im Hinblick auf die Auswirkungen des Klimawandels (Anpassungsmechanismen):
Die gesamte klimarelevante Finanzierung wird fiir 2019 auf 608-622 Milliarden USD
geschitzt, vgl. Macquarie et al., Updated View on the Global Landscape of Climate
Finance 2019, Climate Policy Initiative (2020).

174 Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Security and
Violent Conflict, S. 291.

175 Ebd., Die meisten Auswertungen hitten demnach bisher lediglich das unspezifi-
schere Phidnomen der sog. Umweltfliichtlinge in den Blick genommen, obwohl dieses
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lungen fiir die Folgen von Klimaflucht entnehmen. So behandelt Art. 8 Pariser
Ubereinkommen zwar die Verluste und Schiiden, allerdings nicht explizit das
Thema der Klimaflucht.'”®

I1I. Geltendmachung eines Anspruchs auf Aufnahme

Es besteht allerdings — wie bereits erdrtert — ein Anspruch der betroffenen In-
dividuen auf Aufnahme infolge der Staatenverantwortlichkeit. Fraglich ist, wie
eine Geltendmachung dieses Anspruchs in praktikabler Weise umgesetzt werden
konnte.

Den betroffenen Menschen muss insbesondere bereits vor Eintritt des Sze-
narios eine Migrationsoption gewihrleistet werden, damit diese nicht zur Teil-
nahme an der Massenumsiedlung gezwungen werden und auch keiner Unsicher-
heit beziiglich ihres Rechtsstatus als Klimamigrant*innen ausgesetzt sind. In
diesem Sinne wird ein sog. Klimapass diskutiert.'”” Dieser steht unmittelbar mit
den Aufnahmepflichten der Industriestaaten in Verbindung und soll eine Mog-
lichkeit einer Migration in andere Staaten und insbesondere in Industriestaaten
bieten, da Letztere durch ihren iiberwiegenden Beitrag zum Voranschreiten des
Klimawandels besonders in der Verantwortung fiir die Notwendigkeit der Klima-
migration bzw. Klimaflucht stehen.'”® Der Klimapass wiirde eine Moglichkeit
des Nachweises eines tatsichlich bestehenden Aufnahmeanspruchs darstellen.!”
Zusitzlich wire der Klimapass, soweit dieser von allen aufnehmenden Staa-
ten genutzt werden wiirde, ein sinnvolles Instrument zur Verteilung der Klima-
migrant*innen unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten angesichts der
unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten.'®® Demnach muss jeder Staat, der
zur Wiedergutmachung verpflichtet ist, die Aufnahme von Klimamigrant*innen

bereits vor 20 Jahren mit den damaligen Erkenntnissen geformt wurde; vgl. hierzu El-
Hinnawi, Environmental Refugees (1985), S. 4.

176 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Volkerrecht, ZAR 2017, S.1 (5 a.E.). Vgl.
auch Knefel, ,Paris’ COP21 Agreement Failed Millions of Potential Climate Change
Refugees*, Inverse, 18.12.2015, online abrufbar unter: https://www.inverse.com/article/
9370-paris-cop21-agreement-failed-millions-of-potential-climatechange-refugees  (zu-
letzt aufgerufen am 05.11.2022). Vgl. im Einzelnen zu den Verlusten und Schiden oben
unter § 2 A.IIl. 1.e)cc).

177 So schldgt etwa der wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Um-
weltverdnderungen (WBGU) einen Klimapass nach Vorbild des sog. ,,Nansen-Passes*
aus dem Ersten Weltkrieg vor, Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale
Umweltveranderung (WBGU), Zeitgerechte Klimapolitik: Vier Initiativen fiir Fairness
(2018), S. 24ff. Vgl. hierzu insbesondere auch Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ
2019, S. 5291f.

178 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 ff.

17 Vgl. zum Anspruch auf Aufnahme oben unter § 4 A.L.5.

180 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 5291f.
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gewihrleisten, sobald diese ihre Heimat klimawandelbedingt verlassen miissen.
Es trigt allerdings nicht jeder Staat die gesamte Verantwortung fiir die Aufnahme
dieser Menschen, da im zweiten Schritt sodann eine Verteilung auf die einzelnen
Staaten, die in diesem Sinne gesamtschuldnerisch haften,'®'  vorzunehmen
wire.'®* Ein solcher Klimapass konnte somit fiir die Klimamigrant¥innen eine
langfristige Perspektive sowie eine menschenwiirdige Auswanderung gewéhr-
leisten.

IV. Ergebnis

Festzustellen ist, dass sich eine Pflicht der Industriestaaten zur Aufnahme von
solchen Individuen, deren Heimatstaat infolge der Auswirkungen des anthropoge-
nen Klimawandels unmittelbar vom Untergang bedroht ist, volkerrechtlich be-
griinden ldsst. Da die gemd3 Art. 35 ILC-Artikel geschuldete Restitution nicht
mehr durch Wiederherstellung des vormaligen Zustandes erfolgen kann, ver-
bleibt nur eine Verpflichtung zur Aufnahme der betroffenen Menschen zur Ge-
wiihrleistung ihres Uberlebens. Ein solcher Anspruch auf Aufnahme konnte auf
Grundlage eines sog. Klimapasses nachgewiesen werden. Dies wiirde den betrof-
fenen Menschen eine Umsiedlung bzw. Migration in erheblichem Mafle erleich-
tern. Infolge der Staatenverantwortlichkeit konnten die Industriestaaten zudem
fiir ihren {iberproportionalen Beitrag zum Voranschreiten des anthropogen verur-
sachten Klimawandels zur Verantwortung gezogen werden.'®® Die Bezeichnung
von Menschen als sog. Klimafliichtlinge, deren Herkunftsstaat infolge der Aus-
wirkungen des vordergriindig durch die entwickelten Staaten stimulierten anthro-
pogenen Klimawandels untergeht und die infolgedessen staatenlos werden, fiihrt
moglicherweise zu einer AuBerachtlassung der eigentlichen Verantwortlichkeit
entwickelter Staaten fiir den Eintritt eines solchen Szenarios. Dennoch fillt die
Realitit der Klimaflucht praktisch sowie moralisch in die Verantwortung der
Staatengemeinschaft.'®*

181 Siehe hierzu im Einzelnen unten unter § 4 B.

182" Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 ff. Ferner kann — neben den
bereits im Rahmen des Pariser Ubereinkommens zugeswherten finanziellen Unterstiit-
zung von Inselentwicklungsldndern hinsichtlich Minderung und Anpassung — eine Ab-
sicherung durch einen Anspruch auf einen angemessenen Versicherungsschutz sinnvoll
sein, wobei die Versicherungsprdmie anteilig von den Industriestaaten zu tragen wére,
vgl. Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (357f.). Dariiber hinaus ist auch die auch von Biermann und Boas vorgeschla-
gene sog. Verfahrenslosung zu erwihnen, vgl. Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska,
Climate Change, Human Security and Violent Conflict, S. 291 (296). Diese sieht die
Einrichtung einer Task Force vor, welche iiber die konkrete Mittelvergabe auf Grund-
lage eng gefasster und konkret festgelegter Kriterien entscheiden soll; vgl. hierzu auch
Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (6).

183 So auch Lefeber, Climate Change and State Responsibility, in: Rayfuse/Scott, In-
ternational Law in the Era of Climate Change, S. 321 (348).

184 So auch Naser, Climate Change, Environmental Degradation, and Migration:
A Complex Nexus, William & Mary Environmental Law and Policy Review (2012),
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B. Haftungsumfang

Fraglich ist ferner, in welchem Umfang die Staaten im Einzelnen haften. In
Betracht kommen eine teil- sowie eine gesamtschuldnerische Haftung von Staa-
ten, die gegen ihre klimarechtlichen Verpflichtungen verstoBen. Einerseits kann
im Sinne einer teilschuldnerischen Haftung (,,shared liability*) argumentiert wer-
den, dass jeder Staat regelmiBig nur fiir eigenes Verhalten verantwortlich ist.'®’
Eine gesamtschuldnerische Haftung konnte sich auf Grundlage des Art. 47
Abs. 1 ILC-Artikel ergeben und wiirde — anders als eine teilschuldnerische Haf-
tung — eine volle Haftung der einzelnen Staaten gegeniiber dem geschéadigten
Staat im AuBenverhéltnis mit einer Regressmoglichkeit gemifl Art. 47 Abs. 2
lit b) ILC-Artikel im Innenverhiltnis bedeuten.'®® GemiB Art. 47 Abs. 1 ILC-Ar-
tikel kommt eine gesamtschuldnerische Haftung dann in Betracht, wo ,,several
States are responsible for the same internationally wrongful act“ und es sich
dementsprechend um ein rechtswidriges Verhalten handelt, welches ein einheit-
liches Geschehen darstellt und mehreren Staaten zurechenbar ist.

Dies ist einerseits dann der Fall, wenn das rechtswidrige Verhalten mehrerer
Staaten in einer Weise miteinander verbindet, dass sie beziiglich des Gesamt-
geschehens als gemeinsam handelnd betrachtet werden konnen,'®” andererseits
auch dann, wenn mehrere Staaten beispielsweise zur Verschmutzung eines Flus-
ses ,,by seperate discharge of pollutants” und demnach in einer Weise beitragen,
dass jeder Staat seinerseits dem Fluss Schadstoffe zufiithrt.'®® So wie im letztge-
nannten Szenario verhilt es sich auch im Falle von THG-Emissionen, da die die
Umwelt belastenden Stoffe ebenfalls nicht unterscheidbar sind und qualitativ
gleichermaflen in die Atmosphire hineinwirken und infolgedessen in ihrer Ge-
samtheit eine Verschmutzung der Umwelt in der Weise bewirken, dass die Scha-
densfolgen eintreten.'®® Wenn die Staatengemeinschaft demnach insgesamt ledig-
lich ungeniigende Anstrengungen zur Einhaltung des Temperaturziels unter-
nimmt, kann davon ausgegangen werden, dass jeder einzelne Staat, der haftet, im
AufBlenverhiltnis vollumfénglich fiir die Folgen verantwortlich gemacht werden

Band 36, Ausgabe 3, S.713 (758) sowie Hanschel, Klimafliichtlinge und das Voélker-
recht, ZAR 2017, S. 1 (3).

185 Comment (5) zu Draft Art.7 A ILA Climate Law Principles sowie Comment (1)
zu Chapter IV ILC Draft Articles on Responsibility of States for Internationally Wrong-
ful Acts. Vgl. ferner Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher
Sicht, ZUR 2016, S. 352 (356).

186 Verheyen, Climate Change Damage and International Law, S. 268f. Vgl. auch
Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (532f1.).

187 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (532f.). Demnach ligen
weder eine Durchfiihrung von Aktivititen durch ein gemeinsames Organ noch das Han-
deln des einen Staates auf Anweisung oder unter der Kontrolle des anderen Staates vor,
wenn mehrere Staaten THG-Emissionen auf ihren jeweiligen Gebieten zulieBen.

188 TLC, Kommentar zu den ILC-Artikeln, Art. 47, Kommentar 1.

189 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (532f.).



B. Haftungsumfang 215

kann, sodass eine gesamtschuldnerische Haftung der Staaten fiir Klimaschdden
angenommen werden kann.'®® Dies bezieht sich insbesondere auf die Industrie-
staaten als Hauptakteure hinsichtlich des Voranschreitens des anthropogenen Kli-
mawandels.

Die Staaten sind auf Grundlage ihrer Sorgfaltspflicht in demjenigen Mal} zur
Eliminierung der unzumutbaren Schadensrisiken verpflichtet, in welchem sie zu
ihrer Entstehung beitragen.'®' Daraus ergibt sich eine Aufnahmepflicht, die sich
proportional zum jeweiligen Beitrag der einzelnen Staaten zum Voranschreiten
des Klimawandels verhélt. Somit haften die Staaten im Falle eines Verstofles ge-
gen die sich aus dem Pariser Ubereinkommen ergebenden vélkerrechtlichen Ver-
pflichtungen gesamtschuldnerisch sowie jeweils proportional zu ihrem jeweiligen
Beitrag.'”* Dies bedeutet im Ergebnis, dass auch proportionale Aufnahmepflich-
ten der Industriestaaten bestehen, die sich nach dem jeweiligen Umfang der Ver-
antwortlichkeit richten. Infolge dieser Annahme stellen sich jedoch daraus fol-
gende Zurechnungsfragen.'®* Insbesondere stellt sich die Frage nach der Verein-
barkeit einer solchen gesamtschuldnerischen Haftung mit dem Grundsatz der
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Féhig-
keiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten. Hierbei gilt es
zu beriicksichtigen, dass der MaBstab der ,,due diligence®-Verpflichtungen auch
im Falle der GroBBemittenten individuell nach MaBBgabe des Grundsatzes der ge-
meinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahig-
keiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten zu beurteilen
ist, sodass ein Staat nur insoweit zur Reduktion der TGH-Emissionen verpflichtet
ist, wie es ihm zumutbar ist.!**

Die gesamtschuldnerische Haftung ldsst jedoch auch eine Beriicksichtigung
dieser Umsténde zu, da eine solche nicht zur Folge hat, dass jeder haftende Staat
seinerseits fiir den vollen Schaden einzutreten hat, sondern vielmehr auf den Re-
gressanspruch des Art. 47 Nr. 2 lit b) ILC-Artikel zuriickgreifen kann.'”> Dem-
entsprechend haften die Staaten im Auflenverhiltnis gesamtschuldnerisch im
Sinne ihrer gemeinsamen Verantwortlichkeit, im Innenverhdltnis allerdings ent-

190 Vgl. hierzu insbesondere Verheyen, Climate Change Damage and International
Law, S. 278f. sowie Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher
Sicht, ZUR 2016, S. 352 (357).

91" Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (3571).

192 Vgl. zu den unterschiedlichen Verantwortlichkeiten oben unter § 2 A.11.3.b).

193 Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (6). Vgl. hierzu
vertiefend auch Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Be-
handlung von Umweltfliichtlingen, S. 96 ff.

194 Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher Sicht, ZUR 2016,
S. 352 (357).

195 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533).
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sprechend des Grundsatzes der unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und je-
weiligen Fahigkeiten angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten
und unter Beriicksichtigung der jeweiligen Verantwortungsanteile sowie des
Equity-Grundsatzes.'*°

C. Durchsetzbarkeit

Fraglich ist, inwieweit die daraus erwachsenden Rechtsfolgen und die infolge-
dessen gegen die Industriestaaten bestehenden Anspriiche in der Praxis durchge-
setzt werden konnten. Das Rahmeniibereinkommen sieht zunédchst im Rahmen
des Art. 14 Rahmeniibereinkommen Modalititen zur Beilegung von Streitigkei-
ten vor, wobei im Falle einer solchen Streitigkeit insbesondere eine Vorlage an
den IGH gemil3 Art. 14 Abs. 2 lit a) Rahmeniibereinkommen in Betracht kommt.
Der betroffene Inselstaat konnte insoweit ein Verfahren gegen einen oder mehrere
Industriestaaten vor dem IGH anstreben. Diesbeziiglich kommen insbesondere
Musterklagen im Falle der Unterwerfung der Staaten unter die Gerichtsbarkeit
des IGH gem. Art. 36 IGH-Statut sowie eine Initiierung eines Gutachtens des
IGH gem. Art. 96 UN-Charta i.V.m. Art. 65ff. IGH-Statut in Betracht.'”” Wei-
tere Regelungen zur Streitbeilegung im Rahmen des volkerrechtlichen Klima-
schutzsystems sind bisher durch die Vertragsstaatenkonferenz nicht beschlossen
worden. '’

Fraglich ist ferner, ob die Einleitung eines solchen Verfahrens auch nach dem
Untergang des Staates noch mdglich wire. Die UN-Charta sieht diesbeziiglich
vor, dass alle Mitglieder der Vereinten Nationen ipso facto Vertragsparteien des
IGH-Statuts sind, sodass die Verweise in Art. 34 Abs. 1 IGH-Statuts so gelesen
werden miissen, dass der IGH die Gerichtsbarkeit tiber Fille hat, an denen UN-
Mitglieder beteiligt sind. Problematisch ist hierbei, dass die UN-Mitgliedschaft
gemifB Art. 4 Abs.1 der UN-Charta auf Staaten beschrinkt ist.'”® Demnach ist
ein Staat nur solange klagebefugt vor dem IGH, wie dieser noch als Staat weiter-
besteht und insofern noch nicht untergegangen ist.**

Wie erortert wiirde die Staatlichkeit mit dem Untergang eines der Elemente
und insbesondere auch des Staatsgebietes allerdings wegfallen. Der vom Unter-

196 Vgl. hierzu auch Frank, Anmerkungen zum Pariser Klimavertrag aus rechtlicher
Sicht, ZUR 2016, S. 352 (357) sowie oben unter § 2 A.IL.3.Db).

Y7 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533), wonach solche zur
Verdeutlichung der volkerrechtlich begriindeten Rechte und Pflichten der Staaten unter-
einander im Zusammenhang mit der Klimamigration beitragen kdnnten.

198 Gjehe hierzu insbesondere Werksman, in: Gerrard/Wannier, Threatened Island
Nations, S. 409 (431).

199 Wong, Statehood and Sovereignty: Sovereignty Sunk? The Position of ,,Sinking
States* at International Law, Melbourne Journal of International Law, Band 14, S. 346

387).
( 200) Ebd.
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gang bedrohte Staat miisste ein Verfahren vor dem IGH daher noch vor seinem
Untergang anregen. In diesem Fall wire ein nachtraglicher Untergang unschéd-
lich, da sich die Zustindigkeit des IGH sowie die Klagebefugnis am Zeitpunkt
der Einreichung der Klage orientieren und auch unabhingig von spiteren Ereig-
nissen bestehen bleiben. Hierbei miisste der betroffene Inselstaat allerdings be-
reits zum Klagezeitpunkt nachweisen konnen, dass der verklagte Staat fiir den
Klimawandel und seine Folgen verantwortlich ist.?*' Dieser Nachweis diirfte al-
lerdings bereits aufgrund der derzeitigen naturwissenschaftlichen Erkenntnisse
erfolgreich gefiihrt werden konnen. Hinsichtlich der rechtswidrigen Handlung
konnte ergéinzend auch auf die no harm rule abgestellt werden, wonach solche
Handlungen zu unterlassen sind, die zu erheblichen Umweltschiden auf fremden
Territorien fiihren.

D. Ergebnis

Demnach besteht ein Aufnahmeanspruch der durch den Untergang ihres
Staates bedrohten Personen unter Berilicksichtigung des modernen umweltvol-
kerrechtlichen Prinzipiengefiiges gegen die Industriestaaten in ihrer Position
als Hauptverursacher des Voranschreitens des anthropogenen Klimawandels,
sodass jeder dieser Staaten im AuBenverhéltnis die volle Last der Klimamigra-
tion zu tragen hat und jedenfalls im ersten Schritt verpflichtet ist, die Klimami-
grant*innen aufzunehmen.?**> Eine solche Aufnahme kénnte beispielsweise iiber
einen sog. Klimapass erfolgen. Erst im Innenverhéltnis besteht sodann ein Re-
gressanspruch der aufnehmenden gegen die anderen haftenden Staaten auf eine
Verteilung der Klimamigrant*innen entsprechend der jeweiligen Verursachungs-
beitrdige nach dem Grundsatz der Schadensteilung im Falle einer Gesamt-
schuld.>®® Zur Durchsetzung eines solchen Anspruchs kommt eine Vorlage an
den IGH gemél Art. 14 Abs. 2 lit a) Rahmeniibereinkommen in Betracht.

201 Vertiefend hierzu Wong, Statehood and Sovereignty: Sovereignty Sunk? The Posi-
tion of ,,Sinking States“ at International Law, Melbourne Journal of International Law,
Band 14, S. 346 (388), wonach die Méglichkeit einer solchen vorgezogenen Klage be-
reits im Jahr 2002 diskutiert wurde, als der frithere tuvaluische Premierminister Talake
bekannt gab, dass Tuvalu zusammen mit Kiribati und den Malediven plante, die USA
und Australien zu verklagen.

202 So auch Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533).
203 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533).
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Die kleinen Inselentwicklungslédnder und insbesondere die Atollstaaten werden
sich in den kommenden Jahrzehnten mit der Frage nach ihrer Zukunft angesichts
der unmittelbaren Gefahr eines Untergangs infolge der klimawandelbedingten Un-
bewohnbarkeit des eigenen Territoriums konfrontiert sehen. Ein Szenario, wie es
im Rahmen dieser Forschungsarbeit diskutiert wurde, wiirde eine Staatenverant-
wortlichkeit insbesondere der Industriestaaten, die in einem iiberproportionalen
Mafle fiir das Fortschreiten des Klimawandels und seiner Folgen verantwortlich
sind, im Sinne der ILC-Artikel auslosen. Es ergébe sich insbesondere eine Staaten-
verantwortlichkeit im Sinne fiir den klimawandelbedingten Untergang eines Staa-
tes auf Grundlage einer Uberschreitung der sich aus der Regelung des Art. 2
Abs. 1 lit a) Pariser Ubereinkommen ergebenden Temperaturobergrenze, soweit
das entsprechende CO,-Budget aufgebraucht wiirde. Sollte diese Pflichtverletzung
in einem zeitversetzten Kontext zum Untergang eines Staates fithren, wire dies als
kausaler Schaden einzuordnen. Eine solche Staatenverantwortlichkeit konnte auch
durch das verbleibende Staatsvolk geltend gemacht werden. Durch den Verlust des
Staatsgebietes tritt zwar der Verlust der Staatsqualitit ein, allerdings muss der
Wortlaut des Art. 42 ILC-Artikel dahingehend ausgelegt werden, dass diese Rege-
lung alle Volkerrechtssubjekte meint. Mit Eintritt des relevanten Szenarios eines
untergegangenen Staates wiirde dem verbleibenden Staatsvolk eine Volkerrechts-
subjektivitidt zukommen, wobei im Rahmen dieser Arbeit dahinstehen konnte, wel-
che Form ein solches Volkerrechtssubjekt hitte. Infolge der Geltendmachung
wiirde sich als Rechtsfolge ein Aufnahmeanspruch der durch den Untergang ihres
Staates bedrohten Personen ergeben, wobei ein solcher unter Beriicksichtigung des
modernen umweltvolkerrechtlichen Prinzipiengefiiges in erster Linie gegen die
Industriestaaten in ihrer Position als Hauptverursacher des Voranschreitens des an-
thropogenen Klimawandels bestiinde. Im Auflenverhiltnis wiirden die Industrie-
staaten gesamtschuldnerisch haften, sodass die Geltendmachung dieses Anspruchs
gegeniiber jedem Industriestaat moglich wire. Der Nachweis des Anspruchs
konnte mit einem sog. Klimapass realisiert werden.

Unklar ist jedoch, wie die Zukunft dieser Menschen nach dem Untergang des
Staates konkret aussidhe. Das erorterte ,,Einfrieren* maritimer Basislinien wiirde
zunichst eine Ubergangslésung darstellen, es blieben jedoch Fragen zur Dauer
einer solchen Regelung.! Auch wenn die Vélkerrechtssubjektivitit des Staatsvol-

I Wong, Statehood and Sovereignty: Sovereignty Sunk? The Position of ,,Sinking
States at International Law, Melbourne Journal of International Law, Band 14, S. 346
(3891f.).
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kes erhalten wird, wiirde ein solches nach dem Untergang des Staates hauptsich-
lich mit der Verwaltung der Seerechte des ehemaligen Staates zur Aufgabe be-
traut sein, um die daraus erwirtschafteten Einnahmen ggf. unter den — auch be-
reits ausgewanderten — Biirger*innen aufzuteilen.? Eine effektive Verwaltung des
gesamten verbliebenen Staatsvolkes erscheint hingegen unwahrscheinlich und
schwer umsetzbar, da die betroffenen Menschen wie oben erértert als Klima-
migrant*innen unter den Industriestaaten, die eine Pflicht zur anteiligen Auf-
nahme haben, u. U. aufgeteilt wiirden.

Infolge massenhafter Umsiedlungen stellt sich auch die Frage nach der prak-
tikablen Losung zur Aufrechterhaltung von Kultur und Sprache. Hierbei sollte
gewihrleistet werden, dass Staaten, die ihr Staatsterritorium unverschuldet bzw.
weit liberwiegend aufgrund fremden Verschuldens verlieren, nicht plotzlich alle
Vorteile und Privilegien ihrer Staatlichkeit verlieren.® In diesem Sinne gibt es
bereits Vorschldge hinsichtlich der Entwicklung einschldgiger Regelungen, die
allerdings auch praktikabel sein miissen. Anerkennenswert ist insbesondere der
von Bergmann unterbreitete Ansatz der Anerkennung eines neuen Vdolkerrechts-
subjekts im Sinne eines ,entterritorialisierten souverdnen Personenverbandes*
(ESPV).* Von diesem Grundgedanken ausgehend konnte ein Ansatz entwickelt
werden, welcher neben dem vdlkerrechtlichen Status des Uberflutungsgebildes
auch die Staatenverantwortlichkeit insbesondere der Industriestaaten beriicksich-
tigt.

Aus heutiger Perspektive erscheint es deshalb vorzugswiirdig, dass die Mog-
lichkeit einer sog. Klimamigration im Rahmen einer vdlkervertragsrechtlichen
Regelung verankert wird. Gefordert wird in diesem Sinne ein ,,sui generis regime
for the recognition, protection, and resettlement of climate refugees“.> Eine Op-
tion hierfiir wire die Form eines Zusatzprotokolls zum Pariser Ubereinkommen
bzw. zum Rahmeniibereinkommen.® Im Rahmen eines solchen Protokolls kénn-

2 Jain, The 21st Century Atlantis: The International Law of Statehood and Climate
Change-Induced Loss of Territory, Stanford Journal of International Law, vol. 50, no. 1,
S.1(52).

3 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 237.

4 Bergmann, S. 164 ff.

5 Biermann/Boas, in: Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Security and
Violent Conflict, S. 291 (294 ff.). Vgl. auch Hanschel, Klimafliichtlinge und das Vol-
kerrecht, ZAR 2017, Nr. 1, S. 1 (6).

% Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533). Vgl. auch Hanschel,
Klimafliichtlinge und das Vélkerrecht, ZAR 2017, S.1 (6) sowie Biermann/Boas, in:
Scheffran/Brzoska, Climate Change, Human Security and Violent Conflict, S. 291
(299), wobei hier konkret ein ,,Protocol on Recognition, Protection, and Resettlement of
Climate Refugees to the United Nations Framework Convention on Climate Change*
vorgeschlagen wird. Vgl. auch Kreck, Moglichkeiten und Grenzen des rechtlichen
Schutzes fiir Umweltfliichtlinge, Kritische Justiz, Vol. 44, No. 2 (2011), S.178 (184),
wonach sich ein neues vdlkerrechtliches Instrument an den Voraussetzungen und der
Definition der GFK fiir die Einordnung von sog. Umweltfliichtlingen orientieren sollte.
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ten sich die Vertragsstaaten im Sinne ihrer gemeinsamen Verantwortung zur Aus-
handlung einer gemeinsamen Losung inklusive eines Vorgehens beziiglich der
Verteilung der aufzunehmenden Klimamigrant*innen verpflichten. Das volker-
rechtliche Klimaschutzrecht konnte so neben den durch die volkerrechtlichen
Vertrdge zum Schutz der Menschenrechte treten und einen addquaten Schutz fiir
die Klimamigrant*innen in dem fiir diese Forschungsarbeit relevanten Szenario
bieten.”

Am Wichtigsten erscheinen zum derzeitigen Zeitpunkt weiterhin Praventions-
erwigungen zu sein, um das vorliegend relevante Szenario eines untergegan-
genen Inselstaates zu verhindern. Hierfiir miisste die Staatengemeinschaft die
Temperaturobergrenze des Pariser Ubereinkommens respektieren und schnellst-
moglich entsprechende MaBnahmen ergreifen, um bestenfalls das untere Tempe-
raturziel des Pariser Ubereinkommens von 1,5°C gegeniiber dem vorindustriellen
Zeitalter gar nicht erst zu erreichen. Ausschlaggebend wird es sein, dass eine
kritische Masse an Staaten schnellstmdglich ihre langfristigen Strategien flir eine
Emissionsreduktion auf Null festlegt und gemiB Art. 4 Abs. 19 Pariser Uberein-
kommen kommuniziert.® Die Einhaltung dieses Temperaturziels wird allerdings
noch mehr erfordern als diese Emissionsreduktionen. Angesichts der bereits
emittierten Mengen an THG und insbesondere CO, werden voraussichtlich zu-
sétzliche neue Technologien erforderlich sein, die dieses aus der Atmosphére ex-
trahieren. Solche Extraktionen sind zwar bereits technisch moglich, wéren aller-
dings nur mit beispiellosen und bewusst nachhaltigen Reformen und Investitio-
nen in solche Technologien auch tatsichlich weltweit umsetzbar.’

Die klimawandelbedingten Umweltverdnderungen sind bereits deutlich und
weltweit spiirbar und werden sich weiterhin intensivieren. Eine volkerrechtliche
Antwort auf diese Verdnderungen und den damit einhergehenden Folgen wird
unerlisslich sein. Das Pariser Ubereinkommen findet bisher keine ausreichenden
Antworten auf all die rechtlichen Fragen, die mit diesen Verdnderungen einher-
gehen.'® Das Volkerrecht ist und wird allerdings auch in Zukunft das Haupt-
instrument fiir effiziente MaBnahmen gegen den Klimawandel darstellen.''

Auf Grundlage der Grundsitze des Umweltvolkerrechts werden sich insbeson-
dere die Industriestaaten auch in Zukunft an einer Losung der sich aus den Fol-
gen des anthropogenen Klimawandels ergebenden Problematiken beteiligen und

7 Vgl. auch Hanschel, Klimafliichtlinge und das Voélkerrecht, ZAR 2017, Nr. 1, S. 1
(6)-

8 Higham, in: Klein et al., The Paris Agreement on Climate Change — Analysis and
Commentary, S. 413 (415).

° Higham, in: Klein et al., The Paris Agreement on Climate Change — Analysis and
Commentary, S. 413 (414).

10" Higham, in: Klein et al., The Paris Agreement on Climate Change — Analysis and
Commentary, S. 413.

1" Verheyen, Climate Change Damage and International Law, S. 364.
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dementsprechend auch eine aktive Hilfeleistung fiir die besonders durch diese
Folgen benachteiligten Menschen leisten miissen, deren Lebensgrundlagen zer-
stort werden.'? Fiir eine effiziente Hilfeleistung bedarf es jedoch einer engen Zu-
sammenarbeit aller beteiligten Staaten im Sinne des Grundsatzes der gemein-
samen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fahigkeiten
angesichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten.'?

Die Staatengemeinschaft muss angesichts der derzeitigen Ausgangslage drin-
gend tdtig werden und insbesondere einem von einem solchen Szenario kiinftig
bedrohten Staatsvolk Rechtssicherheit bieten, da ein solches im Ganzen bislang
keinen Anspruch auf eine geordnete Umsiedlung sowie auf eine langfristige Per-
spektive unter Aufrechterhaltung ihrer Kultur, Sprache und Traditionen hitte.

12 Frank, Klimabedingte Migration, NVwZ 2019, S. 529 (533).
13 Atapattu, Human Rights Approaches to Climate Change, S. 233 f.
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